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MEINEM  FKEUiNDE 


FRANZ  RITTER  von  WIESER 


DANKBAR  ZUGEEIGNET. 
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Vorwort. 


-<*> 


Die  vorliegende  Arbeit  enthält  einen  Teil  jener  Unter- 
suchungen, auf  welche  ich  bei  Gelegenheit  der  Veröffent- 
lichung meines  Vortrags :  y,  Der  Kampf  um  den  Landfrieden 
in  Deutsehland  während  des  Mittelalters"  (Mittheiluugen 
des  Instituts  für  österr.  Geschichtsforschung,  Ergänzungs- 
band IV,  443  ff.),  als  auf  die  Grundlage  der  daselbst  ent- 
wickelten Ansichten  verwiesen  habe.  Allerdings  nicht 
denjenigen  Teil,  dessen  Vorlegung  man  vielleicht  zunächst 
erwartet  und  gewünscht  haben  könnte. 

Die  nachfolgenden  Studien  beschäftigen  sich  nicht 
mit  der  in  jenem  Aufsatz  in  den  Vordergrund  gerückten 
Seite  des  Themas,  mit  der  Geschichte  des  Fehderechts, 
sondern  beziehen  sich  auf  den  dort  noch  kürzer  skizzirten 
Kampf  gegen  die  Friedensstörung  ausserhalb  der  Fehde, 
welche  insbesondere  andauernd  von  Seite  der  Raubritter- 
schaft ausgieng,  und  zwar  in  der  Hauptbache  nur  auf 
einen  einzelnen  Gegenstand,  der  in  jener  Uebersicht  der 
Mittel  und  Formen  der  rechtlichen  Abwehr  nur  flüchtig 
zur  Erwähnung  kam  ^). 


*)  S.  456:  »Als  besonders  erwähnenswert  (unter  den  Reformen 
auf  dem  Gebiete  des  Prozessrechts)  erscheint  die  Einführung  eines 
eigentümlichen  Vertahrens,  wonach  Personen,  denen  vom  Kläger 
gewohnheitsmässiger  Bruch  des  Landfriedens  durch  schwere  Gewalt- 


* 
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Die  Ergebnisse  dieser  Arbeit  dürften  es  aber  zur 
Genüge  rechtfertigen  und  erklären,  dass  und  warum  ich 
gerade  diesem  Gegenstande  den  Vorzug  vor  allen  anderen 
gegeben  habe.  Hier  war  eben,  worauf  schon  Kich. 
Löniug  (Der  Reiiiigungseid  bei  üngerichtsklagen  S.  73 
Anmerkung)  aufmerksam  gemacht  hatte,  eine  wirkliche 
Lücke  in  unserer  Kenntnis  der  deutschen  Prozessrechts- 
geschichte  auszufüllen.  Es  galt,  eine  durch  Jahrhunderte 
sich  hinziehende  Rechtsentwickelung  aufzudecken,  deren 
älteste  Spuren,  obzwar  in  sehr  bekannten  Quellen  über- 
liefert, doch  bisher  dem  Blick  der  Forscher  schlechthin 
entgangen  waren,  während  die  jüngeren  Zeugnisse  dann 
durchschnittlich  falsch  oder  doch  nicht  völlig  zutreffend 
gedeutet  worden  sind. 

Die  Beschränkung  auf  das  süddeutsche  Gebiet  ergab 
sich  dabei  von  selbst  aus  der  Lagre  der  Dinore.  Nur  dieses 
Gebiet  war  der  eigentliche  Schauplatz,  auf  welchem  die 
Geschichte  des  behandelten  Verfahrens  scef^en  die  land- 
schädlichen  Leute  sich  abspielte;  hier  nur  ist  dasselbe  zu 
eingreifender  und  dauernder  praktischer  Bedeutung  ge- 
langt. Im  nördlichen  Deutschland  dagegen  hat  es,  wenn 
auch  sein  Vorkommen  an  einzelnen  Orten  bezeugt  er- 
scheint,  (man  vgl.  z.  B.  unten  S.  187  Anm.  2)  doch  offen- 
bar nie  rechten  Boden  gewonnen.  Wol  aus  zwei  Ursachen, 
die  zusammen  entgegenwirkten :  Einerseits  nämlich  über- 
nahmen und  erfüllten  hier  die  Vemgerichte  mit  ihrem 
eigentümlichen  Prozess  wesentlich  dieselben  Aufgaben  und 
Zwecke,  welchen  jenes  Verfahren  im  Süden  diente.  Anderer- 
seits aber  stand  im  Norden  wol  auch  schon  von  vorne- 
lierein  die  erdrückende  Autorität  und  Vorherrschaft,  welche 


thaten  vorgeworfen  wurde,  verurteilt  werden  konnten  ohne  jeden 
Thatbeweis,  ledighch  auf  das  Zeugnis  und  die  Erklärung  einer 
bestimmten  Zahl  glaubwürdiger  Personen  irgendwelchen  Standes, 
dass  der  Beklagte  ein  berüchtigter  Landfriedensbrecher  und  besser 
todt  denn  lebendig  sei.« 
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der  Sachsenspiegel  und  sein  Recht  überall  erlangten  und 
genossen,  dem  Durchdringen  einer  prozessrechtlichen  In- 
stitution entgegen,  die  in  diesem  Rechtsbuch  noch  keine 
Berücksichtigung  gefunden  hatte  und  auch  keine  An- 
knüpfung an  dasselbe  finden  konnte. 

Gerade  dieser  Umstand  und  die  damit  zusammen- 
hängende Thatsache,  dass  auch  die  süddeutschen  Spiegel 
dieselbe  nicht  ausdrücklich  berühren,  haben  es  wol  auch 
zumeist  verschuldet,  dass  die  ältere  Forschung  auf  dem 
Gebiete  der  mittelalterlich  deutschen  Rechtsgeschichte, 
welche  sich  ja  durchwegs  hauptsächlich  auf  jene  Quellen 
stützte,  die  anderweitig  dafür  vorliegenden  Zeugnisse  nicht 
beachtete  oder  nicht  zu  würdigen  vermochte. 

Zum  Schlüsse  kann  ich  nicht  unterlassen,  ein  Wort 
der  Entschuldigung  wegen  der  vielfachen  Mängel  dieses 
Buches  beizufügen.  Aeussere  Umstände  persönlicher  Natur 
sind  dem  Gedeihen  der  Arbeit  fortdauernd  hinderlich  ofe- 
Wesen  und  haben  meine  Bemühungen,  jene  Mängel  zu 
vermeiden  oder  zu  beheben,  übermächtig  vereitelt. 


Wien,  Februar  1895. 
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I.  Die  schädlichen  Leute. 


i 


Die  Ausdrücke  „schädlicher  Manu,  seh.  Leute 
(homines  damnosi,  nocivi/'  finden  sich  besonders  häufig 
in  süddeutschen  Quellen  strafrechtlichen  Inhalts  aus  der 
zweiten  Hälfte  des  Mittelalters.  Bisher  hat  man  nun 
wol  zumeist  wie  etwas  Selbstverständliches  angenom- 
men, dass  dieselben  schlechthin  und  überall  als  gleich- 
bedeutend mit  „Verbrecher"  oder  „Missethäter'  ge- 
braucht seien,  einfach  und  lediglich  als  eine  Bezeichnung 
des-  resp.  derjenigen,  welche  ein  Verbrechen  begangen  i), 
also  prinzipiell  durch  ihre  Handlung  einen  Schaden  ange- 
richtet hatten^).  In  der  That  ist  auch  eine  solche  all- 
gemeine Bedeutung  jener  Ausdrücke  in  vielen  Stellen  ganz 
evident^).  Aber  dieser  Sprachgebrauch  erscheint  doch 
keineswegs  als  ein  ausschliesslicher:  ja,  er  ist  nicht  ein- 
mal der  vorherrschende.  Oefter  werden  jene  Bezeich- 
nungen vielmehr  in  prägnanter  Bedeutung  gebraucht,  in- 
dem das  Attribut  „schädlich''  als  eine  habituelle  Eigen- 
schaft verstanden  wird. 


*)  Vgl.  z.  B.  Zoepfl,  Deutsche  Rechtsgeschichte  3,  410  Anm.  2. 

2)  Vgl.  Brunner,  D.  Rechtsgesch.  2,  537  Anm.  8. 

3)  Dieselbe  ergibt  sich  z.  B.  anscheinend  auch  in  den  beson- 
ders  beachteten    Quellen   des    mittelalterlichen   Bamberger   Stadt- 
rechts ;  vgl.  Zoepfl,  Das  alte  Bamberger  Recht.  Urkundenbuch  S  40 
42,  54,   129  tf. 

Zallinger,  Landschädliche  Leute.  1 
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„Schädliche  Leute''  nanute  man  eigentlich  und  ins- 
besondere diejenigen,  wehhe  nicht  blos  durch  eine  be- 
stimmte That  schädlich  geworden ,  sondern  gefährlich, 
schadenbringend  waren  ihrer  Art  nach,  durch  einen  ver- 
brecherischen Lebenswandel,  durch  gehäufte,  fortlaufende 
Begehung  von  üebelthaten:  die  gewerbsmässigen, 
berufsmässigen,    die    Gewohnheitsverbrecher. 

Obwol  diese  Anwendung  des  Ausdrucks  auch  bereits 
von  Anderen  gelegentlich  erkannt  und  constatirt  wurde  ^), 
wird  es  doch  notwendig  sein,  an  dieser  Stelle  einen  vor- 
läufigen Nachweis  derselben  zu  erbringen. 

Sehlagende  Bclej^e  in  f^rosser  Zahl  bieten  einmal  bei- 
spielsweise  die  Listen  der  „schädlichen  Leute"  in  dem 
Augsburger  Achtbuch  des   14.  Jahrhunderts  ^). 

Man  vergleiche  etwa  folgende,  einzelnen  Namen 
in  der  Liste  des  Jahres  1349  beigefügten  Charakteri- 
siruugen: 

N.,  der  ein  vogler  ist  ein  rehter  bozwiht,  sc  hedlich 
riehen  und  armen. 

N.  ein  sc  hedlich  er  knecht  der  stat  mit  allerhand 
hozhait. 

N.  und  N.  hozvolk,  schedllch  diser  stadt  mit 
aller  hozhait. 

N.  der  stadt  ein  schedlich  wip  mit  aller  bozhait. 

N.  dirr  stadt  ein  schedlich  man. 

N.  ein  schedlich  man. 

N.  der  stadt  ein  hoser  man  mit  verraten  mit  aller 
hozhait  •'). 


*)  Siehe  insbes.  Rieh.  Limhuj,  „Der  Reinigungseid  bei  Unge- 
richtsklagen"  S.  69  ft".,  vgl.  aber  unten  S.  8  Anm. 

')  Siehe  die  äusserst  lehrreiche  Publikation  von  Buff,  Ver- 
brechen und  Verbrecher  zu  Augsburg  in  der  zweiten  Hälfte  des 
14.  Jahrh. ;  Zeitschrift  d.  bist.  Vereins  für  Schwaben  und  Neu- 
burg 3  (1877),  160  ff. 

«)  Das.  S.  223  ff. 
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Derselbe  Sprachgebrauch  liegt  dann  offenbar  auch 
vor  in  allen  jenen  Bestimm ungeu  spätmittelalterlicher 
land-  und  stadtrechtlicher  Quellen .  welche  sich  be- 
ziehen auf  die  in  gewissen  Formen  zu  gewinnende  pro- 
zessuale Feststellung,  dass  Jemand:  .dem  Lande-,  der 
Stadt-,  Land  und  Leuten-.  Stadt.  Land  und 
Leuten  (öffentlich  oder  heimlich)  ein  schäd- 
licher Mensch"  sei  Durch  diese  Zusätze  wird  die 
Schädlichkeit  unmittelbar  als  Gemeinschädlichkeit  charak- 
terisirt  und  zwar  ergibt  schon  der  Vergleich  mit  den  vor- 
stehenden Beispielen  aus  dem  Augsburger  Achtbuch,  dass 
diese  ^Eigenschaft  wol  nicht  auf  die  Natur  einer  bestimm- 
ten einzelnen  Handlung  oder  des  Verbrechens  an  sich 
als  eines  Bruchs  des  gemeinen  Friedens,  ^)  sondern  allein 
auf  die  habituelle  Bösartigkeit,  Schädlichkeit  der  Lebeus- 
führung  der  betreffenden  Personen  bezogen  werden  kann. 
In  manchen  der  fraglichen  Stellen  erhellt  diese  Bedeutung 
jener  Bezeichnung  übrigens  auch  aus  dem  ganzen  Wort- 
laut mit  einer  Klarheit,  die  kein  Missverständnis  auf- 
kommen iässt.  So.  wenn  es  z.  B.  im  Münchener  Stadt- 
recht Art.  249  heisst.  dass  ein  ., offener  Räuber  -)  oder 
vermärter  üebelthäter**  überführt  werden  soll  durch  die 
eidliche  Aussage  von  sieben  Personen :  „daz  sie  ivol  rer- 
nomen  haben  an  den  steten,  da  die  leut  zu  ainander  chö- 
ment,  daz  er  dem  land  als  schedleich  sey,  daz  man 
durch  recJit  dem  land  über  in  richten  sol'^  •').  Dieses  eine 
Beispiel    kann    vorläufig    genügen,    da    die    betrefienden 


*)  Vgl.  Homeyer,  Richtsteig  Landrechts  S.  445.  und  Frensdorff', 
Beiträge  z.  Gesch.  u.  Erklärung  d.  deutschen  Rechtsbücher,  in  Göt- 
tinger »Nachrichten*  1894  S.  56. 

-)  Vgl.  ürk.  a.  1303:  Die  Stadt  Esslingen  ersucht  durch  den 
Rath  der  Stadt  Augsburg,  dass  der  Landvogt  den  W.  ]) tibi i cum 
regte  strate  populatorem  seu  praedonem  ^tudeat  captirare 
.  .  .  iustitiam  conquerentihus  sicut  decet  (Augsburger  Urkkb.  1.  555). 

3)  Auer.  Das  Stadtrecht  von  München  S.  96. 

1* 
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Zeugnisse  olinehin  an  späterer  Stelle  den  Gegenstand  ein- 
gehender sachlicher  Untersuchung  bilden  werden. 

Ueberdies  mag  zur  Klar-  und  Sicherstellung  dieser 
Auffassung  des  Begriffs  der  landschädliche q  Leute  auch 
noch  hingewiesen  werden  auf  die  in  den  gleichzeitigen 
Landfrieden  ssatzungen  öfters  wiederkehrende  Bestimmung, 
wonach  eine  gewisse  Gattung  von  Personen,  deren  äus- 
sere Lebensverhältnisse  den  Verdacht  begründen  konnten, 
dass  sie  ihren  Lebenserwerb  ständig  auf  widerrechtliche, 
verbrecherische  Weise  suchten,  von  vorneherein  vom  Ge- 
nuss  des  Landfriedensschutzes  ausgeschlossen,  ja  der  all- 
gemeinen Verfolgung  ausgesetzt  sein  sollten,  sofern  der 
Einzelne  nicht  einen  Herrn  hatte,  welcher  selbst  den 
Landfrieden  geschworen  uud  „der  für  ihn  spreche  dass 
er  Landen  und  Leuten  unschädlich  sei"  i).  Dieses 
„Land  und  Leuten  unschädlich'^  ist  begrifflich  offenbar 
das  trenaue  Gegenstück  zu  den  oben  erwähnten  Wen- 
düngen,  deren  Auslegung  in  Frage  steht.  Obige  Worte 
in  der  Landfriedensvorschrift  können  nun  aber  wol  nur 
dahin  verstanden  werden:  der  Herr  muss  für  seinen 
üienstmann  eintreten  mit  der  Erklärung,  dass  er  nicht 
zur  Klasse  der  gewohnheitsmässigen  Landfriedensbrecher 
gehöre,  (dass  er  „unschädlich  sei'^ ; — nicht:  gewesen  seil) 

Endlich  ist  für  unsere  Annahmen  auch  noch  die  That- 
sache  geltend  zu  machen,  dass  in  den  Quellen,  wie  von 
schädlichen  Leuten,  so  auch  von  schädlichen  Häusern 
die  Kede  ist,  und  zwar  in  ganz  analoger  Weise,  indem 
gewisse  besondere  Kechtssätze  für  die  einen  wie  für  die 
andern  ausgesprochen  werden.  Der  Begriff'  des  schäd- 
lichen Hauses  kann  aber  orar  nirgends  zweifelhaft  sein. 
Damit  meinte  man  nicht  schlechtweg  ein  Haus,  resp.  eine 
Burg,  von  wo  aus,  durch  deren  Bewohner,  ein  Verbre- 
chen, eine  Schadensstiftung   begangen  worden  war,    son- 


0  Vgl.  z.  B.  Landfriede  v.  Eger  a.   1389    c.  32    unten  S.  10. 
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dern  speziell  ein  solches,  welches  ständig  den  Ausgangs- 
punkt von  schädlichen  Thaten  bildete,  als  der  Sitz  von 
Personen,  welche  gewohnheitsmässiger  Verbrechensübung 
oblagen.     Vgl.  z.  B. : 

ürk.  a.  1398  K.  Wenzels  für  die  Stadt  Frankfurt 
a.  M, :  dass  wir  eigentlichen  mit  Wahrheit  unterweiset  sein 
und  erfunden  haben,  wie  dass  das  hause  Bommersheim 
bei  Franckenfurt  gelegen,  ein  schedliches  haus  uns 
und  dem  Reiche,  der  gemeinen  Strassen  und 
kau  ffl ü  ten  gewesen  ist ,  mit  rauhe  und  andern 
unthetigen  Sachen;^)  und 

Chronicon  Sampetrinum  a.  1290:  Eodem  anno  do- 
minus rex  Eudolfus,  ut  pacem  indictam  plenius  sfabiliret, 
—  mandavit  destrui  fere  sexaginta  et  sex  municiones  in 
diversis  locis  Thuringie  sitaSj  in  quibus  se  recipere 
soliti  erant  iniqui  Jiomines  rapinas  et  latro- 
cinia  exercentes;'^) 

Landfriedeusentwurf  K  Karls  IV.  f.  Franken  und 
Baiern  a.  1377  c.  13:  Ha  au<^h  —  rawphuser  sin, 
da V 071  land  und  tat e  hesc hedig t  werden  die  sullen 
wir  mit  unser  macht  prechen  u.   s.  w.  ^). 

Ein  analoger  Sprachgebrauch  wie  bezüglich  des  Aas- 
drucks „schädliche  Leute"  lässt  sich  weiter  auch  für  die 
Ausdrücke  „  missethätige,  übelthätige,  unthätige,  böse  Leute  * 
erweisen,  welche  allerdings  gewöhnlich  als  allgemeine  Be- 
zeichnungen für  Verbrecher,  aber  sämmtlich  auch  ab  und 
zu  in  dem  engern  Sinne  von  habituell,  gewohnheitsraässig 
missethätigen  u.  s.  w.  Personen  gebraucht  werden.  Belege 
dafür  werden  sich  im  Verlauf  der  folgenden  Ausführungen 
an  verschiedenen  Stellen  finden. 

Unter   dem   mittelalterlichen  Gewohnheitsverbrecher- 


^)  Lünig,  Deutsches  Reichsarchiv  13,  606. 

2)  Geschichtsquellen  d.  Provinz  Sachsen  1,  123. 

3)  Deutsche  Reichstagsakten   1,  198. 


I 
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thum  lassen  sich  uuii  zwei  Haupttypen  uuterscheiden; 
zwei  Hauptgruppen  landschädlicher  Leute 
müssen  auseinandergehalten  werden. 

Die  eine  Gruppe  wurde  gebildet  durch  das  im  spätem 
Mittelalter  massenhaft  auftretende  professionelleGau- 
nerthum,  welches  seine  vielgestaltige,  verbrecherische 
Wirksamkeit  hauptsächlich  in  den  grösseren  Städten  ent- 
faltete, sei  es,  dass  es  dort  dauernd  nietete,  oder  aber 
fahrender  Weise  insbesondere  diese  heimsuchte.  Im  All- 
gemeinen war  dies  aber  eine  verbrecherische  Thätigkeit 
kleineren  Styls,  bestehend  in  Verraögensschädigung,  be- 
ziehungsweise unrechtlichem  Erwerb  durch  Dieberei,  oder 
durch  Betrügerei  mittelst  verschiedenartigster  Künste  der 
Täuschung,  oder  auch  durch  lichtscheuen  Betrieb  uner- 
laubter und  unsittlicher  Gewerbe  ^). 

l^ei  weitem  wichtiger,    gefährlicher  und   gefürchteter 


»)  Vgl.  z.  B.  Buff  a.  a.  U.  S.  200:  „Die  Listen  (der  „schäd- 
lichen Leute")  in  unserm  Achtbuehe  liefern  uns  ein  anschauliches 
Bild  von  der  Beschaftenheit  und  Zusammensetzung  dieser  Klasse. 
Neben  den  Kupplern  und  Kupplerinnen  —  —  kommen  da  grosse 
Mengen  von  Dieben  und  Diebshehlem,    Säckelschneidern,  Räubern 

—  gewöhnlich  Abbrecher  und  Abreisser,  auch  Pfadhuche  genannt 

—  vor .  dann  verschiedene  Sorten  von  falschen  Spielern ,  wie 
Scholdrer.  Vierharter,  Fünfler,  Kopper  etc.,  weiter  Bettler,  Land- 
streicher (Semner  und  Giler"^  Bauerntauger  ibnrenveratter),  kurz 
Betrüger  der  verschiedensten  Art,  insbesondere  dem  tief  religiösen, 
doch  dabei  abergläubischen  Sinne  der  Zeit  entsprechend,  allerlei 
Spekulanten  auf  die  religiöse  Leichtgläubigkeit,  wie  Wahrsager, 
Teutelsbesohwörer.  fingirte  Priester  und  Mönche,  fromme  Pilgrime, 
die  um  irgend  welcher  Sünden  willen  vorgeblich  im  BegriÖe  sind, 
nach  heiligen  Orten  zu  wallfahrten  und  die  gläubige  Einfalt  dazu 
in  Coutribution  setzen  u.  s.  w.  * :  siehe  auch  Hermann  Knapp 
.Das  alte  Nürnberger  Kriminalverfahren  bis  zur  Einführung  der 
Karolina-  in  »Zeitschrift  für  die  gesammte  Strafrechtswissenschaft' 
12.  273  und  insbesondere  dann  das  Baseler  Rathamandat  gegen  die 
Gilen  und  Lahmen  bei  Ave  Lallemant,  Das  deutsche  Gauner- 
thum   1,    125  fi". 
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aber  war  die  andere  Hauptgruppe.  Diese  umfasste  das 
Kaubritterthum  in  seinen  verschiedeneu  Erscheinungs- 
formen, insbesondere  jenes  bewaffnete  Proletariat,  wie  es 
die  untersten  Schichten  der  Ritterschaft  ira  Laufe  des 
Mittelalters  in  immer  steigender  Zahl  hervorbrachten, 
welches  von  Hause  aus  ganz  oder  fast  besitzlos,  seineu 
Lebensunterhalt  und  Gewinn  in  der  Regel  durch  Wege- 
lagerung und  Raubzüge  suchte  ^). 

Ein  Theil  desselben  stand  dabei  in  wechselnden 
Dienstverhältnissen,  im  Solde  irgend  eines  Herrn,  der 
seine  Hand  über  seine  Leute  hielt,  und  dessen  Burg  den 
Verfolgten  Schutz  und  Zuflucht  bot:  in  grosser  und  immer 
wachsender  Zahl  trieben  sich  diese  Gesellen  aber  auch  in 
herrenloser  Stellung  herum,  einzeln  oder  bandenweise  '^). 
Eben  diese  herrenlosen,  einspännigen  •^),  reisigen  Knechte 
bildeten  später  das  Hauptcontingent  der  in  Rede  stehen- 
den Klasse  von  Berufsverbrechern. 

Die  gewohnheitsmässige  Verbrechensübung  nun, 
welche  von  dieser  Seite  ausging,  war  eine  solche  schwerer 
Art,  nicht  blos  das  Vermögen,  sondern  auch  Leib  und 
Leben  bedrohend  durch  die  verschiedensten  Gewaltthaten, 
insbesondere  Raub  und  Mord  und  Brandstiftung. 

Und  diese  Klasse  ist  es  denn  auch,  welche  die  Quel- 
len da,  wo  sie  von  schädlichen  Leuten  in  solcher  Weise 
sprechen,  dass  offenbar  jene  technische  Bedeutung  des 
Ausdrucks  angenommen  werden  muss,  namentlich  bei 
solchen  Bestimmungen,  welchen  erhöhte  rechtsgeschicht- 
liche Bedeutung  zukommt,  in  der  Regel  ausschliesslich 
oder  doch  in  erster  Linie  im  Auge  haben  ^j. 

')  Vgl.  Zallinger,  Der  Kampf  um  den  Landfrieden  in 
Deutschland  während  des  Mittelalters,  in  ,, Mittheilungen  des  In- 
stituts für  österreichische  Geschichtsforschung"  IV.  Ergänzungs- 
band, S.  447. 

2)  Vgl.  Ave- Lallemant.  a.  a.  0.   1.49. 

')  Vgl.  Datt,  De  pace  imp.  publica  L.  V.  c.  1  p.  787, 

*)  Vgl.    schon   Bisch  off;    De    usu  VII    sacramentalium    in 
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Der  offene,  uotorische  Strassenräuber  (publicus  praedo) 
erscheint  da  deutlich  als  der  Haupttypus  der  schädlichen 
Leute.  In  den  baierischen  Landfrieden  der  Jahre  1244 
und  1255  c.  13,  bezw.  c.  15  werden  die  Bezeichnungen 
Räuber  (raptoresj  und  ,. schädliche  Leute"  (homines  dam- 
nosi,  nocivi)  als  synonym  gebraucht  i).  Vgl.  ferner  die 
oben  citirte  Stelle  des  Münchner  Stadtrechts.  .,Schädliche 
Leute,  es  seien  Mordbrenner,  Räuber,  Diebe",  lautet  in 
den  verwandten,  dort  erwähnten  Zeugnissen  die  fast 
ständig  wiederkehrende  Formel  -). 

Ausserdem  mögen  zur  Bestätigung  und  Illustration 
des  Gesagten  schon  hier  beispielsweise  folgende  Belege 
hervorgehoben  werden : 

Vertrag  zwischen  Bischof  Konrad  von  Regensburg 
und  Herzog  Ludwig  von  Baiern  a.  1213:  Unter  den 
Bestimmungen,  welche  da  getroffen  werden  zur  Wahrung 
des  Landfriedens  inter  eos  rel  eorum  coadjutores  vel  mini- 
steriales  utriusque  finden  sich  auch  solche  für  den  Fall, 
dass  einer  davon  gegen  den  andern  sine  querimonia  vio- 
lenter  per  reisam  insultum  fecerit.  Darnach  soll,  wenn 
solches  einem  der  Leute  des  Herzogs  durch  einen  Mann 
des  Bischofs   geschah,    dieser,   im   umgekehrten   Fall   der 


probatione  (Stvasaburg  1716)  S.  13,  und  Datt,  De  pace  imp.  publ. 
L.  1  c.  1  p.  6  ff.  Dagegen  ist  L  ö  n  i  n  g  irregegangen,  wenn  er  a. 
a.  0.  alle  die  bezüglichen  Zeugnisse  lediglich  auf  die  ersterwähnte 
Hauptklasse  der  landschädlichen  Leute  bezieht. 

*)  Quellen  und  Erörterungen  zur  baierischen  und  deutschen 
Geschichte  5  (Mon.  Wittelsbac.  1)  S.  80  u.  143.  (Rockinger,  Denk- 
mäler S.  39,  art.  4  u.  art.  3,  §  3).  Ich  zitire  die  baierischen  Land- 
friedensurkunden noch  in  erster  Linie  nach  der  älteren  und  be- 
kannteren Publikation  durch  Witt  mann  unter  gleichzeitiger 
Verweisung  ;.uif  die  neuere,  kritisch-synoptische  Ausgabe  derselben 
von  Rockinger  in  dem  als  2.  Band  L  Lieferung  erschienenen, 
bisher  einzigen  Heft  der  ,  Denkmäler  des  baierischen  Landesrechts 
vom   13.  bis  in  das  16.  Jahrhundert*.  (München  1891). 

-)  Vgl.  unten  Abschnitt  VI. 
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Herzog   dafür  Sorge  tragen,    dass  der  Verletzte   aus  dem 
Vermögen  des  Schuldigen  entschädigt  werde,  es  sei  denn, 

dass  dieser  bonis  careat  et  publicus  predo  sit ; nisi 

reus  publicus  predo  sit,  nee  habeat  unde  satisfaceat  i). 

In  dem  schwäbischen  Landfrieden  König  Albrechts 
von  1307  wird  erklärt,  dass  die  zu  Wächtern  und  Rich- 
tern desselben  bestimmten  Grafen  und  Edeln  eidlich  ge- 
lobt haben,  dass  sie  die  lüte  von  in  lazzen ,  die  dem 
lande  schedelich  sint-). 

Baierischer  Landfriede  K.  Ludwigs  IV.  vom  J.  1330: 
Es  ist  auch  getaedinget,  daz  ie  der  herre  und  dienst- 
man,  die  diesen  frid  gesworen  hand,  sulen  nennen  und 
geschriben  geben  ir  dienaer%  da  fvr  si  sprechen  wellent, 
vnd  swelhie  die  sint,  da  niment  fvr  sprechen  wil,  vnd  nie- 
mens  knehte  haizzent,  die  sol  man  han  fvr  schaed- 
lich  laevt  vnd  sol  die  niement  husen  noch  hofen  weder 
herren  noch  stet,  vnd  swa  man  si  ergrifet,  da  sol  man 
vher  si  rihten  vnverzogenlich ,  als  vber  schaedlich 
levt<). 

Karls  IV.  Landfriede  in  Schwaben  a.  1373:  §  27. 
Wa  aber  ainer  wer  der  raisig  wer  und  keinen  herren 
hett,  den  sol  man  für  ainen  schedlichen  man 
han,  er  hette  danne  ainen  erbern  man,  der  für  in  ver- 
spreche der  in  dem  lantfrid  sezze'^). 

Karls  IV.  Landfriedensentwurf  für  Franken  und 
Baieru  a.  1377:  §  10.  IVelich  raisig  knecht  sin  aigen 
pfert  oder  mer  hat  und  kain  behüsung  noch  kainen  herren 
oder  erbern  gesessen  mann  der  in  zum  rechten  versprechen 


^)  Quellen  u.  Erört.  5,  18  (Rockinger  Denkmäler  S.  9). 
2)  Mon.  Germ.  LL.  2,  489. 

•^)  Vgl.  über  diesen  Ausdruck  Z  a  1 1  i  n  g  e  r ,  Ministeriales  und 
milites  S.  40  Anm.   1. 

*)  Quellen  u.  Erört.  6,  318. 

'">)  Fischer,    Die    Landfriedensverfassung    unter    Karl    IV. 
S.  133. 
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wöUp  nnd  sin  zum  rechten  geiraltig  si ,  den  sol  man 
haben  fnr  einen  sched liehen  man,  und  wer  die 
huset  hofet  ezzet  oder  trenket  wissenclichen .  zu  den  sol 
man  solich  recht  haben  die  man  zu  schedlichen  luten 
hat^). 

König  Wenzels  Laudfriede  von  Eger  a.  1389 :  Art.  32. 
Ouch  ist  geredet:  welich  knechte  ein  reysig  pfert  oder  mer 
und  keinen  herren  hat  oder  einen  erbern  gesessenen  man 
der  diesen  lantfrid  gesworen  habe  der  für  in  spreche 
das  er  landen  und  luten  unschedlichen  seg, 
dem  sol  der  lantfrid  feynt  sein  und  sol  dorzu  tun  als  der 
lantfrid  stet-). 

Diese  beiden  Hauptabtheilungen  von  dem  grossen 
Heer  der  schädlichen  Leute  des  Mittelalters  standen  sich 
nun  im  Leben  natürlich  nicht  unvermittelt  in  scharfer 
Abgrenzung  gegenüber.  Insbesondere  haben  vielfach  auch 
Leute,  welche  nicht  den  ritterlichen  Kreisen  entstammten, 
entweder  geradezu  die  Lebensweise  der  Raubritter  getheilt, 
bezw.  nachgeahmt  —  man  denke  z.  ß.  an  jenen  Meyer 
Helmbrecht  —  oder  doch   als  Landfahrer   widerrechtlich 


')  Deutsche  Reichstagsakten  1,  198.  —  Vgl.  Landfriedens- 
bündniss  der  Bischöfe  von  Würzburg  und  Bamberg  und  der  Burg- 
grafen von  Nürnberg  ii.  1378:  Welch  reysig  hneht  ein  reysig  pfert 
hat  oder  me,  vnd  keinen  herren  oder  hezzen  man  hat,  der  in  zum 
rehten  versprech  vnd  auch  gewaltig  wolle  sein,  den  sal  man  hal- 
ten für  einen  r ntetigen  man,  rnd  der  sol  in  dheinen  vnsern 
Slozzen,  landest  oder  gebieten  nyergent  frid  noch  geleyt  haben;  Vnd 
wer  in  darüber  hauset  oder  vfhelt  in  unsern  landen,  der  sol  auch 
kein  geleii  haben  gleich  dem  selben.  Vnd  süllen  fürder  darzü 
tun,  als  zu  rawbern,  daz  wir  dez  vberhaben  werden.  (Monum. 
Zollerana  4,  433). 

2)  Ebendas.  2,  164.  Zur  Veranschaulichung  der  in  Rede 
stehenden  Verhältnisse  kann  z.  B.  auch  auf  die  bei  Buff"  a.  a.  0. 
S.  218  ^,  angeführte  Probe  eines  Eintrags  aus  dem  Augsburger 
Achtbuch  vom  Jahre  1321  dienen,  welche  die  Aufzählung  der  Per- 
sonen enthält,  die  in  angegebener  kurzer  Frist  den  frid  an  dirre 
stat  gebrochen  mit  raub  und  mit  brand. 
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bewaftuet,  eine  verbrecherische  Wirksamkeit  gewaltthä- 
tiger  Art  ausoreübt.  Auf  solche  und  ähnliche  Erschei- 
nungen  sind  wol,  wenigstens  theilweise.  Bestimmungen 
wie  die  folgenden  zu  beziehen: 

Baierischer  Landfrieden  a.  1281  c.  26  (übereinstim- 
mend a.  1293  c.  20  und  a.  1300  c.  22):  Ez  ensol  nicman 
dheinen  schützen  füren,  er  hob  dann  drizzich  phvnt  gült, 
oder  er  si  ein  rihter.  Sfver  anders  sogetan  schlitzen  be- 
greifet, der  sol  in  die  hengest  vnd  div  ärmst  nemen,  vnd 
sol  die  schützen  an  daz  geriht  antwrten  für  sched- 
lich  laevt  ^. 

Salzburger  Landesordnung  Erzbischof  Friedrichs  TIT. 
a.  1328  c.  27:  Swer  mezzer  oder  ander  har nasch 
in  der  hozzen  oder  anderswo  verholn  trait,  tvirt 
man  dez  inne,  der  sei  an  vnser  hulde  vnd  hab  man  in 
auf  für  einen  schedlichen  man-). 

Vgl.  das.  c.  24:  Wir  verbieten  alle  holtzgear  vnd 
alle  lantir  inger  als  schedleich  leut ,  landen  vnd 
leuten  vnd  gebieten,  daz  man  in  nachschrey  rnd  nachfolge 
als  schedleichen  leutten'-^). 

Andererseits  fanden  sich  dann  wol  überhaupt  alle 
Gattungen  von  schädlichen  Leuten ,  die  Vertreter  des 
listigen  wie  des  gewaltthätigen  Gewohnheitsverbrecher- 
thums,  zusammen  auf  dem  Felde  des  Diebstahls  d.  h.  im 
Sinne  des  altdeutschen  Rechts  der  heimlichen  Entwen- 
dung; und  durch  solche  Handlungen  stellten  sich  dann 
auch  die  ersteren  vielfach  unter  die  Kategorie  der  schweren 
Verbrecher.  Der  Diebstahl  wird  fast  überall  unter  den 
üblichen  Missethaten  der  schädlichen  Leute  besonders 
hervorgehoben.      Mitunter    werden    dieselben    auch    vor- 


')  Quellen  u.  Erört.  5,  343  (6,  30  u.  114).  Rockinger,  Denk- 
mäler S.  67  art.  27  (22  u.   18). 

2)  Roessler,  üeber  die  Bedeutung  und  Behandlung  der 
Geschichte  des  Rechtes  in  Oesterreich,  Urkundliche  Beiträge  S.  IV. 

'»)  Ebendas.  S.  III. 


■tr   ■■   M.^, 
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uehmlich  als  Diebe  eharakterisirt.  Vgl.  z.  B.  Iglauer 
Stadtrecht  Art.  Gl:  Si  qiiis  infatnatus  fuerit,  quod  nociuos 
homines  teneat,  für  es  et  latrones  et  alios  quales- 
cumque  u.  s.  w.  (Wer  da  besaget  ivirt,  das  er  sched- 
liche  lewte  halde,  diebe  und  staivden  rawber  vnd 
andre,  irie  die  genant  sein  u.  s.  w.  i) 

Aber  jene  prinzipielle  Unterscheidung  zwi- 
schen landschädlichen  I^euten  niederer  und 
höherer  Ordnung  entspricht  doch  nicht  blos  unzwei- 
felhaft im  Grossen  und  Ganzen  einem  vorhandenen  Ge- 
gensatz in  Bezug  auf  die  Art  der  Verbrechensübung,  so- 
wie einem  sozialen  Gegensatz  innerhalb  des  mittelalter- 
lichen Gewohnheitsverbrecherthums,  sie  erscheint  zugleich 
vor  allem  auch  von  durchgrreifender  Bedeutun^r  für 
das  rechtliche  Gebiet  mit  Rücksicht  auf  den  Un- 
terschied in  den  Mitteln  und  Formen  der 
rechtlichen  Verfolgung  und  Bekämpfung  der 
einen  und  der  andern  Gattung  von  Verbrechern. 

Was  jenes  schädliche  Gesindel  von  Gaunern  und 
Vaganten  betrifft,  so  suchte  man  sich  desselben  in  den 
Städten  in  der  Hauptsache  durch  Massregeln  zu  erwehren, 
welche  zwar  einen  ausserordentlichen  und  summarischen, 
aber  wesentlich  nur  polizeilichen  und  ziemlich  gelinden 
Charakter  hatten.  In  Augsburg  z.  B.  wurde  nach  dem 
Zeuguiss  des  Achtbuchs  einfach  jährlich  im  Herbst  zwi- 
schen Galli  und  Simon  und  Judä  eine  Liste  von  Per- 
sonen, welche  der  Behörde  als  schädliche  Leute  bekannt 
geworden  waren,  („umb  ir  bozheit  und  ungeratenlieitjdie  man 
von  in  ivest^')  -),  anscheinend  ohne    dass    gegen    den    Ein- 


')  Tomaschek  „Deutsches  Recht  in  Oesterreich"  S.  253. 
Zahlreiche  weitere  Belege  enthalten  die  folgenden  Abschnitte. 

*)  Auf  wie  wenig  konkreten  Grundlagen  dieses  öflfentliche 
Urtheil  mitunter  beruhen  mochte,  wird  ersichtlich,  wenn  es  in 
dem  Verzeichnis  der  „schädlichen  Leute"  vom  Jahre  1364  heisst : 
Item  aUe  die  vil  rerzerent    und   nicht  gewinnent  sind  alle 


r 
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zelnen  ein  Beweis  der  Schädlichkeit  in  bestimmter,  rechts- 
förmlicher Weise  erbracht  worden  war,  auf  drei  Jahre 
aus  der  Stadt  verwiesen  und  dieselben  insgesammt  unter 
dem  Geläut  der  Sturmglocken  aus  derselben  hiuausge- 
trieben  i).  Diejenigen,  welche  sich  während  dieser  Frist 
innerhalb  der  Bannmeile  der  Stadt  betreffen  Hessen,  traf 
„an  all  urtaiV^  Brandmarkung  und  neuerliche  Stadtver- 
weisung auf  die  doppelte  Zeit. 

Aehnlich  war  nachweislich  das  Vorgehen  in  Nürn- 
berg ^).  Für  Ingolstadt  und  Landshut  ergibt  sich  ein  ent- 
sprechender Schluss  aus  einem  Vergleich  folgender  Be- 
stimmungen dfr^ bezüglichen  Stadtrechte: 

Ingolstadt  a.  1312  c.  31.  Swer  einen  schedlich en 
man  der  ein  verboten  man  ist,  hauset  oder  hofet, 
der  gibt  dem  rihter  fiimf  pfunt  vnd  sechzig  Pfenning  '^). 

Landshut  a.  1279.  —  item  si  civis  interdictum 
civitatis f  vel  minimum  vel  meretricem  publi- 
cum ex  causa  leserit  quoad  iudicium  cit'itafis  remanet 
inpunitus.  a.  1321.  Waer  auch  ob  ein  burger  einen  verboten 
man  von  der  Stat^  ein  Rüffian  oder  ein  offene ir 
hübscher inn,  laidigt  von  Schulden  des  sol  der  selb 
gein  dem  Richter  vnd  gericht,  daz  zu  der  Stat  gehört  alain 
vnengolten  sein  *). 

Und  allgemein  lautet  Kl.  Kaiserrecht  II.  2 :  Da  lute 
sint  geseszin  in  eifier  stat  oder  in  eim  dorfe  die  ubeltetig 


dieh  und  diehsgesellen ;  oder  wenn  in  demjenigen  vom  Jahre  1345 
zu  dieser  Klasse  gerechnet  werden :  dtte  die  vü  vevtunt  und  nicht 
tvürkent.  Butf  a.  a.  0.  S.  205  Anm.  1. 

1)  Die  Zahl  dieser  St.  Gallenleute  betrug  um  die  Mitte  des 
14.  Jahrh.  häufig  gegen,  auch  über  100  Personen.  B  u  f  f  a.  a.  0. 
S.  206. 

2)  Siehe  Knapp  a.  a.  0.  S.  272. 

3)  Quellen  u.  Erört.  6,  208. 

*)  Kai  eher,  Die  Wittelsbacher  Fürsten-Urkunden  d.  Stadt- 
Archivs  Landshut,  in  ,  Verhandlungen  d.  hist.  Ver.  f.  Xiederbaiern* 
21,  3  u.  16. 
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.sinf  und  sc  hedlich  v  nd  enknn  ir  doch  nit  be- 
griffen an  der  frischen  tat  —  --  die  ersamen  lute 
und  die  rechtfertigen  hau  vrloub  von  dem  kelser  daz  sie 
alsulche  lute  mit  gemeinem  rate  mögen  nemen^  vnd  mögen 
sie  dar  tun,  da  man  ir  furhas  ist  entladen'^). 

Dagegen  waren  die  Waffen,  welche  gegen  die  durch 
gewohnheitsmässige  Begehung  schwerer  Ge- 
waltthaten  schädlichen  Leute  in  Anwendung 
kamen,  ganz  anderer  und  viel  schärferer  Art.  Während 
dcrt  ganzen  Mittelalters  bildete  die  Bekämpfung  dieser 
Klasse  von  Verbrechern  eine  Hauptangelegenheit  der 
Strafgesetzgebung,  bezw.  eine  Hauptaufgabe  der  Reichs- 
und Territorial-Justizverwaltung,  zu  deren  Durchführung 
die  ausserordentlichsteu  Anstrengungen  gemacht,  umfas- 
sende Veranstaltungen  getroffen  wurden,  um  insbesou- 
dere  die  prozessuale  Ueberführung  der  Beklagten  zu  er- 
leichtern, bezw.  auch  die  Vollziehung  der  Strafurtheile  zu 
sichern,  wutde  ein  ausserordentliches  Eechtsverfahren  aus- 
gebildet, in  welchem  die  wesentlichsten  Prinzipien  des 
ordentlichen  Rechtsganges  ausser  Kraft  gesetzt  waren. 
Die  Strafe  aber,  welche  den  Verurtheilten  traf,  war  stets 
prinzipiell  der  Tod. 

Die  Darstellung  dieser  besonderen  Massnahmen,  spe- 
ziell die  Entwicklung  und  Gestaltung  dieses  ausserordent- 
lichen Verfahrens  gegen  jene  Hauptgruppe  der  landschäd- 
lichen Leute  bildet  nun  den  wesentlichen  Gegenstand  der 
nachfolgenden  Untersuchungen. 


')  Eii«lemauii,  Das  Keyserrecht  S.  40. 


IL  Die  Bekämpfungsmassregeln  der  älteren  Zeit, 

insbesondere  die  processrechtlichen  Reformen  m 

den  Landfrieden  des  12     ahrhunderts. 


Der  besondere  Kampf  der  öffentlichen  Gewalt  gegen 
das  Gewohnheitsverbrecherthum  begann  schon  in  der 
fränkischen  Zeit  mit  jenen  königlichen  Verordnungen, 
durch  welche  eigene  Massregeln  zur  Verfolgung  und  Be- 
strafung der  Räuber  und  Diebe  getroffen  wurden,  i)  Da- 
runter findet  sich  sogar  auch  schon  die  Einführung  eines 
eigenthümlichen  summarischen  Verfahrens  gegen  dieselben : 

Childeberti  II.  decretio  a.  595  c.  7 :  De  furis  et  male- 
factores  ita  decrevimus  observare  ut  si  quinque  aut  Septem 
bonae  fidei  homines  absque  inimicitia  interposita  crimino- 
sum  cum  sacramenti  interpositio)ie  esse  dixerint  quomodo 
sine  lege  involavit,  sine  lege  moriatur  —  — . 

c.  8:  Similiter  —  —  bannivimus  ut  unusquisque  iu- 
dex criminosum  latronem  ut  audiret,  ad  casam  suam  am- 
bulet  et  ipsum  ligare  faceat,  ita  ut  si  Francus  fuerit,  ad 
nostra  praesentia  dirigat ;  et  si  debilioris  personas  fuerit 
in  loco  pendatur.  ^) 


*)  So  insbes.  im  Pactus  pro  tenore  pacis  Childeb.  I.  u.  Chlo- 
tliars  I.,  M.  G.  Capitularia  ed.  Boretius  1 ,  4  ff . 
'')  M.  G.  Cap.   1,  17. 
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Es  ist  gewiss  zutreffend,  wenn  Brunn  er  vermuthet, 
dass  es  sich  dabei  um  notorische  Missethäter,  „um  Per- 
sonen, die  als  homines  criminosi  bekannt  waren*,  han- 
delte 1).  In  volles  Licht  tritt  das  ganze  Verfahren  aber 
vielleicht  erst,  wenn  man  es  zusammenhält  mit  demjeni- 
gen, welches  im  Folgenden  für  das  spätere  Mittelalter 
nachgewiesen  werden  soll.  Sowenig  jedoch  durch  die 
Quellen  der  fränkischen  Zeit  eine  allgemeinere  Geltung  und 
Anwendung  dieser  Vorschrift  bezeugt  wird  =^),  ebensowenig 
ist  auch  irgendwelche  Spur  eines  Fortlebens  während 
der  ersten  Jahrhunderte  im  deutschen  Reich 
zu  entdecken. 

Hier  setzte  sich  die  Bekämpfung  der  schädlichen 
Leute  zunächst  fort  in  dem  persönlichen  Einschrei- 
ten der  Könige  gegen  diese  Verbrech  er  3) ;  dann  ins- 
besondere in  allen  den  Einigungen  und  Satzungen 
zum  Schutze  des  Landfriedens,  welche  bald  für 
das  ganze  Reich,  bald  für  einzelne  Theile  desselben  aut- 
gerichtet wurden  und  bis  zum  Ende  des  Mittelalters  in 
langer  Reihe  aufeinanderfolgen.  Das  Ziel  aller  dieser 
ausserordentlichen,  auf  die  Friedensbewahrung  gerichteten 
Bestrebungen^  der  gesamraten  Landfriedensgesetzgebung 
der  altern  wie  der  spätem  Zeit,  war  stets  ein  doppeltes: 
neben  der  Bekämpfung  des  Fehdewesens  immer  auch,  ja 
oft  in  erster  Linie  die  Bekämpfung  des  Räuber- 
resp.  Raubritter  Wesens.*) 


*)  Brunn  er,  Deutsche  Rechtsgesch.  2,  489. 

2)  Vgl.  das.  490. 

«)  Vgl.  Waitz,  Deutsche  Verfassungsgeschichte  6,  423  ff. 

•»)  In  den  ältesten  Zeugnissen  tritt  gerade  diese  letztere  Rich- 
tung hauptsächlich  hervor.     Vgl.  z.   B. : 

Adalbold  über  die  durch  Heinrich  II.  a.  1004  veranstaltete 
Friedenseinigung  zu  Zürich :  omnesque  pro  pace  tuenda,  pro  latro- 
ciniis  non  consent iendis  —  iurare  compülit.  M.  G.  SS.  4, 
694.  Vgl.  Waitz,  D.  Verf.-Gesch.  6,  425  und  Herzberg- 
Fränkel  in  »Forschungen  zur  deutschen  Geschichte*  23,  110; 
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Die  besonderen  Mittel,  welche  jeweilig  ergriffen 
wurden  zur  Verhütung  resp.  Verfolgung    und  Bestrafung 


Eberhard  von  Fulda  z.  J.  1058  über  die  Einigung  der  fiän- 
ki sehen  Grossen  de  pace  facienda  et  sedanda  latroium  tifrranide 
et  raptorum  compe.scenda  seditioue ;  Dronke.  Traditiones  et  Ant. 
Fuld.  S.   138. 

Lambert  Ann.  z,  J.  1070  über  eine  Einigung  der  Thüringer: 
qui  se  xacramento  ohstriuxissent  ne  hitrones  aut  raptores  in- 
ultoii  ><inereHt.     M.  G.  SS,  5,    178: 

Ekkehardi  Chronicon  z.  J.  1099:  Imperator  vero  natahm  apo- 
stolorum  Babenberg  agens  commonuit  illarum  partium  pri/icipes,  et 
ut  latr  ociH  antes  furtisque  Student  es  absque  retradione 
persequendo  dampnarent  sub  juris] arandi  mcroniento  comtrin.rit.  M. 
G.  SS.  6,  210. 

Siehe  ferner  auch  die  für  Italien  bezeugten  Massregeln  Hein- 
richs IV.  contra  depredatores  et  schachatores  a.  1080.  M.  (i.  Le- 
gum  Sectio  IV.  (Constitutiones  et  acta  publ.  imperatorum  et  reguni 
ed.  Weiland)  tom.  I  p.   117. 

Andererseits  kommt  dieser  Zweck  dann  wieder  besonders 
schart  zum  Ausdruck  in  den  Landfriedensurkunden  des  späteren 
Mittelalters,  welche  ganz  gewöhnlieh  die  ausdrückliche  Erklänmg 
enthalten,  dass  das  betreffende  Bündnis  oder  Gesetz  ausschliess- 
lich oder  hauptsächlich  gerichtet  sei  °;egen  Raub,  Mord,  Brand 
und  unrechtes  Widersagen.  Dass  dabei  in  erster  Linie  an  das 
Treiben  der  Raubritterschaft  resp.  des  in  Rede  stehenden  Theiles 
der  landschädlichen  Leute  gedacht  ist,  zeigen  z.  B.  aufs  Klarste 
Stellen  wie  die  folgenden  : 

Allgem.  Landfriede  K.  Wenzels  a.  1398  Einleitung:  Wie- 
wol  daz  sy  das  wir  rormaU  etwedicke  lantfriede  gemeinlichen 
in  unsern  und  des  heiligen  richs  landen  gesaczet  und  gemachet 
hatten,  das  damit  seh  ed  liehen  lutden  und  er  standen 
wurde  und  lande  nnd  Ivtde  zu  frieden  und  gnaden  quemen,  ydorh 
so  haben  wir  merklichen  erfu nden ,  daz  solich  e  .s chedlirh 
lutde  so  liehe  fundeersuchen  un<l  erfinden,  daz  ye 
ir  rewberey  fnrgancke  hat  und  ge^terket  wirdet,  davon  l^nde 
und  lutde  gemeinlichen  zu  t-erdetplichem  schaden  komen,  und  do- 
wm-ten  daz  soUchen  missetedigen  lutden  ye  wiederstanden 
werde  und  ir  schüdl ichen  funde  zuerstoret  werden:  so  haben 
wir  mit  wolbed achtem  mide  gutem  rade  unser  und  des  heiligen  richs 
Z  a  1 1  i  n  g  e  r  .   Laudschadliche  Leute.  2 


_    1«   — 

des  Landfriedensbruches  im  technischen  Sinne  d.  h.  von 
Gewaltthaten  der  Selbsthilfe,  durch  welche  die  das  Recht 
zur  Fehde  bezw.  die  Ausübung  desselben  immer  enger 
begrenzenden  Verbote  überschritten  wurden/)  eben  die- 
selben hat  man  regelmässig  in  gleicher  Weise  zur 
Anwendung  gebracht  gegenüber  jenen  Verbrechen , 
deren  gewohnheitsmässige  Begehung  auch  ausserhalb  der 
Fehde  seiteus  der  bewaffneten  Kreise  dem  Frieden  beson- 
ders schweren  Schaden  brachte,  d.  i.  eben  insbesondere 
gegen  Diebstahl  und  Raub,  dann  auch  Brandstiftung  und 
Mord.  Diese  Mittel  waren  aber  in  der  ersten  Zeit  nur 
zweifache:  einerseits  zum  Zweck  der  Abschreckung  eine 
fortgesetzte  Verschärfung    der    Straffolgen  ^)    und 


kurfursten  fursfeti  herren  Hfiif  .^tt'tf  u.  s.  w.    (Deutsche  Reichstags- 
akten 3,  23.) 

Mergentheimer  Jiandfr.  K.  Ruprechts  a.  1403  Einleitung: 
irannt  ....  iinx  riel  und  menigerhii  clage  rofl'omen  ist,  ine 
das  rief  reu  her  und  sc  hedJ  icher  Inte  sunderlichen  in  dem 
htnnde  zu  Franken  sin ,  die  kaufiuten  byhjerijnn  und  inwoneren 
desselben  landes  yr  gute  und  hohe  nement  beranhent  und  rerderp- 
Uchen  mdchent  und  auch  etliche  erdötten  :  so  sin  wir  u.  s.  \v,  (Das. 
5.  603.) 

')  Vgl.  diesbezüglich  sowie  auch  zum  Folgenden  Z  a  1 1  i  n  g  e  r, 
Kampf  um  den  Landfrieden  S.  451. 

-)  Vgl.  speziell  in  Bezug  auf  Diebstahl  und  Raub,  welche 
nach  Volksrecht  offenbar  mit  blosser  Geldstrafe  bedroht  waren  : 

Fax  Moguntina  Heinr.  [V.  a.  1103  (M.  G.  Constit.  1,  125):  für 
kleinen  Diebstahl  Strafe  an  Haut  und  Haar,  für  grossen  und  des- 
gleichen für  dreimal  wiederholten  kleinen  Diebstahl,  sowie  für  Raub 
Verlust  von  Auge  oder  Hand :  (dieselbe  Strafe  für  Friedensbruch.) 
Fax  Alamannica  (das.  S.  614) :  Für  Friedensbruch  Verlust  der 
Hand  (c.  1),  für  kleinen  Diebstahl  Strafe  an  Haut  und  Haar  und 
Brandmarkung,  für  grossen  Verlust  der  Hand  (c.  2).  Dass  das 
spezifisch  friedensrechtliche,  nur  für  die  Dauer  des  Frie- 
dens erhöhte  Straten  waren,  zeigt  die  hier  unmittelbar  folgende 
Bestimmung :  Si  quis  corruperit  istani  pacem  et  nuftigerit  et  latere 
roluerit,  donec  ista  pax  transierit,  si  quandoque  reversus 
fuei'it,  eitndem  penam  paciatur,  quam   modo  pati  deberet. 
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andererseits    um  den    aus  dem  Mangel  einer  organisirten 
gerichtlichen  Polizei  sich  ergebenden  Missständen  zu  be- 


Fax  Bawarica  (das.  S.  610):  Für  kleinen  Diebstahl  Strafe  an 
der  Haut  und  doppelter  Ersatz  (c.  2),  für  grossen  Verlust  vonTuss 
oder  Hand  (desgleichen  für  Friedensbruch,  sowie  auch  für  Mädchen- 
raub, der  wol  deshalb  hier  besonders  aufgeführt  wird,  weil  da  die 
Frauen  nicht  wie  sonst  unter  den  Personen  genannt  sind,  deren 
Verletzung  unter  den  Begriff  des  Friedensbruches  fiel)  (c.  3). 

Elsässer  Landfriede  (das.  S.  612) :  Für  kleinen  Diebstahl  und 
kl.  Raub  Strafe  an  Haut  und  Haar,  für  Wiederholung,  sowie  für 
grossen  Diebstahl  und  Raub  Verlust  der  Hand,  beim  dritten  Male 
aber  ,,ab^que  omni  dubietate  suspendafur"  (c.  7),  d.  h.  wegen  des 
kleinen  Betrags,  wegen  des  grossen  also  vielleicht  schon  beim 
ersten  Rückfall.  Auf  Raub  als  Landfriedensbruch,  überhaupt  auf 
Friedensbruch  an  einem  Schwurgenossen  durch  Verübung  von 
Raub,  Brand,  Gefangennahme,  Heimsuchung  oder  schwerer  Ver- 
wundung .  also  durch  Fehdehandlungen ,  zur  Zeit  des  Gottes- 
friedens steht  für  den  Freien  ebenfiills  der  Tod  (c.  3).  —  Dass 
man  bei  der  Befriedung  gewisser  Zeiten  und  Orte  speziell  an 
den    Ausschluss    der    Fehde    dachte,    ergibt    Pax    Dei    incerta*) 


♦)  Zu  der  noch  ungelösten  Frage  nach  den  Entstehungaverhält- 
nissen  dieser  Friedenssatzung  gestatte  ich  mir  an  dieser  Stelle 
folgende  Bemerkungen  beizubringen. 

Die  neueste  Vermuthung  —  von  Weiland  in  M.  G.  Con- 
stitutiones  1,  608  —  geht  auf  Grund  der  Erwähnung  der  episcopi 
in  c.  11  und  der  principes  terre  in  c.  6  dahin,  dass  dieselbe  als 
ein  Theil  des  auf  der  Mainzer  Synode  von  1085  erlassenen  Gottes- 
friedens anzusehen  sein  möchte.  Ein  Bedenken  dagegen  kann  sich 
aber  schon  aus  den  Straf bestimmungen  unserer  Urkunde  ergeben, 
welche  ganz  wesentlich  abweichen  von  denjenigen  in  den  Urkun- 
den des  kölnischen  und  des  bambergischen  Gottesfriedens  aus  den 
Jahren  1083  und  1085.  Die  hier  für  die  Unfreien  statuirten  Lebens- 
und  Leibesstraten  wegen  schweren  Gottesfriedensbruchs:  Tod  für 
Tödtung,  Verlust  der  Hand  für  Verwundung  während  der  befrie- 
deten Zeit,  (vgL  unten  S.  21  Anm.i  werden  dort  ganz  allgemein, 
also  auch  für  freie  Leute,  angedroht. 

Erscheint  nun  die  Annahme,  dass  noch  fkbt  gleichzeitig  mit 
jenen  particuliiren  Satzungen  eine  solche  Verschärfung  der  Strafen 
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ffetrueu,    die  unter  besonderen  Eid    ojestellte  Verpflich- 


tuug    aller    Friedensgenossen    dem  Richter    bezw. 


0.  1  :  püf  >^it  uhiquc  ita  iit  nemo  ledat  inin\icmn  suum ,  und 
die  an  die  Strafdrobung  für  Hausfriedensbrnch  daselbst  sich 
schliessende  Bestimmung  c.  4:  si  fwiiens  alujuü  inimicum  u.  s.  \v. 
(M.  G.  Const.  1  ,  608).  —  Ein  Widerspruch  zwischen  der  Be- 
drohung des  Raubes  im  Elsäss.  Ldfr.  c.  3  und  in  c.  7  liegt 
also  nicht  einmal  scheinbar  vor;  vgl.  Hertzberg- Fränkel 
Forschungen  z.  d.  G.  23,  151.  Dort,  in  c.  3,  handelt  es  sich 
um  Raub  in  unerlaubter  Fehde,  resp.  als  Fehdehandlung  in  be- 
friedeter Zeit.  Der  ganze  Absatz  normirt  die  Strafe  des  Land- 
für das  ganze  Reich  beschlossen  worden  sei,  von  vorneherein  nicht 
sehr  wahrscheinlich,  so  widerspricht  ihr  direct  die  durch  eine  Ur- 
kunde v.  J.  1103  (unten  S.  21  Anm.)  bezeugte  Fortgeltung  der 
alten  Strate  in  der  Würzburger  Diöcese. 

Ueberdies  aber  mag  man  aus  der  Anführung  eines  Strafsatzes 
für  die  principe«  t e r r e  zwar  mit  Hertzberg-Fränkel  (Forsch, 
z.  d.  G.  23,  157)  auf  ,  einen  höheren  königlichen  Ursprung -=  des 
Friedens  schliessen,  der  Schluss  auf  seinen  Charakter  als  Reichs- 
satzung aber  erscheint  mir  durchaus  unzulässig.  Im  Gegentheil 
wird  derselbe  meines  Erachtens  gerade  durch  diese  Worte  unzwei- 
deutig als  Pro  vinzialfriede  charakterisirt.  Der  Ausdruck 
.terra*  kann  doch  wol  nicht  auf  das  ganze  Reich,  sondern  nur 
auf  einen  einzelnen  Reichstheil  bezogen  werden.  Und  zwar  könnte 
dann  die  Ordnung  und  Bezeichnung  der  übrigen  Ständeklassen: 
»nobiles,  liberi  aut  ministeriales,  lito  aut  servus«,  am  ehesten  auf 
Sachsen  weisen,  wo  nicht  bloss  die  Hervorhebung  der  freien  (pfleg- 
haften) Bauern,  welche  sich  hier  in  grosser  Zahl  erhalten  hatten, 
als  Liberi  zwischen  den  Mobiles  und  Ministerialen  in  den  älteren 
Urkunden  sehr  gewöhnlich  ist  (vgl.  z.B.  meine  Schöftenbarfreien 
des  Sachsensp.  S.  257  Anm.  1),  sondern  insbesondere  auch  die 
Bezeichnung  der  Halbfreien  als  Liten  heimisch  war.  Gilt  nament- 
lich das  erstere  insbesondere  von  den  westfälischen  Theilen,  so 
könnte  hier  auch  der  Eintiuss  Kölns,  der  in  der  Beschränkung  des 
Gottesfriedens  auf  3  Tage  in  der  Woche  hervorzutreten  scheint, 
sich  leicht  geltend  machen,  während  andererseits  ebenso  die  rela- 
tive Härte  der  Straf bestimmungen  gerade  in  Sachsen  am  besten 
erklärlich  wäre  (Vgl.  Waitz  D.  V.  G.  6,  443). 
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friedensbruches  im  technischen  Sinne  oder  vielmehr  speziell 
des  Gottesfriedensbruches :  ob  dieselbe  Strafe  auch  denjenigen 
treften  sollte,  der  durch  die  gleichen  Gewaltthaten  den  beschwor- 
nen  Frieden  verletzte,  welcher  in  c.  1  gewissen  Klassen  von  Per- 
sonen zugesichert  wird,  ist  nicht  gesagt.  Das  c.  7  dagegen  ordnet 
eben  die  Bestrafung  von  Raub  und  Diebstahl  ausserhalb  der  Fehde, 
als  von  Verbrechen,  welche  ihrer  häutigen  und  gewohnheitsmässig 
verübten  Begehung  wegen  ebenfalls  unter  besonders  abschreckende 
Strafe  gestellt  werden  sollten. 

Landfriede  Friedrichs  I.  a.  1152  (das.  IS.  198)  c  18:  Für 
kleinen  Diebstahl  Strafe  an  Haut  und  Haar,  tür  grossen  schlecht- 
weg Tod  durch  Hängen.  Später  blieb  dann  bekanntlich  feststehend 
als  Strafe  des  grossen  Diebstahles  und  Raubes  der  Tod,  und  zwar 
durch  Hängen,  bezw.  durch  das  Schwert  oder  Rad. 

Es  mag  übrigens  bei  dieser  (ielegenheit  darauf  hingewiesen 
werden,  dass  in  den  ältesten  friedensrechtlichen  Urkunden  in 
Deutschland,  den  Gottesfriedenssatzungen  des  Bischofs  Sigwin  von 
Köln  a.  1083  und  des  Bischofs  R.  v.  Bamberg  (nach  Weiland, 
Const.  1,  60G)  a,  1085  Leibesstrafen  auf  Friedensbruch  überhaupt 
noch  bloss  für  Unfreie  angesetzt  sind,  während  als  einzige  fi'iedens- 
rechtliche  Strafe  für  freie  Leute  eine  Art  Friedlosigkeit .  Landes- 
verweisung und  Verlust  von  Eigen  und  Lehen  also  der  Rechts- 
fähigkeit in  der  Friedensgemeinschaft  erscheint : 

c.  6:  Si  liher  vtl  nobilis  eam  riolarerit,  id  est  si  homicidiuni 
fecerit  auf  aliquem  nilneraverit  rel  quoUhet  alio  modo  defcctarerit, 
aösquc  omni  sumptuum  aut  amicorum  interventione  a  finibus  con- 
finium  fHiorum  exptllatur,  totumque  praedium  ei  im 
he  r  t'des  tollant ;  et  si  heneficium  habuit,  dominus  ad 
quem  pertinet  illud  r ecipiat.  —  — 

c.  7  :  Si  servus  occideHt  hominem,  decoUetur.  si  vulneraverit 
manu  puniatur  (manu  dectra  truncetur  Bamb.) ;  s»  alio  modo  rel 
pugno  sive  fuste  rel  lapide  (vel  quolibet  modo,  Bamb.)  percutiendo 
defectavei'it  detondeatur  et  excorietur  (refheretur  et  d ecapühtttr , 
Bamb.)  —  (M.  G.  Const.  1,  604,  607).  Damit  stimmt  dann  noch 
genau  überein  Urk.  a.  1103  des  Bischofs  Emehard  v.  Würzburg, 
worin  von  einem  gewissen  Gozwin  (einem  Vassalien  des  Hoch- 
stifts)  berichtet  wird,  dass  er  infirmata  et  conculcata  ea,  quam  om- 
nes  regimini  meo  subiacentes  concordi  roluntate  susceperant  et  iura- 
mentis  corroboraverant  pace  ( —  pax    hat   hier  wohl    auch  die  spe- 
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(\i',r    eiiizelueii   Urheber    einer  friedeusrechtlich    verpönten 
Missethat  bewaffnete  Hilfe  zu  leisten.^) 

Er«t  seit  der  zweiten  Hälfte  des  12.  Jahrhun- 
derts beginnen  dann  in  der  Landfriedensgesetzgebung 
auch  Reformeu  auf  dem  Gebiete  des  Rechts- 
ganges, speziell  des  prozessualen  Beweisrechts. 
Wir  haben  davon  hier  nur  einzelne  zu  berühren,  die 
vorwiegend  einen  singulären  resp.  spezialrechtlichen  Cha- 
rakter au  sich  tragen,  als  ausserordentliche  Massregeln 
sich  darstellen,  welche  insbesondere  gegen  jene  schäd- 
lichen  Ijcute  gerichtet  waren.     Dieselben   bezweckten  zu- 


zielle  Bedeutung  von  Gottesfrieden  — )  inimicis  suis  non  pepercit,  pro 
quo  admisxo  non  uiodo  exilii  penam  sed  et  omnium  tarn 
praediorum  quam  he  nefi  c  i  or  um  iacturam  incurrerc 
dehn  it.     (iMon.  Boica  37,  31). 

Vgl.  übrigens  auch  Elsässer  Ldfr.  c.  11  :  Si  quis  sese  ab  huiiis 
pacis  sacramento  subduxerit  aut  iuranse  falso  confessus  ftierit,  preno- 
tato  teMium  numero  predictoque  testimonii  indicio,  si  infra  huiiis 
decrt'ti  ter  minutn  conversari  voluerit,  afßrmet.  (Es  ist 
mir  ganz  unerfindlich,  wie  Hertzberg-Fränkel  (Forsch,  z.  d. 
G.  y.  150)  dazukommt,  jene  Worte  zu  übersetzen:  »wenn  er  es 
innerhalb  sieben  Tagen  thun  will*.  Der  Sinn  ist  offenbar:  ,wenn 
er  im  Geltungsbereich  des  Friedens  verweilen,  verbleiben  will«)  Et 
si  affirmare  nöluerit  rel  aliqua  occasione  contradixerit,  aut  condictionali 
legi  suhiaceat   aut  discedens   discedat.     (M.  G.  Const.  1,    612.) 

')  So  z.  B.  Juram.  pacis  dei  c.  b* :  Si  furtum  acciderit 
aut  rapina  aut  bellum  patriae  ingruevit  et  clamor  more  patriae 
exortus  fuerit,  armati  omnes  insequantur  —  (M.  ii.  Const.  1,  608);  — 
Reichslandfr.  Heinr,  IV.  a.  1103:  Si  in  castrum  fugerit  (ein  Land- 
friedensbrecher) per  tres  dies  obsessutn  a  coniuratoribus  disperdatur 
(das.  125) :  —  Baier.  Ldfr.  c.  5, :  Si  conjuratot'es  nostri  aliquem  de 
supradictis  causis  reum  insequentur  cel  noster  exercitus  pro  com- 
muni  causa  tdiquo  ierit  —  (das.  610).  Vgl.  auch:  Schwäbischer 
Ldfr.  c.  9,  (das.  b'14  ;  Elsässer  Ldfr.  c.  8,  das.  612);  K.  Friedrichs  L 
Const.  de  pace  tenenda  a.  1152  c.  7,  ,das.  196);  Rheinfränkischer 
Landfriede  a.  1179  c.  14,  16,  (das.  382  ;  Sächsischer  Ldfr.  c.  21, 
Zeitschr.  f.  R.-G.  8,  115),  endl.  Sachsensp.  Landr.  11.  71  §3. 


^ 
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nächst  hauptsächlich  eine  Einschränkung,  resp.  unter  ge- 
wissen Voraussetzungen  den  Ausschluss  des  Rechtes  des 
Beklagten  zum  Reiuigungseid,  auf  welchen  in  Folge  der 
geltenden  Grundsätze  über  die  prinzipielle  Zulässigkeit  des 
klägerischen  Beweises,  sowie  in  Folge  der  Geltung  des 
Ebenbürtigkeitsprinzips  im  Beweisverfahren,  in  den  meisten 
Fällen  die  Entscheidung  zu  stellen  war  i).  Es  mochte 
sich  aber  wol  zeigen,  dass  dieses  Recht  für  die  ritter- 
lichen Räuber  und  Mordbrenner  durchschnittlich  wie  eine 
Schutzwehr  wirkte,  durch  welche  das  Treiben  derselben 
dem  Arm  der  Gerechtigkeit  unfassbar  wurde.  Dieser  Miss- 
stand war  es  offenbar,  der  vor  allem  dringend  nach  Ab- 
hilfe schrie. 

In  dieser  Richtung  kommt  nun  zunächst  in  Betracht 
eine  mehrfach  berücksichtigte  Bestimmung  aus  dem  Brand- 
brief (Const.  contra  incendiarios)  K.  Fried  rieh 's  L 
a.  1186 -),  welches  Gesetz  allerdings  vornehmlich  rechts- 
widrige Brandstiftungen  in  den  Fehden  im  Auge  hatte  •^). 

c.  12:  Item  si  contingat  dominum  aliquem  in  viUa 
aliqua  hospitari  violenter,  et  fortuitu  evenerit,  domum  ali- 
quam  incendi,  et  ille  cul  fit  dampnum  dominum  inpecieritj 
quod  mandato  vel  voluntate  ipsius  sif  factum  —  —  do- 
minus expurget  se  sola  manu  — . 

c.  13:  Item  si  incendiarius  captus  fuerit  et  cor  am 
iudice  negare  voluerit  incendium  se  commisisse,  nisi  forte 


*)  Vgl.  Z allinger,  Kampf  um  d.  Landfrieden  8.  455,  456. 
Rieh.  Schröder  Lehrbuch  d.  deutschen  Rechtsgesch.  2.  Aufl. 
S.  732,  448.  Löning  R.  E.  S.  48,  49  Anm.  42.  Goehrum 
Geachichtl.  Darstellung  d.  Lehre  v.  der  Ebenbürtigkeit,  S.  264  ff., 
271  ff. 

2)  M.  G.  Const.   1,  449  ff. 

8)  Vgl.  c.  1 :  Primum  igitur  de  incendiariis  dicimus  genercUiter, 
ut  si  liber  homo  —  —  incendium  commiserit  pro  werra  propria 
pro  amico ,  pro  parente  vel  causae  cujusquam  alterius  occa- 
sione etc. 
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H  o  f.  o r  i H  m  p  e,  r  p  r  o v  l  n  c  ia  m  f  u e r  if ,  index  öl  [fo^.sU 
eum  cum  VII  idoneis  test  ih  as  c o  nr  i nc  p re ^  capite 
plectatiir.  Sed,  si  notorium  est,  nullius  requlrendion 
eat  festimonium,  aed  atatim  decoUandu^  i). 

Diese  letztere  Stelle  ist,  wie  ich  glaube,  trotz  aller 
Bemühungen  noch  nicht  zutreffend  gewürdiget  worden. 
Was  den  vordem  Satz  (in  c.  13)  betrifft,  so  ist  es 
augenscheinlich  verkehrt,  weun  man  darin  einfach  die 
Anordnung  einer  gewöhnlichen  Uebersiebnung  mit  Eides- 
helf'ern  erblicken  wollte  -). 

Die  Annahme  eines  reinen  Eidesbeweises  erscheint 
wohl  ausgeschlossen  durch  deu  Umstand,  dass  es  der 
Richter,  nicht  der  Verletzte  resp.  der  Ankläger  ist, 
durch  welchen  die  Uel)ertührung  des  Beklagten  erfolgen 
soll.  Und  überdies:  wenn  auch  der  Ausdruck  „testis" 
an  sich  in  den  Quellen  in  verschiedener  Bedeutung,  mit- 
unter auch  zur  Bezeichnung  der  Eideshelfer  gebraucht 
wird,  so  lassen  doch  die  Worte  im  Nachsatz:  ^^nullius 
requirendum  est  testimonium'''  wol  kaum  einen  Zweifel, 
dass  hier  doch  überall  nur  ein  wirklicher  Zeugen- 
beweis gemeint  sein  kann. 

Die  rechtliche  Bedeutung  dieser  Bestimmung  dürfte 
vielleicht  in  folgender  Richtung  zu  suchen  sein.  Es  han- 
delt sich  offenbar  um  eine  Art  Verfahren  auf  handhafter 
That  (si  incendiarius  captns  fuerit  !)\  aber  nicht  in  ge- 
wöhnlicher Form,  nämlich  wie  es  scheint,  ohne  den 
Beschädigten  als  Kläger,  da  doch  sonst  ohne  Zweifel  die- 


»)  M.  G.  Const.  1,  45  T. 

»^  Vgl.  Walter,  D.  Rechtsg.  2,  424,  u.  v.  Kries,  D.  Beweis 
im  Straf prozess  d.  Mittelalters  S.  203.  welcher  zugleich  ganz  irrtüm- 
lich in  dieser  Bestimmung  »das  Vorbild  für  das  später  allgemein 
geltende  Beweisrecht*  erblickt;  vgl.  auch  Knapp,  Zeitschr.  f. 
d.  ges.  Strafrechtsw^issensehaft  12,  216  ;  darüber  siehe  unten  Ab- 
schnitt V. 


^ 


sem,  und  nicht  dem  Richter  die  Rolle  des  Beweisführers 
zugekommen  wäre.  Es  ist  wohl  an  den  Fall  gedacht, 
der  bei  den  hier  vorausgesetzten  Verhältnissen  nicht  selten 
sich  ereignen  mochte,  dass  ein  Brandstifter,  während  er 
noch  am  Werke  war  oder  bevor  er  Gelegenheit  gefunden, 
den  Thatort  wieder  unbemerkt  zu  verlassen ,  in  einer 
Situation,  die  an  seiner  Thäterschaft  keinen  Zweifel  Hess, 
von  dritten  Personen  überrascht,  festgenommen  und  so- 
fort dem  Gericht  überliefert  wurde.  Fehlten  nun  auch 
in  solchem  Falle  die  ordentlichen  Voraussetzungen  für 
das  gerichtliche  Verfahren  auf  handhafter  That,  so  sollte 
trotzdem,  wie  bei  diesem,  eine  Vertheidigung  des  läug- 
nenden  Beklagten  ausgeschlossen  sein,  und  die  Ueber- 
führung  anstatt  durch  deu  Kläger  mit  seinen  Schrei- 
manneu,  durch  den  Richter  mit  sieben  tauglichen  Zeugen 
der  That,  resp.  der  Entdeckung  des  Thäters  erfolgen 
dürfen  i). 

Schwieriger  erscheint  dann  die  Auslegung  des 
Schluss Satzes,  wonach  auch  eine  solche  Ueberführung 
mit  Zeugen  sollte  entfallen  dürfen,  wenn  die  Schuld  des 
Beklagten  notorisch  war  „per  provinciam^' .  Keineswegs 
darf  dabei  an  ein  sogenanntes  Leumuudsverfahren  gedacht 
werden  ^). 

Es  handelt  sich  da  ersichtlich  nicht  um  ein  Richten 
auf  Verdacht,  auf  einen  blossen  Wahrscheinlichkeitsbeweis. 
Vielmehr  erscheint  die  Notorietät  hier  gerade  umgekehrt 
als  eine  so  sichere  Grundlage  der  Verurtheilung,  dass  sie 
jeden  weiteren  auch  objectiven  Beweis  entbehrlich  macht. 
Es  dürfte  wohl  die  Annahme  zutreffen  •^),  dass  der  Gesetz- 


»)  Vgl.  Löning  R.  E.  S.  229  Anm.  276. 

2^  So  Weiland  in  »Zeitschrift  d.  Savigny-Stiftung  f.  R.  G. * 
germ.  Abth.  8,   110:  vgl.  auch  unten  S.  30  Anm.  2. 

3)  Löning  R.  E.  a.  a.  0.  sowie  S.  241;  vgl.  Kries,  Be- 
weis S.  203. 


l) 
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geber  dabei  den  bekanuten  Grundsatz:  „Notorium  non 
eget  probatione ",  im  Auge  hatte,  wenn  auch  der  eigeut- 
liehe  Notorietätsbegritf  des  kanonischen  Rechtes  nach  der 
Natur  des  hier  angenommenen  Falls  niemals  gegeben 
sein  konnte.  Ebensowenig  aber  freilieh  überhaupt  eine 
Oöeukundigkeit  „per  provinciam",  insoferue  dieser  Aus- 
druck ein  weiteres  Gebiet  bezeichnen  sollte.  Denn  die 
Offenkundigkeit  selbst  kann  hier  unzweifelhaft  nur  auf 
die  concrete  Schuld  des  Beklagten,  das  ,,incendium  com- 
misisse",  und  nicht  etwa  bloö  auf  den  schlechten  Ruf 
desselben  oder  dgl.  bezogen  werden.  Da  man  nun  aber 
doch  jedenfalls  annehmen  muss ,  dass  der  Gesetzgeber 
unter  dieser  Notorietät  ein  Verhältnis  verstand,  welches 
dem  vorausgesetzten  Sachverhalt  auch  in  irgend  einer 
Weise  entsprechen  konnte,  so  mag  dieselbe  etwa  auf  den 
Fall  gedeutet  werden,  dass  die  Entdeckung  und  Ergrei- 
fung des  Brandstifters  im  Angesicht  der  in  Menge  zu- 
sammengeströmten Leute  aus  der  Umgebung  erfolgte, 
welche  dann  wohl  in  hellen  Haufen  den  Gefangenen  vor 
Gericht  begleiteten.  Ein  solches  Massenzeugnis 
sollte  dann  eben  die  vorher  principaliter  vorgeschriebene 
Ueberführung  mit  sieben  „tauglichen*  Zeugen,  den  or- 
dentlichen rechtsförmlichen  Zeugenbeweis  ersetzen.  Es 
ist  wohl  nicht  zu  bezweifeln,  dass  für  jene  „idonei  festes" 
insbesondere  auch  das  Erforderuiss  der  Ebenbürtigkeit  mit 
dem  Beklagten  gelten  sollte.  Dadurch  aber  war  der  Be- 
weis durchschnittlich  sehr  erschwert,  nachdem  das  ganze 
Gesetz  sichtlich  Brandstiftungen,  welche  auf  den  Zügen 
der  Ritterschaft,  also  zumeist  durch  Leute  ritterlichen 
Standes    verübt    wurden ,    im    Auge    hat  ^).     Die  Beweis- 


')  Vgl.  oben  c.  12  und  die  Eingänge  anderer  Bestimmungen 
des  Gesetzes :  c.  11:  item  si  in  reim  alicujus  domini  —  aliquis 
fuerit  qui  incendium  faceat  etc.;  c.  14:  item  si  casteUani  alicujus 
domini  descendentes  n  Castro  domini  sui  incendium  fecerint  et€. ;  c.  16  : 


'4 
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Vorschrift  dieses  letzten  Satzes  bedeutet  also  nach  obiger 
Auslegung  in  der  That  eine  weitere  Erleichterung  des 
Schuldbeweises. 

Wir  werden  dem  Notorietätsbeweis  in  diesem 
Sinne  als  einer  ausserordentlichen  Form  des 
Zeugenbeweises  noch  in  den  späteren  Quellen  mehr- 
fach begegnen. 

Zwei  Landfriedensgesetze  der  nächsten  Zeit,  die  soge- 
nannte Treuga  Heinrici,  und  ein  älterer  damit  ver- 
wandter sächsischer  Landfrieden)  enthalten  gleich- 
falls je  eine  Bestimmung  über  das  Verfahren  gegen  Brand- 
stifter. Sie  normiren  aber  nur  die  eidliche  Reinigung  des 
Beklagten,  welche  sie  offenbar  als  die  regelmässige  Form 
des  Beweises,  d.  h.  der  P]ntscheidung  voraussetzen.  Dabei 
zeigt  namentlich  die  Vorschrift  der  Treuga  ebenfalls  deut- 
lich die  Tendenz,  erhöhte  Garantien  dafür  zu  schaffen, 
dass  nicht  der  Schuldige  der  Bestrafung  entgehe;  dies 
aber  eben  nicht  durch  eine  Erleichterung  der  Ueberfüh- 
rung, sondern  durch  eine  Erschwerung  der  Vertheidigung. 
Während  nach  c.  16  ^)  des  sächsischen  Landfriedens 
der  Brandstifter  cum  se  septlmo^  qui  jus  suum  habent^ 
seine  Unschuld  beschwören  soll,  bestimmt  c.  20  ^)  der 
Treuga : 

Si  quis  de  incendio  manifesto  tertia  manu  eorum,  qui 
justitiam  voluerint,  accusatus  fuerit,  sepfima  manu  eorum, 
qui  ad  hoc  deputati  et  electi  sunt,    se  expurgabit. 


item  si  incendiarius  super  castrum  aliquod  agitatus  confugerit  et 
dominus  cuius  est  castrum  forfassis  dominus  vel  rasallus  vel  consan- 
guineus  fuerit  etc. 

1)  Beide  abgedruckt  bei  Weiland,  Sachs.  Landfr.  aus  der 
Zeit  Friedrich's  IL  und  die  sog.  Treuga  Heinrici  regis,  in  Zeitschr. 
d.  Savigny-Ötiftung  f.  R.  G.  germ.  Abth.  8,  116  tf.,  113  ff. 

'■^j  A.  a.  0.  S.  115. 

^\  Das.  S.  120. 


V 
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Eiue  «rleichtirtige  Erschwerimg  des  Keiuigiingseiiles 
wird  iu  demselben  Gesetz  daun  auch  eintreführt  bei  ein- 
fächern  und  qualifizirtem   Kaub: 

c.  12'':  >>l  quls  jjredam  fecerit  et  eam  fecisse  con- 
fesstia  fuerit,  cum  fiuramento  reddet  et  iudici  secundmn 
iusticiam  componat,  vel)  iuramento,  duobus  sibi  adiunctis 
qui  nominati  fuerint,  se  expurgabit^  quod  predam 
non  fecerit. 

c.  13:  Quicunque  predam  que  reraup  et  predam  quc 
drazanraup  et  tertium  quod  scach  dicitur  commiserit,  si 
flagrante  malefitio  iudici  presentatiis  fnerit,  capite  plecte- 
tur.  Si  autem  aufugerit  et  ad  iuditium  vocatus  itifra  XV 
dies  non  comparuerit,  ut  reus,  ut  (!  et)  infam is  iudica- 
bitur.  —  Si  autem  reus  ad  vocationem  iudicis  iuditio  se 
presentaverit  et  factum  negare  voluerit,  actor  vel  per  se 
vel  per  a/ium  in  monomachia  convincere  potest,  et  reus  in 
persona  propria  se  defendet.  Quod  si  actor  facere  nolu- 
erit,  concedetur  reo  e.cpurgatio  manu  Vit'''  eorum  tan- 
tum,  qui  ad  hoc  in  singulis  provinciis  sunt 
electi. 

Dass  man  es  hiebei  mit  einer  durch  die  Treuga  ein- 
geführten Neuerung  zu  thuu  hat,  ergibt  eine  Verglei- 
chung  von  c.  12  derselben  mit  c.  13  des  sächsischen 
Landfriedens,  worin  bei  sonstiger  üebereinstimmung  jene 
die  Eideserschwerung  enthaltenden  Worte  fehlen.  Die 
Neuerung  liegt  allerdings  wohl  nicht  in  der  Sache  selbst, 
sondern  in  ihrer  Anwendung  auf  die  betreffenden  Fälle, 
also  thatsächlich  als  Massregel  zur  Bekämpfung  der  schäd- 
lichen Leute.  Das  Institut  der  ,,Denominati'*  oder  „Ge- 
nannten" 1)  als  soches  setzt  die  Treuga  offenbar  als  etwas 


2)  Vgl.  Baierischer  Landfriede  a.  1244  c.  3ö:    Reinigung  von 

der  Anklage  wegen  Raubes   cum  (V  resp.    VII)    denominatis    (teati- 

fnis)  und  a.  1255  c.  19  desgleichen  „mit  den   V  oder  Vir  genanden". 

Quellen  u.  Erörter.   5,  83   und    144;   Rockinger,    Denkm.   art.    26 

§  2  u.  7,  §  2  S.  40  . 
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bereits  Bestehendes  voraus.  Es  sind  das  gerichtsseitig 
bestellte  Personen,  aus  welchen  allein  der  Beklagte  in 
gewissen  Kriminalfallen  für  seinen  Reiuigungseid  die  ihm 
nöthige  Zahl  von  Helfern  suchen  durfte  i). 

Ebendasselbe  Landfriedensgesetz  enthält  dann  aber 
noch  zwei  neue  und  wichtigere  Bestimmungen, 
welche  wir  einer  eiulässlicheren  Erörterung  zu  unter- 
ziehen haben. 

c.  8  ordnet  an :  Wer  einen  anderen  heimlich  tödtet 
(quod  morf  dicitur)  soll  mit  dem  Rade  bestraft  werdeti. 
Si  autem  aufugit  et  fama  publica  que  rulgo  limunt 
dicitur  exstiterit  —  treffe  ihn  sofort  Verlust  von  Lehen 
und  Eigen;  jene  sollen  die  Herren,  dieses  die  Erben  ein- 
ziehen -) ; 

und  c.  14  bestimmt  in  unmittelbarem  Anschluss  an 
das  im  letzten  Satz  von  c.  13  vorgeschriebene  Reinigungs- 
verfahren in  den  Fällen  schweren  Raubes: 

Hit  autem  qui  in  infam ia  que  loimunt  dicitur 
laborant ,  ad  expurgationem  nonnisi  in  publico  iudicio  ad- 
mittentur;  quorum  tarnen  expurgationem  iudex  secundum 
suum  arbitrium  potesf  aggravare.  Si  autem,  loimunt 
contra  quemquam  probar i  debet^  per  plurum  an  meliorum 
illius  provincie  confessionem  hoc  fieri  debet  ■^). 

Es  bleibt  wohl  kaum  ein  Zweifel,  dass  auch  diese 
Vorschrift    sich    noch    speziell    auf   das  Verfahren  wegen 


r  Diese  Einrichtung  finden  wir  im  13.  Jahrhundert  im  baie- 
risch-österreichischen  Rechtsgebiet,  insbesondere  in  den  Städten, 
allgemein  verbreitet.  V^gl.  schon  Wiener  Stadtrecht  a.  1221  :  Wer 
wegen  Verwundung  beklagt ,  Xothwehr  geltend  macht ,  quinfa 
manu  se  expuryet  (ex  XX)  a  judice  denominatis.  f^ Archiv  f.  Kunde 
österr.  Geschichtsqu.  10,  102  ;  oder  Rechtsbuch  für  Passau  a.  1225 
§  21  :  reus  terberabitur  —  vel  si  poterit  cum  VII  ex  XX  sibi  de- 
nominatis auam  declarabit  innocetüiam.  Gengier,  Codex  iur.  muni- 
cip.  3,  45.     Vgl.  Hasenöhrl,  Oesterr.  Landesrecht  S.  2.30. 

2)  A.  a.  0.  S.   117. 

3^  Das.  S.  119. 


S 


—     80     — 

qualifizirten  Raubes  bezieht,  nicht  eine  allgemeine,  für 
jede  Anklage  wegen  irgend  einer  Missethat  giltige  Norm 
aufstellt. 

Die  wesentliche  Bedeutung  beider  Bestimmungen  liegt 
nun  aber  darin,  dass  sie  eine  Modificatiou  des  ordentlichen 
Verfahrens  eintreten  lassen  auf  Grund  eines  bestimmten 
Verdachtsmomentes:  des  Leumunds  d.  h.  des 
ürtheils  der  Leute,  bezw.  der  Bescholtenheit.  des  üblen 
Rufes  des  Beklagten  i).  Und  zwar  tritt  auf  den  ersten 
Blick  zu  Tage,  dass  wir  es  mit  einer  Form  bezw.  mit 
Formen  des  Verdachts  Verfahrens  zu  thun  haben,  welche 
sich  von  dem  bekannten  sogenannten  Rügeverfahren 
ihrer  rechtlichen  Natur  nach  wesentlich  unterscheiden. 
Die  Wirkungen,  welche  in  obigen  Bestimmungen  an 
den  Leumund,  d.  h.  an  die  prozessuale  Feststellung  des- 
selben geknüpft  werden,  sind  ganz  andere  als  diejenigen, 
welche  eine  Anklage  im  Rügegericht  zur  Folge  hatte. 
Sie  sind  übrigens,  wie  die  vorausgesetzte  prozessuale 
Situation,  in  beiden  Stellen  verschieden. 

Gegen  denjenigen,  welcher  einer  heimlichen  Tödtung 
bezichtigt,  schon  durch  seine  Flucht  einen  Verdachtsgrund 
gegen  sich  geschaffen  hatte,  wirkt  das  Bestehen  des  Leu- 
munds wie  ein  Schuldbeweis  bezw.  ein  Schuldurtheil. 
Ihn  treffen  die  wesentlichen  Folgen  der  Friedlosigkeit, 
ohne   Vermittlung  eines  Achtverfahrens. 

Dagegen  hat  für  den,  der  eines  Raubes  beklagt,  sich 
zu  Recht  gestellt  hat,  der  Leumund,  welcher  ihn  belastet, 
nur  die  Folge,  dass  sein  ünschuldsbeweis  durch  den  Rei- 
nigungseid mit  stärkeren  Garantien  umgeben 
wird  -),  dadurch,  dass  derselbe  nur  im  echten  Dinsf.  in  der 


'  Die  ,fama  publica*  in  c.  8  ist  der  Leumund  im  activen, 
die  »infamia*  in  c.  14  der  Leumund  im  passiven  Sinne.  Die 
eine  verhält  sich  zur  andern  wie  Ursache  und  Wirkuno-. 

-';  Es  ist  also  nicht  richtig,  wenn  Weiland  a.  a.  0.  S.  110 
dieses  Leumundsvertiihren    /.usammenstellt  mit    dem  oben  bespro- 


M 
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Vollversammlung  der  Gerichtsgemeinde  erfolgen  und  vom 
Richter  nach  Diskretion  erschwert  M   werden  darf'-^). 


ebenen  Notorietäts verfahren  in  der  Const,  contra  incend,  Friedrich  l. 
a.  1186;  Begriff  und  Wirkungen  der  Notorietät  dort  und  der  In- 
famia  hier  sind  augenscheinlich  ganz  verschieden.  Jene  Notorie- 
tät bedeutet  prozessuale  Gewissheit,  die  jede  Vertheidigung  des 
leugnenden  Beklagten  ausschliesst ;  die  »infaraia  que  loimunt  di- 
citur*,  begründet  dagegen  nur  einen  Verdacht,  dem  gegenüber  der 
erschienene  Beklagte  prinzipiell  sein  Reinigungsrecht  behält. 

')  Dabei  ist  wohl  an  eine  Erhöhung  der  Eideshelferzahl  zu 
denken.  Als  äusserste  Grenze  in  dieser  Hinsicht  spielte  immer 
noch  der  Eid  mit  72  Helfern  eine  gewisse  Rolle.  Vgl.  Brunuer, 
D.  R.  G.  2.  384  Anm.  53;  ferner: 

Baierischer  Landfriede  a.  1 244  c.  36 :  Si  —  aliquis  impetitur 
super  rapina,  si  est  homo  hone  fame,  cum  V  denominatix  testihus 
si  nony  cum  VII  denominatis  se  expurgahit,  ita  tarnen  si  captinus 
iudicio  non  est  oblatus.  Si  captinus,  LXXII  t  est  es  ipsum  non 
pu  r gahun  t.  (Quellen  u.  Erört.  5,  83,  Rockinger,  Denkm.  art. 
26  §  2); 

Oesterr,  Landft-.  König  Otakars  a.  1251  c.  30:  Nah(t)hram1 
soll  man  richten  mit  72  Händen.  Arch,  f.  Kunde  österr.  Geschqu. 
1,  60). 

Vgl.  auch  die  bei  Kries  a.  a.  0.  S.  18  angeführte  Stelle  aus 
dem  Magdeburger  Recht  für  Gold  berg:  §  14):  Item  si  aliquis  alter { 
manifeste  minas  incendii  intulerit ,  et  ille  medio  tempore  forte  ab 
oltero  exustus  fuerit  et  de  damno  recepto  eundpm  qui  minas  fecit 
jiulsare  rohierit,  üle  ifitiocmciaw  suam  ostenderit  septuaginta 
ni  an  ihus  adh i h i ti s. 

2)  Anders  Löning,  (R.  E.  S.  230  vgl.  S.  188  Anm.  197  und 
S.  209  Anm.  242  der,  wie  es  scheint,  die  Stelle  im  Sinne  des  in 
den  süddeutschen  Quellen  des  14.  Jahrh.  hervortretenden  sog.  In- 
zichtsverfahrens  deuten  will,  welches  darin  bestand,  dass  Jemand, 
der  durch  das  Gerücht  eines  Verbrechens  beschuldigt  wurde,  sich 
zunächst  seinerseits  freiwillig,  ohne  Klage  und  Ladung,  vor  Ge- 
richt stellte,  damit,  wer  wolle,  gegen  ihn  Klage  erhebe.  Wenn 
dann  aber  nach  wiederholtem  Aufruf  kein  Kläger  auftrat,  so 
durfte  er  durch  seinen  Eid  sich  ein-  für  allemal  von  dem  Verdacht 
des  bezüglichen  Verbrechens  und  jeder  künftigen  Ansprache  be- 
freien. Diese  an  und  für  sich  keineswegs  naheliegende  Auslegung, 
für  welche     der  Wortlaut    der    Stelle    auch    keinen  Anhaltspunkt 


'%t 
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Die    Konstatiruug    des   Leumunds  hatte  nach 
c.   14  zu    erfolgen  durch    die  entsprechende  Aussage  plu- 
rum  ac  meliorum    illiiis  prorincie;    eine  feste  Norm  hin- 
sichtlich der  Zahl  der  Zeugen  bestand    also  nicht.     Auch 
ist  nicht  zu  entnehmen,  ob  bei  der  Erbrini^Tuuff  des  Leu- 
mundsbeweises    der  Richter  oder    der  Kläsrer  die  leitende 
Rolle  spielte.  Ueberhaupt  lassen  die  beiden  Bestimmungen, 
was  die  Gestaltung  des  Verfahrens  in  dem    einen  und  in 
dem  andern  Falle  betrifft,  im  Einzelnen  Vieles  im  Dunkeln. 
Für    uns  gilt    es  aber  insbesondere  noch,    den  Leu- 
munds begriff   selbst    in    den    beiden  Stellen    genauer 
ins    Auge    zu    fassen.     Mit    Rücksicht   auf   die    folgenden 
Untersuchungen    muss  nämlich    auch  schon  diesen  Zeujj- 
nissen  gegenüber  die  Frage  aufgeworfen  werden:  Gründet 
sich    der  concrete   Schuldverdacht,    der  das  eine  Mal  den 
Schuldbeweis     ersetzt,     das    andere    Mal    den    Unschulds- 
beweis   erschwert,     unmittelbar     darauf,     dass     der    Be- 
klagte   durch    die     allgemeine    Stimme    eben    derjenigen 
That    beschuldigt    wird ,    welche    den  Anlass    des    ganzen 
Verfahrens  bildet,  oder  aber  nur  mittelbar    auf   den  Übeln 
Ruf,  welchen  derselbe  im  Allgemeinen  hinsichtlich  seines 
Lebenswandels    geniesst,    auf  das  öffentliche  Urtheil,    das 
ihn  als  einen  Gewohnheitsverbrecher,   als  einen  schädlichen 
Mann  bezeichnet? 

Was  nun  die  fatna  publica,  que  v.  limunt  d.,  in 
c.  8  betrifft,  so  wird  man,  solange  wenigstens  kein  zwin- 
gender Grund  zur  Annahme  vorliegt,  dass  dieser  Ausdruck 
im  Sprachgebrauch  jener  Zeit  stets  eine  ganz  feststehende 
abweichende  Bedeutung  hatte,  dabei  wohl  nur  an  einen 
speziellen  Leumund  denken  können,  d.  h.  an  einen 
solchen,  der  sich  direkt  auf  die  Begehung  der  incrimi- 
nirten    That    bezog.      Dabei    ist    dann    aber    freilich   zu 


bietet,  wird  vollends  hinfällig,  sobald  man  nur  den  Zusammenhang 
des  c.   14  mit  der  vorausgehenden  Bestimmung  anerkennt. 
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constatiren,  dass  von  einem  Richten  auf  Leumund  in  con- 
tumaciam in  diesem  Sinne  weder  in  der  Gesetzgebung 
der  folgenden  Zeit  jemals  wieder  die  Rede  ist,  noch  sonst 
Belege  zu  finden  sind,  aus  welchen  eine  allgemeine  oder 
dauernde  thatsäch liehe  Anwendung  desselben  sich  ergeben 
würde  i). 

Auch  die  „infamia  que  l.  d.^  in  c.  14  ist  sodann 
bisher  nur  in  diesem  Sinne  verstanden  worden,  und  zwar 
hat  man  bei  dieser  Stelle  gewöhnlich  eine  Rezeption  aus 


')  Auch  die  von  Weiland  a.  a.  0.  S.  111  ff.  als  Belege 
einer  solchen  Praxis  des  königlichen  Hofgerichtes  angeführten 
Beispiele  können  kaum  als  sicher  zutreffend  angesehen  werden. 
Der  Bericht  über  das  Verfahren  gegen  den  Mörder  des  Erz- 
bischofs Engelbert  von  Köln  gestattet  keineswegs  den  Schluss  auf 
einen  Zusammenhang  zwischen  diesem  Fall  und  jener  Vorschrift 
der  Treuga.  Verurteilung  auf  Grund  von  ,indicia«  oder  »signa 
manifesta,  evidentia*  im  Hofgericht  ist  schon  aus  viel  älterer 
Zeit  bezeugt,  die  von  Weiland  angenommene  juristische  Bedeu- 
tung dieser  Ausdrücke  aber  überhaupt  nicht  ganz  sicher.  Vgl. 
Löning,  Reinigungseid  S.  232  Anm.  282.  283.  Was  aber  die  Blut- 
that  Otto's  von  Witteisbach  betrifft,  so  hatte  dieselbe  ja  Zeugen, 
und  es  ist,  auch  wenn  man  zugibt,  dass  nach  dem  Recht  des 
früheren  Mittelalters  das  Thatzeugniss  in  Kriminalsachen,  weil 
stets  nur  auf  zufälliger  Wahrnehmung  beruhend,  im  Allgemeinen 
ausgeschlossen  war  (vgl.  Brunner,  Deutsche  Rechtsgeschichte 
2,  394)  doch  wohl  kaum  zweifelhaft,  dass  für  das  königliche  Hof- 
gericht in  solchem  Falle  die  Aussage  der  betreffenden  zwei  That- 
zeugen  schon  unmittelbar  die  Grundlage  einer  Verurteilung  bilden 
konnte,  und  diese  nicht  formell  erst  auf  die  fama  publica,  welche 
ihrerseits  naturgemäss  eben  auf  der  Mittheilung  jener  Zeugen  be- 
ruhte, gegründet  zu  werden  brauchte.  Auch  bezüglich  des  Mark- 
grafen Heinrich  von  Istrien  endlich  erscheint  es  keineswegs  aus- 
geschlossen, dass  irgend  eine  Handlung,  welche  objektiv  als  Be- 
günstigung oder  Theilnahme  sich  darstellte ,  —  wesswegen  ja 
seine  Verurtheilung  erfolgte,  vgl.  Winkelmann  Philipp  I.  von 
.Schwaben  und  Otto  von  Braunschweig  1,  466  Anm.  1,  467  Anm.  2 
—  direkt  erweisbar  war.  Vgl.  Oefele,  Gesch.  d.  Grafen  v.  An- 
dechs  S.  97. 

Z  a  1 1  i  n  g  e  r  ,  Landschädliche  Leute .  3 


»^ 


—     34     — 

dem  kanonischen  Rechte  angenommen  ^).  Bei  solcher 
Aulfassung  würde  sich  dann  gleichfalls  ergeben,  dass  auch 
diese  Bestimmung  eine  erhebliche  rechtsgeschichtliche  Be- 
deutung nicht  erlangte.  Wir  werden  au  späterer  Stelle 
den  Nachweis  zu  erbringen  haben,  dass  die  herrschende 
Lehre  irrt,  wenn  sie  eine  während  des  14.  uud  15.  Jahr- 
hunderts bezeugte  Form  des  Verfahrens  gegen  schädliche 
Leute  im  gleichen  Sinne  auffasst.  Vielmehr  liegt  kein 
Zeichen  vor,  dass  ein  entsprechendes  Verfahren  gegen 
den  anwesenden  Beklagten  in  der  Praxis  der  weltlichen 
Gerichte  Wurzel  fasste  ^). 


')  Vgl.  Hälschner,  Das  preussische  Ötrafrecht  1,65;  Kries, 
Beweis.  S.  205;  Löning,  Reinigungseid,  S.  230  Anm.  278,  welcher 
als  directe  (Quelle  vermuthet :  c.  21  X.  §  2  de  accus.  5,  1  (Innoc.  III. 
a.  1221):  infamuio  canonica  poterit  indici  purgatio  secundum  arhi- 
trium  iudicantiSf  qui  propter  dicta  paucurum  eum  infamatum  repu- 
tare  non  debet,  cujus  apud  bonos  et  graves  laesa  opinio  non  exislit ; 
Knapp,  Zeitschr.  f.  Strafrechtswissensch.   12,  223. 

-)  Das  von  Weiland  a.  a.  O.  tS.  113,  Anm.  3  angezogene 
Verfahren,  gegenüber  den  der  Ermordung  des  Erzbischofes  Engel- 
bert von  Köln  verdächtigen  Edeln  (Chron.  reg.  Colon,  ed.  VVaitz 
Ö.  259  z.  J.  1226)  war  wol  das  kaiionische  vor  dem  geistlichen 
Gericht.  Auch  die  daselbst  S.  108  Anm.  2  citirten  Bestimmungen 
des  Kölner  Schieds  vom  Jahre  1258  (Lacomblet  Niederrhein,  ürkkb. 
2,  246  und  250)  ergeben  keinen  genau  entsprechenden  Beleg.  Hier 
bildet  die  ,,infamia*',  die  Bescholtenheit  einer  Person,  die  Bedingung 
nicht  tur  eine  Moditication  des  Beweisvertahrens,  sondern  für  die 
Einleitung  eines  Strafverfahrens  von  Amts  wegen,  (so  auch  Walter, 
D,  R.  G.  2,  424)  für  das  motu  proprio  inquirere,  das  facere 
inquisitionem,  inquirere  et  iudicare  nullo  conquerente.  Nicht 
diese  »mquisitio*  selbst  ist  aber  ein  Leumundsverfahren,  sie  hat 
eben  eventuell  ein  solches  zur  Voraussetzung,  sie  soll  nur  statt- 
finden dürfen  gegen  Personen,  contra  quos  apud  graves  et  honestas 
personas  infamia  laborat.  Oftenbar  verfehlt  ist  sodann  die  Ansicht 
Weilands  S.  107,  dass  der  Ausdruck  „ungeworde^'  hier  in  der 
Bedeutung  von  »Leumund*  gebraucht  sei.  Derselbe  bezeichnet 
vielmehr  sichtlich  einen  bestimmten  strafbaren  Thatbestand,  das 
Vergehen,   um  dessen    strafrechtliche  Verfolgung   es  sich  handelt: 


—     35     — 

Dagegen  halte  ich  es  nun  aber  in  der  That  für  wahr- 
scheinlich, dass  hier  der  Leumundsbegriflf  generell  zu 
deuten  ist.  Nicht  als  Bescholtenheit ,  der  Urheber  einer 
bestimmten  That  zu  sein,  sondern  als  der  Ruf  eines 
schädlichen  Mannes.  Prinzipielle  Bedenken  gegen 
die  Annahme  einer  nicht  völlig  übereinstimmenden  Be- 
deutung des  Ausdruckes  „Leumund"  in  den  beiden  Stellen 
dieses  Gesetzes  können  von  vornherein  nicht  aufkommen 

• 

Es  braucht  da  nur  auf  die  Thatsache  verwiesen  zu  wer- 
den, dass  auch  der  in  c.  U  als  üebersetzuug  gebrauchte 
Ausdruck  „infamia"  in  der  Treuga  noch  zweimal  zweifel- 
los in  einem  andern  und  zwar  wieder  jedesmal  in  einem 
verschiedenen  Sinne  gebraucht  erscheint.  In  c.  10:  Qm- 
cunque  cultello  alium  occiderU  vel  minerar  er  it  infam  ie  que 
mort  dicifur  reus  erlt,  ist  die  Bedeutung  offenbar:  Mein- 
that  oder  iniamirende  That.  Wenn  es  aber  in  c.  13  heisst, 
dass  der  wegen  schweren  Raubes  Beklagte,  wenn  er  sich 
nicht  binnen  15  Tagen  dem  Gerichte  stellt,  nt  reus  et  (f)  i) 
infam  is  judicahitiir,  und  wer  ihm  Beistand  leihe  cum 
reo  pari  infa m i e  ac  senfentie  subiaceUt,  so  ist  hier  ebenso 
unverkennbar  eine  strafrechtliche  Folge  der  That,  jener 
Zustand    geminderter  Ehre    und  Rechtsfähigkeit    darunter 


inquirere  de  eo,  quod  vulgaritev  dicitur  ungeword e ,  stve  rerbo 
sive  opereperpetretur. 

>)  In  der  Handschrift  zweifellos  fehlerhait :  ut  reus  u  t  infa- 
mis.  Weiland  a.  a.  0.  118  möchte  emendiren :  ut  reus  infdmv,, 
was  ich  für  weniger  wahrscheinlich  halte.  Mit  Rücksicht  darauf, 
dass  reus  gewöhnlich  auch  schon  der  blos  Beschuldigte,  Beklagte 
hiess,  (vgl.  in  demselben  Kapitel :  reus  projjria  persona  se  def endet  ; 
—  C07icedetur  reo  expurgatio)  wäre  auch  die  Conjektur:  reus 
ut  infamis  möglich;  doch  erscheint  die  Einfügung  des  ersten 
,ut*  nicht  gerade  als  ein  naheliegender  Schreibfehler.  Ut  reus 
Infamie,  worauf  c.  10  führen  könnte,  ist  ausgeschlossen,  weil 
die  par  infamia,  welche  dem  Beschützer  des  Räubers  angedroht 
ist,  jedenfalls  nur  eine  Straftolge  sein  kann ;  vgl.  auch  c.  G  und  8 
cum  reo  pari  pene  et  senfentie  siubjacebit. 
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verstandeij,  welcher  auch  sonst  in  lateinischen  mittelalter- 
lichen Quellen  häufig  mit  diesem  Ausdruck,  deutsch  als 
„Rechtlosigkeit''  bezeichnet  wurde  i). 

Der  Wortlaut  des  c.  14  aber  bietet  an  und  für  sich 
unserer  Auffassung  jedenfalls  kein  Hindernis,  und  wenn 
sich  auch  demselben  kein  unmittelbar  zwingendes  Argu- 
ment dafür  entnehmen  lässt,  so  erscheint  doch  immerhin 
die  Formulirung  des  Eingangs:  Hii  autem^  qui  infa- 
mia  q.  l.  d.  labo^ant ,  ad  expurgationem  u.  s.  w.  sehr 
beachtenswert  und  charakteristisch.  Für  den  Ausdruck 
des  Gedankens :  der  Beklagte  aber,  der  im  gemeinen  Rufe 
steht,  die  That  begangen  zu  haben,  soll  (wenn  aber  der 
Beklagte  —  —  so  soll  er)  u.  s.  w.  würde  man  nach  der 
sowol  im  vorausgehenden  Kapitel  wie  überhaupt  sonst 
im  ganzen  Gesetze  konsequent  eingehaltenen  Ausdrucks- 
weise entschieden  eine  andere  Formulirung  erwarten,  wie 
etwa:  ,,si  autem  reus"  oder  „si  quis  autem".  Die  ge- 
brauchte Wendung  kann  daher  wol  den  Eindruck  machen, 
dass  da  allgemein  auf  eine  ganze  Kategorie  von  Personen 
Bezug  genommen  wird,  welche  insbesondere  häufig  als 
Urheber  solcher  Raubthaten  in  Betracht  kam,  in  welchem 
Falle  dann  also  zu  übersetzen  wäre:  Leute,  welche 
einen  schlechten  Ruf  geniessen,  übel  beleumundete 
Leute  aber  sollen  (wenn  jene  Thatsache  vorher  erwiesen 
wird)  gegenüber  einer  solchen  Anklage  u.  s.  w.  -).  Diese 
Auffassung  gewinnt  ausserordentlich  an  Wahrscheinlich- 
keit, wenn  man  die  Stelle  nicht  für  sich  allein,  sondern 
in  der  Beleuchtung  betrachtet ,  welche  aus  nächstver- 
wandten   späteren    Zeugnissen    darauf    zurückfällt.      Man 


1)  Vgl.  z.  B.  baierischer  Landfriede  a.  1244  c.  36:  Der 
Strassenräuber  und  wer  von  ihm  kauft,  infamis  et  exlex  uterque 
pet'petue  subjacehunt  pf'oscrtptioni;  Landfr.  a.  1255  c.  19  :  ir  iiweder 
sol  in  der  aehte  sin  und  rehtlos.  (Quellen  u.  Erört.  5.  80  und 
141.     Rockinger,  Denkm.  art.  26  und  7  §  1  S.  40. 

-)  Vgl.  Hasenöhrl,  Oesterr.  Landesrecht  S.  233. 
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wird  dann  kaum  Bedenken  tragen,  darin  die  erste  er- 
kennbare Spur  eines  beweisrechtlichen  Gedankens  ^),  das 
älteste  im  mittelalterlich  deutschen  Recht  nachweisbare 
Entwicklungsstadium  eines  prozessualen  Instituts  zu  er- 
blicken, von  dessen  Verwertung  resp.  Geltung  in  wech- 
selnder Form  und  Gestalt  uns  bereits  die  Quellen  der 
unmittelbar   folgenden  Zeit   unzweideutige  Kunde    geben. 


1)  Oder  sollte  eine  solche  vielleicht  schon  vorliegen  im  Ldfr. 
K.  Friedr.  I.  a,  1151  c.  16:  Fublici  latrone^  et  convicti  vd 
conpacti  antiqua  damnentur  sententia.     M.  G.  Const.  1,  198? 


) 


III.  Die  Schäüiichkündi 


t|iinf|. 


Die  älteste  direkte  Nachricht  von  einem 
besonderen  Verfahren  gegen  die  laadschäd- 
lichen  Leute  enthält  das  berühmte  Mainzer  Land- 
friedensgesetz Kaiser  Friedrich's  II.  a.  1235  in 
dem    Schlussartikel  (15)    über    das  Amt    des  Hofrichters: 


Idem  hahebit  notarium  spe- 
cialem, qui  nomi n a  p  ro- 
scripto  ru  m  scribet,  et  ac- 
torum,  et  caustim  ipsam  slve 
(juerelam,  et  diem,  quo  pro- 
scriptloni  involventur ;  item 
nomimi  absolutorum  a  pro- 
scrlptione  et  actoris  propter 
qUem  proscripti  fuerunt,  cau- 
sam et  diem  absolucionis, 
fideiussorum  absoluti  tiomina^ 
qui  sint  et  unde  sint,  sive 
aliam  cautionem  quam  pre- 
stat  (ihsolvendus  iuxta  con- 
suetudinem  terrarum  pro 
sat isf actione   querelantis.  — 

idem     scribet     n  o  m  i  n  a 
eorum,  qui  accusantur 


(Cod.  Basiliensis)  Der  rih- 
ter  sol  hau  einen  schribey, 
der  ane  schribe  alle  d  i  e  i  n 
die  achte  koment,  und 
von  wes  clage  sy  in  die  achte 
koment,  und  die  sache  dar 
umh  sy  dar  in  koment,  und 
der  natnen  die  uss  der  achte 
koment,  und  die  sache  war- 
umb  sy  usser  achte  koment, 
und  sol  die  bürgen  schriben 
die  den  clagern  gesetzet  wer- 
dent  und  wannen  sy  sin  und 
toie  sy  heissent,  und  sol  schri- 
ben ander  gewysheit  die  man 
den  clagern  tut  noch  landes 
gewonheit. 

Und   sol   schriben   aller 


i 


i 


vel  denunciantur  tan- 
quam  novici  terre,  et 
infamiam  et  eor um  no- 
min a  ,  quando  a  suspi- 
tione  a  bsolcuntur  de- 
lebit^y 
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der  namen  die  ze  schäd- 
lichen liiten  dem  lande 
geseit  tv  er  dent,  und  ivie 
und  von  wem  sy  von  den 
schulden  komen,  und  sol  schri- 
ben so  sy  ze  recht  komen  uss 
der  achte  so  tilgge  ir  namen 
abe. 

(Cod.  Senkenberg) 

er  sol  auch  schreyben  aller 
der  namen,  dye  dem  land 
zu  schädlichen  leuten 
gesetzt  werden  ,  und 
wann  sy  sich  der  schuld 
entredent  so  sol  er  Iren 
namen  abschreyben  und  ab- 
streichen ^). 

Diesem  Zeugnisse  treten  bestätigend,  erläuternd,  er- 
gänzend zur  Seite  eine  Anzahl  von  Stellen  in  den  baie- 
rischen  Landfrieden  der  Jahre  1244  und  1255(6), 
von  denen  die  folgenden  gleich  hier  anzureihen  sind: 


a.   1244 

c.  12  [art.  3]^)  (De  hiis 
qui  servant  malefactores)  ^). 

[§  1]  Item  quicunque  ser- 
uauerit  malos  ho  min  es 
et   conuictus  fuerit  de  ipsis, 


a.  1255  [6]  3) 

c.  14  [art.  3]*)  (De  no- 
civis  hominibus)  •'^), 

[§  1]  Swer  sc  hedlich 
lute  behaltet,  der  sol  von  in 
voüez   rehte    bieten   und   sol 


>)  M.  G.  LL.  2,  317,  318. 

«)  Das.  S.  581,  582. 

3)  Ueber  die  Entstehungszeit  vgl.  Rockinge r,  Denkm,  Ö.  11. 

♦)  In  [  ]  die  Eiutheilung  bei  Rockinger  Denkmäler. 

^)  Die  Ueberschriften  in  (  )  sind  in  der  Handschrift  nach- 
träglich beigefügte  Randverraerke.  Vgl.  Rockinger,  Denkmäler 
S.    10. 
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plenam  ab  eis  exhibeat  iu- 
diciam.  [§  2J  tSed  sl  ab  eo 
recesaerint,  nichilomtnus  ipse 
erit  satisfacturua  super  uni- 
versis  ^  que  fecerunt^  dum 
secum  essent;  Jiec  idem  do- 
minus propterea  erit  infam is 
uel  homo  dampnosus  de- 
nunciabitiir  taliter  satis- 
faciens. 

c.  13  [art.  4]  (De  rapto- 
ribus) 

[§  Ij  Item  de  raptori- 
bus  denunciatis ,  si  die 
prima  sibi  a  iudlce 
data  cum  suis  fideius- 
soribus  se  iudicio  ab- 
sentauerint ,  iudex  eos 
statim  proscribet ^  et  epis- 
copus  cuius  sunt  dyocesani^ 
eos  excommunicabit.  [§  2J  Sed 
si  diem  statutum  non  perce- 
pisse  uel  legitimum  Impedi- 
menium  probauerint ,  alia 
dies  eis  assifjnabitur  ad  sta- 
tuendos  eorum ,  ut  antea, 
fideiussores. 

c.  14  [art.  5|  (De  noci- 
va  domo) 

Item  si  in  foro  uel  in 
uilla  una  domus  uel  plu- 
res  denunciabuntur ^  ex- 
uri  debent  sine  dampno  alia- 
rum  domuum^  uel  de  licen- 
tia  iudicis  pstimari  et  uendi. 


sich  ir  nit  auzzen.  [§  2]  Ent- 
ivichenf  aber  si  von  im,  so 
sol  er  doch  buzzen  von  in, 
swaz  si  habent  getan,  diivil 
si  bei  im  warn,  al  nach  dem 
frid;  noch  der  herre  chumt 
darumbe  in  dehainen  unliunt, 
noch  emrirt  gesaget  ze 
einem  schedlichen  man. 

c.  15  [§  3]  Di  ze  sche- 
delichen  luten  gesaget 
werde nt,  choment  die 
niht  ze  dem  ersten  tage 
mit  ir  borgen,  den  in 
der  rihter  hat  gegeben, 
SO  sol  si  der  rihter  ze  aehte 
tun,  und  der  bischolf,  in 
des  bistum  si  sint^  in  den 
ban.  [§  4]  Wellent  aber  si 
das  bewaeren,  daz  in  der 
lach  nit  si  gechundet^  so  sol 
man  in  geben  einen  andern 
lach,  daz  si  mit  ir  borgen 
vür  chomen. 


c.  16  [art.  4J  Ob  in  einem 
marchte  oder  in  einem  dorfe 
ei 71  haus  oder  mer  sche- 
delich  g echundet  wirt, 
diu  sol  man  brennen  an 
schaden  andern  husern,  oder 
man  sol  siu  schazen  und 
iierchoufen    mit    des    rihter s 
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et    de    hac  pecunia    respon-  \  Urlaub  und  sol  mit  dem  gute 


dere  querelanfibus  ^). 


den  chlagern  gelten  ^). 


Es  gilt  nun  zunächst  den  wörtlichen  Sinn 
dieser  Bestimmungen,  die  Uebersetzuug  derselben 
festzustellen;  in  erster  Linie  derjenigen  des  Reichs- 
Landfriedens  von  1235.  Diese  höchst  interessante 
Stelle  ist  auffallender  Weise  bisher  so  viel  wie  unbeachtet 
geblieben,  so  sehr  sonst  gerade  dieses  Gesetz  die  Auf- 
merksamkeit der  Forschung  von  jeher  auf  sich  gezogen 
hat  ^). 


1)  Qu.  und  Erört.  5,  80,  81  und  143,  144,  Rockinger  Denk- 
mäler S.  39,  40. 

2)  Franklin",  Das  Reichs-Hofgericht  im  Mittelalter  2,  122 
begnügt  sich  mit  dem  nackten  Verweis  auf  eine  Bestimmung  der 
Constitutiones  regni  Siciliae  II,  5,  worin  zunächst  allen  Richtern 
zur  Pflicht  gemacht  wird,  von  jedem  Spruch,  durch  welchen  sie 
Jemand  in  Acht  oder  Friedlosigkeit  gelegt,  oder  aus  der  Acht  ge- 
löst haben,  desgleichen,  si  quando  per  definitivas  sententias  Infamie 
mactda  notarerint  aliquos  aut  ipso  jure  rel  pene  macula  pronuncia- 
verint  esse  notatos,  sofort  Anzeige  an  das  Hofgericht  zu  erstatten, 
worauf  dann  der  Befehl  an  den  Hofrichter  folgt:  ut  de  his  specia- 
liter  specialia  acta  prescribi  faciaty  quibus  hannitorum  rel  forjudica- 
torum  rel  quomodolihet  notaforum  nomina  et  eorum  etiam  filios,  si 
quos  per  inquisitionem  a  se  vel  a  justiciario  factam  reos  aut  suspectos 
invenerit,  scribi  faciat  et  in  archiro  nostre  curie  fideliter  cuntodiri ; 
ut  quoties  de  älicujus  fama,  rel  exiyente  judicii  strepitu  vel  conscientia 
serenitatis  nostre  querente,  fuerit  forte  traclatum,  non  tarn  per  pro- 
bationes  extrinsecas  que  moram  judigiis  et  difficulUitem  inducunt, 
quam  per  monumenta  publica  curie  nostre  et  ordinatorum  nostrorum 
fide  ßrmata  probatio  efßcax  et  dilucida  possit  assumi.  (Huillard- 
BröhoUes,  Hist.  Dipl.  Friederici  11.  IV.  1,  79,  80).  Dass  im  Allge- 
meinen bei  den  das  Hofgericht  betreffenden  Neuordnungen  des 
Mainzer  Landfriedens  die  Organisation  des  sicilischen  Hofgerichts 
als  Vorbild  vorgeschwebt  hat,  ist  ja  sicher;  eine  völlige  Ueberein- 
stimmung  im  Einzelnen  besteht  aber  zwischen  den  bezüglichen 
Bestimmungen  weder  in  der  Fassung  noch  auch  der  Sache  nach. 
Insbesondere  wäre  es  jedenfalls  verfehlt  anzunehmen ,  wie  es 
Franklin's   Meinung   zu  sein  scheint,   dass   die   »nocivi  terre«, 
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Man  hat  aber  offenbar  mit  dem  fraglichen  Satze 
nichts  Rechtes  anzulangen  gewusst,  und  zwar  ohne  Zweifel 
aus  dem  Grunde,  weil  man  die  entscheidenden  Worte  in 
demselben  völlig  missverstanden  hat.  Es  handelt  sich  da 
wesentlich 


um    die 


Auslegung     des     Ausdrucks: 


deren  .infamia«  der  deutsche  Hofgerichtsachreiber  registriren  soll, 
und  die  ,,infamia  notati'-  des  sicilischen  Gesetzes  begrifflich  zu- 
sammenfallen. Ueber  die  letzteren  und  den  Begriff  der  „intamia 
(infamie  macula,  nota)-  hier  geben  Aufschluss  z.  B. : 

Const.  regni  Sie.   III.  fit.  90:    —  sfatuimus  eos,  qui  ad  datios 
stc  ex   quadam    cons uetudine  l  udunt    et  in  liido    ipso  continue 
converxantur  ut  nuUi  alii  vacent  officio  de  quo  vivant ;  tabernarios 
etiam  qui  tabenms  velut    naturales  lares    et  proprios   elegerunt ;   eos 
etiam  qui  aleas  et  datios  tenent  ut  easdem  predictis  ludentibus 
commodent,  inter  infames  haheri;   Haut    nee    ad    testimo- 
nium  nee  ad  officium  ali quod  publicum  admittantur. 
ludices  etiam  et  advocatos  et  notarios   publicos  qui  hujus  modi  rilem 
et  sordidam  ritam  ducunt,  infamia   predicta  notatos  a  sus- 
ceptts  etiam  officiis  in  perpetuum  volumus   amoreri. 
Postremo  etiam  milites,  quog  salfem  equestris  dignitatis    decus  deberel 
a  talilms  coercere,  si  fame  sue  prodUji  et  pudoris  ignari  ad  cilitatem 
hujusmodi  deduuerint  vitam  suam,  in  perpetuum  a  testimonio 
submoremus;    ab  eis   judicia  etiam  que  viris  militaribus  sunt 
concessa,  in  perpetuum  abdicantes. 

und  III.  fit.  7G:  —  Quod  si  patenter  deprehenderimus  quem- 
tdam  habere  uxorem  questuosam  digna  (nostris  temporibus) 
mox  sequatur  pene  rindicta.  Eum  quoque  pena  infamie  condem- 
namus.     (Huillard-Breholles  Bist.  Frid.  II.  4,   174,   169.) 

Diese  „infamia"  erscheint  demnach  als  ein  definitiver  Zustand 
geminderter  Reehtsfähigkeit ,  analog  der  Infamia  des  römischen 
Rechts  und  der  deutschen  Rechtlosigkeit,  welcher  als  Folge  der 
Begehung  gewisser  Handlungen  oder  eines  gewissen  Verhaltens 
durch  Urtheil  verhängt  oder,  sofern  er  ipso  iure  eintrat,  constatirt 
wurde  und  dessen  Hauptwirkungen  Unfähigkeit  zum  gerichtlichen 
Zeugnis  und  zur  Bekleidung  öffentlicher  Aemter  waren.  Aus  den 
im  Text  folgenden  Ausführungen  wird  sich  zur  Genüge  ergeben, 
dass  die  Bedeutung  der  infamia  und  der  ganzen  betreffenden 
Bestimmung  im  Mainzer  Landfrieden  eine  wesentlich  abwei- 
chende ist. 


f 


\ 
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„denunciare  aliquem  tamquam  nocivum  terre." 
Bei  oberflächlicher  Betrachtung  konnte  man  wol.  ver- 
führt durch  die  Zusammenstellung  „accusantur  vel  denun- 
ciantur''  bezw.  beeinflusst  durch  den  bezüglichen  Sprach- 
gebrauch des  kanonischen  Rechts,  und  indem  man  sich 
der  technischen  Bedeutung  des  Ausdrucks  „landschädliche 
Leute"  nicht  bewusst  war,  leicht  für  selbstverständlich 
halten,  dass  das  nichts  anderes  heisse  als:  Jemanden  als 
Verbrecher,  als  Urheber  einer  üebelthat,  anzeigen,  (an- 
geben ,  denunciren) ,  oder  etwa  im  technischen  Sinne 
rügen. 

Damit  lässt  sich  nun  freilich  eine  befriedigende  F]r- 
klärung  der  Stelle  nicht  gewinnen.  Es  lässt  sich  doch 
einerseits  kaum  annehmen,  dass  jede  blosse  Denunziation 
einer  Person  als  Verbrecher  von  dritter  Seite  bei  dem 
königlichen  Hofgericht  seitens  desselben  eine  gleiche  Re- 
aktion wie  eine  rechtsförraliche  Anklage  (aecusatio),  ein 
Ladungs-  und  eventuelles  Beweisverfahren  zur  Folge  ge- 
habt haben  sollte  ( —  übrigens  passt  der  Ausdruck  quando 
a  suspitione  absolvuntur  auch  nicht  recht  gegenüber 
einer  gewöhnlichen  Klage  — ) ;  ebensowenig  erscheint  es 
andererseits  glaublich,  dass  etwa  vor  dem  Hofgericht, 
d.  h.  durch  dasselbe,  regelmässig,  bezw.  periodisch,  die 
Abhaltung   eines     eigentlichen    Rüge  Verfahrens    stattfand. 

Der  Sinn  jener  Ausdrücke  ist  hier  aber  zweifellos  ein 
anderer,  nämlich:  Jemanden  (gerichtlich)  als  land- 
schädlichen  Mann  bekannt  geben,  erklären 
und  verkündigen.  Es  handelt  sich  dabei  nicht  um 
eine  Denunziation  an  das  Gericht,  sondern  von  Seite 
des  Gerichts. 

Der  Gebrauch  des  Ausdruckes  „denunciare"  in 
der  Bedeutung  von  ,,pronunciare"  ist  aus  ver- 
wandten Quellen,  speziell  auch  der  Reichsgesetzgebung 
jener  Zeit,  und  zwar  in  ganz  analoger  Verwendung, 
namentlich     für    die    Achts-     oder    Exkommunikations- 
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erklärimg  resp.  die  Verlautbarung  derselbeu,  vielfach  zu 
belegen : 

Gottesfriede  a.  1083  und  1085  c.  7.  —  Sl  autem 
timens  vindtctam,  quae  in  eum  dictata  est,  aufugerit,  per- 
petuae  excommunicationi  suhiacehit  et  in  quocujnque  loco 
auditus  fuerit,  mittantur  illuc  litterae,  per  qiias  de  nun - 
cietur  omnibus  quod  extommunicatus  est  (1085:  quibus 
denuncietur  illum  exconimunicatum  esse)  et  quod  cum 
eo  commanicari  nulli  licitum  est  ^) 

Ferner  sächsischer  Landfriede  c.  16.  —  Quod  si  non 
fecerit  (sc.  incendiarius)  comes  denunctiab it  eum  —  in 
proscripcione  domini  imperatoris  — .  (Vgl.  Const.  c.  in- 
cend.  a.  1186  c.  2:  —  ipse  dux  proscriptum  nostrum  eum 
pr  an  und  et)  ^). 

c.  17:  —  Qui  vero  non  venerint,  denunctiabuntu  r 
proscripti  ab  imperatore  vel  a  judice  ^). 

Treuga  Henrici  c.  22:  Quemcunque  episcopus  excom- 
municaverit  et  eum  imperatori  vel  regi  per  litteras  suas 
vel  Viva  voce  excom municatum  denunciaverit ,  ülum 
et  imperator  et  rex  proscribent  —  ^).  Vgl.  auch  Frider.  IL 
Confoederatio  cum  principibus  eccl.  a.   1220  c  6  ^). 

Sententia  de  feodis  et  receptatoribus  proscriptorum 
a.  1219:  Wer  einen  proscriptus  oder  bannitus  aufnimmt 
u.  s.  w.,  postquam  n  suo  iudice  fuerit  denunciatus  et 
interdictus ,  unterliegt  gleicher  Strafe  wie  jene  ^). 

Für  die  Annahme  eben  dieses  Sprachgebrauchs  auch 
in  unserer  Stelle,  wogegen  nur  etwa  die  Verbindung  von 
denuüciare  mit  accussare  geltend  oremacht  werden  könnte, 
fällt  dann  aber  wol  durchschlagend  ins  Gewicht  der  ganz 


M  M.  G.  Const.   1.  btH  u.  607. 

2)  Das.   1,  450. 

3)  Zeitschr.  f.  K.  (i.  8,  115. 
*)  Das.  120. 

--)  M.  G.  LL.  2,  236. 
«)  Das.  2,  234. 
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unzweideutige  Wortlaut  des  deutschen  Textes  jenes  Reichs- 
gesetzes: „die  zu  schädlichen  Leuten  d.  L.  gesagt 
(gesetzt)  werden". 

Und  überdies  spricht  auch  schon  der  äussere  Zu- 
sammenhang der  fraglichen  Bestimmung  mit  den  Vor- 
schriften betreffs  der  Geächteten  für  die  Auffassung,  dass 
diese  Denuntiatio  von  Personen  als  hom.  noc,  derzufolge 
die  Namen  der  Betroffenen  wie  die  der  Aechter  aufge- 
zeichnet und  unter  gewissen  Voraussetzungen  wieder  ge- 
löscht werden  sollten,  auch  ihrer  rechtlichen  Natur  nach 
ein  Analogon  zur  Achtverkündigung  bildete. 

Was  dann  den  Ausdruck  „nocivi  terrae''  be- 
trifft, so  tritt  diese  Bezeichnung  eben  in  der  Reichsgesetz- 
gebung am  frühesten  auf,  und  zwar  begegnet  er  zum 
ersten  Male  in  K.  Heinricirs  VII.  Statutum  in  favorem 
principum  a.  1231 :  Item  in  civitatibus  nostris  nuUus  terre 
dampnosus  rel  a  judice  dampnatus  vel  proscriptus 
scienter  recipiatur ;  recepti  convicti  eiciantur '^). 

Dass  der  Begriff  in  den  beiden  Stellen  derselbe  ist, 
leidet  wohl  von  vorjieherein  keinen  Zweifel.  Es  erscheint 
nun  jedenfalls  von  Hause  aus  am  wahrscheinlichsten,  dass 
der  Ausdruck  auch  hier  eben  jene  prägnante  Bedeutung 
hat,  welche  unmittelbar  dem  Wortsinn  (noc.  terre)  und 
dem  nachgewiesenen  Sprachgebrauch  der  jüngeren  Quellen 
entspricht.  Diese  Vermuthung  würde  nur  dem  Nachweis 
weichen  müssen,  dass  innere  Gründe  unbedingt  dagegeu 
sprechen.  Aber  es  ist  sogar  das  Gegentheil  der  Fall. 
Gerade  nach  dem  Inhalt  der  bezüglichen  Bestimmungen 
ergibt  sich  unmittelbar,  dass  unsere  Interpretation,  deren 
Zulässigkeit  an  und  für  sich  nach  dem  Gesagten  jeden- 
falls nicht  zu  bestreiten  ist,  als  die  allein  entsprechende 
festgehalten  werden  muss.  Ja,  die  Möglichkeit  der  Deu- 
tung des  Ausdrucks  ,,uocivi  terre"  als  Verbrecher  schlecht- 


»)  M.  G.  LL.  2.  282,  ebenso  Friedr.  II.  a.  1232  c.  16.  das.  292. 
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weg  erweist  sich  darnach  bei  der  Uebersetzuug  denun- 
ciare  ^^-  prouunciare  geradezu  als  ausgeschlossen.  Was  für 
ein  Erkenntuiss  könnte  da  gemeint  sein?  Keinesfalls  ein 
gewöhnliches  Schuldurteil,  weil  ja  als  die  Wirkung  der 
„denunciatio"  ausdrücklich  nur  die  Begründung  einer  „su- 
spicio'^  bezeichnet,  und  die  Möglichkeit  einer  nachträg- 
lichen Keinigung  bezw.  Lossprechung  vorgesehen  wird. 
An  ein  eigentliches  Achtserkenntniss  kann  dann  aber 
trotz  der  Uebersetzung  im  Cod.  Basil.  ^)  erst  recht  nicht 
gedacht  werden,  da  von  den  Aechtungen,  resp.  den  Ge- 
ächteten im  gleichen  Artikel  unmittelbar  vorher  speziell 
und  ausführlich  gehandelt  ist ,  und  diejenigen ,  welche 
„deuunciantur  tamquam  nocivi  terre",  eben  ausdrücklich 
als  eine  von  jenen  verschiedene  Klasse  hingestellt  er- 
scheinen. Der  von  vorneherein  ganz  unwahrscheinlichen 
Vermuthung  endlich,  dass  es  sich  handeln  möchte  um 
eine  blosse  gerichtliche  Verdachts-  resp.  Verdächtigkeits- 
erklärung  einer  Person  in  Bezug  auf  eine  bestimmte  That 
bietet  endlich  wol  schon  die  Wortbedeutung  des  Aus- 
drucks „nocivi  terre"  ein  unüberwindliches  Hinderniss. 
Jemand,  der  nur  eines  einzelnen  Verbrechens  als  ver- 
dächtig erschien,  hätte  doch  unmöglich  gleich  als  „land- 
schädlicher Maun"  bezeichnet  werden  können.  Dagegen 
wird,  wie  später  genauer  zu  zeigen  ist,  die  ganze  Be- 
stimmung klar  und  verständlich,  wenn  wir  die  jdenun- 
ciatio  eines  Beklagten  als  uocivus  terre  im  Sinne  einer 
richterlichen  Verkündigung  verstehen .  durch 
welche  derselbe  als  jener  Personenklasse  zuire- 
hörig  erklärt  wurde,  welche  durch  berufs-   und  ge- 


')  Vgl.  oben  S.  39.  Dieselbe  ist  au  dieser  Stelle  offenbar 
nicht  ganz  getreu  (vgl,  dagegen  Cod.  Senkenberg)  und  kann,  wenn 
nicht  einfach  eine  Flüchtigkeit  vorliegt,  wohl  nur  aus  der  Ver- 
wandtschaft erklärt  werden,  welche  zwischen  der  fraglichen  Deniin- 
ciation  und  der  Achtserklärung  der  rechtlichen  Natur  und  den 
Wirkungen  nach  bestand.     Vgl.  un<en  S.  HO  ff. 
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wohnheitsmässige  Verbrechensübung  gemein- 
schädlich war. 

Damit  tritt  uns  also  ein  prozessrechtliches 
Institut  entgegen,  dessen  Existenz  der  Forschung  bis- 
her vollständig  entgangen  war,  und  welches  wir,  um  dem 
BedüriniöS  nach  einem  kurzgefassten  Ausdruck  dafür  zu 
genügen,  etwa  als  Schädlich  kündigung  oder  Schäd- 
lichsprechung  bezeichnen  können. 

Dieses  Ergebniss  findet  nun  weiter  eine  Bekräftigung, 
welche  es,  wie  ich  glaube,  dem  Bereich  der  Anfechtbar- 
keit vollends  entrückt,  wenn  wir  nunmehr  auch  die  an- 
geführten Parallelstellen  der  baierischen  Land- 
frieden vergleichend  ins  Auge  fassen.  Es  sind  das  einer- 
seits inhaltlich  durchaus  selbständige  Bestimmungen,  wäh- 
rend andererseits  doch  wieder  fraglos  erscheint,  dass  es 
sich  um  dieselben  Begriffe  wie  in  der  erörterten  Stelle 
des  Mainzer  Landfriedens  handelt,  wenn  auch  da  wieder 
von  der  Denunciation  als  „homo  damnosus  (nocivus)''  oder 
„raptor''  oder  als  „nociva  domus''  die  Rede  ist.  Das  Wesen 
der  Sache  lässt  sich  hier  aber  unmittelbar  mit  solcher 
Sicherheit  feststellen,  dass  jedes  Missverständnis  ausge- 
schlossen erscheint,  und  das  Resultat  stimmt  mit  dem 
obigen  auf  das  Genaueste  überein. 

Die  in  dem  Reichs-Land friedensgesetz  angenommene 
Bedeutung  des  Ausdrucks  ,,denunciarC  wird  für 
die  c.  12 — 14  des  baierischen  Landfriedens  vom  J.  1244 
wieder  zwingend  erwiesen  durch  die  konsequente  und 
unzweideutige  uebersetzung  iu  den  entsprechenden  Ka- 
piteln 14 — 16  des  deutschen  Landfriedens  vom  Jahre 
1255  (6),  welche  zugleich  dem  deutschen  Text  des  Mainzer 
Lindfriedens  völlig  entspricht:  er  enwirt  gesaget  ze  einem 
schedelichen  man;  Die  ze  schedelichen  tuten  gesaget  uer- 
dent:  Ob  —  ein  haus  —  schedelich  gechundet  wirt. 
Zur  Bestätigung  und  Erläuterung  dienen  ausserdem  noch 
folgende  Stellen  derselben  Gesetze: 
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Landfriede  a.  1244  c.  23:  Item  si  quis  fuerit  pro- 
scrijjtus  et  infra  XIV  dies  non  fuerit  ahsolutus,  preco 
ipsum  in  foro  et  in  forihus  ecclesie  sub  testimonio  de- 
nn nciet  —  1).  (Vgl.  auch  das.  c.  29 :  Quod  si  non  fe- 
cerint,  p ro Script i  denfrncientur'^);  und 

Landfriede  a.  1255  c.  24:  Sner  in  die  aehte  chumt 
—  den  sol  der  scherge  chunden  uor  der  chirchen  und  an 
dem  marchte   —  '^). 

Ausserdem  baier.  Landfr.  a.  1300  c.  13'  ^Vir  setzen 
auch,  daz  nieman  deheinen  schedlichen  man  behalten 
sol  für  daz  er  iem  gechündet  tcirt  von  dem  vitztüm  für 
einen  schedlichen  man  —  ^). 

Zuofleich  nöthioren  hier  auch  wieder  inhaltliche 
Gründe  zur  Annahme  dieser  Bedeutung.  Dies  ist  ins- 
besondere der  Fall  in  c.  12,  wonach  Jemand,  der  des 
Behalten»  schädlicher  Leute,  also  objektiv  der  Be- 
günstigung solcher  überwiesen  ist ,  wenn  er ,  durch 
ihr  Entweichen  ausser  Stande  ,  volles  Recht  von  ihnen 
zu  bieten",  wenigstens  in  Erfüllung  der  trotzdem  gel- 
tenden Haftpflicht  für  die  von  ihnen  verübten  Ver- 
brechen, alle  gegen  ihn  bestehenden  Ansprüche  befrie- 
digt hat.  darum  nee  infamis  erit,  vel  homo  damno- 
sus  denunciabitur  (noch  enirirf  gesaget  ze  einem 
seh.  m.).  Es  ist  doch  völlig  klar,  dass  gegenübir  einem 
.,taliter  satisfaciens''  von  einer  Strafanzeige  behufs  Ein- 
leitung eines  gerichtlichen  Verfahrens  bezw.  einer  Rüge 
im  technischen  Sinne  überhaupt  nicht  mehr  weiter  hätte 
die  Rede  sein  können.  Unverkennbar  soll  mit  jenen 
Worten  der  Eintritt  von  Rechtsfolgen  ausgeschlossen  wer- 
den,  welche  denjenigen,  der  wirklich  als  subjektiv 
mitschuldig  anzusehen  und  zu  behandeln  war,  von  Rechts- 

')  ^Juellen  u.  Erört.  5,  82  ;  (Rockinger,  Denkm.  art.  13,  S.  41.) 

2)  Ebendas.  (Rockinger,  Denkm.  art.   19,  S.  43). 

»)  Ebendas.  S.  145 :  (Rockinger,  Denkm.  art.  13,  S.  41). 

*)  Das.  6,   113. 
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wegen  getroffen  hätten:  und  es  liegt  dann  wol  auf  der 
Hand,  dass  es  sich  diesfalls  bei  der  fraglichen  Denun- 
ziation nur  um  einen  richterliehen  Spruch,  eine  Verlaut- 
barung handeln  kann,  durch  welche  eben  gewisse  Straf- 
folgen, ein  gewisser  Rechtszustand,  besonders  verhängt 
wurden,  während  die  durch  das  „infamis  esse"  bezeich- 
neten Wirkungen  etwa  solche  waren,  welche  von  Rechts- 
wegen, ipso  jure,  sich  an  die  erwiesene  Mitschuld  knüpften. 

Gerade  diese  Stelle  ist  nun  für  die  Feststellung  der 
Bedeutung  des  Ausdruckes  „denunciare"  in  allen  hier  in 
Frage  kommenden  Bestimmungen  von  ganz  besonderer, 
entscheidender  Bedeutung.  Sie  enthält  den  deutlichsten 
direkten  Fingerzeig  für  die  Auffassung  desselben,  und 
bildet  bei  dem  Umstand,  als  der  Begriff  da  zweifellos 
überall  der  gleiche  ist,  ein  unübersteigliches  Hindernis 
für  jede  abweichende  Auslegung,  welche  die  eine  oder  die 
andere  unter  ihnen  etwa  noch  zu  gestatten  schiene.  So 
insbesondere  auch  für  eine  Konjektur,  die  sich  vielleicht 
an  den  in  den  deutschen  Texten  dem  lateinischeji  .,de- 
nunciare-'  entsprechenden  Ausdruck  „sagen"  knüpfen 
könnte. 

In  zahlreichen  Bestimmungen  aus  nächstfolgen- 
der Zeit,  welche  an  späterer  Stelle  zu  erörtern  sind,  ist 
nämlich  von  einem  „Sagen  gegen  schädliche  Leute"  im 
Sinne  von :  aussagen ,  Zeugnislegen ,  sowie  von  einem 
„Uebersagen"  derselben  im  Sinne  von:  durch  Zeugenaus- 
sagen überweisen,  die  Rede  und  man  könnte  darnach 
wol  auf  den  Gedanken  kommen,  ob  nirht  etwa  auch  in 
den  fraglichen  Stellen  das  ,,denunciare"  oder  „sagen"  auf 
ein  entsprechendes  Beweisverfahren  zu  beziehen  sein  sollte. 
Auf  diese  Frage  gibt  aber  eben  das:  nee  h.  d.  denuncia- 
bitur; noch  emrirt  gesaget  ze  einem  seh.  m.  unseres  Ka- 
pitels eine  jeden  Zweifel  abschneidende,  verneinende  Ant- 
wort. Auch  diese  Interpretation  erscheint  hier  nach  dfr 
vorausgesetzten   Sachlage  unbedingt  ausgeschlossen. 

Z  ii  1  1  i  n  pr  0  r  .  Lanrls<h:iilliclic  Loiife.  a 
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Uebrigens  vertragen  auch  die  c.  l;^  u.  14  nach  ihrem 
Inhalt  schon  au  sich  die  Auffassung  der  Deuunciatio  als 
))losse  Anzeige  oder  Rüge  nicht.  Eine  solche  könnte  doch 
auf  keinen  Fall  ohne  weiteres  für  jeden  Bezichtigten  die 
Verpflichtung  zur  Bürgenstellung  oder  gar  in  Bezug  auf 
ein  Haus  die  sofortige  Niederbrennung  desselben  zur  Folge 
haben. 

Nicht    minder    scharf   und    klar    tritt    dann    aber  in 
diesen  baierischen  Zeugnissen  der  Begriff  des  schäd- 
lichen Mannes  heraus.     Allerdings  könnte  es  zunächst 
vielleicht  irre  führen,    wenn  in    den   —  erst  nachträglich 
zugesetzten  —  i)  Randüberschriften  zum  c.  12  des  Land- 
friedens   von  1244    und    zum    entsprechenden  c.   14   des- 
jenigen von  1255  die  Ausdrücke  ..malefactores"  und  „no- 
civi    homines-'    einander    korrespondiren,    von    denen  der 
erstere    unzweifelhaft    in    der    Regel    die    Bedeutung    von 
„Yerbrecher^-    schlechtweg  hat.     Aber  es    ergibt   sich  so- 
fort, dass  keineswegs  dieser  Sprachgebrauch  für  die  Auf- 
fassung   der   Bezeichnung    „nocivi    homines''   massgebend 
sein  darf,    sondern    dass  umgekehrt    hier   auch    der  Aus- 
druck „malefactores"*  nicht  in  jenem  gewöhnlichen  Sinne, 
sondern  im  Sinne  von  missethätigen,  übelthätigen,  schäd- 
lichen Leuten    in  der   prägnanten  Bedeutung  dieser  Aus- 
drücke verstanden  werden  muss.     Das  wird  schon  evident, 
wenn  wir    im  Text    tür    den    fraglichen  Begriff   zunächst 
dem  Ausdruck  „mali  homines'*  begegnen,  der  wohl  auch 
den    Anstoss    zu    den    ..malefactores'*    des  Randvermerkes 
gab.     Jener  nun  kann  schon    an  sich  nicht   so  leicht  in 
demselben  konkreten  Sinne    gedeutet  werden;    er  enthält 
vielmehr    unmittelbar    die    Andeutung    eines    generellen, 
bezw.  habituellen  Momentes,    d.  h.  eines  bösartigen,  ver- 
brecherischen Charakters  der  betreffenden  Person,     üeber- 
dies  ist  direkt  nachweisbar,   dass  er   als  Bezeichnung  der 


')  Vgl.  Rockinger,  Denkmäler  S.   18. 
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Gewohnheitsverbrecher,  die  sonst  gewöhnlich  den  Namen 
der  schädlichen  Leute  führen,  gleichfalls  gang  und  gäbe 
war.  In  den  Verzeichnissen  der  St.  Gallen  -  Leute  im 
Augsburger  Achtbuch  erscheint  „bös"  ebenso  wie  „schäd- 
lich" 1)  als  ständiges  Prädikat  der  einzelnen  aufge- 
führten Personen  in  den  verschiedensten  Verbindungen: 
,.boz  Volk,  böse  leute,  ein  boz  wicht,  bos  man,  boz 
weih"  u.  s.  W.2). 

Andererseits  lassen  dann  aber  auch  inhaltliche  Gründe 
nicht  den  mindesten  Zweifel  darüber,  wer  hier  unter  diesen 
übelthätigen  Leuten  gemeint  ist,  die  bei  den  „Herren'' 
Aufnahme  fanden,  und  für  welche  diese  Recht  zu  bieten 
hatten.  Durch  die  Worte,  dass  solche  Haft-  und  Ersatz- 
pflicht bestehen  solle  super  universis,  que  fecerunt,  dum 
secum  essent,  kommt  so  deutlich  als  möglich  zum  Aus- 
druck, dass  es  sich  dabei  um  Leute  handelt,  deren  selbst- 
verständliche regelmässige  Thätigkeit  eine  fortgesetzte  Ver- 
ühung  von   Verbrechen  war. 

Vgl.  auch  ßaier.  Landfr.  a.  1281  c.  10  [U]:  Wir 
setzen  für  daz,  daz  der  frid  gechündet  mrt,  daz  nieman 
dheinen  schedlichen  manhehalt.  Behälter  in  darüber 
swaz  er  schaden  tut  mit  siner  gewizzen  und 
und  zu   sinen    vesten,    den  sol  er  für  in  gelten  •*). 

Und  derselbe  Schluss  bezüglich  des  fraglichen  Be- 
griffes ergibt  sich  sodann  indirekt  aber  mit  nicht  gerin- 
gerer Sicherheit  aus  der  Schlussbestimmung  diesem  Kapi- 
tels. Was  soll  hier  unter  der  Denunciatio  als  „homo 
damnosus"  verstanden  werden,  welche  denjenigen  Herrn 
nicht  treffen  soll,  der  für  die  üebelthaten  der  „mali  ho- 
mines'S  die  er  bei  sich  gehalten,  und  die  ohne  sein  Zu- 
thun  von  ihm  entwichen,  vollen  Ersatz  geleistet  hat.  Die 


»}  Vgl.  oben  S.  2. 

2)  Vgl.  Buff  a.  a.  0. 

3)  Quellen  und  Erört.  .5,  341  ;  Rockinger,  Denkm.  8.  74. 
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hiemit  ausdrücklich  ausgeschlossene  Rechtsfolge  rauss  doch 
jedenfalls  eine  solche  sein,  welche  ihrer  Natur,  ihrem 
Inhalt  nach  an  und  für  sich  denkbar  gewesen  wäre.  Wer 
hätte  überhaupt  auf  den  Gedanken  kommen  können,  dass 
fein  solcher  Herr  hinterher  noch  durch  besonderen  ge- 
richtlichen Spruch  als  Verbrecher,  resp.  als  mitschuldig 
der  betreft'euden  V^erbrechen,  stigmatisirt  und  bekannt 
gemacht  werden  sollte.  Sehr  begreiflich  wird  dagegen 
der  Satz  sofort,  wenn  wir  bei  dem  „homo  damnosus"  an 
den  berufsmässigen  Raubritter  denken.  Von  vorne- 
herein mochte  es  immer  nahe  liegen,  einen  Herrn,  der 
notorische  Raubgesellen  in  seinem  Gefolge  hielt,  auch 
mit  zur  ganzen  Gattung  zu  zählen,  und  es  war  wol  An- 
lass,  speziell  zu  bemerken,  dass  ein  solcher  unter  den  an- 
gegebenen Voraussetzungen  für  seine  Person  weder  der 
Rechtlosigkeit  verfallen,  noch  den  W^irkungen  einer  Schäd- 
lichkündiguug  unterliegen  sollte  i),  wie  etwa  derjenige, 
der  die  Ersatzleistung  verweigerte ,  oder  den  beklagten 
Leuten  selbst  zur  Flucht  verholfen  hatte. 

Eben  denselben  Gattungscharakter  der  in  Rede  stehen- 
den Personen  erweist  dann  schlagend  das  nächstfolgende 
Kapitel,  welches  in  der  lateinischen  Urkunde  des  Jahres 
1244  die  Randüberschrift  .,De  raptoribus"  trägt,  und  von 
den  „raptores  denunciati"  spricht.  Es  erscheint  von  vorne- 
herein nicht  wol  denkbar,  dass  die  betreifende  Vorschrift 
die  Käuber  schlechthiu,  d.  h.  alle  Personen  betreffen  sollte, 
welche  eines  Raubes  schuldig  resp.  beschuldigt  waren. 
Was  sollte  wieder  eine  gerichtliche  Verkündigung  einer 
Person  als  Räuber  bedeuten,  welche  weder  als  Verur- 
theilung  noch  als  Aechtung  aufgefasst  werden  kaun,  da 
sie  sich  eben  erst  als  Grundlage  und  Voraussetzung  ent- 
weder für  ein  weiteres  Rechtsverfahren  mit  dem  Beklagten 
oder    für    ein    Aechtungsverfahren    darstellt?     Jene    Aus- 


')  Vgl.  unten  iS.  70. 
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legung  wird  aber  auch  direkt  und  unbedingt  ausge- 
schlossen durch  den  Wortlaut  der  entsprechenden  Be- 
stimmung des  deutschen  Landfriedens  a.  1255:  die  ze 
schedelichen  luten  (/esac/et  werdent. 

Ueberhaupt  treten  unsere  Annahmen  gerade  bei  einer 
Gegenüberstellung  des  ursprünglichen  lateinischen  Textes 
aller  fraglichen  Bestimmungen  und  der  deutscheu  Ueber- 
setzung  desselben  in  dem  jüngeren  Frieden  völlig  ausser 
Zweifel.  Hier  sind  die  verschiedenen  dort  vorkommenden 
Ausdrücke,  deren  Bedeutung  in  Frage  steht:  „malefactores, 
mali  homines,  homo  dampnosus,  raptores,  homines  nocivi" 
sämmtlich  gleichmässig  ersetzt  durch  den  Ausdruck  „schäd- 
liche Leute"  (bch.  m.).  Und  zwar  erhellt  mit  vollster 
Sicherheit,  dass  derselbe  überall  genau  im  gleichen  Sinne 
gebraucht  ist.  Dies  zeigt  auch  schon  der  äussere  Um- 
stand, dass  hier  nur  dem  ersten  Kapitel  der  ganzen  Reihe 
eine  besondere  Rand  Überschrift:  .,De  nocivis  hominibus" 
beigefügt  wurde.  Dieselbe  erscheint  deutlich  als  General- 
titel auch  für  die  folgenden  Bestimmungen;  die  c.  14  bis 
18  werden  dadurch  als  ein  denselben  Gegenstand  behan- 
delnder Abschnitt,  als  der  Abschnitt  von  den  schädlichen 
Leuten  charakterisirt  ^). 

Es  ist  nun  zunächst  jedenfalls  der  Rückschluss  ge- 
stattet, dass  dasselbe  auch  von  den  c.  12 — 15  des  Land- 
friedens von  1244  zu  gelten  hat,  dass  auch  alle  jene 
korrespondirenden  lateinischen  Ausdrücke  ebenfalls  begriff- 
lich identisch  sind :  denn  es  ist  wol  von  vorneherein 
nicht  daran  zu  denken,  dass  die  einzelnen  Bestimmungen 


0  Dies  bestätii^t  auch  die  Analogie,  welche  die  c.  24—29 
(Kockinger  Denkm.  art.  12,  «j§  1—7)  bieten,  von  denen  gleichfalls 
nur  das  erste  eine  Randüberschritt :  ,,De  proscriptis  et  excommuni- 
catis'-  hat.  welche  sich  aber  offenbar  auch  auf  alle  übrigen  be- 
zieht, da  sie  sämmtlich  von  diesem  Gegenstande  handeln,  während 
dann  c.  30  mit  dem  Vermerk:  ,,De  clericis'-  auf  ein  anderes  Thema 
übergeht. 
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hier  von  Hause  aus  auf  verschiedene  Personenklasseii  be- 
zogen und  erst  später  auf  eine  und  dieselbe  Kategorie 
umgedeutet  worden  wären.  Dann  aber  muss  der  gemein- 
same Begriff  ein  solcher  sein,  es  muss  ein  Begriff  des 
schädlichen  Mannes  gefunden  werden,  auf  welchen  alle 
jene  wechselnden  Bezeichnungen  passten  und  nebenein- 
ander angewendet  werden  konnten.  Die  Deutung  des- 
selben im  Sinne  von  ,, Verbrecher''  schlechthin  wird  nun 
aber  entschieden  ausgeschlossen  durch  den  Ausdruck  „rap- 
tores''  in  c.  13,  während  andererseits  im  Hinblick  auf  die 
übrigen  Ausdrücke  die  Unmöglichkeit  auf  der  Hand  liegt, 
durchgängig  die  Bedeutung  von  „Räuber"  im  gewöhn- 
lichen Sinne  anzunehmen.  Als  einzig  mögliche  Lösuug 
erweist  sich  vielmehr  die  Annahme  jener  bekannten  tech- 
nischen Bedeutung  des  Ausdrucks  „schädliche  Leute'', 
d.  h.  die  Annahme,  dass  alle  fraglichen  Bestimmungen 
sich  gleichmässig  und  wesentlich  beziehen  auf  jene  Haupt- 
gruppe des  Berufsverbrechertums,  welche  für 
die  Landfriedensgesetzgebung  insbesondere 
in  Betracht  kam,  und  welche  sich,  wenn  auch  ihre 
verbrecherische  Thätigkeit  im  Einzelnen  eine  sehr  vielge- 
staltige war,  doch  nach  der  hervorstechendsten  Richtung 
derselben  insbesondere  als  ein  Räuberstand  (Raubritter- 
schaft) charakterisirte. 

Es  erübrigt  noch  eine  zusammenfassende  materi- 
elle Würdigung  der  besprochenen  Zeugnisse, 
der  Versuch,  auf  Grund  dieses  Materials  und  einiger  dem- 
selben noch  anzureihender  Bestimmungen,  das  eigen- 
tümliche Verfahren,  dessen  Geltung  hiedurch  so- 
wol  für  das  Hofgericht,  wie  für  die  ordentlichen  Land- 
gerichte erwiesen  erscheint  i),  sein   Wesen    und  seine 


')  Welches  die  besondern  Voraussetzungen  waren ,  unter 
denen  dasselbe  im  Hofgericht  eingeleitet  werden  konnte ,  ist 
allerdings  nicht  ersichtlich. 
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Gestaltung  eingehender  klarzustellen.  Volles  Licht 
über  alle  Einzelnbeiten  zu  verbreiten,  ist  freilich  nicht 
möglich.  Die  vorliegenden  Nachrichten  sind  zu  dürftig 
und  unbestimmt,  als  dass  nicht  manche  Punkte  zweifel- 
haft und  fraglich  bleiben  müssten,  aber  die  Grundzüge 
des  ganzen  Instituts  lassen  sich  doch,  wie  ich  glaube,  mit 
Sicherheit  erkennen. 

Der  allgemeine  Gesichtspunkt,  von  dem  aus 
wir  meines  Erachteus  die  wesentliche  Bedeutung 
des  Schädlichkündigungsverfahrens  zu  erfassen 
haben,  ist  schon  früher  angedeutet  worden.  Die  Rechts- 
verfolgung gegen  die  schädlichen  Leute  begegnete  den 
empfindlichsten  Hemmnissen.  Nicht  blos,  wovon  hier  ab- 
gesehen werden  kann  i),  einem  schwer  überwindlichen 
passiven  Widerstand  des  Beklagten,  auch  das  geltende 
Prozessrecht  als  solches  bot  denjenigen,  welche  durch  die 
schädlichen  Thaten  der  Raubritterschaft  verletzt  wurden, 
nicht  die  Möglichkeit,  oder  doch  nicht  genügende  Mittel 
und  Garantien  einer  wirksamen  Ueberwindung  des  schul- 
digen Beklagten  im  einzelnen  Fall.  Nach  den  oben  her- 
vorgehobenen Grundsätzen  des  ordentlichen  Beweisrechts  ^) 
blieben    die    einzelneu    Uebelthaten    durchschnittlich    von 


')  Vgl.  Zallinger.   Kampf  um  den  Landfrieden  a.  a.  O.  457. 

-)  S.  23  Anm.  1.  Vgl.  insbesondere  auch  aus  nächstfolgender 
Zeit  den  vor  K.  Rudolf  a.  1290  zu  Erfurt  ergangenen  Rechte- 
spruch :  quesiliim  fitit  jyet'  sententiam  coratn  nobis,  .H  aliquis  suum 
advermriiini  in  iudicio  conreniaf  de  incendio  nocturna  per  eutn 
modiim,  quo  tnovedt  ei  que^tionem  duellionis,  quod  nilgo  dicitur  kamp- 
recht, quo  iuris  aiixilio  fcUis'  in  iudicio  conrentus  raleat  se  tueri. 
Et  exstitit  scnfentialiter  diffinitum,  quod,  quicumque  pugna  duelUoniK 
quod  vulgo  dicitur  kamprecht,  prextando  iurisiurandi  sacramento 
manualiter  euhibito,  i^uam  possit  innoccntiam  expurgare;  nedum  in 
hoc  crimine  accusatus,  sed  in  tnulfix  aliis  et  direr»is;  nisi  cmiscius 
repertus  fucrit  lese  crimine  maieatatis,  in  quem  casum  a  duellionis 
periculo  qnod  rulyo  dicitur  komp recht,  nullatenus  se  poterit  defensare- 
(M.  G.  LL.  2.  255). 
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Seite  des  Verletzten  unbeweisbar,  so  dass  in  der  Mehr- 
zahl der  Fälle  der  Beklagte  in  die  Lage  kam,  die  Ent- 
scheidung durch  seinen  Eeinigungseid  herbeizuführen, 
diese  also  eventuell  in  das  Gewissen  des  Schuldigen  ge- 
legt war.  Diese  Verhältnisse  mussten  aber  um  so  uner- 
träglicher werden,  je  häufiger  die  Fälle  sein  mochten, 
dass  die  verbrecherische  Lebensweise  der  betreffenden  Per- 
sonen trotz  der  prozessualen  Unbeweisbarkeit  der  einzelnen 
von  ihnen  verübten  Verbrechen  etwas  allgemein  Bekanntes 
war.  Suchte  mau  nun  dagegen  durchgreifende  Abhilfe  zu 
schaffen,  so  niusste  der  naturgemässe  Ausgangspunkt  für 
entsprechende  Reformen  sich  früher  oder  später  von  selbst 
aufdrängen.  Es  galt  die  Notorietät  der  verbrecherischen 
Lebensweise  des  Beklagten,  d.  h.  die  Thatsache  eines  ent- 
sprechenden Leumiiuds  zu  irgend  welcher  beweisrecht- 
licher Relevanz  zu  erheben,  au  die  Feststellung  derselben 
eine  Verschiebung  der  prozessualen  Situation  der  Parteien 
bezw.  überhaupt  prozess-  oder  strafrechtliche  Wirkungen 
zu  Ungunsten  des  Beklagten  zu  knüpfen.  Das  ist  offen- 
bar der  Keim-  und  Kerngedanke  des  Schädlichkündigungs- 
verfahrens  unserer  Quellen. 

Wenn  wir  uns  nun  der  näheren  Erforschung  bezw. 
Darstellung  desselben  in  den  Einzelnheiten  zu- 
wenden, so  haben  wir  im  Hinblick  auf  die  baierischen 
Landfrieden  von  dem  Verfahren  gegen  einzelne 
Personen,  welches  zunächst  ins  Auge  zu  fassen  ist,  zu 
unterscheiden  das  entsprechende  Verfahren  sretren  ein 
schädliches  Haus,  welches  einzelne  bemerkenswerthe  Ab- 
weichungen zu  bieten   scheint. 

Was  nun  vor  Allem  die  Einleituncr  des  Pro- 
zesses  betrifft,  so  sind  die  Worte  des  Mainzer  Land- 
friedens (qui  (fccusantur  vel  denunciantur  tamquam 
nocivi  terre)  wohl  dahin  auszulegen,  dass  dieselbe  prin- 
zipiell in  gewöhnlicher  Weise  durch  Privatanklage  veran- 
lasst wurde  resp.  erfolgte. 
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Es  erhebt  sich  nun  aber  sofort  die  Frage,  welchen 
Inhalt  die  vom  Kläger  vor  Gericht  erhobene  Beschul- 
digung hatte,  ob,  wie  jene  Worte  des  Reichsgesetzes 
anzudeuten  scheinen,  nur  einen  generellen,  d.  h, 
unmittelbar  und  ausschliesslich  die  Behauptung,  dass  der 
Beklagte  ein  landschädlicher  Mensch,  ein  Gewohnheits- 
verbrecher sei ,  oder  zugleich  einen  speziellen, 
welcher  sich  auf  die  Verübnng  einer  konkreten  üebelthat 
eventuell  mehrerer  bestimmter  Uebelthaten  seitens  des 
Beklai^ten  bezogr. 

Ich  meine ,  dass  man  sich  wol  für  die  letztere 
Annahme  zu  entscheiden  hat.  Einmal  liegt  es  doch 
in  der  Natur  der  Sache,  dass  den  nächsten  unmittel- 
baren Anlass  zu  einer  privaten  Klage  jeweils  eine  vor- 
ausgegangene Verletzung  des  Klägers  bildete,  und  dass 
auch  die  Klagebeschuldigung  zunächst  auf  dieses  be- 
stimmte Verbrechen  gerichtet  war.  üeberdies  fehlt  es  auch 
nicht  an  positiven  Anhaltspunkten  für  diese  Annahme. 

Vor  Allem  könnte  man  schon  die  Worte  der  deut- 
schen Üebersetzung  des  Mainzer  Landfriedens  im  Cod. 
Senkenberg.:  wann  sy  sich  der  schuld  entredent,  dafür 
geltend  machen.  Dass  ferner  der  Zweck  der  Klage,  das 
Begehren  des  Klägers,  regelmässig  auf  Ersatz  für  einen 
bestimmten  erlittenen  Schaden  ging,  erhellt  wol  aus  baier. 
Landfrieden  a.  1244  c.  12  und  1255  c.  14,  wonach  die 
vor  Gericht  zitirten  .,raptores  denunciati"  (Beklagte,  die 
zu  schädlichen  Leuten  gesagt  waren)  immer  gleich  mit 
Bürgen  zur  Verhandlung  zu  erscheinen  hatten.  Die  Funk- 
tion dieser  Bürgen  war  aber  unzweifelhaft  dieselbe,  wie 
diejenige  der  Bürgen  des  Geächteten,  der  sich  aus  der  Acht 
ziehen,  seine  Contumacia  aufgeben  wollte,  und  vor  Gericht 
zu  kommen  bereit  war.  nämlich  dem  Kläger  von  vorne- 
herein volle  Sicherheit  zu  bieten  für  die  Befriedigung 
seines  auf  eine  bestimmte  Verletzung  gegründeten  Buss- 
und   Ersatzanspruchs.     Vgl.     Mainzer    Landfrieden    oben 
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S.  38.  lu  gleicher  Weise  führt  auf  die  Voraussetzung 
eines  konkreten  Klageinhalts  resp.  -anlasses  baier.  Land- 
friede c.  14  (c.  16),  welches  das  Schädlichkündiguugs- 
yerfahren  gegen  Häuser  behandelt :  et  de  hac  pecunia 
respondere  (luerelantibus  (und  sol  mit  dem  gute  den  chla- 
(jei'n  gelteji.)  Dazu  werden  wir  im  Verlauf  der  Unter- 
suchung auch  noch  andere  Stellen  dieses  Landfriedens 
fügen  können,  welche  direkt  oder  indirekt  gleichfalls 
zwingend  unsere  Ansicht  bestätigen  ^). 

Ein  direkter  Schluss  gegen  dieselbe  lässt  sich  auch 
aus  der  Fassung  der  betreuenden  Stelle  des  Reichs- 
gesetzes keineswegs  ziehen;  dieselbe  erscheint  auch  bei 
unserer  Voraussetzung  leicht  erklärlich.  Wenn  der 
Kläger,  dem  für  seine  konkrete  Beschuldiijung  ein  zu- 
lässiges direktes  Beweismittel  nicht  zu  Gebote  stand,  die- 
selbe zu  stützen  versuchte  durch  die  Berufung  auf  den 
Umstand,  dass  der  Beklagte  dafür  bekannt  sei,  dass  er 
derartige  Verbrechen  gewohnheitsmässig  verübe,  so  begann 
nun  eben  jenes  S  c  h  ä  d  1  i  c  h  k  ü  n  d  i  g  u  n  g  s  v  e  r  f  a  h  r  e  n  , 
auf  welches  jene  Bestimmung  sich  speziell  bezieht.  Für 
dieses  aber  kam  die  konkrett  Klagebehauptung  unmittel- 
bar allerdings  gar  nicht  in  Betracht.  Seine  Grundlage, 
den  Gegenstand  des  Beweises  und  den  Inhalt  des  Urteils 
bildete  allein  die  accusatio  des  Beklagten  „tarn quam  no- 
civus  homo"'  bezw.  die  dieser  Behauptung  entsprechende 
Thatsache. 

Mit  voller  Deutlichkeit  wird  nun  dieses  Verfahren 
charakterisirt  als  ein  Verfahren  gegen  einen  abwesen- 
den Beklagten,  resp.  als  ein  Verfahren  ohne  Be- 
klagten. 

Darauf  weist  im  Reichsgesetz  von  1235  wieder 
schon  die  äusserliche  Anreihuno^  der  bezüjjlichen  Be- 
Stimmung  an  die  korrespondirenden  Anordnungen  in  Be- 


> 


/ 


s 


')  Vgl.  iusbea.  unten  S.  «j8  und  fc;.  80  tt. 


tretl'  der  Geächteten.  Ueberhaupt  aber  ist  ja  klar:  die 
ganze  Vorschrift,  dass  die  Namen  derjenigen ,  die  zu 
schädlichen  Leuten  erklärt  waren,  zunächst  aufgezeichnet, 
aber  nach  erfolgter  Reinigung  eventuell  wieder  gelöscht 
werden  sollten,  hat  nur  unter  der  Voraussetzung  einen 
Sinn,  dass  der  Beklagte  bei  demjenigen  Verfahren,  das 
seine  Schädlichsprechung  veranlasste,  noch  nicht  persön- 
lich zugegen  war.  Endlieh  nach  Landfi'iede  a.  1244  c.  13 
und  1255  c.  15  wird  nicht  blos  wie  im  Mainzer  Gesetz 
die  Vertheidigung  d.  h.  Reinigung,  sondern  auch  schon 
die  gerichtliche  V^orladung  des  Beklagten  ausdrücklich 
als  etwas  hingestellt,  was  prinzipiell  erst  der  Schädlich- 
kündigung   nachfolgte. 

Das  Schädlichkündiguugsverfahren  war  demnach  im 
Gegensatz  zum  Achtprozess  wohl  nicht  eigentlich 
ein  Kontumazial  V  erfahren;  es  ist  nicht  anzu- 
nehmen ,  dass  schon  vorher  eine  Ladung  des  Be- 
klagten erfolgte,  und  jenes  erst  über  Ausbleiben  des- 
selben Platz  trrifF.  Es  handelte  sich  offenbar  nicht  so- 
wol  darum ,  den  Widerstand  des  Beklagten  gegen  ein 
Rechts  verfahren  zu  brechen  oder  zu  strafen,  sondern  ihm 
von  vornherein  die  Waffen  zu  entwinden,  welche  ihm 
prinzipiell  im  ordentlichen  Rechtsgang  zu  Gebote  standeu, 
oder  doch  ihren  Gebrauch  zu  erschweren.  Er  sollte  eben 
erst  als  erklärter  ^schädlicher  Mann",  als  ein  „in  infamia 
que  1.  d.  laborans**  in  den  Prozess  eintreten  können. 
Das  Schädlichkündigungsverfahren  charakterisirt  sich  dem- 
nach wesentlich  als  Präj  udiz  ial  verfahren. 

Zwischen  Accusatio  und  Denunciatio  des  Beklagten 
als  „nocivus  homo"  musste  dann  wol  selbstverständlich 
das  Beweisverfahren  liegen,  durch  welches  diese  Be- 
hauptung rechtlich  festzustellen  war.  Allerdings  ist  in 
den  obigen  Zeugnissen  keine  Andeutung  davon  enthalten. 
Aber  das  darf  uns  wol  nicht  überhaupt  in  unserer  grund- 
sätzlichen Auffassung    derselben  wankend    machen.     Jene 
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Aunahrae  wird  einerseits  durch  die  Vorschrift  iu  c.  14 
der  Treuga  Heinrici,  welche  hier  wol  zur  Ausfüllung 
der  Lücke  herangezogen  werden  kann,  und  andererseits 
durch  die  ganze  Masse  der  späteren  Zeugnisse  über  das 
besondere  Verfahren  gegen  schädliche  Leute  völlig  aus- 
reichend gestützt. 

Und  wenigstens  über  den  allgemeinen  Cha- 
rakter dieses  Beweises  kann  dann  auch,  wie  ich 
glaube,  kaum  eine  Unsicherheit  bleiben.  Es  handelte 
sich  augenscheinlich  um  ein  Leumundsverfahren: 
.jnfiimiam  (scrihet}".  Dass  der  Ausdruck  „iufamia" 
hier  nicht  die  Bedeutung  von  Rechtlosigkeit,  bezw.  nicht 
eine  dem  lufamiebeorritf  der  sizilischen  Konstitutionen 
entsprechende  Bedeutung  hat.  sondern  gleich  wie  in  c.  14 
der  Treuga  Henrici  im  Sinne  von  Leumund  gebraucht 
ist,  tritt  überzeugend  hervor  au^  der  Gegenüberstellung: 
scribet  —  nnmina  et  infam  i am  und  nomina,  quando  a 
s  u  sp  it  i  0  n  e  absdiiintur  delebit.  „Der  infamia--  steht  hier 
deutlich  gegenüber  die  ..suspitio"-.  und  zwar  als  eine  durch 
Reinigung  aufzuhebende  Wirkung  der  ersteren :  diese  aber 
erscheint  als  das  unmittelbare  Ergebniss  des  Verfahrens 
bezw.  der  Gegenstand  des  Beweises. 

Der  letztere  nun  erfolgte  dann  naturgemäss  durch 
Leumundszeugen.  Otfen  muss  dann  aber  die  Frage 
bleiben,  ob  in  dem  durch  unsere  Quellen  reprä.sentirt^n 
Stadium  der  Rechtsentwieklung  das  Verfahren  sich  noch 
jener  älteren  Vorschrift  anschloss.  wonach  die  Infamia  zu 
erweisen  war  ..per  confessionem  plurum  ac  meliorum 
provincie--.  oder  ob  bereits,  wie  das  schon  für  die  aller- 
nächste Zeit  bezeugt  ist.  eine  bestimmte  Zahl  von 
Zeugen  erfordert  war. 

In  Bezug  aut  den  Inhalt  des  Zeug  ni  sses  endlich 
ist  schon  oben  die  Annahme  ausgesprochen  worden,  dass 
derselbe  sich  auf  die  allgemeine  Erklärung  beschränkte. 
der  Beklagte    sei    als    schädHcher    Mensch    bekannt,    und 
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wenigstens  formell  nicht  auch  unmittelbar  auf  die 
Verübung  eines  iukriminirten,  konkreten  Ver- 
brechens bezog;  wenn  auch  materiell  ein  solches  kon- 
kretes Leumund.-zeugnis  in  jenem  allgemeinen  in  der 
Regel  wohl  schon  mit  enthalten  war.  Dem  Beklagten, 
der  im  Rufe  eines  Gewohnheitsverbrechers  stand,  legte 
die  öffentliche  Meinung  eben  darum  auch  die  einzelnen 
Uebelthaten.  deren  er  von  den  Verletzten  augeschuldigt 
wurde,  zur  Last. 

Jene  Annahme  lässt  sich  schon  mit  dem  Hinweis 
auf  den  in  gleicher  Weise  beschränkten  Inhalt  der  ge- 
richtlichen Verkündigung  begründen  f,,denunciantur  tain- 
quam  nocivi  homines''.  ..die  zu  schädlichen  Leuten  ge- 
sagt werden"),  von  dem  doch  wol  vorauszusetzen  i.st. 
dass  er  mit  dem  Beweisthema  wesentlich  kon-e.spondirte. 
Zugleich  fällt  dafür  auch  das  Zeugnis  der  späteren  Quellen 
über  die  jüngere  Gestaltung  des  Leumundsverfahrens  durch- 
schlagend ins  Gewicht. 

Ein  Gegenargument  könnte  man  vielleicht  der  Vor- 
schrift des  Mainzer  Landfriedens  entnehmen  wollen,  dass  der 
Hofgerichtsschreiber  in  dem  Ver  zeich  ni  s  der  schädlichen 
Leute  zu  den  Namen  der  einzelnen  Personen  auch  die 
„infamia''  derselben  vermerken  solle.  Es  erscheint 
selbstverständlich,  dass  diese  Eintragung  eben  denselben 
Leumund  zum  Gegenstand  hatte,  der  durch  das  Beweis- 
verfahren festgestellt  worden  war.  Man  könnte  aber  fin- 
den, dass  die  Zufügung  einer  derartigen,  besonderen  Notiz 
völlig  überflüssig  gewesen  wäre,  wenn  sie  doch  jedesmal 
den  crleichen  feststehenden  Inhalt  hatte. 

Dieser  Einwand  würde  sich  aber  nicht  als  stich- 
haltig erweisen.  Er  könnte  überhaupt  nur  unter  der 
durch  nichts  zu  stützenden  Voraussetzung  geltend  gemacht 
werden,  dass  die  Registrirung  der  schädlichen  Leute  in 
einem  besonders  dafür  bestimmten  Verzeichnis  erfolgte. 
Es  erscheint  jedoch  von  vornherein  durchaus  nicht  weniger 
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wahrscheinlich,  dass  die  Aufzeichnung  der  hofgerichtlichen 
Erkenntnis&e  d.  h.  der  Aechtungen  und  Schädlichkündi- 
gungen einfach  in  chronologischer  Ordnung,  also 
proraiscue  erfolgte.  Aber  selbst  im  anderen  Falle  er- 
schiene es  zunächst  keineswegs  undenkbar,  dass,  auch 
wenn  die  konkrete  Klagebeschuldigung  nicht  zum  un- 
mittelbaren Gegenstand  des  Beweises  gehörte,  dieselbe 
doch,  da  ja  eben  sie  durch  das  allgemeine  Leumunds- 
zeugnis gestützt  werden  sollte,  und  insoferue  sich  that- 
sächlich  der  Leumund  auch  auf  sie  erstreckte,  auch  zu- 
gleich in  der  Leumuudsrubrik  zur  Vormerkung  gelangte. 
Ueberdies  endlich  war  eine  gewisse  Spezialisiruug 
selbst  dann  möglich  und  naheliegend,  wenn  die  Leumuuds- 
notiz  prinzipiell  nur  einen  generellen  Charakter  hatte. 
Dies  wird  am  besten  ersichtlich  und  verständlich  an  dem 
Beispiel  des  Augsburger  Achtbuches,  wo  in  den  Listen 
der  schädlichen  Leute  den  einzelneu  Namen  regelmässig 
die  entsprechende  Infamia  zugeschrieben  erscheint,  und 
zwar  in  Form  einer  vielfach  wechselnden  Charakteristik, 
welche  sich  aber  durchschnittlich  nicht  auf  ein  bestimmtes 
Verbrechen,  sondern  nur  auf  die  allgemeine  Art  der 
verbrecherischen  Thätigkeit  der  betrefienden 
Person  bezieht.  Vgl.  z.  B.  aus  dem  Verzeichnis  des 
Jahres  1349: 

N.  ein  nahtabprecher  (Räuber)  und  ein  fünfter  (Falsch- 
spieler) ; 

N.  ein  hözwiht  und  ein  diep ; 

N.  ein  fünfler,  ein  ruffian  (Kuppler)  und  rehter  höz- 
wiht aller  bozhait; 

N.  und  N.  siu  wip,  er  ein  rufftau  und  sie  eine  diepin 
und  vertans  volk ; 

N.  ein  kürsner,  ein  bozwiht,  ein  morder; 

N.  ein  scholdrer  (Falschspieler)  in  lithüsern  und  tif 
d£ni  Perlach; 

iV.  ein  rehter  diep  uf  affner  sträzz; 
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N.  ein  diep  und  ein  zauhrer; 

N.  ein  seckelsnider  u.  s.  w.  i) 

Was  sodann  die  Rechts  Wirkungen  der  Schäd- 
lichkündigung betrifft,  so  ergibt  sich  zunächst  eine 
Unterscheidung    derselben  in    relative    und  absolute. 

Der  Schädlichkündigungsprozess  erweist  sich  einer- 
seits als  ein  Vor-  oder  Zwischenverfahren, 
bei  welchem  der  Blick  gerichtet  war  auf  ein  folgendes 
Haupt-  resp.  Schlussverfahren,  wozu  nach  erfolgter 
Schädlichkündigung  dem  Beklagten  vom  Richter  ein  1  er- 
min  gesetzt  wurde  (Ldfr.  a.  1244  c.  13;  a.  1255  c.  15); 
er  hatte  aber  andererseits  auch  eine  selbstän- 
dige Bedeutung.  Im  Vordergrund  steht  nach  unseren 
Zeugnissen  der  Gesichtspunkt,  dass  der  Leumunds-  resp. 
Schädlickkeitsbeweis  bis  zu  einem  gewisse ii 
Grade  als  Ersatz  gelten  sollte  für  den  concreten 
Schuldbeweis,  d.  h.  den  Beweis  der  principaliter  in- 
kriminirten  That ;  aber  doch  nicht  als  voller  Ersatz.  Sein 
Wert  war  nur  der  eines  Wahrscheinlichkeitsbeweises;  er 
begründete  nur  einen  Verdacht,  eine  Präsumtion  für 
die*Schuld,  welche  noch  behoben  werden  konnte,  d.  h.  der 
gegenüber  das  Recht  des  Beklagten  zu  nachträg- 
licher Verteidigung,  und  zwar  durch  eidliche 
Reinigung  nicht  verloren  ging;  vgl.  Landfr.  a.  1235: 
quando  a  suspitione  absolvuntur;  wann  sy  sich  der 
schuld  entredent ;  betreffs  der  baier.  Landfr.  vgl.  unten 
Seite  66  ff. 

Für  den  Fall  nun,  dass  der  Beklagte,  der  Ladung  zum 
Hauptver fahren  nachkommend,  davon  Gebrauch 
machen  wollte,  wird  in  unseren  Quellen  als  eine  Folfre 
der  gegen  ihn  bestehenden  Schuldvermuthung  ausdrücklich 
nur  die  Verpflichtung  erwähnt  (Landfr.  a.  1244  c.  13; 
a.  1255  c.  15),  von  vorneherein  durch  Bürgen  Stellung 


>)  Butt,  a.  a.  0.  S.  223-226. 
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die  eventuelle  Befriedigung  des  Klägers  zu  sichern,  ein 
Erfordernis,  welches  sonst  nur  als  Wirkung  des  in  der 
Aeehtung  gelegenen  Koutumaziahirteils  erscheint  ^). 

Es  ist  aber  wol  nach  allen  früheren  Ausführungen 
als  sicher  anzunehmen,  dass  vor  Allem  auch  eine  Er- 
schwerung des  Unschuldsbeweises,  eine  Be- 
schränkung des  Reinigungsrechtes  für  deu  Beklagten  ein- 
trat, ja,  dass  die  Herbeiführung  dieser  Wirkung  von 
Hause  aus  ein  Hauptzweck  des  ganzen  Schädlichkündi- 
gungsverfahreus  bildete.  Insbesondere  kann  man  sich 
dafür  wol  auf  das  c.  14  der  Treuga  Heinrici  berufen. 
Und  wenigstens  ein  indirekter  Beweis  ist,  wie  ich  glaube^ 
auch  dem  baier,  Landfr.  a.  1244  selbst  zu  entnehmen. 
Derselbe  enthält  nämlich  eine  an  späterer  Stelle  noch 
näher  zu  erörternde  ^)  Bestimmung,  wonach  derjenige, 
welcher  einmal  gerichtlich  als  schädlicher  Mann  erklärt 
worden  war,  auch  wenn  er  nachher  im  Hauptverfahren 
losgesprochen  wurde,  so  oft  er  späterhin  von  einer  An- 
klage sich  zu  reinigen  hatte,  stets  eiuer  erhöhten  Anzahl 
von  Eideshelfern  bedürfen  sollte.  Es  kann  darnach  wohl 
als  selbstverständlich  erscheinen,  dass  mindestens  dieselbe 
Erschwerung  des  Reinigungseides  auch  schon  für  das  Ver- 
fahren in  jeuer  Sache  galt,  durch  welche  die  Schädlich- 
kündigung überhaupt  veranlasst  worden  war. 

In  entsprechender  Weise  wirkte  die  Schädlichkündi- 
gung andererseits  in  dem  Falle,  wenn  der  Beklagte 
der  rechtlichen  Vorladung  auf  deu  angegebenen 
Termin  nicht  folgte.  Schon  das  Ausbleiben  hatte 
dann  unmittelbar  seine  A  e c h t u n g  zur  Folge ;  (Ldfr. 
1244  c.  13,  1255  c.  15)  es  genügte  das  erste  Hinzutreten 
einer  Contumacia,  um  die  bestehende  Präsumtion  für  die 
Schuld  zur  prozessualen  Gewissheit  zu  erheben.    Denn  die 


')  Vgl.  unten  S.  6b. 
'')  \g].  nnton  8.  fiH  tf. 
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Aeehtung  erfolgte  sonst,  sowol  nach  dem  Mainzer  lieichs- 
gesetz  wie  nach  den  baierischen  Laudfrieden,  auf  Grund 
eines  klägerischen  Beweises,  und  bedeutete  eine  defini- 
tive und  unwiderrufliche  Verurteilung  in 
der  Sache.  Sie  erzeugte  allerdings  zugleich  den  Zustand 
der  Friedlosigkeit  zu  dem  Zwecke,  die  Contumacia  des 
Aechters  zu  brechen  i) ;  aber  eben  nur  mehr  die  Contu- 
macia desselben  gegenüber  dem  Urteil,  seine  Weigeruno- 
dasselbe  zu  erfüllen,  nicht  den  Widerstand  gegen  dal 
Eintreten  in  das  Rechtsverfahren  überhaupt.  D^r  Aechter 
konnte  die  Lösung  unter  allen  Umständen  nur  erlaugen 
indem  er  den  K%er  befriedigte,  durch  Busszahlung  und 
Ersatzleistung. 

Baier.  Landfr.  a.  1244  c.  40,  vgl.  a.  1255  c.  22  fart.  30] : 
Wer  der  Heimsuchung  überwiesen  wird,  in  proscripthne 
erit;  si  ahsolvi  voluerit  dampmim  i'stbnatum  suo  iura- 
mento  et  duorum  smrum  conparum  secum  decuplo  resti- 
tuat,  inmper    V  talenta  passo  et  iudici  X  persolvet. 

c.  41  [art.  31 J:  Sl  quis  per  tres  idoneos  testes  de 
incendio  comidus  fuerit,  in  proscriptione  erit  vel  Himiliter 
absolvatur  -). 

Reichsgesetz  a.  1234:  Item  ,i  quis  promisit  aJiquid 
fide  data  et  comietus  fuerit  cum  tribus  synodalihus  homi- 
mhus  fidem  n(w  servasse,  continuo  proscrihatur  nee  a  pro- 
scriptione  poterit  ahsolvi,  nisi  duplicifer  persolvat,  qiiod  pro- 
miserat  et  iudici  det  ius  suum  ^j. 

Vgl.  auch  Mainzer  Landfrieden  c.  2,  Schädigung  von 
Kirchengütern  in  der  Fehde  gegen  den  Vogt  betreffend: 
quod  si  fecerit,  convictus  legitime  coram  suo  iudice  pro- 
scribatur    nee  proscriptio  relaxetur,    nisi    triplum    dampni 

')  Ldtr.  a.  1244  c.  30:  [art.  20|  Item  guicunque  in  j^-oscrip- 
twne  e,'U,  extra  pacew  erit,  msi  a  prosrriptione  serHnd,mi  Jus  fuerit 
ahsolufu,.     (Quellen  und  Erört.  5,  82,    Rockinger,    Denkn..    S.  4:^) 

')  Qu.  u.  Erört.  5,  84  u.   145:    Kockinirer,    üenkn.äln-  8    41* 

')  M.  G.  LL.  2,  301. 

Z  a  1 1  i  n  g  e  r  Liintlscbädlicho  Leite.  5 
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persolvatur  illati,  du^lum  ecclesie  cujus  bona  sunt  et  sim- 
plum  advocato.     Ferner  auch  c.   11.   13,   15^). 

Das  Schild lichkündigungs verfahren  hatte  weiter  aber 
auch  schon  an  und  für  sich,  wenigstens  unter  Umständen, 
Rechtsfolgen  absoluter,  definitiver  Natur,  welche 
über  das  sich  anschliessende  Haupt  verfahren  hinaus- 
reichten, mochte  dieses  mit  der  Freisprechung  oder 
mit  der  Verurteilung  des  Beklagten  endigen. 

Was  den  ersteren  Fall  betrifft,  so  belehrt  uns 
darüber    eine    Bestimmung    des    baierischen    Landfriedens 

a.   1244: 

c.  36  [art.  26]  (Depreda  et  rapina).  [§  1]  Ltem  qulcunque 
predam  in  publica  strata  commii^erit  uel  quicunque  scienter 
emerit,  infamis  et  exlex  uterque  perpetue  siihiacehunt  pro- 
scriptioni.  [§  2]  Si  autem  aliquis  impetitur  super  rapina, 
si  ed  homo  bone  fame,  cum  V  denominatis  testibus,  si  non, 
cum  VII  denominatis  se  expurgabit;  ita  tarnen,  si  capti- 
uus  iudicio  non  est  oblatus.  Si  captiuus  LXXII  testes 
ipsum  non  expurgabunt. 

c.  37  [art.  27 j  (De  infam ibus).  Item  infamis  per- 
sona et  aliq  u  a  ndo  de  n  u  nciata  et  j^ost  m  o  d  u  m  a  b- 
soluta,  de  quacunque  re  ille  postea  impetitur,  cum  VJl 
se  denominatis  testibus  mundabit. 

c.  38  [art.  28J  (Idemj.  item  infamis  persona  de 
cetero  nunquam  suo  iuramento,  sed  cum  tribus  procedet 
compurgatoribus  -). 

Darnach  sollte  also  eine  ,, infamis  persona"  in  Fällen 
einer  Anklage  wegen  Raubes,  wo  ein  „homo  bone  fame" 
fünf  Helfer  seines  Reinigungseides  brauchte,  mit  sieben, 
und  in  jedem  Falle,    auch  wo  son&t    ein  Eineid  genügte. 


»)  Das.  2.  314,  315,  317. 

2)  Qu.  u.  Erört.  5,  S.  83.  84,  Rockinger,  Denkm.  S.  40,  44. 
In  dem  Jüngern,  deutschen  Landfrieden  haben  die  letzteren  Be- 
stimmungen kein  Gegenstück. 
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stets  mindestens  mit  drei  Eideshelfern  schwören  müssen. 
(Der  Begriff  des  „infamis"  ergibt  sich  hier,  wie  ich 
glaube,  aus  dem  Eingang  des  c.  36,  und  den  Worten  „de 
cetera'^  in  c.  38 ;  es  handelt  sich  wol  um  die  sogenannte 
Rechtlosigkeit  in  Folge  einer  Verurteilung  wegen  Raubes 
oder  Diebstahls.) 

Eine  persona  infamis  et  d.  h.  überdies  aliquando 
denunciata  et  postmodum  absoluta  sollte  aber  jeder  künf- 
tigen Klage  gegenüber  sich  mit  sieben  Helfern  zu  reinigen 
haben.  Es  scheint  mir  nun  kaum  zweifelhaft,  dass  da  eine 
Bezugnahme  auf  das  Institut  der  Schädlich- 
kündigung vorliegt,  d.  h.  dass  der  Ausdruck  „denun- 
ciare"  hier  in  jenem  prägnanten  Sinne  gebraucht  ist,  also 
zu  den  Worten  „p.  a.  denunciata"  stillschweigend  zu  er- 
gänzen ist:  „tamquam  nociva"  oder  „tamquam  homo  noci- 
vus,  damnosus"  i). 

Schon  die  Verbindung:  infamis  jjersona  et  —  de- 
nunciata  erinnert  sofort  an  die  Worte  in  c.  12:  nee 
erit  infamis  vel  homo  dampnosus  denunciabitur.  Und 
aus  innern  Gründen  erweist  sich,  wie  mir  scheint,  jene 
Auslegung  der  Denunciatio  in  c.  37  geradezu  als  die 
allein  mögliche.  Sowol  die  Bedeutung  einer  gericht- 
lichen Anzeige,  wie  der  Achtverkündigimg  erscheint  aus- 
geschlossen. Es  ist  einerseits  undenkbar,  dass  eine -An- 
klage, von  welcher  der  Beschuldigte  losgesprochen  wurde, 
eine  solche  dauernde  Zurücksetzung  im  Reinigungsrecht 
hervorgebracht  haben  könnte,  und  es  steht  andererseits 
fest,  dass  die  Lösung  aus  der  Acht  die  besonderen  Folgen 
derselben  sämmtlich  und  definitiv  aufhob.  üeberdies 
würde  der  Geächtete  wol  auch  eher  als  proscriptus  oder 
persona  proscripta  statt  als  p.  denunciata  bezeichnet  wor- 
den sein. 


')  Vgl.  auch  <lio  Wendung  in  Ldfr.  1244  c.  13:  de  rajitorVnia 
ilenuuciatix. 
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Dagegen  lag  es  durchaus  in  der  Natur  der  Sache, 
dass  die  gerichtliche  Konstatirung  des  Rufes  eines  Men- 
schen als  schädlicher  Mann  d.  h.  eben  der  Notorietät 
seintT  verbrecherischen  Lebensweise  auch  dann,  wenn  der- 
selbe im  Hauptverfahren  von  der  konkreten  Anklage  sich 
zu  reinigen  vermochte,  einen  bleibenden  Makel,  eine  Be- 
scholtenheit  hervorbrachte,  welche  auch  eine  Beschrän- 
kung der  Rechtsfähigkeit,  speziell  des  Reini- 
gungsrechtes zur  Folge  haben  konnte.  Diese  An- 
nahme wird  auch  durchschlagend  unterstützt  durch  die 
nachweisbare  weitere  Rechtsentwicklung,  welche  schon  in 
der  nächsten  Zeit  dazu  führte,  dass  der  Schädlichkeits- 
beweis stets  unmittelbar  definitive  Rechtswirkungen  durch- 
greifendster Natur  nach  sich  zog. 

Ob  die  Schädlichkündiofuuff  nach    ))aierischem  Land- 
es     D 

friedensrecht  die  besprochene  oder  eine  ähnliche  dauernde 
Folge  auch  dann  zurück liess,  wenn  der  Betroffene  nicht 
schon  eine  persona  infamis  war,  bleibt  fraglich.  Aus  der 
Vorschrift  des  Mainzer  Gesetzes,  dass  die  Namen  der 
schädlichen  Leute  nach  erfolo^ter  Rechtfertiffunüf  bezw. 
Lossprechung  aus  den  gerichtlichen  Akten  gelöscht  wer- 
den sollten,  dürfte  man  wol  wenigstens  für  das  Reichs- 
recht eher  auf  das  Gegenteil  zu  schliessen  haben. 

Unsere  Stelle  ist  übrigens  gerade  für  die  Interpre- 
tation jener  Bestimmung  des  Reichsgesetzes  noch  von  be- 
sonderem Wert,  und  bietet  überhaupt  eine  erwünschte 
Bestätigung  für  unsere  ganze  Auli'assung  von  dem  prin- 
zipiellen Verhältnis  zwischen  dem  Schädlich- 
küudigungs-  und  dem  Haupt  verfahren.  Sie  er- 
gibt nämlich  zweifellos  einerseits,  dass  jene  „suspicio".  von 
welcher  eine  nachträirliche  Lösungr  möglich  war,  nicht 
völlig  sich  deckt  oder  genau  korrespoudirt  mit  der  allge- 
meinen ..iufamia*'.  dem  Rufe  einer  schädlichen  Lebensweise, 
von  welcher  wir  nach  dem  Wortlaut  des  Reichsgesetzes 
angenommen,  dass  sie  den  unmittelbaren  Gegenstand  des 
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Schädlichkündigungsverfahrens  von  der  Accusatio  bis  zur 
Denunciatio  bildete,  sondern  nur  als  ein  konkreter  Schuld- 
verdacht aufgefasst  werden  darf;  und  zugleich  erweist  sie 
andererseits  umgekehrt  auch  die  üiizulässigkeit  der  An- 
nahme, dass  jenes  Verfahren  überhaupt  nur  auf  die  Be- 
gründung einer  solchen  speziellen  Infamia   gerichtet  war. 

Im  einen  wie  im  andern  Fall  müsst^  es  als  der  Natur 
der  Sache  widersprechend  erscheinen,  dass  jemals  die 
Wirkungen  des  Verdachts  die  orduungsmässige  Reiniguug 
und  Absolution  von  demselben  hätten  überdauern  können. 
Dies  erscheint  nur  dann  begreiflich,  wenn  das,  was  im 
nachträglichen  Verfahren  getilgt  wurde,  nicht  schlechthin 
sich  deckte  mit  dem,  was  durch  die  Denunziation  und 
das  vorausgehende  Verfahren  festgestellt,  bezw.  erzeugt 
worden  war,  wenn  also,  wie  wir  angenommen  haben,  die 
Begründung  eines  speziellen  Verdachtes  zwar 
auch  Zweck  und  Folge  des  Schädlichkündigungs- 
verfahrens. das  eigentliche  unmittelbare  Ergeb- 
niss  desselben  aber  eine  allgemeine  Besc holte n- 
heit  war,  welche  dann  auch  durch  die  Lossprechung  von 
jenem  prinzipiell  nicht  behoben  wurde. 

Eine  spezifische  und  dauernde  Wirkung  der  Schäd- 
lichsprechung,  welche  denjenigen  traf,  der  im  Haupt- 
verfahren —  anwesend  oder  abwesend  —  verurteilt 
wurde,  offenbart  uns  dann  wol  jene  Stelle  im  Statutum 
in  favorem  principum,  durch  welche  den  Reich.sstädten 
die  Aufnahme  eines  terre  dampnosus  vel  a  iwlice  dnmp' 
natus  vel  proscriptus  verboten  wird  i). 

Es  ist,  wie  ich  meine,  kaum  zu  bezweifeln,  dass 
dieses  Verbot  speziell  nur  für  den  _,,homo  dampnosus 
denunciatus"  galt  und  nichi  etwa  für  jeden  Verbrecher 
oder  auch  nur  jeden  Lnudfriedensbrecher  beziehungs- 
weise Räuber  und  Dieb,    der  ordentlich  zu  Recht  gestan- 
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den  uml  verurteilt  worden  war.  Das  letztere  erscheint 
schon  darum  nicht  wol  denkbar,  weil  ja  die  Durchfüh- 
riinji  eines  solchen  Verbots  überhaupt  zur  Voraussetzung 
haben  niusste,  dass  die  fragliche  Eigenschaft  etwas  Be- 
kanntes oder  unschwer  erweislich  war,  so  wie  die  Eigen- 
schaft eines  Aechters.  Das  traf  aber  nur  für  den  homo 
dampnosus  denunciatus  zu,  dessen  Name  auch  in  dem 
amtlichen  Verzeichnis  stand,  aus  welchem  er  eben  nur 
im  Fall  der  Absolution  gelöscht  werden  sollte,  also  wol 
nicht  auch  bei  erfolgter  Damuation. 

Auch  die  c.  12  bezw.  15  der  baierischen  Landfrieden 
von  1244  und  1255  zeigen  sodann,  dass  die  schädlichen 
Leute  unter  Umständen  als  verbotene  Leute  galten. 
Und  man  dürfte  wol  schon  im  Hinblick  auf  die  Worte : 
f^et  convidus  fiierit  de  ipsis'^  anzunehmen  haben,  dass  hier 
eine  erfolgte  Denunziation  der  betreffenden  „mali  homi- 
nes''  vorausgesetzt  ist  ^). 

Von  diesem  Gesichtspunkt  aus  werden  dann  auch 
jene  Schlussworte  der  fraglichen  Bestimmung  verständ- 
lich:  nee  erit  infamis  vel  homo  dampnosus  denuncia- 
hitur.  Es  ist ,  wie  bemerkt ,  zu  schliessen ,  dass  diese 
Rechtsfolgen  bei  entsprechenden  Voraussetzungen  mit 
der  Aufnahme  schädlicher  Leute  thatsächlich  verbunden 
waren ,  was  sich  bei  unserer  Annahme  eben  erklären 
würde  aus  der  Anwendung  des  allgemeinen,  prinzipiellen 
Grundsatzes ,  dass ,  wer  einen  „verbotenen^'  Menschen 
z.  B.  einen  Geächteten  oder  Exkommunizirten  aufnahm 
oder  unterstützte,  nicht  blos  für  ihn  haftbar  wurde,  son- 
dern auch  sein  Schicksal  theilte,  in  den  gleichen  recht- 
lichen Zustand  verfiel  ^)  resp.  versetzt  wurde. 


*)  Vgl.  die  Stelle  aus  dem  baier.  Landfr.  a.   1300  oben  Seite 
48  und  dazu  unten  S.   131   und   143. 

■-')  Vgl.  bezüglich  der  Unterstützung  eines  Geächteten:  Reichs 
Sentenz  a.  1219  und  Mainzer  Landfriede  von  1235  c.  13.  (M.  G. 
liL.  2,  234  und  317);  ferner:  Friedensvertrag  zwischen  Herzog  von 
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Eine  Zusammenstellung  der  schädlichen  Leute  mit 
den  Geächteten  als  verbotene  Leute  bringt  dann  auch 
folgende  Bestimmung  des  baier.  Landfr.  a.   1244: 

c.  15  [art.  6]  (De  nocivis  hominibus.)  Item 
Ii07ninum  dampnosorum  vel  proscriptorum  nee 
dux  nee  eplseopus  aliquem  per  eontraetum  resignationem 
feodonim  vel  contradietionem  aUodiorum  dehet  eum  assu- 
mere,  ut  ipsum  ab  huius  iudieii  über  et  Statut  is  ^). 

Dass  der  Begriff  der  schädlichen  Leute  hier  kein 
anderer  ist  als  in  den  unmittelbar  vorausgehenden  Stellen 
(oben  S.  39  ff.)  erscheint  wol  selbstverständlich. 

In  diesem  Zusammenhange  mag  schliesslich  noch 
eine  Bestimmung  des  baierischen  Landfriedens  a.  1244 
ihre  Würdigung  finden,  welche  uns  gleichfalls  ein  Ver- 
fahren gegen  die  schädlichen  Leute  zeigt,  ein 
Verfahren  allerdings  wesentlich  anderer  Art  als  jenes 
Schädlichkündigungsverfahren,  welches  sich  aber  doch  mit 
diesem  nicht  blos  im  Grundgedanken,  sondern  auch  in 
Einzelzügeu  aufs  engste  berührt,  so  dass  unsere  An- 
nahmen in  Betreff  des  letzteren  in  diesem  Zeugnisse  eine 
neue  Stütze  finden. 

c.  29  [art.  19]  Item  de  hiis,  qui  vulgo  dicuntur  ysen- 
chnappen ,  sie  est  institutum,  ut,  ubieumque  tales  inve- 
niantur^  iudex  uel  comes,  in  euius  sunt  eomitia,  ipsis  diem 
prefigat    infra    tempus  statutum,    ut    uel  mili- 


Baiern  und  Bischof  von  Regensburg  a.  1205,  (Quellen  und  Erört. 
5,  8;;  endlich  insbesondere  baier.  Landfr.  a.  1244  c.  22  und  a.  1255 
c.  25  fart.  121  {I^c  pro>icriptis.)  Item  si  quis  proscriptus  fuerif  in 
domum  alicuius  ctf/itatus,  dominus  domus  eum  adiuuabit,  ut  sinr 
lesione  exeat  domum  suam,  nee  hospes  ideo  proscribetur.  Si  quis 
autem  proscriptus  in  domo  alicuius  inuentus  fuerit,  et  hospes  se  ex- 
purgare  non  poterit,  nisi  eum  scierit  esse  j)  ff  »scriptum, do- 
minus domus  proscrihafur,  et  sit  in  discretione  iudicis,  si  iHt  aliquis 
de  familia  illa,  preter  uxorem  et  pueros  paruulos  proHc-ribendua. 
(Qu.  u.  Krört.  5,  81,  vgl.  S.  145;  Rockinger,  Denkm.  S.  42.) 
»)  Qu.  u.  Erört.  5,  81  :  Rockinger,  Denkm.  S.  40. 
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tent  vel  ab  hoc  vesiliant   errore.     Quod  si  non  fece- 
rint,  proscripti  denuncientur  ^). 

Diese  Eisenkuappen  gehörten  ersichtlich  zu  jenem 
ritterlichen  oder  bewaffneten  Proletariat,  welches  seinen 
Unterhalt  auf  dem  Wege  verbrecherischer  Gewaltthätig- 
keiten  suchte-).  Gegen  diese  Leute  sollte  nun  von 
Amtswegeu  vorgegangen  werden.  Es  handelt  sich 
dabei  offenbar  nicht  um  ein  Verfahren  auf  förmliche  An- 
klage, resp.  aus  Anlass  bestimmter  üebelthaten,  überhaupt 
nicht  um  ein  eigeutlich  gerichtliches,  sondern  um  ein 
polizeiliches  Verfahren.  Dieses  Vorgehen  gründete  sich 
unmittelbar  auf  die  faktische  Notorietät  der  schädlichen 
Lebensweise,  resp.  auf  den  Verdacht,  welcher  in  diesem 
Falle  schon  durch  die  äusseren  Umstände:  Führung 
ritterlicher  Warten  ohne  die  entsprechende  dienstliche 
Stellung,  gegeben  war,  also  nicht  erst  durch  Leu- 
mundszeugnis festgestellt  zu  werden  brauchte.  Die 
richterliche  Autforderung,  bis  zu  einem  gewissen  Termine 
in  den  Dienst  eines  Herrn  zu  treten  oder  die  Waffen 
abzulegen,  entsprach  dann  in  gewisser  Weise  der  Ladung 
des  zum  schädlichen  Mann  Erklärten  vor  Gericht.  Der 
Ungehorsam  zog  hier  wie  dort  die  sofortige  Aechtung 
nach  sich.  Diese  erscheint  hier  also  und  zwar  mit  der 
Wirkung  der  Fried  losigkeit  •^)  als  unmittelbare  und 
selbständige  Folge  der  durch  ein  Rechts  verfahren 
bezw.  die  Conturaacia  bestätigten  Präsumtion  der 
Gemeinschädlichkeit. 

Wir  haben  nunmehr  noch  die  Gestaltung  des  S  chäd- 
lichkündigungs  Verfahrens  gegenüber  Häu- 
sern resp.  Burgen  besonders  ins  Auge  zu  fassen.  Die 
Frage,     welche    spezifische    Bedeutung    neben  dem 
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•)  Qu.  11.  Erört.  5,  82:  Rockiuger,  Denkm.  «.  43. 

'')  Vgl.  oben  S.  7  tf.  S.   10  ff. 

^)  Vgl.  das  folgende  c.  30  oben  S.  65  Aum.    1. 
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besprochenen  Verfahren  gegen  Personen  noch  ein  ent- 
sprechendes Vorgehen  gegen  Gebäude  haben  konnte,  lässt 
sich,  wie  ich  glaube,  unr.chwer  beantworten,  wenn  man 
sich  die  thatsächlichen  Verhältnisse  und  Zustände  ver- 
gegenwärtigt, für  welche  das  fragliche  Institut  wesentlich 
berechnet  war. 

Die  räuberischen  Ueberfälle,  durch  welche  die  auf 
den  Burgen  und  in  festen  Häusern  sitzende  Raubritter- 
schaft ihre  Umgebung  heimsuchte  und  unsicher  machte, 
wurden  jedenfalls  sehr  oft  so  angelegt  und  durchgeführt, 
dass  dem  Beschädigten  der  Thäter  nicht  unmittelbar  be- 
kannt wurde,  so  dass  jener,  zumal  ihn  auch  keine  ge- 
richtliche Polizei  in  der  Ermittlung  desselben  unterstützte, 
nicht  in  der  Lage  war,  gegen  eine  bestimmte  Person  eine 
gerichtliche  Klage  anstellen  zu  können.  Ueberhaupt  aber 
war  dem  ganzen  üebel  nicht  gründlich  beizukommen  und 
zu  steuern,  wenn  man  nur  darauf  ausging,  diejenigen 
persönlich  zu  treffen,  die  von  einer  Burg  aus  Stegreif 
trieben.  Es  galt  vielmehr,  auch  diesen  Sitz  der  Friedens- 
brecher selbst  zu  fassen  und  zu  vernichten  und  damit 
nicht  blos  den  betreffenden  landschädlichen  Leuten  den 
Schutz  zu  rauben,  den  ihnen  die  festen  Mauern  der  Rechts- 
verfolgung gegenüber  gewährten,  sondern  auch  ein  für 
allemal  den  immer  wieder  neue  Gefahr  drohenden  Herd 
der  Friedensstörung  unschädlich  zu  machen.  Diesen  Be- 
dürfnissen konnte  nun  in  der  Weise  genügt  werden,  dass 
die  Konstatirung  der  notorischen  Schädlich- 
keit einer  Burg,  der  Leumund  des  Hauses,  in 
entsprechender  Weise  prozessualisch  verwer- 
tet wurde,  wie  sonst  der  konstatirte  Ruf  einer  Person 
als  schädlicher  Mann. 

Zunächst  gilt  es  nun  aber,  in  dieser  Richtung  noch 
das  Material  zu  ergänzen.  Diejenige  Stelle  nämlich,  welche 
wie  ich  glaube,  da  als  Hauptzeugnis  in  Betracht  kommt, 
ist  in  unseren  Erörterungen    bisher  unberücksichtigt   ge- 
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))lieheii,  weil  ihre  Auslegung  zweifelhaft  erscheinen  und 
von  vorneherein  nicht  so  leicht  sichergestellt  werden 
kounte,  als  dies  nun  nachträglich  gelingen  dürfte.  Sie 
steht  in  den  baierischen  Landfrieden  an  der  Spitze  der 
eigentlichen  Landfriedenssatzung,  unmittelbar  vor  der 
Keihe  jeuer  oben  S.  30  tf.  zitirten  Bestimm ungeu. 

Landfr.  a.  1244  c.  11  [art.  2J  (De  nociva  domo.) 
Si  qua  domus  vel  castrum  d  enunciatnm  fiierit 
publice  super  aliqua  rapina,  specialiter  exprimi  dehet, 
quis  fecerlt,  uel  qiiomodo  factum  sif.  Taue  dominus  domus 
huJir  remouehit,  qui  fecit^  decuplo  rapinam  restituens  uel 
puniendtnn  ipaum  iudirt  offeret.  Si  dominus  domus  extra 
prouinciam  est,  domus  in  qua  rapina  facta  est,  eiciatur 
de  Castro  et  exuratur  i). 

Es  handelt  sich  nun  wieder  um  die  Bedeutung 
des  Ausdrucks:  „denunciatum  fuerit  publice" 
d.  h.  um  die  Frage,  ob  diese  Denunciatio  auch  hier 
im  Siune  der  Schädlichkündiguug  verstanden 
werden  darf. 

Dafür  lassen  sich  nun  sofort  eine  Reihe  gewich- 
tiger äusserer  Gründe  geltend  machen.  Wie  wir  ge- 
sehen haben,  ist  einmal  derselbe  prägnante  Sprachgebrauch 
des  Wortes  ..denunciare"  auch  in  c.  37  dieses  Gesetzes 
nachweisbar.  Die  Annahme  desselben  in  unserer  Stelle 
wird  ferner  durch  den  Titelvermerk :  De  nociva  domo,  noch 
besonders  nahe  gelegt.  Endlich  muss  es  ja  von  vorne- 
hereiu  als  fast  selbstverstäudlich  erscheinen,  dass  man  es 
hier  mit  demselben  Deuunziatious begriff  zu  thun  haben 
werde,  welcher  in  den  drei  nachfolgenden,  wesentlich  den- 
selben   Gegenstand    betreffenden    Kapiteln    ganz    unzwei- 


M  Quellen  u.  Erört.  5,  80 ;  Rockinger,  Denkmäler  S.  39.  Die 
vorausgehenden  Kapitel  handeln  sämmtlich  von  dem  , Handfrieden*, 
de  trergis  manuatibus  (Randvermerk  zu  c.  1).  Nach  c.  10  heisst 
68  in  der  Handschrift:  Explicit  der  hantfrid  und  hierauf:  Hec  eM 
forma  de  generali  pace  provincie.    Vgl  Rockinger  a.  a.  0. 
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deutig  hervortritt,  so  insbesondere  auch  in  dem  letzten 
derselben,  welches  mit  der  gleichen  Ueberschrift :  De  no- 
civa domo^  auch  inhaltlich  geradezu  als  Portsetzung  oder 
Nachtrag  zu  c.  11  erscheint,  indem  es  unmittelbar  an  die 
Schlussworte  desselben  anknüpft:  (1244  c.  14):  Item  si 
in  foro  uel  in  uilla  una  domus  uel  plures  denuncia- 
buntur,  exuri  dehent  u.  s.  w. ;  (1255  c.  1(3):  Oh  —  ein 
haus  oder  mer  sehe  dl  ich  gechundet  wirt,  diu  sol  man 
brennen  u.  s.  w. 

So  würde  mau  denn  auch  wol  kaum  Anstand  neh- 
men, obige  Frage  ohne  langes  Besinnen  zu  be^jahen,  wenn 
man  nicht  durch  die  Fassung  der  entsprechenden  Stelle 
in  dem  deutschen  Landfrieden  a.  1255  [56]  wieder  schwan- 
kend werden  könnte. 

c.  13  [art.  2]  (De  nociva  domo.)  Sirelich  luius 
oder  hurcli  offenlichen  umbe  den  raup  ange- 
sprochen wirt,  so  sol  man  beschaidenlichen  nennen  uer 
ez  hab  getan  und  wie  ez  si  geschehen.  Und  sol  danne  des 
huses  herre  den  schuldigen  von  im  schaiden,  und  sol  den 
raup  zehentv altigen  gelten,  oder  er  sol  den  schuldigen  dem 
geriht  antivurten.  Ist  der  herre  in  dem  lande  niht  in  des 
hurch  der  raup  geschehen  ist,  so  sol  man  das  haus  auz 
der  burch  iverfen  und  sol  ez  brennen  ^). 

Wenn  hier  das  „denunciatum  fuerit  publice-'  mit 
„offenlieh  angesprochen  wirf'  wiedergegeben  ist,  so  ent- 
spricht das  allerdings  nicht  unserer  Annahme.  Aber  dieser 
Uebersetzung  ist  nun  doch  durchaus  nicht  eine  zwingende 
Beweiskraft  beizumessen. 

Abgesehen  davon,  dass  sie  auf  keinen  Fall  als 
eine  wörtlich  getreue  gelten  kann,  erscheint  von 
vorneherein  die  Vermutung  nichts  weniger  als  ferne- 
liegend, dass  dieselbe  den  wirklichen  Sinn  der  älteren 
Bestimmung    schlechthin  verfehlt.     Einmal   zeigt  nämlich 


»)  gu.  u.  Erört.  5,   143;  Rockinger,  Denkm.  iS.  39. 
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der  deutHche  Text  dieses  jüngeren  Landfriedens  auch 
sonst  wol  eine  gewisse  Flüchtigkeit  und  Oberflächlich- 
keit in  der  Wiedergabe  der  lateinischen  Vorlage  i).  Dann 
aber  könnte  das  Eingreifen  eines  Misverständnisses  hier 
um  so  eher  angenommen  werden,  als  in  der  Letzteren 
der  Ausdruck  „denunciare"  an  dieser  Stelle  zum  ersten 
Mal  und  zwar  in  einem  Zusammenhang  erscheint,  welcher 
einen  nicht  sehr  aufmerksamen  Uebersetzer  immerhin  ver- 
führen konnte  oder  doch  weuisstens  nicht  notwendisr 
abhalten  musste,  jenen  in  der  gewöhnlichsten  ihm  zu- 
nächst geläufigen  Bedeutung  aufzufassen.  Insbesondere 
die  Verbindung  mit  den  Worten  „super  aliqua  rapina'' 
mochte  in  diesem  Sinne  wirken,  wie  sie  auch  am  ehesten 
sich  für  die  Richtigkeit  der  üebersetzung  geltend  machen 
Hesse. 

Die  Entscheidung  in  dieser,  durch  das  Gegenüber- 
stehen äusserer  Argumente  zweifelhaften  Interpretations- 
frage lässt  sich  aber  wol  mit  Sicherheit  aus  inneren 
Gründen  und  zwar  zu  Gunsten  unserer  Annahme  treffen. 
Mit  dem  weiteren  Inhalt  der  ganzen  Bestimmung  erweist 
sich,  wie  mir  scheint,  jede  andere  üebersetzung  als  un- 
vereinbar. Die  hier  ausgesprochenen  Rechtswirkuugen 
sind  augenscheinlich  nicht  die  einer  blossenAnsp  räche, 
auch  nicht,  woran  man  im  Hinblick  auf  das  „publice'* 
wol  zunächst  denken  könnte,  einer  Ansprache  bei  einer 
nach  Landfriedensrecht  auf  erhobenes  Gerüfte  eingelei- 
teten Verfolgung,  wenn  der  Richter  an  der  Spitze  des 
Landsturmes  vor  die  Burg  gezogen  kam,  auf  welche  der 
verfolgte  Verbrecher  geflüchtet,  bezw.  zurückgekehrt  war. 


'  Vgl.  z.  B.  a.  1244  c.  15,  oben  S.  71  und  a.  1255  c.  17- 
Der  herzoff  od-et'  hischolf  odtT  chain  rittet'  sol  dehain  ^chedeliche  liite 
an  sich  nemen  mit  heirat  oder  durch  ii%dersagen  ir  lehen  oder  frihett, 
daz  si  damit  uberwerden  der  gesatzten  reht  des  gerihtes.  (Qu.  u.  Er- 
ört.  5,  144;  Rockinger,  Denkm.  S.  40). 
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Alle  einschlägigen  Fälle  werden  insbesondere  in  den 
Rechtsbüchern  des  13.  Jahrhunderts  einlässlich  bespro- 
chen, und  die  bezüglichen  Stellen  lassen  den  Unterschied 
deutlich  genug  hervortreten  i). 


')  Vgl.  Ssp.  Ldr.  II  72  §  1  :  Uppe  swelkeme  hus  man  den  rredehre- 
kere  halt  weder  recht,  s  renne  die  richter  mit  ger  lichte  dar  rore 
geladen  wirt,  nnde  man  sie  afeschet  alse  recht  /.s-,  dat  man't 
gehören  möge  uppe  deme  hus;  ne  geven  sie  sie  nicht  her  af  to  rechte, 
man  r ervestet  die  hurch  unde  alle  die  dar  uppe  sin.  Lei  man 
aver  dar  uppe  des  rf  cht  eres  hoden  sesse  unde  den  klegere,  die  suken 
den  rredehrekere  unde  den  rof,  so  säl  man  sie  nicht  verresten.  §  2  : 
Sculdeget  man  dat  hus  umme  den  rof,  dat  he  dar  af  iinde 
dar  up  geschin  si,  dat  mut  wol  n  ntscü  Idegen  des  hus  es  he  r  re 
oder  en  sin  borgere  uppe  'n  hilgen.  Svie  so  sehe  to  dem 
ungerichte  beklaget  wert,  die  ne  mach  dat  hus  nicht  untscüUUgen,  he 
ne  hehbe  sik  selten  aller  erst  untsculdeget.  Wel  man 
aver  dat  hus  bereden  mit  kampe,  dat  mut  ivol  untre  den  sin  herre 
oder  sin  borgere  weder  sinen  not,  oder  man  rervest  if  unde  richtet 
dar  orer.  §  3:  Orer  srene  man  dat  klaget,  dat  he  von  eneme 
hnse  gesocht  hebbe,  den  mut  des  huses  here  vor  bringen,  dat 
he  betere  oder  dat  hus  untre  de;  ne  dut  he  's  nicht,  he  mut 
dar  selve  vore  antwer den.  §  4:  Klaget  aver  en  man  over  ene 
burch,  dat  he  dar  af  geroret  si,  unde  ne  weit  he  nicht  we  it  gedan 
hevet,  dar  sal  de  burch  here  rore  antwer  den  —  so  dat  he  die  burch 
unts  chüld  ege  mit  sinem  eide,  oder  den  scaden  gehlen  uppe 
recht,  sunder  doch  of  he  rades  unde  dat  unscüldich  is. 

Schwsp.  Lassb.  Ldr  c.  258  b.  Unde  taget  man  einen  fride- 
brecher,  oder  einen  ehter  —  rnd  flrhet  er  vf  eine  bürg  oder  in  ein 
hus,  da  sol  man  in  vordren  ron  gerihtes  halben;  git  man  in  niht 
her  rz  für  die  bürg  oder  für  die  stat,  wen  sol  sie  besitzen  mit  gesesse, 
vnde  sol  dannan  nut  kumen  e  man  in  her  vz  geantwurtet ;  rnd  fluhet 
er  in  ein  ander  gerihte,  der  rihter  sol  in  vordren,  vnde  wirt  er  im 
geantwrrtet,  er  sol  mit  rehte  vber  in  rihten;  vnd  vf  swelehurg,  oder 
stat,  oder  veste  der  ehter  oder  der  vride  brecher  entrinnet,  da  sol  in 
der  rihter  vordren  also  lute,  daz  ez  die  da  vor  sint  rnd  die  dar  rffe 
sint  hoeren,  und  git  man  in  nut  her  abe,  wen  sol  die  bürg  oder  die 
stat  verehten,  vnde  alse  sie  sehs  tvochen  rnde  einen  tag  in  der 
ahte  sint,  so  sol  man  alle  die  lüte  ze  ahte  tvn,  die  vf  der  bürg  oder 
in  der  stat  —  sint  —  /  vnd  ist  daz  die  lute  die  in  der  resten  sint  inner 
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Mit  Ausnahme  des  Falles  der  handhatten  That  galt 
darnach  stets  ein  Reinigungsrecht  des  Burgherrn  oder 
des  Beschuldigten,  bezw.  für  den  ersteren  nur  die  Ver- 
pflichtung, den  letzteren  auszuliefern,  oder  selbst  die  Sache 
zu  vertreten  ^). 

Dagegen  statuirt  unsere  Stelle  ohne  Weiteres 
(June''!  —  ohne  ein:  ,.8i  convictus  fuerit"  oder  dgl.)  die 
Verpflichtung  des  Burgherrn  zu  zehnfachem  Schaden- 
ersatz oder  Auslieferung  des  Schuldigen  ad 
puH  iendum ,  und  im  Falle  der  Abwesenheit  des  Herrn 
sogar  sofort  das  Ausbrechen  und  Brennen  des 
Hauses,  in  welchem  der  Thäter  seine  Wohnung  hatte. 
Das  sind  unverkennbar  bereits  die  Rechtswirkungeu 
einer  Verurteilung  in  der  Sache.  Sie  treffen  zum 
Teil     nach     andern    Vorschriften     der    baierischen    Land- 


sehs  icochen  rnd  einem  tage  nüt  ze  rehte  sfanf,  so  sol  der  rihter  da 
frr  komm,  (ds  c  //iV  ro;*  gesprochen  i.^f ;  und  ist  daz  er  die  hurg 
oder  die  veKte  geuinnet,  er  sol  die  hurg  rf  die  erde  brechen  u.  s.  %v. 

c.  Vnde  i'.it  daz  man  ein  hus  schuldeget,  da  st  rorp 
rf  gefuret,  rnd  die  daz  getan  haben,  die  riten  ab  der  bürg,  teil 
der  hurg  herre  dezJougenen  so  sol  er  seilte  dritte  zen  heil  ig  e  n 
sirereUj  daz  ez  nrt  ensi. 

Die  denselben  Gegenstand  behandelnde  nächstverwandte  Be- 
stimmung des  österreichischen  Landesrechtes  Art.  67  ($  86)  ist  ans 
Gründen,  welche  sich  bei  der  näheren  Erörterung  derselben  an 
späterer  Stelle  unten  S.  132  rt.)  ergeben  werden,  hier  ausser  Betracht 
zu  lassen. 

')  Vgl.  auch  schon  Landfriede  K.  Friedrichs  I.  a.  1152 
c.  7:  Si  inde.r  clamore  popnli  aliquent  pacis  riolafcrrcm  ad  castrum 
alicuins  domini  secutus  fuerit,  dominus,  cuius  castrum  idem  esse  dig- 
noscitur,  ad  faciendam  iustidam  illum  producat.  Quodsi  de  sna 
fuerit  diffisus  innocentia  et  ante  conspectum  iudicis  venire  formida- 
verit,  si  mansionem  in  Castro  habet,  dominus  eins  omnia  mobilia  sua 
suh  sacramcnto  ituiici  repraesentet  et  eum  de  cetero  in  domo  sua  tan- 
qttam  proscriptum  non  recipiat.  Si  vero  mansionent  in  Castro  non 
habiwrit,  dominus  eius  secure  eum  adducere  faciat.  Et  postmodum 
iudex  cum  populo  eum  tanquam  pacis  iHolatorem  persequi  nftn  de- 
<'.<t>,f.     (M.  G.  Tonst.   1,   196). 
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frieden  den  Geächteten.  Vgl.  a.  1244  c.  40,  a.  1255  c  22 
[art.  30] :  Wer  der  Heimsuchung  überlTihrt  wird,  in  pro- 
scriptione  erit  (er  sol  in  der  aeht  sin).  Si  absolvi  voliierit, 
ilani'pn um  decuplo  restituat^):  und  zahle  dem  Kläger 
Busse  und  dem  Richter  ein  Gewette;   und 

a.  1244  c.  23,  a.  1255  c  24  [art.  13]  :  Itetn  si  quis 
fuerit  proscriptus  et  infra  XIIII  dies  non  fuerit  absolutus^ 
preco  ipsum  in  foro  et  in  foribus  ecclesie  sub  testinionio 
denunciet,  et  cuncte  eius   prossessiones    comburant  u  r  ^). 

Aber  es  kann  doch  andererseits  auch  wieder  kein 
Zweifel  sein,  dass  es  sich  in  der  fraglichen  Bestimmung 
ebensowenig  um  eine  Aecht ung  handelt.  Nicht  blos, 
dass  dieser  Annahme  die  üebersetzung  im  deutschen  Land- 
frieden a.  1255  ebenfalls  nicht  entspricht,  und  daher  die 
oben  für  unsere  Auff'assung  von  vornherein  geltend  ge- 
machten Gründe  gegen  jene  mit  vollem  Gewicht  in  die 
Wagschale  fallen  würden:  die  Aechtung  einer  Burg  — 
und  darum  würde  es  sich  hier  handeln,  nicht  um  die 
Aechtung  einer  Person  —  wegen  Raubes,  sei  es,  dass 
eine  bestimmte  Person  desselben  beschuldigt,  sei  es,  dass 
nur  allgemein  Verübung  durch  Burgleute  behauptet  wor- 
den war,  erfolgte,  wie  die  angeführten  Stellen  der  Spiegel 
deutlich  zeigen,  eben  umgekehrt  erst  dann,  wenn  die 
Herausgabe  des  Beklagten  hartnäckig  verweigert  wurde, 
bezw.  die  Verantwortung  seitens  des  Burgherrn  unter- 
blieb. Sie  traf  dann  zugleich  diesen  und  alle  Einwohner 
der  Burg. 

Jene  Rechtsfolgen  sind,  wie  ich  glaube,  nur  zu  be- 
greifen und  zu  begründen,  wenn  wir  für  die  ,, publica  de- 
nunciatio--  die  Bedeutung  der  Schädlichkündigung  anneh- 
men. Man  käme  dann  eben  zu  dem  Ergebnis,  dass  die- 
selbe, wenn  sie  eine  Burg  oder  ein  Haus  traf,  nach  baie- 


»)  Qu.  u.  Erört.  5,  84  und   145;  Rockinger,  Denkm.  41. 
2)  Qu.  u.  Erört.  5,  82  und   145:  Rockinger,  Denkm.  41, 


—     80     — 

rischem  Landfriedeusrecht  schon  damals  wesentlich 
nur  absolute  Wirkuij<ren  hervorbrachte,  wie  das 
nachweislich  später,  bezw.  anderwärts,  prinzipiell  auch 
gegenüber  Personen  der  Fall  war. 

Und  diese  Modifikation  gegenüber  der  Schädlichkündi- 
gung von  Personen  Hesse  sich  auch  vom  Standpunkt  des 
baierischen  Kechts  aus  nach  der  Natur  der  Dinge  sehr  wol 
verstehen.  Die  Sicherheit  des  Schlusses  aus  der 
notorischen  Schädlichkeit  des  Hauses  auf  die 
Wahrheit  der  konkreten  Klagebeschädigung 
wurde  ja  regelmässig  erhöht  durch  die  örtliche  Nähe  des 
Schauplatzes  der  betreffenden  That  Sie  wurde  dadurch 
eine  viel  grössere  als  bei  dem  allgemeinen  Schluss  aus  der 
notorischen  Schädlichkeit  eines  Menschen  auf  seine  Ur- 
heberschaft an  einem  bestimmten  Verbrechen. 

Es  Hesse    sich    also  etwa    folgende  Rechtslage    in 
dieser  Frage  aus  den  vorliegenden  Zeugnissen  entnehmen : 
Wenn  Jemand  in  Betreff  einer  erlittenen  Beraubung 
anzunehmen  Grund  hatte,  dass  dieselbe  von  einer  benach- 
barten Burg  ausgegangen  war,  bezw.  von  einem  der  inner- 
halb ihrer  Ringmauern  gelegenen  Häuser,  in  welchen  die 
Burgmannschaft,    die  einzelnen    zur  Besatzung  gehörigen 
Familien  der  Ritterschaft  des  Burgherrn,  ihre  Wohnungen 
hatten,    so  konnte    er  seine  entsprechende  Beschuldigung 
vor  Gericht  durch  die  Behauptung  stützen,    dass  das  be^ 
treffende  Haus  notorisch  ein  schädliches  sei.  Wurde  dann 
dieser  Ruf  des  Hauses    durch    übereinstimmende  Zeugen- 
aussagen erwiesen,  so  erfolgte  eine  entsprechende  gericht- 
liche   Konstatirung,    ilie    öffentliche    Schädlichkündigung 
des  Hauses. 

Dabei  sollten  zugleich  nach  Vorschrift  jenes  c.  11 
(c.  13)  die  Behauptungen  des  Klägers  bezüglich  der  Per- 
son des  Thäters  oder  falls  er  eine  solche  nicht  zu  bezeich- 
nen vermocht  hatte,  bezügHch  der  Umstände  der  That, 
ausdrücklich    verlautbart    werden.      Diese    Kundmachuno^ 
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hatte  aber  nicht  etwa  die  Bedeutung  einer  Vorladung  des 
Beschuldigten  oder  des  Burgherrn  zur  Verhandlung  der 
Sache.  Es  kam  in  diesem  Falle  zu  einer  solchen  offen- 
bar überhaupt  nicht  mehr.  Der  Schädlichkündigung  eines 
Hauses  gegenüber  entfiel  die  ^löglichkeit  eines  Unschulds- 
beweises  durch  ein  Reinigungsverfahren.  Sie  begründete 
Avenigstens  in  Bezug  auf  den  objektiven  That  be- 
stand nicht  blos  einen  Verdacht,  d.  h.  es  galt 
als  prozessualisch  feststehend,  dass  das  betreffende 
Verbrechen  von  diesem  Hause  aus  verübt  worden  war, 
und  sohin  der  Burgherr  als  prinzipiell  verpflichtet,  für 
Entschädigung  und  Busse  aufzukommen.  Von  dieser  un- 
bedingten Haftpflicht  konnte  er  sich  jedoch  befreien  durch 
Auslieferung  des  Schuldigen.  Jene  Verlautbarung,  quh 
fecerit  vel  quomodo  factum  ^U ,  hatte  wol  speziell  den 
Zweck,  den  Burgherrn  auf  den  Thäter  hinzuweisen,  ihm 
die  Ermittlung  desselben  zu  erleichtern.  Die  Auslieferung 
durch  den  Burgherrn  erschien  sodann  wie  eine  Bestäti- 
gung des  in  subjektiver  Richtung  bestehenden  Ver- 
dachts der  Schuld  des  Ausgelieferten.  Sie  erfolgte  nicht 
zur  Rechtfertigung,  sondern  ad  pHniendiini.  Wenn  der 
Burgherr  a])er  ausser  Lande,  es  also  nicht  mögiicli  war, 
von  ihm  bezw.  durch  seine  Vermittlung  Genucrthuung 
oder  die  Person  des  Schuldigen  zu  erlangen ,  so  wurde 
gegen  das  schädliche  Haus  ohne  Weiteres  exekutivisch 
vorgegangen,  es  wurde  aus  der  Burg  geworfen  und  ver- 
brannt. 

Im  Verhältnis  zu  den  Bestimmungen  des  c.  11  (13) 
enthält  sodann  c.  14  (16)  (oben  S.  40)  weder  eine  ein- 
fache Wiederholung  noch  einen  Widerspruch.  Es  er- 
scheint vielmehr  als  eine  Zusatzbestimmung  in  Be- 
treff des  Falles,  dass  das  Schädlichkündigungsverfahren 
nicht  gegen  ein  .,castrum"'  oder  eine  „domus  in  Castro'', 
sondern  gegen  ein  Haus  ,,in  foro  vel  in  villa'*  gerichtet 
war.     Diesfalls  erschien  eine  besondere  Normirung 

Z  a  1 1  i  n  g  f  r  ,  Landschädlifho  Leute.  6 
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angemessen  bezw.  notwendig  speziell  für  das  Exeku- 
tionsverfahren, und  zwar  mit  Rücksicht  auf  den 
Umstand,  dass  derartige  Objekte  einerseits  nicht  wie  die 
hölzernen  Wohnhäuser  der  Burgleute  zur  Verbrennung 
ejicirt  werden  konnten,  andererseits  aber  einen  selbstän- 
digen und  viel  höheren  Vermögenswert  besasseu.  Bei 
ihrer  Verbrennung  musste  daher  die  Rücksichtnahme  auf 
Verhütung  eines  Feuerschadens  in  der  Nachbarschaft 
geboten  erscheinen;  zugleich  aber  konnte  eventuell  auch 
eine  Exekution  im  Wege  des  gerichtlichen  Verkaufs  vor- 
gesehen werden. 

Bezüglich  der  Auslegung  dieser  Stelle  könnte  nur 
der  eine  Zweifel  bestehen,  ob  für  das  „exuri  debent"  im 
Sinne  der  Vorschrift  von  c.  U  (13)  als  stillschweigende 
Voraussetzung  die  Verhinderung  des  Hausherrn,  in  der 
Sache  zu  interveniren,  und  dadurch  das  Haus  vor  der 
Zerstörung  zu  retten,  angenommen  werden  muss,  so  dass 
also  etwa  zu  übersetzen  wäre :  „falls  es  zur  Verbrennung 
kommt,  so  soll  u.  s.  w/'  —  oder  ob  jene  Worte  dahin  zu 
verstehen  sind,  dass  die  Schädlichkündiguug  eines  Hauses 
„in  foro  vel  in  villa''  unter  allen  Umständen  unmittelbar 
jene  exekutivische  Massregel  nach  sich  ziehen  sollte. 


Annahme  zu  entscheiden  hat.  Abgesehen  davon,  dass  der 
Wortlaut  dafür  spricht,  lassen  sich  auch  sachliche  Er- 
wägungen für  dieselbe  geltend  machen.  Es  erscheint  dem 
Grundgedanken  des  Schädlichkündigungsverfahrens  gegen 
Burgen  und  Häuser  völlig  entsprechend,  dass  die  Wir- 
kungen desselben  direkt  und  unmittelbar  das  Objekt 
trafen,  gegen  welches  die  Beschuldigung  und  der  Beweis 
gerichtet  war,  dass  das  Haus  selbst,  welches  durch  den 
Schutz,  den  es  gemeinschädlichen  Leuten  gewährte,  Land 
und  Leuten  gefährlich  war,  auf  irgend  eine  Weise  un- 
schädlich gemacht  wurde. 


} 
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Ich  glaube  nun,    dass  man  sich  wol   für  die  letztere  ;         ]         \^ 
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Mittelbar  sollten  dadurch  allerdings  die  Einwohner 
des  Hauses  getroöen  werden ,  und  wurde  thatsächlich 
insbesondere  der  Herr ,  der  Eigentümer  desselben  ge- 
troffen. Ging  nun  das  Verfahren  gegen  eine  „domus 
in  Castro"  d.  h.  in  einer  Burg  mit  ausgedehnten  An- 
lagen und  zahlreicher  ritterlicher  Besatzung,  so  mochte 
es  sich  vom  Standpunkte  der  Zweckmässigkeit  wie  der 
Billigkeit  aus  empfehlen,  in  erster  Linie  noch  eine  Inter- 
vention des  Burgherrn  eintreten  zu  lassen.  Vor  Allem 
eröffnete  sich  damit  der  in  solchen  Fällen  regelmässig 
einzig  mögliche  Weg,  eine  Entschädigung  und  Genug- 
thuung  für  den  Verletzten  zu  erreichen.  Ueberdies  konnte 
doch  vielleicht  manchmal  angenommen  werden,  dass  die 
Burgleute  ihre  schädlichen  Unternehmungen  auf  eigene 
Faust  betrieben,  ohne  Vorwissen  des  Herrn  oder  doch 
nicht  in  förmlichem  Einverständnis  mit  demselben. 

Diese  Rücksichten  entfielen  aber .  und  die  prinzi- 
piellen Folgen  der  Schädlichsprechuug  eines  Hauses 
konnten  rein  zur  Geltung  kommen,  wenn  es  sich  han- 
delte um  Häuser  „in  foro  vel  in  villa",  —  wobei  zum 
Teil  wol  auch  an  feste  Häuser  d.  h.  ritterliche  Sitze 
zu  denken  sein  wird.  —  also  um  selbständige  Gebäude 
mit  beschränkter  Einwohnerzahl.  Konnte  da  einerseits 
vielfach  auch  die  materielle  Befriedigung  des  Klägers  un- 
mittelbar durch  die  Exekution  gegen  das  Haus  gewonnen 
werden,  so  war  in  solchen  Fällen  andererseits  wol  zu- 
gleich unter  allen  Umständen  vorauszusetzen,  dass  der 
Herr  des  Hauses  bei  den  schädlichen  Thaten,  deren  Aus- 
gangspunkt und  Schauplatz  dasselbe  war,  selbst  irgendwie 
die  Hand  im  Spiele  hatte,  wenn  er  auch  vielleicht  nicht  in 
solclier  Weise  persönlich  hervortrat,  dass  man  ihn  selbst 
hätte  in  Anspruch  nehmen  bezw.  das  Schädlichkündigungs- 
verfahren  direkt  gegen  ihn  hätte  richten  können. 

Besondere  Beachtung  verdient  endlich  in  der  frag- 
lichen Stelle  noch  der  Ausdruck :  ,/iuerelantibus^  (den  chla- 
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(/ern''),  wUhreud  in  c.   11   (13)    nur  von  der  „denunciatio 
snper  aliqua    rapiua"    und  von  dem  Ersatz    der    einen 
Beschädigung    die  Rede    ist.     Es    konnte    also  auch    eine 
Mehrzahl    von    Klägern  beim  Schädlichkündiguugs- 
verfahren    gegen    ein    Haus    betheiligt    sein,    wie    das    ja 
durchaus  unseren  Voraussetzungen  betreffs  der  Bedeutung 
desselben    entspricht.     Es    lag    in    der  Xatur    der    Sache, 
dass,    weun    resp.    ehe    es    zu   einem    solchen    Verfahren 
kam,  schoji  eine  ganze  Reihe  von  ungesühuteu  Schaden- 
stiftungen vorlag,    also    eine  Mehrzahl    von  Beschädigten 
mit  Ersatzansprüchen  vorhanden  war.     Ein  unmittelbares 
Auftreten  derselben  als  Kläger  konnte  dann  entweder  in 
der  Weise  erfolgen,  dass,  wenn  die  Plage  der  Räubereien 
unerträglich    wurde,    Fall    auf  Fall    sich    häufte,    die  Be- 
troffenen sich  zu  einer  gemeinschaftlichen  Einleitung  des 
Schädlichkündigungsverfahrens    entschlossen,    oder    dass, 
wenn    einmal    ein    Kläger    vorausgegangen    war,    andere 
A'erletzte  sich  dann  nachträglich  auch  dem  Verfahren  an- 
schlössen. 


/ 
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IV.  Die  Landfrage. 

Die  besprochenen  Quellen  zeigten  uns,  wenn  anders 
unsere  Deutung  derselben  zutrifft,  das  besondere  Ver- 
fahren gegen  die  landschädlichen  Leute  als  ein  Mittel  der 
privaten  Rechts-  bezw.  Strafverfolgung,  insofern  sich  er- 
gab, dass  dasselbe  im  einzelnen  Falle  über  Initiative  eines 
Verletzten  im  Wege  gewöhnlicher  Klageerhebung  zur  An- 
wendung gelangte.  Durch  eine  weitere  Gruppe  zum 
Teil  fast  gleichzeitiger,  zum  Teil  etwas  jün- 
gerer Zeugnisse  wird  nun  andererseits  erwiesen,  dass 
ein  dem  Grundgedanken  nach  gleich  artiges  Verfahren 
daneben  auch  von  Amtswegen  stattfand,  eingeleitet 
durch  dasMittel  der  richterlichen  Inq  uisition 
und  der  allgemeinen  Rügepflicht.  Dasselbe  re- 
präsentirt  jedoch  gegenüber  jenem  Schädlichkündigungs- 
verfahren  immerhin  ]>ereits  ein  sachlich  fortgeschrittenes 
Stadium  in  der  Entwicklungsgeschichte  der  ganzen  Insti- 
tution, so  dass  sich  auch  von  diesem  Gesichtspunkt  aus 
eine  abgesonderte  Behandlung  des  darauf  bezüglichen 
Quellenkreises  rechtfertigt. 

Die  wichtigsten  dieser  Zeugnisse  finden  sich  in  öster- 
reichischen Quellen  des  13. — 15.  Jahrhunderts.  An  die 
Spitze  ist  zu  stellen  eine  Vorschrift  des  österreichischen 
Landfriedens   König   Otakars  a.    1251,  welche  die 
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wesentlichen  ^lomente  des  fratrlichen  Verfahrens  in  schlacr- 
wortartiger  Kürze  zusammenfasst : 

Die  lantrihter  suln  v r ag  habe n  s c hedelicher 
leüte  und  sirer  ubersagt  wirf,  über  den  sol  man 
rillten  ah  re/it  i4  ''). 

Dazu  bilden  gewisserraassen  einen  Kommentar  eine 
Anzahl  von  Bestimmungen  in  den  beiden  Denkmälern  des 
östereichischen  Landes  rechts-),  betreffend  die  Ab- 
haltung dieser  ^Frage**  nach  schädlichen  Leuten 
und  das  bezügliche  Verfahren. 

Art.  15  (§  69)-^).  Es  sol  der  lanndes  herre 
dhain  frag  haben^  irann  das  ist  nicht  recht.  Irre 
iemant  ichtj  der  sol  das  clagen  in  offner  schrann  mit  vor- 
sprechen, und  sol  man  denn  das  richten  als  recht  ist  und 
nach  des  lanndes  geironhait.  Er  mag  aber  tcol  nach  rat 
der  herren  in  dem  lannde  ain  frag  haben  auf 
schedel  ich  l  eut ,  davon  da  s  lannd  gerain  igt  icerd. 
Wenn  man  des  ze  rat  wirt,  so  sol  auch  die  frag  sein 
aber  sechs  wochen  und  nicht  darhinder,  und  sol  man  auch 
die  künden  in  den  lanndgerichten,  vor  den  pharren  und 
auf  den  merkten,  also  daz  alles  das  darköm,  das  aigen 
rukche  hab,  und  wer  darüber  nicht  darkümpt,  den  sol 
man  ilafür  haben,  daz  er  das  gericht  flieche  und  nicht 
für  recht  getürre,  man  bered  in  dann,  daz  in  eehafft 
not  irre. 


•    Archiv  f.  Kunde  österr.  Geschichtsquellen  1,  60. 

"  Ich  mnss  ilie  Frage  nach  der  Entstehungszeit  derselben, 
und  zwar  auch  des  älteren,  der  sogenannten  Rechtsaufzeichnung, 
zur  Zeit  immer  noch  als  eine  offene  ansehen  und  beabsichtige  an 
anderem  Orte  meine  Ansicht  darüber,  insbesondere  die  Gründe  dar- 
zulegen, aus  welchen  ich  auch  schon  bezüglich  der  letzteren  die 
Beweistühruug  Siegel"  s  für  das  Jahr  1237  (Sitzber.  d.  Wiener  k. 
Akad.  XXX\  ,  109  ff.  u.  LV.  5  Ö".)  nicht  als  zwingend  anerkennen 
kann. 

')  Die  Zitate  nach  der  Ausgabe  von  Hasenöhrl,  Oesterrei- 
chisches  Landesrecht  S.  236  ff. 


/ 
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Art.  16  (§  70).  Es  sol  auch  niemant  gen  dem  an- 
dern sagen^  er  swer  ee  ainen  aid  und  sag  denn  bei 
dem  aid.,  daz  im  kund  und  gewissen  sei,  und  sol 
auch  niemant  gen  dem  andern  sagen,  er  sei  sein  haus- 
genoss  oder  sein  übergenoss  und  sol  die  sag  offenbar 
geschehen. 

Art.  17  (§  71).  Es  sol  auch  die  frag  über  niemant 
geschehen  nur  auf  strasraub  und  auf  mort  und  auf  diep 
und  auf  die  ding,  das  pös  ding  haissent  und  die  auf 
laugen  steent.  Was  aber  der  man  offenleich  tut  und  des 
an  laugen  steet^  das  sol  man  in  der  schrann  richten  nach 
gewonhait  des  lanndes  als  recht  ist, 

Art.  8  (§  7).  Wer  ain  strasraub,  oder  ain  mort, 
oder  ein  diep  gepüzzet  vor  gericht,  oder  da  ainer  mit 
siben  wirt  üb  er  sagt,  wen  man  des  mit  zw  ain  unver- 
sprochen  mannen  überczeugen  mag,  da  sol  man  über  richten 
nach  lanndes  gewonhait. 

Art.  67.  —  Ist  aber  daz  das  haus  (eine  schädliche 
Burg)  wirt  über  sag  et  mit  siben,  so  sol  man  über 
es  richten  mit  fewr  und  mit  preclwn,  also  daz  ain  stain 
bei  dem  andern  nicht  enlige  und  sol  im  der  lanndes  herre 
das  haus  nimmer  mer  erlauben  ze  pairoi,  es  geschech  denn 
nach  der  lanndherren  rat,  also  daz  dem  land  fürbas  dhain 
schad  davon  geschech.  Ist,  daz  der  lanndes  herre  nicht  über 
das  haus  rieht  durch  des  herren  lieb  des  das  haus  ist,  so 
mag  ein  iegleich  man  seinen  schaden  wol  beweren,  der  im 
in  dem  haus  geschieht,  mit  zwain  unversprochen  mannen, 
daz  das  haus  fürbas  niemant  bereden  mag.  Ist,  daz  dem 
haus  dhain  haimsüchen  geschickt,  des  enaol  niemant  ent- 
gelten gen  dem  gericht  und  gen  dem  herren,  des  das  haus 
ist,  wann  es  übe  r sagt  ist  und  sein  recht  benomen  ist. 

§  57.  Wir  seczen  vml  gepieten:  Wer  ain  Achter 
wissennlich  oder  ain  ibersaiten  man  behaltet,  des  haus 
sol  der  lant-Richter  vnd  der  marschalich  gar  verprenen. 
Beczalt  (!)  er  In  vnwissund  so  gehört  sein  beredung  darüber. 
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§  62.  Wir  ir eilen  iiid  verpkten,  das  niemand  ainen 
rbersaite?i  man  behalt ;  wer  es  darüber  tut  den  sol  man 
haben  an  Jens  stat  der  da  ihersait  ist. 

Das  Fortleben  und  die  Fortbildung  der  fraglichen 
Einrichtung  in  Oesterreich  erweist  sodann  folgende  Stelle 
der  Continuatio  Zvvetl.  III.: 

A.  I).  \?)12  —  dux  Äustrie  Fridericus  ex  in- 
sfinctu  baronum  terram  rolens  mundare  a 
furibus  et  spoliatorihus  (vgl,  Oesterr.  Landesrecht 
Art.  15),  quibus  habundabat,  dominum  Dietricum  Pilichtar- 
farium  ,  tunc  sue  curie  marschalcum ,  sua  auctoritate 
misit  huiusremodi  malefactores  inquirendos  et 
auferendos  a  terra;  quod  etiam  i^ro  posse  suo  adim- 
plevit.  Kam  perludrans  totam  terram,  qiii  sihi  occtilte 
a  nobilibus,  vel  a  civibus,  vel  rillanis,  jura- 
mento  pri us prestito  concorditer  accusabantur, 
hos  deroll atione  vel  siispendio  vel  alia  morte  peremit.  Ce- 
feros  autem,  quos  commode  invadere  non  audebat,  intitii- 
laios  di/ci  detulit  puniendos.  Tale  iudicium  voca- 
batu r  i  n  q  u  i s i t i o  i). 

Diese  Nachricht  stellt  weiter  zugleich  die  Verbindung 
her  zwischen  den  Vorschriften  des  österr.  Landr.  und 
nachsteheudeu  jüngeren  Zeugnissen  in  den  Annales 
Austriae : 

Continuatio  Claustroneoburg.  V.  ad  a.  1390:  Fiiit  in 
Ausfria  un um  g e r  a  m  e n ,  hoc  est  co n s  i lium  secret  u m , 
ita  quod  convocaverunt  nobiles  et  villanos  superio- 
res  ad  unum  locum,  et  in  illo  loro  oportebant  eos 
iurare  ad  sancta  sanctorum,  quod  quilibet  eorum  vellet 
dicere  meram  veritatem  super  quo  interrogaretur :  utrum 
nobiiem  vel  laicum  aiit  aJiquem  alium  sciret^  qui  esset 
spoliatur  aut  für  et  inutilis  hominibus ,  ut  nar- 
raret  ipsis  ad  exst irpandum  tales  malos  homines; 


/ 
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et  quilibet  fuit  seorsum  interrogatus  ad  iuramentum  suum, 
et  tunc  quamplures  fuerunt  interfecti,  nobiles  et 
laici  1). 

Anu.  Mellicens.  ad  a.  1402:  Hoc  eciam  anno  was  das 
gerewen  in  Austria,  et  qiiedam  castra  depopulata 
sunt  et  destructa'^).  Vgl.  auch  Kalendarium  Zwetl.  ad 
a.  1402:  —  et  greyn  .  ,  .  tota  Austria  quod  debuit  fie  .  .  . 
per  integnm  annum  in  pascha  d  .  .  .  cepia  .  .  .  durante 
rix  0  mensibus  ^). 

Kalend.  Zwetl.  ad  a.  1403:  Eodem  anno  facta  est 
susurracio,  id  est  gerewn,  in  Austria,  ubi  multi 
nobiles  et  ignobiles  suspensi  et  decolati  sunt 
et  multa  castra  destructa  sunt^). 

An  dieses  Material  reihen  sich  dann  noch: 
einerseits  die  Nachricht  in  der  Urkunde  K.  Ru- 
dolfs I.  a.  1279  für  das  Herzogthum  Kärnten,  worin 
er  nach  Berathung  mit  den  Landesniinisterialen 
de  statu  terre  —  collapso  deformiter  refor- 
mando,  ad  abolendas  quasdam  consuetudines  iuri  et  rationi 
contrarias,  in  magnum  ipsius  terre  dispendium  hactenus 
observatas ,  anordnet:  quod  super  culpis ,  excessibus  et 
foref actis  quibuslibet,  qui  in  prefata  terra  in  communis 
pacis  excidiuin  et  rei  publice  detrimentum  non  modi- 
cum  hactenus  emerserunt  aut  etiam  in  futurum  emerserint, 
corrigendis,  per  inquisitionem  vulgarem,  que  vul- 
gariter  gewizzende  dicitur,  erit  semper  inantea 
contra  pacis  et  patrie  turbatores  quoslibet  proce- 
dendum,  non  obstante  qualibet  consuetudine  per  Juris  ab- 
usum  ibidem  in  contrarium  hactenus  observafa  ■') ; 


')  M.  G.  SS.  9,  664. 


»)  M.  G.  LL.  9,  736. 
2)  Das.  515. 

•■')  Das.  9,  696;  siehe  auch  unten  S.   128,  129. 
^)  Das.  696,  vgl.  auch  das.  ad  a.  1402. 
*)  Hormajr,  Archiv  f.  Geschichte,  Statistik  u.  s.  w.    a.  1828 
S.  783. 
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und  andererseits  folgende  Bestimmungen  des  jün- 
geren baierisehen  Landfriedensrechts: 

Tädigung  zwischen  den  Herzogen  Ludwig  und  Otto 
von  Baiern  a.  1293  c.  14:  Man  sol  auch  ein  stille  vrag 
haben,  ieder  herre  in  ainem  lande,  als  im  aller  best 
fu(j,  biz  sand  Gallentaff  der  nv  naehst  chvmt  ^) ; 

und  baierischer  Landfriede  a.  1300  c.  14:  Wir  st'dn 
auch  ein  stille  frag  haben  umb  die  schedlichen 
laevt  in  vnserm  land  mit  iniserm  vitztvm  vnd  mit 
vtiserm  rat^  die  wir  darzü  schaffen  -) 

Von  diesen  Stellen  haben  nun  namentlich  diejenigen 
des  österreichischen  Landesrechts  schon  bisher  die  Auf- 
merksamkeit der  Forscher,  welche  sich  mit  diesen  Denk- 
mälern beschäftigt  haben  ■^),  auf  sich  gezogen.  Sie  sind 
aber,  wie  ich  glaube,  noch  nicht  richtig  verstanden,  nicht 
in  ihrer  wahren  und  eigentlichen  Bedeutung  erfasst 
worden. 

Wir  werden  in  Folgendem  den  Nachweis  zu  führen 
haben,  dass  das  Verfahren,  auf  welches  sich  alle 
jene  Zeugnisse  beziehen,  ebenso  wie  dasjenige, 
dessen  Spur  wir  im  Reichslandfrieden  von  1235  aufge- 
deckt uud  dann  in  der  älteren  baierisehen  Provinzial- 
landfriedensgesetzgebung  weiter  verfolgt  haben,  als  ein 
spezifisches  Kampfmittel  gegen  das  Gewohn- 
heitsverbrechertum, insbesondere  die  Raubritter- 
schaft, sich  darstellt^). 


»)  Qu.  u.  Frört,  b',  29;  Rockinger  Denkm.  S.  65  (art.  ]6  §  6). 

2)  Das.  6,  113;  Rockinger,  Denkm.  S.  65  (art.  12  §  3. 

'')  Vgl.  insbes.  Hasenöhrl,  Oesterr.  Landesrecht  S.  208  ff. ; 
Siegel,  Die  rechtliche  Stellung  der  Dienstmannen  in  Oesterreich 
Sitz.-Ber.  d.  Wiener  kais.  Akademie  d.  Wissensch.,  philos.  hist.  Cl. 
CCIl  (1883)  S.  263,  264  und  Luschin  von  Ebengreuth,  Ge- 
schichte des  älteren  Gerichtswesens  in  Oesterreich,  S.  170,  267. 

*)  Vgl.  A.  Huber,  Oesterreichische  l^eichsgesch.  S.  31  und 
Werunsky,  OesteiT.  Reichs-  und  Rechtsgesch.  S.  57,  59. 
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Dass  eben  dieser  Begriff  der  schädlichen  Leute 
in  den  vorangeführten  Stellen  ausnahmslos  vorliegt,  lässt 
sich  wol  ohne  Schwierigkeit  überzeugend  darthun. 

Für  das  österreichische  Landrecht  wird  diese 
Bedeutung  schon  durch  Art.  15  völlig  evident.  Wenn 
da  das  in  Rede  stehende  Mittel  der  Strafverfolgung 
—  denn  dass  dis  Abhaltung  jener  „Frage"  hier  nur  als 
ein  solches  in  Betracht  gezogen  ist,  steht  wol  von  vorn- 
herein ausser  Zweifel;  es  ergibt  sich  vor  Allem  schon 
aus  dem  Umstand,  dass  das  österreichische  Landrecht  im 
ganzen  ersten  Theil  bis  Art.  18  wesentlich  nur  Kriminal- 
recht enthält  —  als  im  Allgemeinen  ausgeschlossen  und 
speziell  nur  gegen  die  „schädlichen  Leute"  zulässig  er- 
klärt wird,  „damit  das  Land  davon  gereiniget  werde",  so 
ist  ja  selbstverständlich,  dass  unter  diesen  Letzteren  nicht 
wol  alle  Verbrecher ,  die  Verbrecher  schlechthin ,  ver- 
standen werden  können,  sondern  nur  eine  bestimmte 
Kategorie  derselben,  deren  besondere  Gefährlichkeit  eine 
Bekämpfung  mit  ausserordentlichen  Massregeln  erforderte 
oder  rechtfertigte.  Und  es  kann  dann  ebenfalls  von  vorn- 
herein kaum  fraglich  erscheinen,  dass  dabei  eben  an  jene 
Kategorie  berufsmässiger  Landfriedensbrecher  zu  denken 
ist,  welche  auch  sonst  insbesondere  mit  diesem  Namen 
bezeichnet  werden. 

Diese  Annahme  wird  überdies  auch  direkt  bestätigt: 
einerseits  durch  Landr.  Art.  17  ,  indem  da  unter  den 
Uebelthaten,  auf  welche  „die  Frage"  geschehen  sollte, 
also  mit  Rücksicht  auf  Art.  15  wohl  denjenigen,  welche 
von  den  „schädlichen  Leuten"  hauptsächlich  begangen 
zu  werden  pflegten ,  an  erster  Stelle  der  Strassenraub 
namentlich  herausgehoben  erscheint,  eben  jenes  Ver- 
brechen, welches  für  die  gewohnheitsmässige  Landfriedens- 
störung seitens  der  Ritterschaft  insbesondere  charakte- 
ristisch war;  —  andererseits  durch  jene  Nachricht  der 
Zwetler  Annalen  v.  J.   1312,    worin  ausdrücklich    speziell 
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die  « fures  et  spoliatores  (quibns  habundabat) "  als  diejeni- 
gen „malefactores"  genannt  werden,  von  denen  durch  die 
Abhaltung  der  ,, Frage",  (inquisitio)  „das  Land  gereiniget 
werden  sollte'^ 

Dass  dann  weiter  in  dem  Landfrieden  Otakars 
der  Begriff  der  schädlichen  Leute  genau  derselbe  ist,  wie 
in  Art.  15  des  Landesrechts,  tritt  auf  den  ersten  Blick 
deutlich  hervor. 

Was  ferner  die  schädlichen  Leute  in  den  Stellen  der 
baier i sehen  Landfrieden  von  1293  u.  1300  betrifft, 
so  kauu  wol  auch  hier  bei  einem  Vergleich  mit  jenen 
österreichischen  Zeugnissen,  sowie  im  Hinblick  auf  den 
in  den  älteren  Urkunden  des  baierischen  Landfriedens- 
rechts erwiesenen  Sprachgebrauch  über  die  Bedeutung 
dieses  Ausdrucks  kein  Zweifel  bleiben. 

Auch  die  Erwähnung  des  St.  Gallentages  als  Termin 
für  die  Abhaltung  der  „Frage"  in  der  Tädigung  v.  1293, 
welche  sofort  die  Erinnerung  an  die  St.  Gallenleute  des 
Augsburger  Achtbuches  wachruft,  kann  vielleicht  für  un- 
sere Auffassung  geltend  gemacht  werden ,  und  ebenso 
jedenfalls  der  Zusammenhang  mit  der  vorausgehenden  Be- 
stimmung, wodurch  allen  Herren  verboten  wird,  schäd- 
liche Leute,  welche  ihnen  durch  behördliche  Kundmachungf 
als  solche  bekannt  sind,  länger  als  14  Tage  bei  sich  zu 
behalten  i). 

Endlich  versteht  sich,  wie  ich  glaube,  wol  von 
selbst,  dass  man  auch  in  den  „pacis  et  patrie  turbatores" 
des  Privilegs  für  Kärnten,  insbesondere  jene  be- 
rufsmässigen Landfriedensstörer  aus  den  Reihen  der  Ritter- 
schaft zu  erblicken  hat. 

iVIit  nicht  geringerer  Sicherheit  ergibt  sich  dann  an- 
dererseits aber  auch,  dass  das  fragliche  Offizialverfahren 
gegen    die    schädlichen  Leute    eine  ganz    eigenartige. 


i 


/ 


1 


»)  Vgl.  oben  S.  48. 


von  Hause  aus  für  den    bestimmten  Zweck  be- 
rechnete Einrichtung  war. 

Man  hat  wol  bisher  geglaubt,  ohne  Weiteres  von  der 
Voraussetzung  ausgehen  zu  dürfen  oder  zu  sollen  i),   dass 
darin  eben  nur  das  bekannte   sog.  Rügeverfahren    zu  er- 
blicken sei,  d.  h.  im  Wesentlichen  jene  normale  Gestaltung 
desselben,  in  welcher  es  als  unmittelbare  Fortsetzung  und 
Fortbildung  fränkischer  Einrichtungen-^)  während  des  Mittel- 
alters in  Deutschland  überall  üblich  war  ■^).  Nun  handelt  es 
sich  dabei  ja   allerdings  auch  um  ein  Mittel  des  Offi/ial- 
strafverfahrens,  welches  durch  die  „Frage"  d.  h.  richterliche 
Inquisition  eingeleitet  wurde.    Muss  man  nun  aber  immer- 
hin annehmen,  dass  auch  die  „Frage"  unserer  Quellen  in 
letzter  Linie    aus    der  Wurzel    der    karolingisclien    Rüge- 
gerichte herausgewachsen  ist,  so  erscheint  sie  doch  jeden- 
falls   als    ein  Trieb,    der    in    eigentümlicher   Entwicklung 
zu    voller    Selbständigkeit    gedieh.      In    der    Gestalt,    in 
welcher  wir  das  fragliche  Institut  resp.  Verfahren  in  den 
obigen  Zeugnissen  kennen  lernen,    hatte  es    mit  dem  ge- 
wöhnlichen Rügeverfahren  kaum  mehr   etwas  auderes  als 
eben  die  Form  der  Einleitung  gemein^). 

Die  Angaben  und  Andeutungen,  welche  die  Quellen 
sowohl  in  Bezug  auf  die  Abhaltung,  wie  in  Bezug 
auf  das  Verfahren  selbst,  den  allgemeinen  Charakter, 
den  sachlichen  Zweck    und  die  Gestaltung  desselben  ent- 

M  So  Hasenöhrl  u.  Luschin,  a.  a.  0.;  vgl.  auch  Brun- 
ner, D.  R.  G.  2,  494. 

2)  Vgl.  Brunner,  D.  R.  G.  2,  490. 

■')  Vgl.  darüber  insbes.  Siegel,  Das  pflichtmässige  Rügen 
auf  den  Jahrdingen  und  sein  Verfahren,  Sitz.-Ber.  d.  Wiener  Aka- 
demie d.  Wissensch.  phil.  bist.  Gl.  CXXV  (^1891). 

*)  Ebensowenig  deckt  es  sich  mit  dem  gleichzeitigen,  als 
»stille  Wahrheit*  und  ähnlich  bezeichneten  Verfahren  nach  flan- 
drischem, nordfranzösischem  und  holländischem  l^echt.  Vgl.  ins- 
bes. W  a  r  n  k  ö  n  i  g ,  Flandr.  Rechtsgesch.  3,  332  if.  und  Bennecke, 
Zur  Gesch.  des  deutschen  Strafprozesses  S.  24—26. 


M 
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halten,  ergeben  durchgehends  mit  aller  Bestimmtheit 
einen  prinzipiellen  und  wesentlichen  Gegensatz  zwi- 
schen jenen  ordentlichen  Rügegerichten  und 
der  fraglichen  Einrichtung,  die  wir  insgemein  als  „die 
Land  frage''  bezeichnen  können. 

In  ersterer  Kichtuug  erscheint  für  das  eigentliche 
Kügever fahren  insbesondere  charakteristibch  die  stän- 
dige Verbindung  mit  dem  echten  Dingi);  es 
bildete  überall  eine  spezielle  Angelegenheit  und  zwar  eine 
Hauptangelegenheit  der  jährlichen  Vollversammlungen  der 
einzelnen  Gerichtsgemeinden. 

Nun  scheint  wohl,  was  zunächst  Oesterreich  betrifft, 
in  gewisser  Zeit  hier  auch  die  Frage  nach  schädlichen 
Leuten  auf  den  echten  Dingen  stattgefunden  zu  haben; 
mau  kann  es  wenigstens  für  wahrscheinlich  halten,  dass 
die  „inquisitio  generalis"  der  nachfolgenden  Urkunde  auf 
jene  und  nicht  auf  das  gewöhnliche  Rügeverfahren  zu 
beziehen  ist: 

a.  1251 :  Albero  von  Kuenring  bestimmt  für  das 
Kloster  Zwettl,  iit  nullus  iudicum  in  placito  generali 
quod  uulgo  lantaidinch  dicitur,  audeat  presidere 
sed  nostra  ibi  presentia  dehent  gaudere  et  hoc  tantum  aemel 
in  anno,  uidelicet  quando  necessitas  gener alem  ex- 
egerit  inquisitionein  tarn  a  militibus  quam  a  ceteris 
hominibns  nostris  ^). 

Auf  jeden  Fall  erscheint  aber  auch  für  diese 
Zeit  die  Annahme  ausgeschlossen,  dass  die  Frage 
auf  schädliche  Leute  in  Oesterreich,  wie  sonst 
überall  die  Abhaltung  des  gewöhnlichen  Rügegerichts, 
prinzipiell  zu  den  Angelegenheiten  der  ordentlichen  enge- 
ren Localgerichtsverwaltung  gehörte.  Nach  dem  gleich- 
zeitigen   Landfrieden    Otakars    war     die    Abhaltung    der 


«)  Siegel,  a.  a.  0.  S.  4  ff. 

2)  Fontes   rer.  Austr.  II.  Diplomataria  et  Acta  3,  223  u.  226. 


) 


\ 


V 


1 1 


—     95     — 

ersteren  eine  vorbehaltene  Aufgabe  der  von  ihm 
eingesetzten  oberen  Landrichter,  welche  als  Ver- 
treter des  Königs  einen  Theil  der  bisher  spezifisch  her- 
zoglichen   Gerichtsbarkeit    zu  verwalten  hatten^). 

Nach  den  Vorschriften  des  Laudesrechts  aber  sollte 
die  Frage  auf  schädliche  Leute  zwar  noch  auf  öffentlichen 
Vollversammlungen  der  zum  echten  Ding  pflichtigen  Leute 
stattfinden,  jedoch  prinzipiell  ausserhalb  jeden  Zu- 
sammenhangs mit  diesem;  sie  erscheint  nach  Art.  15 
als  eine  ganz  ausserordentliche  Massregel  ^),  welche  von 
Zeit  zu  Zeit  besonders  beschlossen  und  verkündigt  werden 
musste  und  dann  offenbar  im  ganzen  Lande  gleichzeitig 
durchgeführt  wurde.  Die  bezüglichen  Versammlungen 
waren  also  immer  „gebotene"  uud  nur  ad  hoc  einberu- 
fene, die  Anordnung  erfolgte  persönlich  durch  den  Landes- 
herrn, der  dabei  aber  an  den  „Rath"  der  Landherren  ge- 
bunden sein  sollte,  die  Durchführung,  wenigstens  bereits 
nach  dem  Zeuguiss  v.  J.  1312,  durch  einen  besonderen 
herzoglichen  Spezialcommissär  ^). 

Man  mag  übrigens  wol  dem  bezüglichen  Art.  15 
entnehmen,  dass  in  der  der  Aufzeichnung  des  Landesrechts 
vorausgehenden  Zeit  seitens  des  Landesherrn  von  dieser 
Veranstaltung  als  einem  ausserordentlichen  Kampfmittel 
eine  derart  weitgehende,  eigenmächtige,  vielleicht  auch 
missbräuchliche  Anwendung  gemacht  worden  war,  welche 
den  Widerstand  des  Adels  hervorrief  und  für  die  Zukunft 
ausgeschlossen  werden  sollte  *). 


')  Vgl.  L  n  8  c  h  i  n ,  Gerichtswesen  S.  56,  Hasenohr], 
Oesterr.  Landesrecht  S.  172. 

2)  Vgl.  auch  Luschin  a.  a.  0.  S.   170. 

8)  Vgl.  auch  unten  S.   129. 

*  Als  irrig  erweist  sich  die  Ansicht  von  Luschi  n,  Gerichts- 
wesen S.  145  und  Anm.  258  und  308,  dass  durch  Art.  15  einer 
missbräuchlich  vorgekommenen,  eigenmächtigen  Anordnung  der 
Landfrage  durch   die   Landrichter  entgegengetreten  werden 


—     96 


—     97     — 


In  vollster  Klarheit  tritt  es  weiter  insbesondere  im 
baierischen  Kecht  hervor,  dass  die  (.stille)  Frage  nach 
schädlichen  Leuten  eine  von  dem  ordentlichen  Rügever- 
fiihreu  prinzipiell  unterschiedene  Institution  bildete.  Der- 
selbe Landfriede  von  1300,  welcher  in  dem  oben  ange- 
führten, auf  die  ältere  Tädigung  von  1293  zurückgehen- 
den c.  14  die  Abhaltung  einer  stillen  Frage  umb  sched- 
liche  leide  anordnet,  enthält  zum  Schluss  die  neue  Be- 
stimmung; 

c,  loO.  ]r7r  setzen  auch,  daz  alle  rvgvng  absl, 
dann  rmh  dl  dri  sach,  die  zv  dem  tot  zlehent,  daz  ist 
dirf)  notnvmft  vnd  totsieg.  Doch  srln  alle  die  dir  thaften 
taidinch  svchen  dristvnt  in  dem  iar,  di  si  emahi 
ze  reht  gesrhet  haben  ^). 

Damit  ist  auch  noch  zu  vergleiche u :  K.  Ludwigs 
baier.  Landrecht  Art.  2ß6:  Umb  taeding  vor  dem  puoch. 
Ez  sint  auch  etliche w  taeding,  an  etlicher  stat  in  dem  ge- 
rirht  vor  dem  puoche  gewesen,  daz  alle  laeut  die  in  dem 
(jericht  grsezzen  sint,  mit  g eierten  agden  muozten 
sagen  und  sivern,  ivaz  ainer  von  dem  andern 
gehört  und  geseche  )i  hiet;  die  rü g ang  haben  ivir 
ahg  eno  men ,  trän  da  von  grozzer  Unwille  und  hazz  an- 
der den  laeuten  gewesen  ist  und  habent  auch  grozzen  scha- 
den da  von  genomen^  wann  si  iarlichen  mit  den  richtern 
ah  dingen  muozten,  daz  si  si  dz  swerns  überJniben;  ez 
sol  auch    der   richter   seine w    ehaften    taeding   haben, 


und  diese  als  ein  ausschliesslich  dem  Landesherrn  vorbehaltenes 
Recht  erklärt  werden  sollte.  Die  ganze  Stelle  richtet  ihre  Spitze 
keineswegs  gegen  die  Landrichter,  vielmehr  ausdrücklich  eben 
gegen  den  Landesherrn  selbst;  sie  ist  nicht  von  der 
Tendenz  getragen,  ein  Vorrecht  desselben  zu  wahren,  sondern  will 
umgekehrt  seinen  Rechten  eine  Schranke  setzen.  Vgl.  H  u  b  e  r , 
Oesterr.  Reichsgesch.  S.  3L 

')  Quellen  und  Erört.    6,  125;    Rockinger,    Denkmäler   S.    84 
(art.  82). 


) 


/ 


alz  er  si   vor  gehabt    hat    an  die    rngung,    die  ist  ab- 
genomen  i). 

Diese  Bestimmungen  betreffen  offensichtlich  das  ge- 
wöhnliche Rügeverfahren;  sie  bezeugen,  dass  das- 
selbe in  Baiern  während  des  13.  Jahrh.  allgemein  im  Ge- 
brauch war,  und  zwar,  wie  überall,  auf  den  regelmässigen 
echten  Dingen  der  einzelnen  Gerichtsbezirke  stattfand. 
Ausser  und  neben  demselben  aber  stand  jene  „stille 
Frage",  welche  als  eine  ausserordentliche,  direkt 
vom  Landesherrn  ausgehende  Veranstaltung 
in  grösseren  Fristen  und  wol  auch  grösseren  Bezirken  nach 
Massgabe  der  Verhältnisse  durchgeführt  wurde.  Die  auffal- 
lende Uebereinstimmung  dieser  Züge  mit  den  Grundsätzen 
über  „die  Frage''  auf  schädliche  Leute  nach  dem  österrei- 
chischen Laudesrecht  lässt  dann  aber  wol  keinen  Zweifel 
daran  aufkommen,  dass  das  bezügliche  Institut  seinem  recht- 
lichen Charakter  uud  Wesen  nach  liier  und  dort  sich  deckt. 

Allerdings  war  nacli  Art.  15  des  österreichischen 
Landesrechts  die  Frage  hier  keine  „stille",  sondern 
jedesmal  laut  verkündigt  und  öffentlicli  ^) ;  aber  die  Ent- 
wicklung hat  in  diesem  Punkte  nachweislich  auch  in  Oester- 
reich  sehr  bald  zu  einer  Gestaltung  der  fraglichen  Ein- 
richtung geführt,  die  wol  derjenigen  wesentlich  entsprach, 
welche  diese  in  Baiern  bereits  im  13.  Jahrli.  angenommen 
hatte.  Schon  im  J.  1312  war  in  Oesterreicli  das  Vor- 
gehen bei  der  Landfrage  ein  heimliches,  und  in  späterer 
Zeit  trug  hier  wie  in  Baiern  die  ganze  Einrichtung  ge- 
rade davon  den  Namen:  „das  Geranne  (Geraun)",  „susur- 
ratio",  „consilium  secretum". 

Es  lag  eben  in  der  Natur  der  Dinge,  dass  ein  In- 
quisitions-  res]).  Rügeverfahren,    welches  vorneJimlich  der 

')  Freyberg,  Sammlung  histor.  Schriften  u.  Urkunden,  4,  475. 
Vgl.  V  on  der  Pfordten  in  Zeitschr.  für  Rechtsgesch.  12.  347 
Anm.  4. 

2)  Vgl.  auch  Art.   16:  u.  sol  die  sat/  offenbar  geschehen. 
Z  a  1 1  i  n  g  e  r  ,  Landschädliche  Leute.  7 
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strafrechtlich»'!!  Verfolgung  der  ritterlichen  Landfriedens- 
brecher diente,  früher  oder  später  zu  einem  heimlichen, 
stillen  Gerichte  wurde.  Wie  die  westfälische  Veme.  so 
inusste  auch  in  Süddeutschland  die  Strafjustiz,  welche  ius- 
besondere  gegen  die  landschädlichen  Leute  gerichtet  war, 
in  einer  gewissen  Heimlichkeit  der  Veranstaltung  die 
Voraussetzung  und  Bürgschaft  für  eine  durchgreifende 
Wirksamkeit  suchen.  Eine  solche  war  nur  möglich,  wenn 
die  Schuldigen  regelmässig  vom  Gerichte  überrascht  wer- 
den konnten,  und  andererseits,  wenn  die  Klageerhebung 
bezw.  die  Erfüllung  der  Anzeigepflicht  nicht  durch  die 
Furcht  vor  der  Kache  des  Beschuldigten  erschwert  war. 
Es  musste  also  dafür  gesorgt  werden,  dass  die  Anklagen 
und  die  Ankläger  den  Beschuldigten  nicht  vorzeitig  be- 
kannt wurden. 

Was  sodann  die  von  K.  Rudolf  i.  J.  1279  in  Kärn- 
ten eingeführte  oder  wiedereingeführte  ,,inquisitio  vul- 
garis'' betrift\.  so  leort  .schon  dieser  Ausdruck,  sowie  ein 
allgemeiner  Verg-leich  der  Urkunde  mit  der  Z wettler  Notiz 
v.  J.  1312  über  die  „inquisitio''  in  Oesterreieh  eine  Identi- 
fizirung  dieser  Institution  mit  der  österreichischen  Land- 
frage von  vornherein  jedenfalls  sehr  nahe.  Doch  könnte 
man  vielleicht  finden,  dass  darum  doch  die  Beziehung 
derselben  auf  die  ordentlichen  Rüorecrerichte  nicht  schlecht- 
hin  ausgeschlossen  erscheine,  deren  Bestand  für  Kärnten 
ausdrücklich  durch  die  Landesordnuuo*  Herzog  Albrechts 
V.  J.  1338  bezeugt  ist  ^). 

Die  Entscheidung  bringt  aber  hier  wol  ein  in  der 
Stelle  liegender  Fingerzeig  auf  den  allgemeinen  Cha- 


')  Es  sollen  ouch  dlle  leut  in  meym  lande  ze  Chernden  ze  ge- 
rn a  ine  n  tagen  gen  d r  i stund  in  de  m  i a r  in  allen  onsern  land- 
geHchten  xmd  sagen  bei  dem  at/de,  den  si  da  sirern  muezzen,  oh 
ichf  schedeliches  oder  tnge  rieht  etes  sei  in  detn  lande  und 
ob  icht  sei,  daz  dem  gerichte  ze  pezzern  ist.  (Archiv  für 
vaterl.  Gesch.  3.  Jahrg.  {\8o6)  S.  55). 


/ 
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r akter  des  betreffenden  Verfahrens.  Es  ist  der  als  land- 
läufige Benennung  desselben  angegebene  Ausdruck  ,,ge- 
wizzende".  welcher,  wie  ich  glaube,  darauf  ein  scharf 
charakterisirendes  Licht  wirft. 

Es  mag  da  einerseits  auf  die  Thatstiche  verwiesen 
werden,  dass  nach  einer  jüngeren  Nachricht  in  Tirol  ein 
landesfürstliches  Privileg,  betreffend  das  spezifische  Leu- 
mundsverfahren im  Anklageprozess  gegen  schädliche  Leute  i), 
im  Volksmunde  .,die  Wissent-  genannt  wurde  ^),  ein  Aus- 
druck, der  mit  jenem  „gewizzende"  offenbar  identisch  ist. 

Andererseits  führt  zugleich  eine  Untersuchung  über 
die  sprachliche  und  sachliche  Bedeutung  des 
Wortes  zu  dem  sicheren  Ergebnis,  dass  dasselbe  wol 
unmöglich  jemals  eine  technische  Bezeich- 
nung des  ordentlichen  Rügeverfahr ens  gebildet 
haben  konnte.  Hiebei  sind  in  erster  Linie  noch  folgende 
Parallelstellen  zur  Vergleichung  heranzuziehen: 

Oesterr.  Landr.  Art.  56:  Wer  unberechtigt  Münzen 
prägt,  über  den  soll  mau  richten  als  über  einen  fehcher^ 
den  man  des  mit  der  hannthaft  überkümpt  und  mit  der 
lannd  yeivissen. 

a.  1255  c.  22:  De  heim- 
siicha.  Sii'er  den  andern 
feindlichen  haimsnchet,  wirf 
er  des  überredet  mit  siben 
geziugen  oder  mit  der  ge- 
u-izzen,  er  sol  in  der  aeht 
sin  +). 


Baier.  Landfriede  a.  1244 
c.  40  [art.  30  §  1]:  />e 
haimsüch.  Item  quicunque 
alium  odiose  domi  qnesierit 
et  de  hoc  cum  VII  corn- 
paru  m  suorum  (v et  cu m 
c 0 n seien  ti a)  •^)  conuinci- 
tur,  in  proscripjfione  erit^). 


»)  Vgl.  unten  Abschnitt  V.   (S.   147.) 

^)  Burglechner,  Tiroler  Adler  F.  SO.  (Handschnlt  im  Museum 
Ferdinandeum  zu  Innsbruck.) 

3)  Diese  Worte  .sind  nachträglich  zugefügt. 
")  C^uellen  u.  Erört.  5,  84  u.   144;    Rockinger,  Denkm.  S.  41 

7' 
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Es  gab  also  in  jener  Zeit  einen  Beweis  „mit  der  ge- 
wissen**, und  so  ist  jedenfalls  auch  anzunehmen,  dass  die 
Benennung  ..gewizzeiide'*  in  Kärnten  sich  von  Hause  aus 
insbesondere  auf  die  dem  Verfahren  bei  der  Laudt'rage 
eigentümliche  Form  des  Beweises,  nicht  der  Ein- 
leitung bezog,  und  dass  unter  der  ..iuquisitio  vul- 
garis" in  jeuer  Urkunde  nicht  sowol  speziell  das  Frage- 
verfahren als  solches,  als  vielmehr  der  granze,  diesem 
entsprechende  besondere  Prozess  verstanden  ist,  dessen 
hervorstechendste,  charakteristische  Eigrentümlichkeit  eben 
wol  der  Beweis  „mit  der  gewissen-  bildete. 

Welcher  Art  war  nun  aber  dieser  Beweis  r  Behufs 
Beantwortunof  dieser  Frat/e  ist  die  Wortbedeutuusf  von 
„gewissen**  sicherzustellen 

Es  ist  ohne  Zweifel  verfehlt,  wenn  Weiland  ^),  wol 
verführt  durch  die  Uebersetzung  „conscientia''  im  Land- 
frieden V.  1244.  die  Bedeutung  „das  Gewissen**  annimmt, 
und  darnach  den  Ausdruck  auf  die  Gewissensüberzeugruntr 
des  Richters  bezieht,  resp.  auf  einen  Beweis  zur  üeber- 
zeuiTunu"  des  Gerichts.  ..Die  Gewissen**  ist  vielmehr  orleich- 
bedeutend  mit  ..das  Wissen",  „scientia**  oder  „conscientia'* 
im  Sinne  von  Mitwissen  -).  Allgemeinwissen,  und  wird 
dann  auch    für  die  Aeusseruujj,-,    Bekundunyf.   Feststelluntr 


(ait.  30  u.  10t.  \'s\.  auch  baier.  Lumifv.  K.  Rudolfs  a.  1281  — 
//-i/-/  »T  lief  vberret  mit  ztrein  o<i  f  r  mit  i1  f  r  g  n  i  z  z  e  t»  u.  8.  w. ; 
und  Laudtr.  a.  K^OO  c.  49  -  u-inl  n-  rz  den  rh»>rzerg^t  mit  zuain 
oder  mit  der  ;/ »■  i  z  z  e  n  u.  s.  w.  Qu.  u.  Er.  5.  341  u.  8.  119. 
Rockinger.   üenkiu.  S.  74.) 

')  Zeitechr.  der  Sav.  St.  t.  Recht>ge8ch.  8.   I(i8  tf. 

-)  Vgl.  baier.  Landfr.  a.  1244  c.  2  la.  1255  c.  5):  Wenn 
ein  Haudfriede  von  dem  Helfer  einer  Partei  gebrochen  wurde,  so 
darf  sich  diese  reinigen  durch  den  Eid.  daes  es  sitte  sua  con- 
scientia  et  roluntate  geschah,  (an  sitien  »rillen  und  an  sin  icissen.) 
(Qu.  u.  Erört.  5.  79  u.    142:  Rockinger.  Denkmäler  S.  38). 


/ 
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desselben  gebraucht,  also  im  Sinne  von  Kundschaft, 
Zeugnis  M- 

Der  Beweis  mit  ..der  gewissen**  war  also  seiner  Natur 
nach  ein  Beweis  durch  das  Wissen  dritter  Personen,  durch 
Wissende-'),  ein  Beweis  durch  Kundschaft,  ein  Zeugen- 
beweis 3) ;  aber  offenbar  nicht  der  ordentliche  Zeugenbeweis 
des  mittelalterlichen  Verfahrens'^). 

Auf  die  richtige  Spur  führt  uns  wol  der  Ausdruck 
„mit  der  lannd  gewissen''  in  österr.  Landr.  Art.  50,  der 
auch  iu  einer  Urk.  Leutolds  von  Kuenring  a.  1296 
wiederkehrt:    Waer  daz  man  mich  deheiner  schulden  zige, 


')  Vgl.  Schmeller,  Baier.  Wörterbuch  2,  Sp.  1035.  1030";  dazu 
aus  der  Steirisehen  Rpimchronik  (ed.  Seemüller  v.  26860:  uan 
es  ist  ein  groz  geuHzzen  ^=  »man  weiss  genau  %  und  die  übrigen 
Belege  im  Wortregister  zu  »gewizzen*.  iMon.  Germ.  Deutöche 
Reimchroniken  5.355  u.  S.  1355):  ferner  Löning,  Reinigungseid 
S.   239  und  insbesondere  noch : 

Irk.  a.  1281  :  Leutold  und  Heinrich  von  Kuenring  erklären, 
dass  beim  Tode  des  einen  von  ihnen  der  andere  dessen  Güter 
4  Jahre  lang  ohne  Steuer  haben  solle .  und  die  Abgabe  der 
Stadt  C.  solle  man  die  vier  Jahre  nacheinander  dem  Abt  von 
Zwettl  überantworten  mit  IV  i-itter  uizzende,  die  danne  dazu  ge- 
ivelt  uerdent  und  sol  danne  der  vfjr genant  appet  nah  dfrselhen  ritter 
rate  gelten  unde  /rider  gthen  und  ahe  legen  und  ouch  nah  sin  <elbes 
g etci zzen  allen  den,  die  besaart  f>int  ron  dem,  d^-r  da  tot  ist  und 
den  die  iz  mugen  pringen  mit  der  geaizzen,  daz  si  gehiidigt 
ron  im  sint.     (Font  rer.  Austr.  D.  et  A.  3.   227). 

Bamberger  Stadtrecht  i  148.  Wenn  ein  Mord  beklagt  wird, 
der  ausserhalb  der  Stadtmark  geschehen  ist,  so  soll  der  Angeklagte 
drei  ordentliche  Fristen  haben,  gleichviel  ob  der  Mord  übernächtig 
ist  oder  nicht :  ez  geschehe  denne  in  so  gethaner  nehe  hey  der  stat, 
cnd  mit  sulhem  ge  sehr  ei  vnd  genissen,  d/tz  man  kunt- 
lichen  er  für  und  iceste,  daz  ez  nicht  ubernechtig  uer.  (Zöpfl, 
Das  alte  Bambergerrecht,  Crkkb.  S.  43;. 

*)  Vgl.  Luschin,  Gerichtswesen  S.   170. 

3)  Vgl.  auch  die  allenthalben  übliche  Formel  der  Zeugenaus- 
sage:  »daas  mir  kund  und  gewissen*;  darüber  unten  S.   114  ff. 

*)  Wie  Löning,  Reinigungseid  S.  239  anzunehmen  scheint. 
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duz  nicht  ein  Lanttje  wizzen  wer,  umb  Uieselhe  inziht  sol 
mich  min  herre  —  besenden  und  ob  min  herre  —  min 
beredunge  umh  soytan  inziht  niht  nemen  wellent  von  mir 
iiinem ,  so  sol  ich  mich  bereden  selb  fünft  tniner  housge- 
nozzen  mit  unser n  aiden  i). 

Dieser  Ausdruck  erinnert  unwillkürlich  an  das  ,.no- 
torium  per  pro vinciam-  in  K.  Friedrichs  I.  Brand- 
brief a.    1186^). 

Wir  haben  den  Beweis  mit  „der  laund  gewissen"  also 
wol  in  ähnlichem  Sinne  aufzufassen  als  einen  Kotorie- 
tätsbeweis,  d.  h.  einen  Zeugenbeweis  zur  Kon- 
statirung  der  Offenkundigkeit  a).  welcher  sich  von 
dem  ordentlichen  Zeugeubeweis  insbesondere  darin  unter- 
schied, dass  dabei  die  strengen  Voraussetzungen  in  Bezug 
auf  die  Person  der  Zeugen,  durch  welche  die  Anwendung 
dieses  Beweises  im  ordentlichen  Prozess  so  sehr  beschränk" 
war,  wenigstens  zum  Theil  entfielen,  dafür  aber  anderer- 
seits eine  dem  Notorietätsbegriff  entsprechende  grössere 
Zahl  von  Wissenden  Zeugnis  ablegten. 

Dieser  Erklärung  scheinen  insbesondere  die  vorange- 
führten Bestimmungen  der  baier.  Landfr.  über  den  Beweis 
der  Heimsuchung  entgegenzukommen.  Die  üeberführung 
des  Angeklagten  konnte  da  gewiss  erheblich  leichter  als 
durch  den  Eid  mit  ebenbürtigen  Helfern  durch  das  Zeugnis 
der  Leute  erfolgen,  welche  der  Lärm  der  Gewaltthat  in 
grösserer  Zahl  aus  der  Umgebung  versammelt  hatte.  Dass 
aber  durch  die  Zulassung  dieses  Beweises  im  baier.  Land- 
friedensrecht eine  Erleichterung  für  den  Kläger  gewährt 
werden  sollte,  ist  deutlich  ersichtlich.  Dieselbe  Tendenz  tritt 
ja  in  den  Bestimmungen  der  Landfrieden  von  1281  und 
1300  auch  darin  zu  Tage,  dass  die  Zahl  der  Helfer  von 
7  auf  2  zurückgesetzt  wird. 

')  Lichnowsky,  Reg.  287. 

2i  S.  oben  S.  23. 

^)  Vgl.  auch  Löning,  Reiuigungseid  S.  257. 
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Ganz  evident  ist  es  dann  auch  in  der  Urkunde  des 
L.  V.  Kuenring  a.  1296,  dass  die  eidliche  Reinigung  un- 
zulässig sein  sollte  im  Falle  constatirter  Notorietät. 

Auch  was  die  Üeberführung  des  Fälschers  nach  österr. 
Landr.  Art.  56  betrifft,  kann  man  vielleicht  annehmen, 
dass  dieselbe  in  dem  Zeugnis  der  Leute  bestand,  die  sich 
versammelten,  als  man  den  Beklagten  mit  der  falschen 
Münze,  der  „Handhaft''  ertappte.  (Vgl.  die  Stelle  des  Bam- 
berger Stadtrechts:  mit  solchem  geschrei  und  gewissen.) 

Von  der  Üeberführung  auf  handhafter  That  im  eigent- 
lichen Sinne  trennte  einen  solchen  Beweis  auf  der  einen 
Seite  eben  die  prinzipielle  Auffassung  der  Beweispersonen 
als  „Wissende"  resp.  Thatzeugen,  während  dort  dieselben 
von  Hause  aus  und  nach  aussen  hin  wesentlich  als  Eides- 
helfer auftraten;  auf  der  andern  Seite  aber  auch  wol 
wieder  der  Mangel  gewisser  formeller  Voraussetzungen 
(Erhebung  des  Gerüftes  durch  den  Verletzten,  unverzüg- 
liche Klageerhebung  und  Verhandlung  der  Sache),  welche 
von  Alters  her  bei  dem  letzteren  galten. 

Ist  nun  aber  unsere  Auffassung  im  Allgemeinen  richtig, 
so  erscheint  es  offenbar  völlig  ausgeschlossen,  dass  unter 
einem  Verfahren,  welches  im  Volke  nach  dem  Beweis  ,,mit 
der  gewissen"  benannt  wurde,  das  ordentliche  Rügever- 
fahren verstanden  sein  könnte.  Der  normale  Beweis  des 
Rüge  Verfahrens  war  kein  Notorietäts-,  überhaupt  nicht  der 
Zeugenbeweis.  Die  sog.  Rüge  auf  Wahrheit  i)  wirkte  aller- 
dings zugleich  als  Zeugnis,  doch  blieb  es  da  regelmässig 
nur  bei  dem  Zeugnis  des  Rügenden.  Regel  aber  war 
die  Rüge  auf  Verdacht,  auf  Leumund,  und  ihr  entsprach 
prinzipiell  nicht  ein  Schuld-,  sondern  ein  Unschuldsbeweis. 
Der  Beweis  im  Rüge  verfahren  erfolgte  regelmässig  nicht 
durch  klägerische  Üeberführung  des  Beklagten,  sondern 
durch  den  Reinigungseid  desselben. 


«^  Vgl.  Siegel,  a.  a.  U.  S.   16  ff.  S.  46  ff. 
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So  bleibt  wol  kein  Zweifel ,  dass  man  in  dieser 
kärtnerischen  „inquisitio  vulgaris''  genannt  ,.gewizzende" 
eben  jene  besondere  „Frage''  gegen  die  landschädlichen 
Leute  zu  erblicken  hat,  von  welcher  in  den  österreichi- 
schen Quellen  die  Rede  ist.  Dass  und  in  welchem  Sinne 
jene  Bezeichnung  für  das  Verfahren  bei  dieser  Landfrage 
zutreffend  oder  erklärlich  erscheint,  wird  sich  aus  den 
folgenden  Ausführungen  ergeben,  in  welchen  wir  nunmehr 
den  Versuch  zu  unternehmen  haben,  des  Nähern  die  ß  e- 
deutung  und  Gestaltung  dieses  Prozesses,  die 
Rechtssätze,  von  welchen  derselbe  beherrscht  war,  zu  er- 
mitteln und  darzustellen. 

Dabei  sind  wir  in  erster  Linie  auf  die  Bestim- 
mungen des  österreichischen  Landesrechtes  und  die  jün- 
geren österreichischen  Zeugnisse  angewiesen,  und  es  ist 
allerdings  nicht  möglich,  ein  in  allem  Detail  klares  Bild 
davon  zu  gewinnen:  es  sind  hauptsächlich  einzelne 
Punkte,  welche  in  der  Beleuchtung  jener  Zeugnisse  be- 
stimmter erkennbar  heraustreten.  Doch  reichen  die  Er- 
gebnisse wol  hin,  um  einerseits  die  wesentliche  Ver- 
schiedenheit zwischen  dem  Verfahren  bei  der  Laudfrat^e 
und  dem  \'erfahren  bei  den  ordentlichen  Rügegerichteu, 
und  andererseits  die  wesentliche  Identität  des  ersteren  mit 
dem  früher  besprochenen  Schädliclikündigangsverfahren 
klar    vor  Augen    zu  führen  und    endgiltig  sicherzustelleu. 

Was  die  richterliche  Frage  betrifft,  den  Aufruf 
zur  Erstattung  von  Anzeigen,  womit  der  ganze  Pro- 
zess  begann,  so  erging  jene,  wie  sich  aus  österr.  Landr. 
Art.  15  ergibt,  jedenfalls  immer  an  die  Gesammtheit  der 
Anwesenden,  was  ja  allerdings  gewöhnlich  auch  bei  dem 
ordentlichen  Rüge  verfahren  der  Fall  war  i). 

Ein  scharfer  Gegensatz  zu  dem  letzteren  tritt  aber 
sofort   in  Bezug    auf   die  Richtung    der  Frage    resp.    den 


')  ISiegel,  a.  a.  0.  S.  d  tf. 
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Inhalt  der  Angaben  hervor.  Wol  handelte  es  sich 
auch  bei  der  Landfrage  um  die  Namhaftmachung  von 
vorgefallenen  Verbrechen  und  der  Personen,  welche  ihrer 
Verübung  beschuldigt  wurden,  (Art.  17:  ^^s  sol  auch  die 
ft'cifß  ii  her  niemant  geschehen  nur  auf  st  ras  rauh 
u.  s.  w.);  aber  nach  der  sachlichen,  wie  nach  der 
persönlichen  Seite  bestanden  hier  eigenartige ,  be- 
schränkende Voraussetzungen. 

Gegenstand  der  Verfolgung  in  diesem  Ver- 
fahren konnten  nach  Art.  17  nur  sein:  strasrauh  und 
—  mort  und  —  d'iep  und  die  ding ,  das  pös  ditu/ 
heissent  und  die  auf  laugen  4eent.  (Was  aber  der  man 
offeuleich  tut  und  des  an  laugen  steet^  sollte  im  ordent- 
lichen Prozess  crerichtet  werden  ///  der  schrann  —  nach 
geuonJiaif  des  lau  des  als  recJd  ist.) 

Der  Kreis  der  im  Rügegericht  verfolgbaren  Sachen 
war  dagegen  im  Allgemeinen  unzweifelhaft  ein  viel  wei- 
terer, ja  last  unbeschränkter  ^),  und  auch,  wo  etwa  in 
den  Quellen  bestimmte  Verbrechen  in  geringerer  Zahl  als 
ausschliesslich  oder  nur  in  einem  Hochgericht  rügbar  er- 
klärt werden,  fallen  dieselben  mit  den  vorstehend  ge- 
nannten nirofends  jjenau  zusammen.  Insbesondere  der  in 
Art,  17  au  erster  Stelle  genannte  Strassenraub  findet  in 
solchen  Fällen  niemals  besondere  Erwähnung-^).  Die 
nähere  Untersuchung  dürfte  aber  überhaupt  ergeben^  dass 
für  die  sachliche  Abgrenzung  des  Art.  17  ein  ganz  be- 
sonderer Gesichtspunkt  massgebend  war.  ein  ganz  anderer 
als  bei  jenen  beschränkenden  Bestimmungen  in  Betreff 
der  rügbaren  Sachen. 

Wol  mit  Unrecht  hat  Hasenöhrl  für  den  Begriff 
der  ,  bösen  Dinge -^    in  unserer  Stelle  die  Vermutung  aus- 


S.  19  ft. 


')  Vgl.  fcjiegel .  a.  a.  0. 

•')  Vgl.  Siegel,  a.  a.  U.  S.  25  ff. 

')  Oesterr.  Landesrecht  S.  208. 
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gesprocheu.  dass  darunter  ,nach  der  Zusammeustellimg 
mit  den  drei  ausdrücklich  hervorgehobeneu  Verbrechen 
zu  schliessen ,  überhaupt  todeswürdige  Verbrechen  zu 
verstehen  sind*  ^).  Vor  Allem  sind  die  hier  namentlich 
aufgeführten  Verbrecheu  keineswegs  diejenigen,  welche 
sonst  in  den  mittelalterlichen  Quellen  regelmässig  als  die 
Repräsentanten  der  Kapitalsachen  oder  Blutsachen  ge- 
nannt werden.  Als  solche  erscheinen  vielmehr  neben  dem 
Diebstahl  fast  in  allen  Fällen  Todtschlag  und  Nothzucht, 
dagegen  nur  ganz  ausnahmsweise  Strassenraub  und  Mord^). 
Ueberdies  erscheint  für  diese  auch  der  Ausdruck  ^  böse 
Dinge-  sonst  keineswegs  als  übliche  Bezeichnung^). 


'  Vgl.  z.  B.  Urk.  H.  Albrechts  I.  v.  Oesterreich  f.  U.  v.  Ka- 
pellen:  verleiht  ihm  die  Gerichtsbarkeit  auf  seinen  Gütern  mit 
Ausnahme  derjenigen  über  die  Blutsachen:  scilicet  homicidio 
f'urto  et  etüttn  mulier  um  oppressione.  (Urkkb.  des  L.  ob  der  Enns 
4,  2H  ;  Urk.  des  A.  v.  St.  Petronell  a.  J292:  —  ,,daz  (jei'icht  In  deni 
dftrffe,  da  der  stoH-  und  d^'r  gahje  zu  gehört,  mit  allem  rechte,  ez  si 
tot  slach  oder  icunden,  def  oder  notnuft"  —  (Fontes  rer.  Austr.  D. 
et  A.   1,  247). 

Vgl.  Hasen  öhrl,  Oesterr.  Landesr.  8.  195.  Wenn  derselbe 
hier  sagt,  dass  in  den  österreichischen  Immunitätsurkunden  als 
.todeswürdige  Verbrechen  meistens  Diebstahl,  Mord  und  Nothzucht 
besonders  hervorgehoben  werden«,  so  unterläuft  hier  offenbar  eine 
unrichtige  Uebersetzung  des  lateinischen  homicidiiim.  wofür  in 
deutschen  Urkunden  regelmässig  Todtschlag.  nicht  Mord  gesetzt 
erscheint.  Siehe  lerner  Luschin,  Gerichtswesen  S.  110  Anm.  191. 
Ausserdem  für  das  baierische  Gebiet  neben  den  zahlreichen  Im- 
munitätspriv-ilegien  für  die  einzelnen  Stifter  des  Landes  (in  den 
Mon.  Boic.)  Landfr.  a.  1300  e.  100  oben  S.  96:  vgl.  auch  das.  c.  99, 
sowie  das  gemeinsame  Privileg  K.  Ludwigs  IV.  a.  1330  f.  eine 
grosse  Zahl  baierischer  Klöster:  „an  um  drei  sach,  die  zu  dem  tod 
ziehen,  das  ist  dieh,  notnunft  und  todslw/*,  z.  B.  in  Mon.  Boica  5. 
478;  6,  248;   10,  92. 

*^  Vgl.  auch  Zallinger.  Das  Würzburgische  Herzogthum. 
Mitth.  des  Inst.  f.  österr.  Geschieh tsf.  11.  551.  In  Baiem  hiessen 
sie  wol  »die  grossen  Dinge«;  vgl.  z.  B.  Stadtrecht  f.  München 
a.  1294  c.  25:  „Swer  angesprochen  icirt  umb  ein  grozzez  dinck,  daz 


} 
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Der  Begriff  der  bösen  Dinge  ergibt  sich  hier  viel- 
mehr, wie  mir  scheint,  zwingend  aus  dem  unmittelbaren 
Nachsatz,  welcher  mit  den  Worten:  was  aber  der  man 
off'enleich  tut  und  des  an  laufen  steet,  sichtlich  ein  kor- 
respondirendes  zweigliedriges  Gegenstück  zu  den  ding  das 
pös  ding  haissent  und  die  auf  tätigen  steent  bietet.  Die 
bösen  Dinge  stehen  also  in  gegensätzlichem  Verhältnis 
zu  dem,  was  „der  man  offenleich  tut*;  sie  sind  demnach 
aufzufassen  als  die  üebelthaten,  denen  das  Moment 
der  Heimlichkeit  anhaftet  bezw.  als  die  unehr- 
lichen Sachen;  denn  das  offene  Vorgehen  galt  auch 
bei  dem  Verbrecher  als  ehrlich,  die  Heimlichkeit  dagegen 
als  dasjenige  Moment,  welches  vor  Allem  den  Charakter 
der  unehrlichen,  entehrenden  That  begründete  ^). 

Bei  den  vorausgeuannten  Verbrechen  des  Diebstahls 
und  Mordes  gehörte  die  Heimlichkeit  ja  schon  zu  dem 
wesentlichen  Thatbestand :  was  den  Strassenraub  betrifft, 
so  war  sie  thatsächlich  wenigstens  im  Stadium  der  Vor- 
bereitung durchachnittlich  vorhanden ,  insofern  nämlich 
diese  räuberischen  üeberfälle  jedenfalls  gewöhnlich  aus 
dem    Hinterhalt,    vielfach    wol    auch     mit    Vorkehrungen 


(tf  den  tot  gezirht ,  daz  bi  dem  tag  geschehen  ist  u.  8.  w.  c.  26 : 
^wer  angesjrrochen  wirt  vmh  ein  munslaht  oder  vmh  ein  ander  grozz 
vngetat,  dir  bi  der  naht  geschehen  ist  u.  s.  w.  (Qu.  u.  Erört.  6,  50); 
ebenso  Ingolstädter  Stadtrecht  a.  1312  c.  24  und  26  (das.  6,  207). 
Dagegen  könnte  man  vielleicht  verweisen  auf  Art.  109  des  übrigens 
viel  jüngeren  Wiener  Stadtrechtsbuches:  Swer  auch  umb  pöieu 
dinch  gelangen  iviei't,  umb  diep,  umb  raub,  umb  prant  oder  umb 
mort,  umb  notnunfft.)  umb  toUleg  und  (umb  alle  solche  poseu 
ding)  (Ausgabe  von  Schuster  S.  105).  Eier  erscheint  aber  doch 
ganz  charakteristisch,  dass  der  Todtschlag  erst  am  Schlüsse  und 
oflenbar  nur  im  Anhang  zu  dem  die  Reihe  eigentlich  abschliessen- 
den Mord  genannt  wird,  während  die  Notnunft  im  ältesten  Text 
überhaupt  fehlt. 

')  Vgl.  Brunn  er,  Deutsche  Rechtsgeschichte  2,  540;  Osen- 
brüggen,  Alamanisches  Strafrecht  S.  205  ff.,  221. 
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ausgeführt  worden,  welche  bezweckten,  die  Personen  der 
Thäter  dem  Betroffenen  zu  verbergen.  Und  wenigstens 
in  diesem  Sinne  trug  das  Treiben  auch  des  gewaltthätigeu 
Gewohuheitsverbrechertums  im  Grossen  und  Ganzen  bis 
zu  einem  gewissen  Grade  den  Charakter  der  Heimlich- 
keit: jedenfalls  galt  es  im  Allgemeinen  als  ein  ehrloses 
und   ehrlos  machendes. 

Diese  Auffassung  findet,  wie  ich  glaube,  eine  Bestä- 
tigung auch  in  (isterr.  Landr.  §  44:  iri/-  f^eczen  und  ge- 
rieten das  kdin  Richter  eher  kain  sentmessigi^n  man  nicht 
rieht  vmh  kain  totslag  oder  vmb  ander  sach  dew 
Im  an  sein  leben  gee  wann  der  ohrist  lantrichter ;  tut 
aber  ain  sentmessig  man  ain  deuphait  oder  ain  an- 
der poslich  ding  so  sol  ain  geiler  Biehter  wol  vier  in 
Richten  i). 

Es  ist  wol  nicht  leicht  denkbar,  dass  es  sich  hier 
wirklich,  wie  es  allerdings  auf  den  ersten  Blick  den  An- 
schein hat,  um  den  Gegensatz  von  todes würdigen  und 
geringeren  Verbrechen  handelt.  Gerade  der  Diebstahl 
wird  ja  sonst  stets  in  erster  Linie  unter  den  Sachen  ge- 
nannt, die  ans  Leben  gehen,  und  es  lässt  sich  doch 
schwerlich  annehraeu.  dass  unter  der  „deuphait-'  hier  ledig- 
lich der  kleine  Diebstahl  verstanden  sei;  vielmehr  liegt 
wol  auch  hier  eine  Gegenüberstelluno-  der  ehrlichen  und 
unehrlichen,  bezw.  öffentlichen  und  heimlichen  üebel- 
thaten.  und  zwar  innerhalb  der  Kapitalsachen  vor.  Der 
Todtschlag  bildete  ja  im  mittelalterlichen  Recht  das  Pro- 
totyp der  einen,  der  Diebstahl  das  der  anderen  Kategorie 
Die  Bestimmung,  dass  das  Gerichtsstandsprivileg,  welches 
der  niedern  unfreien  Ritterschaft  prinzipiell  in  Kapital- 
sachen   zustand  ^),     entfallen    sollte    bei    Verbrechen    der 


•^  Hasenohr!  tf.  270. 

■-')  Verl.  Hasenöhrl.  Oesterr.  Laudesr.  Jr^.  180.  L  u  s  c  h  i  n , 
Gerichtswesen  S.  145  Anm.  2«)Ü.  Z allinger.  Ministeriales  und 
Milites  S.  31  ff. 
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letzteren  Gattung,  Hesse  sich  immerhin  von  dem  Ge- 
sichtspunkt aus  verstehen,  dass  es  sich  dabei  eben  wieder 
insbesondere  um  die  verbrecherische  Thätieckeit  der  land- 
schädlichen  Leute  (der  ,,mali  homines")  handelte. 

Wie  die  offen,  also  im  gewissen  Sinne  ehrlich 
begangenen,  so  waren  auch  alle  Verbrechen  von  der 
Verfolgung  im  Wege  der  ., Frage"  ausgeschlossen,  zu  denen 
der  Thäter  sich  ehrlich  bekannte. 

Wenn  Hasenöhrl  glaubt M,  dasss  der  Ausdruck  „auf 
Laugen  stehen'*  auch  die  Deutung  auf  solche  Verbrechen 
zulasse,  welche  durch  den  Reinigungseid  abgeleugnet  werden 
konnten,  im  Gegensatz  zu  solchen,  bei  welchen  dies  z.  B. 
wegen  Ergreifung  auf  handhafter  That  nicht  der  Fall  war. 
so  scheint  mir  diese  Erklärung  im  Hinblick  auf  die  Worte : 
ivas  der  man  offe/dcicJi  tut  und  des  an  langen  stet  un- 
mittelbar ausgeschlossen.  Dieselben  können  doch  wol 
nur  in  obiger  Weise  ausgelegt  werden,  und  damit  er- 
scheint unmittelbar  auch  jeder  Zweifel  über  die  Bedeu- 
tung des  positiven  Ausdrucks  behoben. 

Freilich  dürfen  diese  beiden  korrespondirenden  Aus- 
drücke nicht  etwa  im  Sinne  eines  eigentlich  gericht- 
lichen Geständnisses  oder  Leugnens  gedeutet  werden. 
Es  handelt  sich  dabei  ja  um  ein  Moment,  welches 
entscheidend  sein  sollte  für  den  Weg,  der  zur  gericht- 
lichen Rechtsverfolgung  einzuschlagen  war,  welches  also 
ofienbar  zeitlich  vor  der  Einleitung  des  gerichtlichen  Ver- 
fahrens, der  Klageerhebung,  liegen  musste.  Nun  stand 
allerdings  auch  immer  dann,  wenn  eine  That  heimlich 
begangen,  also  unbeweisbar  war,  und  der  Beschuldigte 
die  Verübung  leugnete,  diesem  prinzipiell  die  Reinigung 
durch  den  Eid  zu.  Die  ganze  Vorschrift  läuft  also  that- 
sächlich  wol  hinaus  auf  eine  Abgrenzung  der  Strafsachen, 
bei  welchen  der  Kläger  seine  Beschuldigung  nur  auf  Ver- 


»)  A.  a.  0.  S.  208. 
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(lacht  erheben  konnte,  und  keine  Aussicht  hatte^  nach 
dem  Beweisrecht  des  ordentlichen  Prozesses  den  Beklacrten 
direkt  zu  überwinden,  also  keine  Sicherheit,  die  Verur- 
teilung und   Bestrafung  desselben  zu  erreichen. 

Erweisen  sich  so  die  Bestimmungen  des  Art.  16,  über 
das  sachliche  Anwendungsgebiet  des  Frage  Verfahrens,  er- 
sichtlich als  zugeschnitten  auf  das  verbrecherische  Treiben 
der  landschädlichen  Leute,  so  ist  dieselbe  Beschränkung 
in  persönlicher  Fornmliruug  im  Art.  15  des  Landrechts, 
und  ebenso  im  Landfrieden  K.  Otakars  a.  1251  direkt 
ausgesprochen.  Die  Bekämpfung  dieser  Klasse  wird  als 
der  spezifische  Zweck  des  ganzen  Instituts  er- 
klärt. Die  einzelnen  Verbrechen  sollten  bei  der  Fracre 
nicht  prinzipiell  und  um  ihrer  selbst  willen,  sondern  nur 
iusoferue  sie  von  schädlichen  Leuten  begranoren  waren, 
als  der  nächste  Anlass  zur  Verfolgunfj  derselben,  zur  An- 
zeige kommen.  Auch  wegen  solcher  Thaten.  die  in  den 
Kreis  der  bösen  Dinge  fielen  und  auf  Laugen  standen, 
sollte  Niemand  dem  Verfahren  bei  der  Laudfrage  ausge- 
setzt sein,  der  nicht  der  Kategorie  der  ..schädlichen  Leute'« 
zugehörte. 

Es  ergibt  sich  damit  unmittelbar,  dass  die  auf  die 
Frage  hin  erhobene  Beschuldigung  prinzipiell  zugleich 
die  Behauptung  umfassen  musste,  dass  der 
Beschuldigte  ein  schädlicher  Manu   sei. 

Diese  Auffassung  findet  eine  schlagende  Bestätigung 
durch  jene  jüngeren  Nachrichten  über  das  Vorgehen  bei 
dem  ..Geräun^'  im  J.  1390,  womach  die  Frage  einfach 
dahin  gestallt  wurde,  idnim  —  aliquem  —  ^ciret  ^  qui 
esset  spoliator  aut  für  et  inutitit<  hominihus,  ut  nar- 
raret  ijtsis  ad  extirpandum  tahs  malos  homines.  Hier 
tritt  deutlich  genug  hervor,  wie  es  bei  dem  Ganzen  nicht 
sowol  auf  die  Erfragung  und  Bestrafung  einzelner  Ver- 
brechen, als  vielmehr  um  die  Erfragung  und  Vertilgung 
einer  bestimmten  Verbrecherklasse  abgesehen  war. 


I 
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Aus  den  Bestimmungen  der  Art.  15  und  \i\  des 
österr.  Landr.  lässt  sich  weiter  aber  auch  ein  wesentlicher 
Unterschied  erschliesseu.  der  zwischen  dem  Verfahren  bei 
der  Landfrage  und  dem  gewöhnliclien  Kügeveriahren  in 
Bezug  auf  die  Person  des  Anklägers  bestand;  ein 
Unterschied,  der  vor  Allem  deutlich  erweist,  dass  die 
wesentliche  Funktion  und  Bedeutung  der  beiden  Institu- 
tionen in  ganz  verschiedener  Kichtuncr  laf^ 

Während  nämlich  die  Rüge  prinzipiell  nicht  von  dem 
Verletzten  selbst,  sondern  —  eben  nur  unter  der  Vor- 
aussetzung unterbliebener  Privatanklage,  wegen  Mangels 
eines  Privatklägers  —  i;  stets  von  dritten  Personen  aus- 
ging, scheint  es,  dass  bei  der  Landfrage  auch  der  Ver- 
letzte in  eigener  Person  als  Ankläger  auitreteu 
konnte. 

Dies  ergibt  sich  einerseits,  wenn  im  Art.  15  das 
prinzipielle  Verbot  der  Landfrage  mit  dem  Beifügen  er- 
folgt: Irre  iemant  icht,  der  .•iol  das  clagen  in  offner 
.'ichranu  mit  vorsprechen,  und  so/  man  denn  da,'<  richten 
als  recht  ist  und  nach  des  lantides  geuonhait.  Es  wird 
also  im  Allgemeinen  als  unzulässig  erklärt,  dass  wer  eine 
Verletzung  erlitten,  anstatt  seinen  Strafanspruch  im  or- 
dentlichen Prozess  m  aller  Form  Rechtens  geltend  zu 
machen,  denselben  bei  der  Landfrage  erhebe,  bezw.  dass 
diese  schlechtweg  als  Mittel  zur  Provokation  und  Durch- 
führung von  Straf  klagen  verwendet  werde.  Da»  führt 
also  notwendig  zur  Voraussetzung,  dass  die  Person  des 
Klägers  im  Verfahren  bei  der  Frage  dieselbe  sein  konnte, 
wie  im  ordentlichen  Prozess.  dass  dieses  Verfahren  einen 
Weg  der  Strafverfolgung  darstellte,  der  an  und  für  sich 
dem  Verletzten  neben  dem  ordentlichen  offen  stand. 
Er  soDte  aber  eben  nur  ausnahmsweise  beschritten  wer- 
den dürfen. 


')  Vgl.  sfiegel  a.  a,  0.  .S.    1    und  28  ö. 
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Zu  dem  gleichen  Ergebnis  führt  rlie  ßestiraiiiuncr  des 
Art,  16,  durch  welche  die  Strafverfolgung  wegen  aller 
öffentlichen  und  uugeläugueten  Verbrechen  von  der  Land- 
fraire  austreschlossen  und  auf  den  Weg  des  Verfahrens 
in  der  Schrann  (,,nach  (iewolinheit  des  Landes,  als  Recht 
ist")  verwiesen   wird. 

Hier  stand  die  Klageerhebung  selbstverständlich  nur 
dem  Verletzten  selbst  oder  seinem  gesetzlichen  Vertreter 
zu.  Nun  will  aber  die  ganze  Vorschrift  doch  gewiss  nicht 
etwa  besagen,  dass  alle  derartigen  Verbrechen,  wenn  der 
Verletzte  selber  die  rechtsförmliche  Anklage  unterliess, 
auch  nicht  auf  Küge,  Anzeige  Dritter,  bei  der  Landfrage 
sollten  verfolgt  werden  dürfen.  Der  Sinn  ist  vielmehr 
unverkennbar,  dass  der  Verletzte  in  solchen  Fällen  nur 
im  Wege  des  ordentlichen  Reehtsganges.  nicht  des  ausser- 
ordentlichen Frageverfahrens  sein  Recht  sollte  suchen 
dürfen. 

Dass  bei  der  Landfrage  prinzipiell  auch  dritte 
Personen  als  Ankläger  auftreten  konnten,  ist  allerdiuofs 
wol  als  sicher  anzunehmen.  Zu  dem  jüngeren  Geraun 
kamen  ja  überhaupt  nur  mehr  die  .,nobiles  et  villaui  su- 
periores'S  und  zwar  ausgesprochener  Massen  in  der  Funk- 
tion von  Rügegeschwornen. 

Aber  soviel  erscheiut  doch  klar:  seinem  prinzipiellen 
Zweck,  seiner  spezifischen  Bedeutung  nach  stellte  sich  das 
Verfahren  bei  der  Landfrage  nicht  dar  als  ein  Ersatz 
der  privaten  Rechtsverfolgung,  sondern  als  ein 
Mittel  zu  durchgreifender  Strafverfolsfuntr 
gegenüber  jener  verbrecherischen  Thätigkeit,  welche  im 
Wege  des  ordentlichen  Prozesses  nicht  mit  gesichertem 
Erfolg  gefasst  werden  konnte.  Deutlich  wird  es  durch 
die  Artikel   15  und   IH  als  ein    summarisches  i)    Ver- 


/ 
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*)  Denselben  Eindruck  macht  ja  auch  die  Bestimmung  im 
Landfr.  K.  Otakars  a.  1251  oben  S.  ^^.  Vgl.  auch  Werunsky, 
Oesterr.  R.  und  R.  G.  S.  59. 
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fahren  charakterisirt,  in  welchem  die  Position  des  Be- 
klagten eine  wesentlich  ungünstigere,  seine  üeberwindung 
dem  Kläger  leichter  gemacht  war  als  bei  dem  Prozess  in 
aller  Form  Rechtens. 

Was  dann  weiter  die  Frage  betrifft,  ob  bei  dem 
Verfahren  auf  der  Landfrage  Anwesenheit  oder 
Abwesenheit  des  Beklagten  vorausgesetzt  ist,  so 
ergibt  sich  für  die  Zeit  des  österr.  Landrechts  einerseits, 
dass  die  erstere  jedenfalls  nicht  ausgeschlossen  war,  nach- 
dem ja  Alle,  die  eigenen  Rauch  hatten,  persönlich  dabei 
erscheinen  mussten ;  andererseits  erweisen  aber,  wie  bich 
aus  dem  Folgenden  ergeben  wird,  die  §§  57  und  62  des 
Landrechtsentwurfs  unmittelbar,  dass  das  Verfahren  auch 
in  contumaciam  stattfinden  konnte,  ja  wol  in  der  Regel 
stattfand.  Insofern  nach  Art.  IG  dasselbe  insbesondere 
eingeleitet  werden  sollte,  wenn  die  inkriminirte  That  „auf 
Laugen"  stand,  galt  offenbar  das  Nichterscheinen  als  ein 
konkludentes  Verhalten,  wie  auch  aus  dem  Schlusssatz 
von  Art.  15  hervorgeht:  man  solle  denjenigen,  der  unent- 
schuldigt von  der  ordnungsmässig  berufenen  Versamm- 
lung ausblieb,  dafür  hahen,  daz  er  das  gerkht  flieche  und 
/ticJit  für  recht  getiirre. 

Für  die  spätere  Zeit  zeigen  dann  die  Nachrichten 
über  die  Abhaltung  des  Geräunes  unmittelbar,  dass  das 
ganze  Verfahren  prinzipiell  gegen  Abwesende  gerichtet  war. 

Ehe  wir  nun  aber  in  unserer  Untersuchung  von  dem 
Stadium  des  Einleituugsverfahrens  zu  demjenigen  des  Be- 
weisverfahrens fortschreiten  können,  gilt  es  die  Frage  zu 
erledigen,  ob  der  Art.  16  des  österr.  Landr. :  Es  sol  auch 
niemant  gen  dem  andern  sagen  u.  s.  w.  oben  S.  87 
für  das  eine  oder  das  andere  zu  verwerten  ist. 

Es  kann  an  und  für  sich  zweifelhaft  erscheinen,  ob 
diese  Vorschriften  über  das  „Sagen*  bei  der  Landfrage 
auf  die  Klageerhebung  oder  die  Aussage  von 
Beweispersonen  zu  beziehen  sind. 

Zullinger,  LHudschaii liehe  Leute.  o 
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Die  Stellung,  welche  der  Artikel  iu  der  Reibe  der 
sachlich  zusarameuhäucreudeu  Bebtiramunoren  einnimmt, 
zwischen  den  allgemeiuea  Normen  über  die  Abhaltung 
der  „Frage"  und  denjenigen  über  das  sachliche  Anwen- 
dungsgebiet derselben,  könnte  zunächst  vielleicht  eher  auf 
den  Gedanken  führen,  dass  unter  der  ^Sage"  die  Antwort 
auf  die  „Frage",  die  Anklage  oder  Anzeige  zu  verstehen 
sei,  und  man  könnte  weiter  finden,  dass  darauf  auch  die 
Forderung  der  Oeffentlichkeit  besser  passe. 

Aber  diese  Annahme  würde  sich  vor  Allem  als  ab- 
solut unzulässig  herausstellen,  wenn  oder  insoweit  der 
Verletzte  selbst  als  Ankläger,  als  der  Sagende,  zu  denken 
wäre.  Könnte  auch  der  Eid,  unter  dem  die  Sage  erfolgen 
sollte,  allenfalls  noch  als  Gefährdeeid  erklärt  werden,  so 
schliesst  doch  schon  die  Formel,  iu  welche  dieselbe  ein- 
zukleiden war :  „daz  im  k mit  und  gewissen'' ^  ihre  Auffassung 
als  eigentliche  Klage  aus.  Diese  Formel  ist  sonst  allge- 
mein und  auch  im  r)sterr.  Landr.  ausdrücklich  für  die 
Zeugenaussage ,  speziell  für  diejenige  von  luquisitions- 
zeugen,  überliefert  ^) :  Nach  Art.  53  soll  im  Streit  um  den 
adeligen  Geburtsstand  einer  Person  der  Beweis  durch  ein- 
seitiges Parteizeugnis  ausgeschlossen  sein.  Man  sol  ir 
umhsessen  (lanonJ»  frar/en^  die  nagsten  und  die  pesten, 
und  die  ir  hausgenossen  sind^  daz  die  sweren  und  sagen 
hei  dem  aide^  was  in  umh  ir  edel  knnt  und  ze 
wissen  sei,  und  rieht  dann  nach  der  sag  als  recht  ist 
nach  des  lanndes  getvonhait. 

Endlich  die  Forderuncr  der  Ebenbürtiorkeit  konnte 
selbstverständlich  nicht  für  den  Verletzten  als  Kläger 
gelten.  Auch  sie  weist  an  sich  entschieden  auf  eine  Aus- 
sage im  Beweis  verfahren. 

Demgegenüber  könnte  man  also  an  obiger  Auffas- 
sung jedenfalls  nur  in  der  Voraussetzung  festhalten,  dass 


\  Vgl.  unten  S.  124. 
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der  Art.  Iß  lediglich  die  Erstattung  von  Anzeigen  durch 
dritte  Personen  im  Auge  habe,  und  dass  überdies  in 
solchem  Falle  die  Behauptung  des  Anklägers  zugleich 
die  rechtliche  Bedeutung  eines  Zeugnisses  bet^ass,  also  die 
Anklage  auch  schon  ein  Element  des  Beweisverfahrens 
bildete  oder  enthielt.  Aber  es  scheint  mir  gar  nicht 
zweifelhaft,  dass  das  Sagen  hier  nicht  blos  auf  eine  der- 
artige Aeusserung  des  Anklägers,  sondern  wenigstens  zu- 
gleich auch  auf  die  Aussage  von  Beweispersonen  ))e- 
zogen  ist  i). 

Diese  Auffas.sung,  welcher  an  sich  in  dem  Inhalt 
des  Artikels  keinerlei  Hindernis  entgegensteht,  —  auch 
die  Einreibung  desselben  kann  als  ein  solches  selbstver- 
ständlich nicht  angesehen  werden,  da  ja  die  Anordnung 
des  Stoffes  im  österr.  Landr.  nirgends  eine  streng  logische 
und  systematische  ist  —  wird  vor  Allem  schon  unterstützt 
durch  die  Verwendung  der  Ausdrücke  „sagen"  und  „Sage" 
iu  dem  zitirten  Art.  53  und  dem  damit  übereinstimmen- 
den Sprachgebrauch  in  andern  Artikeln  des  Landrechts, 
welche  gleichfalls  den  Inquisitiousbeweis  erwähnen : 

Art.  22:  Im  Streit  um  einen  Eigenmann  sol  man 
fragen  die  umhsessen^  wes  die  mider  sei  gewesen,  und 
wem  die  mütcr  werd  gesait,  des  sein  auch  derselben 
kind\  und 

Art.  24 :  Wo  ainer  gen  dem  andern  claget  umh  leih- 
geding  und  der  antwurter  gicht,  es  sei  sein  aigen,  —  da 
sol  der  rlchfer  die  umhsessen  umb  fragen.  Ist,  daz  si 
sageni,  oh  es  leihgeding  oder  aigen  sei,  so  sol  es  der 
richter  dann  richten  nach  lanndes  gewonhait  als  recht  ist. 

Durchschlagend  wirkt  dann  aber,  wie  ich  glaube, 
der  Umstand,  dass  der  Ausdruck  „ül)ersagen"  im  Sinne 
des  „Sagens"  einer  Mehrzahl  von  Beweispersonen,  „gegen 
den    Beklagten"   als    technische  Bezeichnung    des 


»)  So  auch  Hasenöhrl   a.  a.  0.  S.  221,  222. 
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Beweises  iu  dem  Frageverfaliren  gegen  schädliche  Leute 
erscheint. 

Vgl.  Otakurs  Landfr.  a.  1251:  —  D.  lantr.  sulen 
vrag  haben  seh.  l.  und  sie  er  über  sagt  wird  über 
den  sol  man  richten  u.  s.  w. ;  sowie  österr.  Laudr.  Art.  8 : 
Wer  ain  strasranh  u.  s.  w.  gepiizzet  vor  gericht,  oder  da 
ainer  mit  sihen  ivirt  i'i  her  sagt  — . 

Und  Art.  67  :  Ist  aber,  daz  das  haus  (ein  schädliches 
Haus)  ivirt  üb  er  sag  et  mit  siben  u.  s.  w.  (oben  S.  87). 

Dass  iu  der  letzten  Bestimmung  mit  diesen  Worten 
der  dem  Verfahren  gegen  schädliche  Leute  eigentümliche 
Beweis  gemeint  ist,  erscheint  wol  von  vorneherein  un- 
zweifelhaft, und  dass  dasselbe  auch  für  den  Art.  8  gilt, 
geht,  wie  ich  meine,  aus  einer  Vergleich  ung  mit  Art.  17  ^) 
ohne  Weiteres  deutlich  genug  hervor  -). 


*)  Vgl.  auch  L  ö  n  i  11  g  ,  Reinigungseid  S.  206. 

2^  Im  Uebrigen  ist  die  Fassung  dieser  letzteren  Bestimmung 
eine  ziemhch  unklare  und  zweideutige,  so  dass  der  Sinn  derselben 
sich  erst  bei  genauerem  Zusehen  enthüllt.  Die  Hauptfrage  ist, 
worauf  in  dem  Relativsatz :  t/rn  man  <hs  mit  zwaiu  unrersprochen 
mannen  iiherczcunen  mag,  der  Ausdruck  »des''  bezogen  werden  soll. 
Das  kann  ottenbar  nicht,  worauf  der  Wortlaut  zunächst  zu  weisen 
scheint,  die  Thatsache  sein,  dass  Jemand  eines  der  genannten 
Verbrechen  vor  Gericht  gebüsst,  oder  dass  er  eines  solchen  durch 
Uebersiebnung  gerichtlich  überführt  worden.  Wer  schon  nach 
Recht  gebüsst  hatte ,  über  den  konnte  ja  selbstverständlich 
nicht  noch  einmal  gerichtet  werden  nach  Landes  Gewohnheit,  und 
wer  mit  »Sieben*  übersagt  war,  über  den  sollte  man  nach  Landfr. 
Otakars  a.  1251  ohne  Weiteres  richten  als  recht  ist.  Da  brauchte 
nicht  noch  erst  ein  Beweis  der  Uebersiebnung  dazwischenzutreten; 
und  auch  der  Annahme,  es  möchte  hier  der  Fall  gedacht  sein,  dass 
die  Verurteilung  nicht  vor  demselben  Gericht  zu  erfolgen  hatte, 
vor  welchem  die  Ueberführung  stattfand,  dass  also  einem  anderen 
Richter  ein  Beweis  der  letzteren  zu  erbringen  war,  wäre  ent- 
gegenzuhalten :  einmal,  dass  der  Ausdruck :  wen  man  des  über- 
czeugen  mag  doch  nur  auf  eine  eigentliche  Ueberweisung  eines 
Leugnenden  zu   passen  scheint,    dann    auch,    dass    überhaupt  ein 
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Die     prinzipiell    abweichende     Auffassung     Kasen- 


solcher  Beweis  eines  gerichtlichen  Aktes  wol  in  anderer  Weise  zu 
führen  war.  Vgl.  die  entsprechende  Vorschrift  in  dem  unmittel- 
bar vorausgehenden  Art.  7  :  mag  er  das  pringen  mit  dem  richtet-, 
vor  dem  es  geschehen  ist  ^  oder  mit  pidern  leuten  ,  die  dabeige- 
wesen sind. 

Es  scheint  überhaupt  nicht  leicht  möglich,  wenn  man  die 
ganze  Bestimmung  nur  für  sich  allein  nimmt,  eine  befriedigende 
Erklärung  derselben  zu  iindeu  und  zu  begründen.  Der  Weg  zu 
ihrem  Verständnis  wird  aber,  wie  ich  glaube,  bestimmt  genug 
gewiesen  durch  die  Beachtung  des  Zu!?ammenhang8  der  voraus- 
gehenden Ar+ikelreihe. 

Da  statuirt  erstlich  Art.  5  als  Regel  für  schwere  Kri- 
minalsachen  das  Recht  des  Beklagten  zum  Reinigungseid. 
(Vgl.  Hasenöhrl,  österr.  Ldr.  fe.  229,  Löning,  Reinigungseid 
S.  203): 

Art.  5.  So  sol  auch  der  lanndes  herre  noch  dhnin  richter  auf 
dhainen  unbesprochen  man  nicht  erczetigen,  was  im  ge?i  seinen  leben 
oder  gen  seinen  eren  gee.  Man  xol  im  nennen  ain  und  zwainczig 
seiner  genossen  uud  seiner  lUn'r genossen,  und  sol  sich  daraus 
bereden  nach  lanndes  gewonhait,  (fls  recht  ist. 

Davon  nimmt  nun  zunächst  Art.  7  die  Notzuchts- 
klage aus,  bei  welcher  Zeugenbeweis  statthaft  sein  soll  Hasen- 
öhrl S.  234): 

Art.  7.  Welich  fraw  ain  nofnuft  ckigt,  mag  si  das  er- 
czeugen  mit  ainem  unrersprochen  man  und  mit  ainer  unrers2)rochen 
frairen,  die  die  notnuft  (gesehen  habent,  oder  das  grschrai  gehört 
hobent,  man  sol  ir  richten  nach  lanndes  genonhait,  als  recht  ist.  Ist 
aber,  daz  er  die  notnuft  gepiizzet  vor  dem  rirhter,  in  des  gericht  es 
geschehen  ist,  mag  er  das  pringen  u.  s.  w.,  des  sol  er  fiirbas  wol 
geniessen  an  seinem  recht,  und  wer  auch  die  notnuft  ge- 
piizzet, das  ensol  im  fiirbas  gen  dem  gericht  noch  a  n 
seinen  eren  dhain  seh  ad  sein.  (Vgl.  ??  b':  —  Ist  aber  das 
Jcain  man  die  notdnuft  gepiissef  dem  Richter  vnd  der 
dag  er  in  der  sol  des  furbas  nicht  e  ngelten  gen  Ic  ain  er  stacht 
Richter  an  dem  gut  noch  an  den  ern  noch  an  seim  Recht.) 

Also  die  Thatsache,  dass  Jemand  einmal  wegen  Notzucht 
—  auf  Zeugenbeweis  —  verurteilt  worden,  soll,  wenn  dafür  statt 
peinlicher  Strafe  Geldbusse  genommen  war,  für  ihn  keine  infa- 
mirende  Wirkung  haben,  ihn  insbesondere  keineswegs  für  immer 
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i'ilirLs,!)  der  in  den  beiden  letzten  Stellen  das  „Ueber- 
sagen  mit  Sieben''  als  Aechtung  oder  Vert'estuug  auf 
Grund  eines  klägerisclien  Beweises  mit  dem  Siebnereid  -) 
oder  mit  sieben  Zeugen  "O  übersetzt,  ist  wol  scbon  vom 
sprachlichen  Gesichts])unkt  aus  als  unmr)glich  zu  bezeich- 
nen. Sind  die  „Sieben"  ßeweispersonen,  so  kann  auch 
das  Uebersagen  mit  ihnen  wol  eben  nur  auf  den 
Beweis  selbst  bezogen  werden,  üeberdies  fällt  für  diese 
Deutuno-  und  i^egen  Hasenöhrl  die  Stelle  im  Landfr. 
Otakars  entscheidend  ins  Gewicht,  wo  die  Vorschrift  des 


des  in  Art.  5  dem  uiibesprochenen  Mann  gewährleisteten  Rechts 
verlustig  machen,  sich  gegen  eine  Kapitalklage  mit  Ausschluss 
des  Zeugenbeweises  durch  seinen  Eid  zu  verteidigen.  Dieser 
Gedankengang  setzt  sich  nun  im  Art.  8  fort,  dessen  Sinn,  wie  ich 
glaube,  durch  folgende  Uebersetzung  herausgekehrt  wird : 

,  Wer  dagegen  einmal  wegen  eines  der  drei  hier  genannten  Ver- 
brechen verurteilt  wurde,  oder  überhaupt  wegen  einer  der- 
jenigen Missethaten,  wegen  deren  prinzipiell  das 
üebersiebnungs  verfahren  statt  findenkann  also  nach 
Art.  17  wegen  eines  »bösen  dinges*  d.  h.  eines  heimlichen,  ent- 
ehrenden Verbrechens,  der  soll  für  immer  als  ehrlos,  als  ein 
besprochener  Mann  gelten:  also,  auch  wenn  er  die  Strafe 
um  Geld  abgelöst  hat,  künftig  bei  gleicher  Anklage  nicht 
mehr  zur  Reinigung  zugelassen,  sondern,  sofern  er  durch 
zwei  taugliche  Zeugen  überführt  werden  kann,  auf 
diesen  Beweis  hin  gerichtet  werden.* 

Diese  Auffassung  findet  dann  auch  noch  eine  schlagende  Be- 
stätigung durch  die  Analogie  der  Schlussbestimmung  des  Art.  67, 
wonach  gegenüber  einem  schädlichen  Hause,  das  mit  Sieben  über- 
sagt worden,  aber  trotzdem  durch  die  Gunst  des  Landesherrn  unzer- 
stört  geblieben  war,  ein  ief/letch  man  seinen  schaden  irol  heiveren 
(mag)  der  im  in  dem  haus  geschieht,  mit  z w ain  u n  r e r sp r o c h e n 
mannen,    daz   das   haus   f  ü  rha  s  n  ie  mand  berede  n  m  a  g 

')  Dieselbe  wird  auch  von  Siegel  getheilt :  Die  rechtliche 
Stellung  der  Dienstmannen  in  Oesterreich,  Sitz.-Ber.  d.  Wiener 
Akad.  102,  S.  2G3  tf.  Sep.-Abdr.  31  ff. 

2)  So  Oesterr.  Landesr.  S.  234. 

3)  So  das.  S.   164. 
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unmittelbaren  Richtens,  d.  h.  der  sofortigeu  Verurtei- 
lung bezw.  Justifizirungi)  jedenfalls  nur  auf  den  üeber- 
führten,  nicht  auf  den  Geächteten  passt.  Man  vergl.  da- 
mit auch  Cont.  Zwetl.:  qul  —  Concor  älter  accuaa- 
bantu  r-),  hos  decollafione  etc. — peremit.  Vollends  aber 
wird  die  Richtigkeit  unserer  Auflassung  und  des  Schlusses 
den  wir  aus  diesen  Stellen  ziehen,  ausser  Frage  gestellt 
durch  die  Fülle  von  Zeugnissen,  welche,  mit  dem  Ende 
des  13.  Jahrhunderts  beginnend,  auf  das  Unzweideutigste 
erweisen,  dass  der  spezifische  Beweis  des  Verfahrens  gegen 
die  landschädlichen  Leute  seither  immer  ein  Uebersagen 
mit  Sieben  gewesen  ist,  bezw.  technisch  als  ,, Uebersagen" 
bezeichnet  worden  ist  ^). 

Somit  steht  nun  zunächst  wol  das  Eine  fest:  dass 
der  Beweis  im  Verfahren  bei  der  Landfrage  grund- 
sätzlich Schuldbeweis,  eine  Ueberführung  des 
Beklagten  war,  und  damit  oft'enbart  sich  aufs  Neue 
die  bis  ins  Wesen  der  Sache  gehende  Verschiedenheit 
zwischen  diesem  Frozess  und  dem  gewöhnlichen  Rüge- 
verfahren. 

Es  kommt  nun  aber  weiter  insbesondere  darauf  au, 
des  Nähern  die  rechtliche  Natur  jenes  Beweises 
klarzustellen.  Worauf  bezog,  resp.  worauf  gründete  sich 
die  Aussage  der  Beweispersonen  V  Hatte  das  Uebersagen 
mit  Sieben  den  Charakter  eines  Zeugen  beweises 
oder  eines  Eidesbeweises  mit  Helfern  ? 

Da  ist  nun  vor  Allem  völlig  klar,  dass  die  betreflen- 
den  Personen  nicht  als  eigentliche  Thatzeugen  auf- 
geasst  werden  dürfen  +j,  d.  h.  dass  es  sich  nicht  handeln 


i)  Vgl.  unten  S.  126,  127. 

'-')  Siehe  unten  S.  121,   122. 

3)  Vgl.  die  ürk.  K.  Heinrichs  f.  Tirol  a.   1312  unten  S.    148. 

*)  So  Hasenöhrl  S.  221,  dessen  bezügliche  Ausführungen 
in  Betreff  dieses  Punktes  bezeichnender  Weise  überaus  schwankend 
und  widerspruchsvoll  sind.     Vgl.  unten  S.  124  u.  oben  S.  118. 
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kaun  um  einen  Beweis  der  konkreten  That,  welche  den 
Anlass  zur  Verfolgung  des  Beklagten  bildete,  durch  Aus- 
sagen von  Wissenden ,  als  von  Personen ,  welche  die 
Begehung  unmittelbar  sinnlich  wahrgenommen  hatten; 
sollte  ja  nach  Art.  7  die  Strafverfolgung  bei  der  Land- 
frage prinzipiell  nur  wegen  solcher  Verbrechen  zulässig 
sein,  welche  nicht  öffentlich  begangeu  worden  waren,  ja 
bei  welchen  die  Heimlichkeit  der  Verübung  zu  den  be- 
grifflichen Elementen  des  Thatbestandes  gehörte ,  bei 
denen  also  ein  Zeugenbeweis  ihrer  Natur  nach  ausge- 
schlossen war. 

Aber  als  nicht  minder  unstatthaft  erweist  sich  an- 
dererseits auch  die  Annahme  eines  Eideshelferbewei- 
ses. Der  Gedanke  an  einen  Beweis  auf  handhafter  That 
ist  bei  einem  durch  Frage  eingeleiteten  Verfahren  ja  von 
vorneherein  ausgeschlossen,  zumal  wenn  die  Abhaltung  der 
betreffenden  Gerichtstage  jedesmal  besonders  beschlossen 
und  sechs  Wochen  voraus  angesagt  werden  musste. 

Dass  aber  ohne  die  Voraussetzungen  der  hand- 
haften  That,  wenicrstens  beim  Verfahren  gecren  den  an- 
wesenden  Beklagten,  oder  sofern  andererseits  angenom- 
men werden  könnte,  dass  ein  abwesender  Beschuldigter 
von  der  gegen  ihn  erhobenen  Anklage  gar  nicht  ver- 
ständigt, nicht  zur  Verteidigung  vorgeladen  zu  werden 
brauchte,  die  lediglich  durch  einen  Kredulitätseid  von 
6  oder  7  Helfern  unterstützte  eidliche  Schuldbehaup- 
tung eines  Angebers  als  hinreichend  zur  üeberführung 
hätte  gelten  können,  muss  wol  ebenfalls  als  undenkbar 
erscheinen.  Dies  umsomehr,  als  für  den  Beklagten,  da 
ja  das  fragliche  Verfahren  durchschnittlich  nur  wegen 
schwerer  Sachen  Anwendung  finden  sollte,  dabei  regel- 
mässig der  Kopf  auf  dem  Spiele  stand,  und  als  jene 
Uebersiebnung  offenbar  nicht  etwa  blos  subsidiär  — 
mangels  der  Reinigung  des  Beklagten  —  sondern  aus- 
schliesslich zugelassener  Beweis  war,  so  dass  jener  grund- 
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sätzlich  gar  nicht  zum  Worte  kam,  von  jeder  Verteidigung 
ausgeschlossen  war. 

Aber  selbst  wenn  man  das  Ausbleiben,  d.  h.  die  Con- 
tumacia  des  Beklagten,  als  prinzipielle  Voraussetzung  für 
die  Uebersagung  annehmen  wollte  i),  erscheint  die  Quali- 
fikation der  eidlichen  Aussage  der  Beweispersonen  als 
Helfereid  ausgeschlossen.  Sie  ist  von  vornherein  ganz 
und  gar  unmöglich,  wenn  unsere  Auffassung  zutrifft,  dass 
die  Worte:  und  sag  denn  bei  dem  aid,  daz  im  kund  und 
gewissen  sei^  auf  jene  zu  beziehen  sind  '^). 

Erweist  somit  diese  Formel  für  die  bezügliche  Aus- 
sage zwingend  den  Charakter  eines  Zeugnisses, 
machen  aber  auf  der  anderen  Seite  ebenso  zwingende 
Gründe  die  Annahme  eines  Zeugenbeweises  über  eine 
konkrete  Thatsache  unmöglich,  so  bleibt  meines  Erach- 
tens  nur  die  eine  Lösung:  dass  das  Wissen  und  die 
Kundschaft  der  Beweispersonen,  also  überhaupt  der  Be- 
weis in  diesem  Verfahren,  sich  nur  auf  die,  wie  oben 
dargelegt  wurde  •^),  neben  der  konkreten  Schuldbehaup- 
tuno"  notwendig?  in  der  Anklage  mitenthaltene  Behaup- 
tung  bezog,  dass  der  Beklagte  ein  schädlicher 
Mensch  sei. 

Wir  haben  darnach  das  üebersagen  mit  Sieben  bei 
der  Landfrage  dahin  zu  verstehen,  dass  die  Notorietät 
dieser  Thatsache  resp.  sol  che  n  Rufes  betreffs  der 
einzelnen  Angeklagten  durch  «ieben  unter  Eid  abgelegte 
übereinstimmende  Aussagen  —  die  des  eigentlichen  An- 
klägers miteingerechnet  —  festgestellt  wurde. 

Dieser  ganze  Sachverhalt  tritt,  wie  ich  glaube,  deut- 
lich genug  heraus,  wenn  man  noch  einmal  folgende  Daten 
aus  obigen  Zeugnissen  nebeneinander  stellt : 


1)  Vgl. 
■')  Vgl. 

3)    Vgl. 

Has  enö 
unten  S. 
S.  110. 

hrl  a. 
123  ff. 

a. 

0. 

S. 
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Oesterr.  Laiidr.  Art.  16:  Wer  bei  der  LaudtVage 
„sagen"  will,  siver  ee  einen  aid  und  sag  denn  hei  dem 
aid  daz  im  kund  und  geivissen  sei. 

Cont.  Zwetl.  a.  1312.  Bei  dieser  .,inquisitio"  wurden 
verurteilt  und  bestraft:  qiii  —  a  nobilihus  vel  a  civihus 
rel  viJhinis  juramento  prius  prestito  concorditer 
(ICC  HS  ah  an  tu  r. 

Cont.  Claustr.  V.  über  das  Geraun  d.  J.  1390.  Die 
versammelten  nohiles  et  villani,  opjwrtebant  —  in  rare, 
qiiod  quilihet  eorum  teilet  dicere  meram  veritatetn 
super  quo  int errogaret ur;  utrum  —  aliquem  —  aci- 
ret,  qui  esset  spoliator  aut  für  et  inutilis  hö- 
rn i  n  i  h  u  s. 

Ein  Vergleich  der  beiden  ersten  Stellen  erweist,  dass 
die  Grundlage  der  Verurteilung  bei  der  Landfrage  ein 
übereinstimmendes  „Sagen"  Mehrerer  war,  wäh- 
rend durch  den  Zusammenhalt  der  zweiten  und  dritten 
der  Inhalt  der  gemeinschaftlichen  „Sage"  sich  klarstellt. 
Der  Ausdruck  „accusare"  in  der  Nachricht  v.  J.  1312 
spricht  keineswegs  gegen  unsere  Annahme,  er  erscheint 
vielmehr  umgekehrt  sehr  charakteristisch  für  das  Wesen 
der  Sache.  Es  ist  von  vorneherein  nicht  wol  daran  zu 
denken  und  wird  noch  insbesondere  durch  den  Ausdruck: 
qui  concorditer  acc,  ausgeschlossen,  dass  die  Strafe 
blos  solche  Verbrecher  traf,  gegen  welche  eine  Mehrzahl 
von  Leuten  wegen  verschiedener  Missethaten,  jeder  wegen 
einer  selbst  erlittenen  Verletzung,  Klage  erhob. 

Jene  vielmehr  wurden  verfolgt,  gegen  welche  eine 
Mehrzahl  von  glaubwürdigen  resp.  vereideten  Personen 
übereinstimmend  zeugte.  Die  Aussage  eines  jeden  Zeu- 
gen war  aber  eben  ihrem  Inhalt  nach  eine  Anklage :  die 
selbständige  Beschuldigung  der  Landschädlichkeit. 

Für  die  Richtigkeit  dieses  unseres  Ergebnisses  muss 
nun  gewiss  auch  der  Umstand  schwer  ins  Gewicht  fallen, 
dass   dasselbe,    obwol    ganz    selbständig    gewonnen,    sich 
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genau  deckt  mit  demjenigen,  zu  welchem  unsere  Unter- 
suchungen und  Erwägungen  über  den  Beweis  in  jenem 
Schädlichkündigungsverfahren  gelangt  sind.  Ganz  ausser 
den  Bereich  des  Zweifels  dürfte  unsere  Auffassung  dann 
aber  durch  die  Ausführungen  des  folgenden  Kajiitels 
treten,  welche  sich  auf  der  Grundlage  eines  Materials  be- 
wegen, das,  wie  ich  glaube,  eine  endgiltige  und  sichere 
Entscheidung  dieser  Frage  ermöglicht.  Aus  den  betref- 
fenden Zeugnissen  mag  nur  eines  vorgreifend  schon  hier 
zur  Anführung  kommen,  weil  es  aus  uächstverwandtem 
Rechtsgebiete  stammend,  schon  von  anderer  Seite  zur 
Interpretation  des  österreichischen  Landrechts,  allerdings 
in  irrtümlicher  Weise,  verwendet  worden  ist,  und  ge- 
eignet erscheint,  alle  Voraussetzungen,  auf  welchen  unsere 
obige  Schlussfolgerung  beruht,  nachdrücklich  zu  unter- 
stützen. 

Es  ist  eine  Urkunde  K.  Karls  IV.  für  den  Erz- 
bischof von  Salzburg  a.  136G,  wonach  im  Stiftsgebiet 
bisher  die  Ueberführung  eines  Diebes  zu  erfolgen  hatte 
durch  ,,sieben  Gezeugen",  deren  eidliche  Aussage 
lautete :  Ich  sag  auf  mein  aid,das  mir  tc  ar  ge  w  isse  n 
ist,  das  iV.  der  da  gegenhurtig  vor  dem  rechten  staf, 
lanndt  vnd  lewt  sehe  dl  ich  ist  mit  Deirpe  als  ver 
das  man  zu  recht  von  jm  richten  sol,  vnd  no  N. 
deslaugent,  des  hin  ich  Kr  ist  an  des  richte  rs  zeugen  vnd 
des  gerichtz  alz  recht  ist  ^). 

Man  wird  die  rechtliche  Identität  dieses  Beweises 
mit  dem  Uebersagren,  bezw.  üebersiebnen  schädlicher  Leute 
bei  der  Landfrage  wol  kaum  bezweifeln  können;  ganz 
zutreffend  hat  aber  hier  schon  Hasenr)hrl  -)  konstatirt, 
dass  diese  Gezeugen  ersichtlich  nicht  aussagen,  der  An- 
geklagte   habe    gestohlen,    sondern    nur,    dass    er    ein 


*)  Senckenberg,  Visiones  diversae  S.   195. 
2)  a.  a.  0.  S.  221. 
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schädlicher  und  diebischer  Mensch  sei.  Nur 
scheint  dabei  höchst  sonderbar,  wenn  er  dieselben  eben 
darum  nur  als  Eideshelfer  gelten  lassen  will,  während  er 
doch  unmittelbar  darauf,  sozusagen  in  einem  Athem,  die- 
jenigen, welche  nach  Landr.  IG  bei  dem  Frageverfahren 
Jemand  eiues  Verbrechens  beschuldigen,  speziell  deshalb 
als  „eigentliche  Zeugen''  erklärt,  weil  sie  aussagen  müssen, 
was  ihnen   kund  und  zu  wissen  ist. 

Demnach  hätte  er  doch  auf  Grund  der  Worte :  daz 
mir  war  geivisse7i  ist,  jene  üebersiebnungszeugen  der  Salz- 
burger Urkunde  ebenso  qualifiziren  oder  doch  mindestens 
jener  von  ihm  unterschiedenen  dritten  Gruppe  von  Be- 
weispersonen zwischen  Zeugen  und  Eideshelfern  zurechnen 
müssen,  wohin  er  insbesondere  die  ümsessen  stellt,  welche 
auf  Befragen  über  dauernde  Rechtsverhältnisse  in  Betreff 
eines  Grundstücks  oder  über  den  Stand  einer  Person  aus- 
sagten. Audi  diese  will  er  nämlich,  trotzdem  sie  nach 
Art.  53  auszusagen  haben,  was  ihnen  kund  und  zu  wissen, 
darum  nicht  als  eigentliche  Zeugen  ansehen,  „weil  Zu- 
standsrechte  nicht  durch  spezielle  Facta  erweisbar  sind, 
und  die  ümsessen  doch  nur  im  Allgemeinen  aussagen 
können,  dass  der  Kämpfer  für  adelig  gehalten  wurde, 
dass  er  eine  adelige  Lebensweise,  einen  adeligen  Namen 
führe"  u.  s.  w.  i). 

In  Wirklichkeit  sind  nun  die  Beweispersouen  dieser 
Gattung  im  deutschen  Recht  aber  eben  immer  als  eigent- 
liche Zeugen  behandelt  und  bezeichnet  worden;  es  sind 
diejenigen,  die  man  als  Gemeinde-,  Nachbar-,  Erfahrungs- 
Oetfentlichkeitszeugen,  d.  i.  als  Zeugen  über  die  Offen- 
kundigkeit  eines  Zustandes  von  den  Geschäfts-  oder  ür- 
kundszeugen  zu  unterscheiden  pflegt  %  auf  welche  Hasen- 
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ölirl  also  ganz  mit  Unrecht  den  Zeugenbegriff^  überhaupt 
beschränkt.  'Ein  solcher  Zustand,  dessen  Offenkundiijkeit 
durch  Erfahrungszeugen  bewiesen  werden  konnte,  war 
dann  eben  auch  der  Leumund  eines  Menschen,  der  Ruf 
eines  landschädlichen  Mannes  bezw.  die  verbrecherische, 
landschädliche  Lebensweise  eines  Beklagten. 

Dass  nun  ein  darauf  gerichteter  Beweis  durch  sieben 
Leumundszeugen  füglich  als  Beweis  mit  „der  (dem) 
Gewissen"  bezeichnet  und  auch  wol  das  ganze  Ver- 
fahren, dessen  Kern  und  charakteristisches  Moment  ein 
solcher  Beweis  bildete,  leicht  darnach  benannt  werden 
mochte,  wird  man  schwerlich  in  Abrede  stellen  können  i). 

Wenn  das  österr.  Landr-  (Art.  16)  für  die  Beweis- 
personen auch  in  diesem  Falle  Ebenbürtigkeit  mit 
dem  Beklagten  verlangt,  so  stellt  es  damit  eine  Forderung 
auf,  die  im  späteren  Recht  sonst  nirgends  wiederkehrt, 
und  wol  auch  im  österreichischen  Recht  kaum  dauernd 
festgehalten  wurde,  so  wenig  wie  nachweislich  die  un- 
mittelbar damit  verbundene  Forderung,  dass  die  „Sag" 
offenbar  geschehen  solle.  Beide  Vorschriften  erklären 
sich  im  österr.  Landr.  wol  als  Aeusserungen  der  Tendenz, 
durch  Aufstellung  allseitiger  Kautelen  einer  misbräuch- 
lichen  Anwendung  dieser  summarischen  Justiz  vorzubeugen. 
Vom  prinzipiellen  Standpunkt  des  österr.  Laudrechts  aus, 
mit  seiner  scharfen  Betonung  des  Reinigungsrechts  des 
Beklagten  -),  stellte  sich  eben  die  Zulassung  einer  solchen 
Ueberführung  durch  Leumundszeugnis  schon  an  und  für 
sich  als  eine  sehr  weitgehende  Konzession  dar. 

Am  Schlüsse  dieser  Ausführungen  ist  nun  wol  auch 
bereits  die  Stelle,  wo  wir  uns  jene  Vorschrift  des  frän- 
kischen Königs  Childelbert  II.  in  der  Decretio  v.  J.  595 
(oben  S.  15)  noch  einmal  vergleichend  vor  Augen  führen 


•)  S.  222. 

2)  Vgl.  Bruuner,  D.  R.  G.  S.  393:    Schröder,  D.  R.  G. 
S.  84,  354.     Siegel,  D.  R.  G.  S.  483. 


1)  Vgl.  oben  S.  99  ff. 

2)  Vgl.  oben  S.  117  Anm. 
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mögen.  Ich  gliiube,  mau  wird  sich  darnach  der  Ueber- 
zeugung  kaum  verschliesseu  köuuen,  dass  das  eben  er- 
örterte spätmittelalterliche  Leumunds  -  Beweisverfahren 
gegen  schädliche  Leute  schon  in  jener  altfränkischen  Ein- 
richtung ein  im  Wesen  und  in  der  Ausgestaltung  völlig 
übereinstimmendes  Vorbild  hatte  i). 

Was  endlich  die  Rechtsfolgen  betrifft,  welche 
sich  an  die  Uebersagung  bei  der  Landfrage  knüpften,  so 
ist  dies  eben  jener  Punkt,  in  welchem  das  in  den  österr. 
Quellen  fixirte  Recht  gegenüber  dem  durch  das  Reichs- 
gesetz Y.  J.  1235  und  die  baier.  Landfrieden  von  1244 
und  1255  bezeichnete  Entwicklungsstadium  einen  wesent- 
lichen Fortschritt  erkennen  lässt. 

Der  Beweis  der  Landschädlichkeit  hatte  darnach  er- 
sichtlich nicht  mehr  blos  die  Bedeutung:  eines  Y  e  r- 
dachtsbeweises,  sondern  die  eines  wirklichen 
Schuldbeweises.  Das  Verfahren ,  deasen  Kern  der 
Uebersiebnungsbeweis  bildete,  war  nicht  mehr  ein  Vor- 
verfahren für  ein  weiteres  Haupt-  oder  Schlussverfahren, 
sondern  das  Strafverfahren  schlechtweg.  Für  den  Ueber- 
sagten  gab  es  keinerlei  Reinigung  mehr,  die  Wirkungen 
der  Uebersiebnung  waren  lediglich  und  ausnahmslos  ab- 
solute und  definitive.  In  Folge  derselben  verfiel  der  Be- 
klagte unmittelbar  in  den  rechtlichen  Zustand  eines  Ver- 
urteilten. 

Im  Fall  seiner  Anwesenheit  traf  ihn  sofort  die 
Strafe  des  betreffenden  Verbrechens,  also  regelmässig  der 
Tod.  Das  darf  man  wol  unmittelbar  entnehmen  aus  Landfr. 
Otakars  a.  1251:  —  und  s/rer  übersaht  trirt,  über  den 
sol  man  richten  als  recht  ist-);  und  einen  entsprechen- 


>)  Vgl.  auch  Siegel,  D.  R.  G.  S.  485. 

»)  Vgl.  österr.  Landr.  Art.  2:  Begreift  er  in  an  der  hannt- 
haft,  so  sol  er  über  in  richten  mit  dem  tode.  Entrinnet  er 
im  u.  8.  w. ;  ausserdem  insbesondere  auch:    Baier.  Landfr.  a.   1281 


I 
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den  Rückschluss  gestattet  auch  österr.  Landr.  Art.  67: 
Ist  aber  daz  das  haus  wirf  i'ibersaget  mit  siben,  so  sol 
man  über  es  richten  mit  fewr  und  mit  prechen,  also 
daz  ain  stain  bei  dem  andern  nicht  enlige. 

Der  abwesende  bezw.  flüchtige  Beklagte  aber 
verfiel  in  einen,  dem  des  Aechters  entsprechoiden,  jedoch 
von  diesem  bestimmt  unterschiedenen  Zustand.  Vgl.  österr. 
Landr.  §53:  Wir  seczenn  und  gepieten  das  kain  über- 
s alter  man  kain  gericht  bestee;  ferner  §  57  und  §  62 
oben  S.  87  gegen  das  Behalten  eines  Aechters  oder  eines 
übersagten  Mannes. 

Ebenso  öst^^rr.  Landfr.  a.  1281:  Swer  die  ü her- 
sagten Leute  und  die  Leute ^  die  in  des  Landes  ahte 
sint,  behaltet  oder  haimt^  auf  den  sol  man  varr^n,  als  auf 
eiyien,  der  den  vride  zehrochen  hat  ^). 

Vgl.  endlich  auch  Priv.  Herz.  Albrechts  I.  f.  d.  Stadt 
Wien  a.  1296  c  36:  er  nimmt  die  Besucher  des  Jahr- 
markts in  seinen  Schutz  und  Frieden  und  gibt  ihnen 
Sicherheit,  daz  sie  nicht  mugen  werden  bechlagvt  in  de- 
hainem  gerihte  umb  dehain  sache  noch  umb  dehain  schulde, 
deu  auzzerhalbe  des  jarmarclites  sei  geschehen  — .  Su-er 
sie  darüber  angreiff'H,  der  sol  werden  gerihiet  als  ein  zer- 
brecher  des  vrides  und  ein  betrübacr  des  lau  des.  Wir 
nemen  aber  auz  der  vreiunge  übersait  laeüte  und  val- 
schaer  und  raubaer  und  prennaer  und  dibe  (d.  h.  Per- 
sonen, welche  wegen  solcher  Verbrechen  erst  verfolgt  oder 
beklagt  wurden) :  den  sol  man  ze  allen  ziten  ir  reht  tun'^). 


c.  13  und  a.  1300  c.  51  :  Nach  der  »Uebersagung"'  des  schädl.  M. 
^ySol  man  fragen,  wi  man  über  in  rihten  sttol  (den  schejyfen 
rragen  der  iirtail") ;  (s.  unten  S.  147,  148;  dazu  S.  154,  155) 
und  Nürnberger  Halsgerichtsordnung  unten  S.   153. 

1)  Kurz,  Oesterreich  unter  den  K.  Ottokar  und  Albrecht  I. 
2,  191;  U.  B.  d.  Landes  ob  der  Enns  3,  581. 

2)  Tomaschek,  Rechte  u.  Freiheiten  d.  Stadt  Wien,  1 ,  75. 
Vgl.  auch   die  Stellen   aus  baier.  Urkunden   unten  Abschnitt  VII- 
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üass  der  Begriff  des  übersagteu  Mannes  in  allen 
diesen  Stellen  der  von  uns  augenoramenen  Bedeutung 
des  Ausdmcks  „übersagen "  in  dem  Landfrieden  Otakars 
und  den  besprochenen  Stellen  der  älteren  Landrechtsauf- 
zeichnung entspricht,  d.  h.  dass  dieser  auch  hier  auf  die 
eigenartige  üeberführuug  im  besonderen  Verfahren  gegen 
die  schädlichen  Leute  und  weder  allgemein  auf  eine  ge- 
richtliche Ueberweisiing  noch  auch  auf  eiue  Aechtung  zu 
deuten  ist,  liegt  nach  Allem  wol  unmittelbar  zu  Tage  und 
kann  noch  sicher  gestellt  werden  durch  den  Hinweis  auf 
c.  41  des  Landfriedens  K.  Rudolfs  L  v.  J.  1287:  Ez  sol 
oiich  die  lute  nieman  behalten  oder  heimsen,  die  nii  iibir- 
seit  sint  oder  uhirseit  werdent  die  schedelich 
sint  dem  lande  u.  s.  w.  i),  d.  h.  wol  „die  übersagt 
werden,  dass  sie  schädlich  sind  dem  Lande"  -).  Diese 
Bestimmung  wiederholt  auch  Landfriede  K.  Albrechts  l. 
a.  1298'^)  c.  42  mit  der  Ueberschrift :  Der  uh eil  et  ig 
lewt  behält^). 

Zur  Illustration  des  Zustandes  des  in  contumaciam 
üebersagten  können  dann  wol  auch  noch  per  analogiam 
die  Bestimmungen  des  österr.  Landrechts  Art.  67  dienen, 
welche  in  Betreff  eines  übersagten  Hauses  galten,  dessen 
Zerstörung  vom  Landesherrn  durch  des  herren  lieh,  des 
das  haus  ist,  unterlassen  worden  war.  Es  ist  offenbar 
der  Zustand  der  Recht-  und  Friedlosigkeit, 
in    dem    das    Haus    nichtsdestoweniger    immer    verblieb. 


•)  M.  G.  LL.  2,  452 ;  der  unmittelbar  vorausgehende  Artikel 
enthält  die  korrespoudirende  Bestimmung  gegen  das  Hausen  der- 
jenigen, welche  durch  Bruch  des  Landfriedens  meyneidic,  hennic 
und  ehtic  werden. 

*)  Zweifellos  falsch  Wyneken,  Die  Landfrieden  in  Deutsch- 
land von  Rudolf  von  Habsburg  bis  Heinrich  Vü.  S.  18:  Die  Leute, 
»die  Uebelthäter  sind  oder  werden  oder  dem  Lande  irgendwie 
schädlich  sind*. 

«)  VgL  Wyneken  a.  a.  O    S. 

*)  M.  G.  LL.  2,  483. 
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Gegen  gerichtlich  erhobene  Ansprüche  kann  es  nicht  ver- 
teidigt werden  ^)  eigenmächtige  Rechtsverfolgung  oder 
überhaupt  Gewaltthat  gegen  dasselbe  bleibt  straflos:  Ist, 
daz  dem  haus  dhain  heimsnchoi  geschieht,  des  ensol  nie- 
mant  engelten  gen  dem  gericht  und  gen  dem  herren,  des 
das  haus  ist,  wann  es  üb  er  sagt  ist  und  sein  recht 
benomen  ist. 

Die  Exekution  der  in  contumaciam  ergangenen  Straf- 
urteile sollte  übrigens  prinzipiell  wol  auch  direkt  durch 
die  Mittel  der  öffentlichen  Gewalt  besorgt  werden.  Vgl. 
österr.  Landr.  §  57  und  Art.  67  oben  S.  87,  österr. 
Landfr.  a.  1281  oben  S.  126,  ferner  die  Nachricht  über 
die  „Frage"  v.  1312  und  insbesondere  folgende  ausführ- 
liche Erzählung,  betreffend  das  Geräun  v.  J.  1402  im 
Appendix  zu  Gr.  Hagen's  Chronica  des  Landes  Oesterreich : 

A.  1402:  in  dem  Jare  ze  Ostern  ivar  das  greineti 
in  Oesterreich  von  der  sach  wegen,  wenn  der  jung 
Markhgraff  von  Mehrern,  und  der  Geuschpitzer  (alias 
dictus  Dürteiiffl)  und  die  von  Vettau  namen  zu  Um  all 
diep  und  Raub  er  und  kriegten  mit  den  alten  Markh- 
graft'en  Frokopio  und  verderbten  Mehrern  gar  mit  raub 
und  brant.  Xu  möchten  die  Böhmen  des  niht  komen 
sein:  umin  all  die  Edel  sotten  sein,  Ritter,  Knecht, 
Knappen  und  etlich  Herren  gesessen  auf  den  Marchfeld 
und  herauf  an  Hausrukh  waren  alle  diepp  und  verräther 
und  hetten  gleichen  tail  mit  dem  Pehmen.  Darumh  ward 
das  Greinen  erfunden,  und  dg  waren  des  Greinen 
Mai  st  er:  Herr  Vir  eich  Dachsperger  Marschalch^  Fried- 
reich V.  Walsee,  Ott  der  Mey sauer,  Heinrich  Zelkinger, 
Albrecht  Ottenstainer  burger  von  Wien  und  hetten  200 
spiess  und  200  Schüzen  und  50  wagen  die  ant- 
iverch,  Kazen  und  büchsen  füren.  —  — 


0.  c.  o. 


i)  Siehe  oben  S.  118  Anm. 

Z  a  1 1  i  Q  g  e  r  ,  Landschädliche  Leute. 
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Dcis  erst  haus  das  sy  geicunnen  dass  war 
Hochenau  da  vimg  man  der  diepp  45  simul  et 
semei  Der  Knappen  entrungen  vil  gen  Mehrern,  den 
brach  man  die  heuser  nider^  vil  wurden  ihr  er- 
hangen und  wem  man  ehren  nolt  den  sannt  man  gen 
^Vienn^  die  warf  man  heg  der  näht  in  die  Tunau.  Sie 
kamen  gen  Emersdorf  fer.  2.  p.  f.  Corp.  Chr.  Item  fer.  2. 
postea  brach  man  das  huss  ze  Leg  den  dem  Hanse 
Fruzestorff'er  ^). 

Es  ist  nuu  wol  jedeufalls  als  selbstverstäudlich  an- 
zunehmen, dass  der  Eintritt  der  Rechtswirkungen 
der  üebersiebnung  von  Hause  aus  auch  in  unserem 
Verfahren  vermittelt  wurde  durcli  einen  richterlichen 
Spruch,  ein  Urteil,  welches  das  Ergelmis  resp.  das  Ge- 
lingen des  Beweises  und  die  Straffolgen  feststellte  und 
kundmachte.  In  unseren  Quellen  ist  allerdings  von  einem 
solchen  Urteil  oder  von  einer  gerichtlichen  Verlautbarung, 
wie  sie  nach  Reichs-  und  baierischem  Landfriedensrecht 
auf  Grund  des  Schädlichkeitsbeweises  erging,  der  Schäd- 
lichkündiguug  des  Beklagten,  ausdrücklich  nicht  dieRede^). 
Aber  das  erscheint  bei  näherer  Erwägung  auch  sehr  wol 
begreiflich. 

Dass,  wie  in  jedem  Rechtsverfahren,  ein  Urteil  er- 
ging, bedurfte  an  sich  keiner  Erwähnung;  im  üebrigen 
aber  ist  ja  klar,  dass  das  Urteil  im  Verfahren  bei  der 
Landfraue  eine  wesentlich  veränderte  und  zwar  sehr  viel 
geringere,    weniger    markante  Bedeutung  hatte    als    jene 


0  Fez,  Scriptores  rer.  Austr.  1,  1165;  vgl.  Kurz,  Oester- 
reich  unter  Herz.  Albrecht  IV.  S.  135.  Siehe  auch  die  Urkunde 
a.  1402  der  Herzoge  Wilhelm  und  Albrecht  von  Oest erreich  über 
die  Ausschreibung  einer  Steuer  zur  Herstellung  des  Landfriedens : 
Darzw  haben  wir  auch  gcschaft  ain  Gerewn  ze  haben,  als  ron 
alter  her  komeu  ist.     (Archiv  f.  Kunde  österr.  Geschq.  31,  288.) 

'-)  Vgl.  übrigens  Otakar  a.  1251 :  über  den  sol  man  rihten 
als  recht  ist:  dazu  oben  S.   126  Anm.   1. 
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Schädlichkündigung.  Das  erscheint  als  eine  Konsequenz 
einerseits  der  festeren  rechtlichen  Ausgestaltung,  welche 
das  Beweisverfahren,  andererseits  der  abweichenden  Wir- 
kungen, welche  das  Urteil  hier  erlangt  hatte. 

War  ursprünglich  oder  anderwärts  die  Form  des  Leu- 
mundsbeweises noch  eine  mehr  freie,  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  in  das  Ermessen  des  Richters  gestellt  (Beweis  per 
plurum  et  meliorum  provincie  confessionem)^  so  musste  natur- 
gemäss  gerade  das  richterliche  Erkenntnis  besonders  hervor- 
treten, als  ein  Akt  von  konstitutiver  Bedeutung,  an  welchen 
die  bezüglichen  Rechtsfolgen  unmittelbar  erst  sich  knüpften. 
Dagegen  hatte  das  Urteil  auf  Grund  der  Üebersiebnung 
als  eines  an  sich  formalistischen  und  einseitigen  Beweises, 
dessen  Gestaltung  von  Rechtswegen  ganz  genau  vorge- 
schrieben war,  eben  nur  mehr  einen  deklarativen 
Charakter  und  um  so  untergeordnetere  Bedeutung,  als 
ja  auch  der  Inhalt  der  übereinstimmenden  Aussage  der 
Beweispersonen  (dass  der  Beklagte  ein  schädlicher  Mensch 
sei)  seiner  Natur  nach  schon  ein  Urteil  war,  welches  in 
dem  richterlichen  Erkenntnis  nur  wiederholt  werden 
konnte.  Nach  seinem  sonstigen  Inhalt  aber  charakteri- 
sirte  sich  das  Urteil  bei  der  Landfrage  gegenüber  einem 
anwesenden  Beklagten  eben  nur  als  ein  gewöhnliches 
Strafurteil,  gegenüber  einem  abwesenden  als  die  Ver- 
bäno^ung  einer  unlösbaren  Acht.  Und  selbst  in  dieser 
Richtung  trat  die  Bedeutung  der  öffentlichen,  prozessualen 
Verkündiorunor  mehr  zurück ,  seitdem  das  Verbot  des 
Hausens  und  Hofens  eines  übersagten,  wie  eines  geäch- 
teten Mannes  resp.  eine  entsprechende  Notifikation  (De- 
nunziation) stets  noch  nachträglich  an  Jeden  persönlich 
gerichtet  wurde,  der  einen  solchen  verbotenen  Mann  bei 
sich  hielt  und  zwar  unter  Gewährung  einer  Frist,  welche 
vom  Tage  der  Zustellung  berechnet  wurde. 

Vgl.  Landfr.  K.  Rudolfs  L  a.  1287  c.  41:  (=  Land- 
friede   K.  Albrechts    a.   1298    c.  42V.    Wer    die    über- 
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sagten,  schädlichen  Leuten),  die  er  bei  sich  hält, 
innf^rtalh  ahtt^  tuf/e  d arnach  so  st  ime  verhotten 
werdent  nit  inlieze,  der  sol  den  lantfride  gehrochen  hau 
und  in  die  vor  genantcti  pene  Valien  ahte  und  han  -). 

Vgl.  auch  baier.  Landfr.  a.  1300  c.  13  unten  S.  143. 

Dass  Anklage  und  Verfahren  bei  der  Landfrage  wie 
gegen  scliädliche  Leute,  ao  nicht  minder  auch  gegen 
schädliche  Bürgen  und  Häuser  sich  richten  konnte, 
zeigen  sowol  die  mehrfach  erwähnte  Bestimmung  des 
Art.  67  im  österr.  Landrecht,  sowie  die  Nachrichten  über 
das  Gerann  der  späteren  Zeit.  Es  erscheint  nun  aber 
nicht  notwendig,  auf  das  Verfahren  gegen  Burgen  noch 
besonders  einzugehen,  da  kein  Anlass  zur  Annahme  vor- 
liegt, dass  dasselbe  hier  in  irgend  welchen  prinzipiellen 
Punkten  abweichend  oder  eigentümlich  gestaltet  war. 

Dagegen  werden  wir  es  nicht  unterlassen  dürfen, 
den  ersten  Theil  jenes  Art.  67  einer  Erörterung  zu 
unterziehen,  welcher  den  Fall  behandelt,  dass  eine  Burg 
wegen  davon  ausgegangener  Schadenstiftung  gerügt 
wird,  im  Gegensatz  zu  dem  am  Schluss  besprochenen 
Falle  (s.  oben  S.  87),  dass  dieselbe  als  schädlich  mit 
Sieben  übersagt  wird: 

Welch  herre  ain  purg  hat  oder  ain  haus,  und  da 
er  seinen  purkgrafen  aufseczet,  und  der  icht  tut,  davon 
die  purg  oder  das  haus  gerüget  wirt,  also  daz 
dem  lannd  schaden  dar  in  geschehen  sei,  es  sei  hei 
tag  oder  bei  nacht,  ist  aber,  daz  der  herre  sein  purg 
oder  sein  haus  bereden    mag,   daz  es  an  sein  geschefft 


»)  Vgl.  oben  S.  128. 

2)  M.  G.  LL.  2,  452,  483.  Vgl.  auch  c.  40 :  Wer  einen  durch 
Bruch  des  beschwornen  Landfriedens  in  Bann  und  Acht' Ver- 
fallenen bei  sich  hält,  dar  nach  so  ez  ime  virbotten  wirt 
(Landfr.  K.  Albrechts  a.  1298  c.  41 :  acht  tag  so  es' im 'verboten 
wirt)  er  sol  in  den  selben  schulden  sin  als  der  ist,  den  er  wizzentliche 
nach  dem  geböte  behtiset  oder  behalten  hat. 
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und  univissen  darin  geschehen  sei,  nach  des  lanndes  ge- 
tvonhait  als  recht  ist,  er  geneusset  sein  an  seinem  haus. 
Mag  aber  der  herre  den  begreif fen ,  der  den  schaden 
getan  hat,  den  sol  er  dem  richter  antivurten  und  sol  sein 
haus  von  dem  richter  an  schaden  beleiben.  Ist  aber  der 
herre  aus  d  em  la  n  nd  ge  v  a  r  e  n  und  daz  sein  purk- 
graf  dhainen  schaden  tut  in  seiner  purg,  das  wider  das 
land  oder  wider  das  gericht  ist,  so  sol  der  lanndrichter 
mit  den  umbs essen  für  das  haus  varen.  Ent- 
weichet im  der  purlgraf  davon,  so  sol  er  in  ze  echt  tun 
und  sol  das  geczimer,  da  der  seh  ad  in  ge- 
schehen ist,  aus  dem  haus  p rechen  und  sol  es 
für  das  haus  tragen  und  sol  darüber  richten 
mit  dem  fewr.  Begreiffet  er  in,  so  sol  er  über  in  rich- 
ten als  recht  ist  nach  lanndes  gewonhait.  Ist  aber  der 
herre  selb  in  detn  haus  gesessen  und  iril  des  nicht  under- 
steen,  es  geschech  dem  lannde  schaden  darin,  es  sei  bei 
tag  oder  hei  nacht,  man  sol  über  das  richten  ?iach  lann- 
des  gewonhait  als  recht  ist. 

Die  Gliederung  dieser  Bestimmung,  welche  von  der 
Unterscheidung  ausgeht,  ob  der  Burgherr  zur  betreuenden 
Zeit  selbst  zu  Hause  oder  ausser  Landes  war,  sowie  auch 
zum  Teil  der  Inhalt  derselben,  erinnern  sofort  lebhaft 
an  das  oben  i)  besprochene  c.  1 1  des  baierischen  Land- 
friedens von  1244  (<-'.  13  a.  1255);  ja,  die  Vorschrift  über 
das  Verfahren  bei  Abwesenheit  des  Herrn  klingt  stellen- 
weise sogar  im  Wortlaut  an  den  Schlusssatz  jenes  Kapitels 
an.  Man  könnte  sohin  dieses  Zeugnis  vielleicht  gegen 
unsere  Interpretation  der  baierischen  Stelle  bezw.  direkt 
als  Beweis  dafür  ins  Feld  führen,  dass  der  Ausdruck  .,de- 
nunciare"  daselbst  nicht  in  dem  angenommenen  prägnanten 
Sinn,  sondern  in  der  an  und  für  sich  näher  liegenden 
Bedeutung  von  „anzeigen'',  ,. rügen"  aufzufassen  sei. 


«)  ö.   74  ff. 
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Nun  ist  aber  vor  Allein  festzuhalten,  dass  selbst, 
wenn  dieser  Beweis  als  zwingend  und  über  alle  oben 
für  unsere  Uebersetzung  und  Auffassung  vorgebrachten 
Argumente  siegreich  gelten  müsste,  dies  doch  in  keinem 
Punkte  eine  wesentliche  Rückwirkung  auf  die  Sicherheit 
unserer  übrigen  bisherigen  Ergebnisse  haben  könnte.  Ins- 
besondere würden  die  seiner  Zeit  allerdings  wesentlich  auf 
jenes  c.  11  begründeten  Annahmen  betreffend  das  Verfah- 
ren gegen  schädliche  Häuser,  auch  wenn  jene  eine  Grund- 
lage hinfällig  würde,  darum  nunmehr  mit  nichten  mit- 
fallen. Wir  könnten  dann  eben  neben  dem  c.  16  des 
Landfriedens  a.  1244  (c.  18  a.  1255)  jetzt  einfach  die 
oben  erwähnten  österreichischen  Zeugnisse  in  die  Lücke 
eintreten  lassen.  Ebensowenig  würde  deshalb  anderer- 
seits auch  unsere  ganz  selbständig  begründete  Ueber- 
setzung des  fraglichen  Ausdrucks  in  den  übrigen  Stellen 
der  baier.  Landfr.  als  minder  feststehend  angesehen  wer- 
den können. 

Aber  es  ist  überhaupt,  wie  ich  glaube,  -in  Abrede 
zu  stellen ,  dass  jener  Stelle  des  österr.  Landrechts 
eine  massgebende  Bedeutung  für  die  Interpretation  der 
entsprechenden  baierischen  Satzung  beigelegt  werden 
darf. 

Wir  haben  in  dieser  die  Uebersetzung  ..rügen''  für 
den  Ausdruck  „denunciare"  in  letzter  Linie  aus  dem 
Grunde  ausgeschlossen,  weil  wir  den  Inhalt  der  Bestim- 
mung als  damit  nicht  wol  vereiubarlich ,  sondern  ledig- 
lich unserer  Uebersetzung  entsprechen^!  erachtet  haben. 
Dieser  Grund  l)leibt  nun  trotz  des  Art.  67  des  österr. 
Landr.  unerschüttert;  denn  die  Vorschriften  des  letzteren 
decken  sich  eben,  näher  besehen,  keineswegs  mit  jenen 
der  baierischen  Parallelstelle.  Verlangt  diese  für  den 
Fall  der  Anwesenheit  des  Herrn  schlechtweg  Auslieferung 
des  Beschuldigten  ad  pimiendiim  oder  zehnfachen  Schaden- 
ersatz, so  statuirt  jener  diesfalls  in  wesentlicher  U eberein- 
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Stimmung  mit  dem  Sachsensp.  ^)  zunächst  ein  eidliches 
Reiuigungsrecht  des  Herrn,  und  darüber  einlach  die 
Pflicht,  den  Beklagten  auszuliefern ,  also,  wie  man  wol 
nach  Analogie  des  Sachsensp.  annehmen  darf,  zunächst 
behufs  Durchführung  des  gerichtlichen  Verfahrens  gegen 
denselben.  Was  ferner  den  Fall  der  Abwesenheit  des 
Herrn  betrifft,  so  fordert  das  baierisclie  Recht  unbedingt, 
als  unmittelbare  Wirkung  der  Denunziation,  ein  exekuti- 
visches Vorgehen  gegen  das  schädliche  Haus  oder  die 
schädliche  Burg,  das  österreichische  dagegen  knüpft  diese 
Folge  nicht  schon  sofort  au  die  Rüge,  sondern  ausdrück- 
lich erst  an  eine  vorausgegangene  Aechtung  des  Burg- 
grafen. 

Aber  selbst  wenn  man  dem  gegenüber  annehmen 
wollte,  dass,  was  in  der  ausführlicheren  österreichischen 
Vorschrift  direkt  gesagt  wird,  in  der  knapp  gefassten 
baierischen  Bestimmung  als  stillschweigende  Voraussetzung 
zu  denken  sei,  könnte  doch  ein  zwingender  Schluss  aus 
der  ersteren  auf  den  Sinn  der  letzteren  meines  Erachtens 
nicht  trezooen  werden. 

Schon  H  a  s  e  n  ö  h  r  1  -)  hat  auf  Grund  der  „  ganzen 
Haltung"  dieses  Artikels  die  auch  durch  den  Hinweis  auf 
die  Verwandtschaft  desselben  mit  c.  7  des  Landfriedens 
K.  Friedrichs  1.  a.  1152  und  mit  jenem  baierischen  Land- 
friedenskapitel unterstützte  Vermutung  ausgesprochen, 
dass  derselbe  ebenso  wie  die  unmittelbar  voraus- 
gehenden Artikel  des  Landrechts  auf  einen 
älteren  unbekannten  Landfrieden  als  Vorlage 
zurückgehen  dürfte. 

Diese  Ansicht  erscheint  jedenfalls  sehr  plausibel,  und 
ich  möchte  als  einen  bestimmten  Haltpunkt  für  dieselbe 
eben  jenen  Ausdruck  „rügen''  in  dem  ersten  Satze  geltend 


i)  Vgl.  oben  S.  77  Anm.  1. 
2)  Oesteir.  Landesr.  S.  163. 
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macheii.  Derselbe  nimmt  sich  hier  eiitschietleu  fremd- 
artig aus.  Er  kommt  im  österr.  Laudrecht  sonst  nicht 
wieder  vor,  und  will  sich  auch  zu  dem  Inhalt  der  frasr- 
liehen  Bestimmung  gar  nicht  fügen. 

Sofern    mau  die  „Rüge"  hier    im  technischen  Sinne, 
als    Anzeige    im    Inquisitionsverfahreu    im  Gegensatz   zur 
ordentlichen    Klage,     auffassen    will,     würde    mit    Rück- 
sicht   auf   den    behandelten  Fall    wol  von    vornherein  an 
eine    Strafverfolgung    bei    der    Landfrage     nach    schäd- 
lichen   Leuten     und    Häusern     gedacht    werden    müssen. 
Nun   wird    aber    hier    das  Verfahren    auf  Rüge   geradezu 
in    Gegensatz    gestellt    zum    Verfahren    auf    Grund    der 
Uebersiebnung,    d.  i.  des  jenem  Verfahren  bei  der  Frage 
eigentümlichen  Beweises.     Es    erscheint  jedoch  wol    sehr 
unwahrscheinlich,    dass  in  dem   ersten  Theil  des  Artikels 
so    ausführlich    der    gewiss    seltene    Fall    behandelt    sein 
sollte,  dass  Jemand  bei  der  Landfrage   eine  Anklage  mit 
der  Schädlichkeitsbehauptung  in  Bezug  auf  eine  Burg  er- 
hob, ohne  den  entsprechenden  Beweis  führen  zu  können, 
der    durchschnittlich    gewiss    noch    leichter    zu  erbringen 
war,  als  in  Bezug  auf  einzelne  Persönlichkeiten.     Ueber- 
dies  hätte    eine  Rüge    ohne  Beweis    wol    in    keinem  Fall 
sich    durch    nachteiligere    Wirkungen    für    den    Beschul- 
digten von  einer  gewöhnlichen  Klage  unterscheiden  können, 
sei  es,    dass  sie  von    dem  Verletzten  oder    einem  Dritten 
bei  der  Landfrage    oder   beim    gewöhnlichen  Rügegericht 
erhoben  wurde.     Es  bliebe  somit  nur  noch  die  Mödich- 
keit    übrig,    dass    unter   der  fraglichen  „Rüge"    eine  ge- 
wöhnliche Klage  ohne  Beweisanerbieteu    oder  eine  form- 
lose gerichtliche  Anzeige  i)  zu  verstehen  wäre.    Ein  solcher 
Sprachgebrauch  dürfte  sich  aber  aus  den  österreichischen 
Quellen  kaum  belegen  lassen. 
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•    In   diesem  Sinne    wird   im  Art.  3    des    österr.    Landrechts 
anscheinend  der  Ausdruck  »inzicht«  gebraucht.   Vgl.  unten  S.  138. 
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Die  wahrscheiulichste  Erklärung  für  die  Erscheinung 
dieses  Ausdrucks  in  unserer  Stelle  scheint  mir  vielmehr 
eben  aus  der  Annahme  sich  zu  ergeben,  dass  diese  auf 
einer  A^orlage  beruht,  welche  den  Ausdruck  „denuuciare" 
enthielt,  und  zwar  in  der  technischen  Bedeutung  der 
Schädlichkündigung.  Für  eiuen  österreichischen  Ueber- 
setzer  lag  dann  ein  Misverständnis  um  so  näher,  als  dem 
österreichischen  Verfahren  gegen  schädliche  Leute  und 
Häuser  ein  genau  entsprechender  Akt  nicht  eigen  war. 
Wurde  dann  aber  die  „denunciatio"  als  Rüge  aufgefas^t 
und  übersetzt,  so  ergab  sich  damit  eben  die  Veran- 
lassung, einerseits  den  luhalt  der  folgenden  Bestimmung 
einigermassen  auf  diese  Voraussetzung  zurechtzulegen, 
andererseits  aber  am  Schlüsse  noch  das  eigentliche, 
landesübliche  Verfahren  gegen  schädliche  Burgen  hinzu- 
zufügen. 

Zum  Schlüsse  bleibt  noch  übrig  folgende  Bestimmung 
des  österr.  Landesrechts  kurz  ins  Auge  zu'^fassen. 

Art,  2.  Es  sol  auch  der  lanndes  herre  dhainen  dienst- 
man  n i ch t  il bersagen  umb  iras  er  tu t.  Er  sol  über 
in  richten  nach  des  lanndes  gewonhait,  als  recht  ist.  Be- 
greift er  in  an  der  hanntJiafft,  so  sol  er  über  in  richten 
mit  dem  tode.  Entrinnet  er  im,  so  sol  er  in  in  die  echt 
tun,  und  nach  der  echt  so  sol  er  in  beclagen  cor  dem 
reiche,  und  sol  tnan  vor  dem  reiche  urtail  über  in  tun, 
als  im  ertailt  ivirt,  und  sol  im  sein  er  und  sein  recht 
niemant  benemen,  nenn  das  reich,  wann  si  von  detn 
reiche  des  lanndes  herren  lehen  sind,  davon  sol  der  Chaiser 
und  das  reich  die  leczten  urtail  über  in  geben. 

Es  entsteht  die  Frage,  welche  Bedeutung  in  dieser 
Stelle  für  den  Ausdruck  ,,üb  er  sagen"  anzunehmen  ist. 

Siegel,  welcher  mit  einzelnen  Handschriften  dafür 
„versagen"  liest,  fasst  denselben  hier,  wie  auch  sonst, 
namentlich    unter  Verweisung   auf   Art.  67    als   sofortige 
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FriedlosleguDg  aufi).  Aber  einmal  dürfte  die  Lesart 
„übersageii'^  doch  als  die  besser  beglaubigte  zu  gelten 
haben-'),  für  welchen  Ausdruck  dann  jene  Deutung 
schon  an  sich  viel  ferner  liegt.  Sie  ergibt  sich  aber  auch 
ebensowenig  etwa  mit  Notwendigkeit  von  selbst  aus  dem 
Inhalt  der  betreffenden  Bestimmung,  wie  aus  den  ano-e- 
zogeuen  Parallektellen.  Was  die  letzteren  betrifft,  °so 
dürfte  man  vielmehr  wol  zugeben,  dass  nach  den  vor- 
stehenden Ausführungen-^)  von  vorneherein  auch  in  Art.  2 
für  den  fraglichen  Ausdruck  die  Bedeutung  „durch  Sage, 
Aussage  überwinden,  überführen''  zu  vermuten  ist. 

Ein  Hindernis  könnte  man  auf  den  ersten  Blick  aller- 
dings etwa  in  dem  Umstand  finden,  dass  es  sich  nach  der 
wörtlichen  Fassung  der  Vorschrift  dabei  um  ein  Verfahren 
seitens  des  Laudesherrn  zu  handeln  scheint,  und  zwar 
was  das  üehersageu  betrifft,  ersichtlich  noch  nicht  etwa 
um  einen  Akt  vor  dem  Hofgericht,  sondern  innerhalb 
des  Landes  vor  einem  territorialen,  also  nach  dem  Ge- 
richtsstandsprivileg der  Dienstmannen  1)  eben  vor  dem 
landesherrlichen  Gericht.  Diese  Schwierigkeit  löst  sich 
aber  sofort,  wenn  wir  folgende  Parallelstellen  als  Inter- 
pretationsbehelfe heranziehen : 

Art.  3:  So  sol  auch  der  lanndes  herre,  noch 
dhatn  rieht  er  dhainen  unhesprochen  man  und  der  ein 
gesessen  man  ist  umh  dhain  inczicht  nicht  auf- 
haben. Er  sol  in  vordem  in  der  schrann  nach  lanndes 
genonhait,  als  recht  ii<t.  — 

1,  Die  rechtliche  Stellung  der  Dienstmannen  in  Oesterreich 
S.  A.  S.  31,  32  Anm.  2.  Vgl.  Dop  seh.  Entstehung  und  Charakter 
d.  österr.  Landr.  S.  64. 

^)  Sie  findet  sich  in  Art.  2  in  der  Hälfte  der  Handschiifteu, 
in  Art.  67  aber  nur  in  einer  einzigen.  Vgl.  Siegel  a.  a.  0.  S.  31 
Anm.  2,  S.  32  Anm.  1.  Sonst  kommt  dieser  Ausdruck  in  österr. 
Quellen,  soviel  ich  sehe,  überhaupt  nicht  vor. 

»)  Vgl.  oben  S.  115  ff. 

*)  Vgl.  österr.  Landr.  Art.  1. 
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Art.  5:  So  sol  auch  der  lanndes  herre  noch 
d  h  a  i  n  rieht  er  a  uf  dh  a  inen  u  n  besprochen  m  a  n  n  icht 
er  c  zeugen  was  im  genseinen  leben  oder  gen  seinen  eren 
gee  u.  s.  w.     Vgl.  oben  S.  117  Anm. 

Gestattet  schon  die  erstere  Bestimmung  auch  für 
Art.  2  die  Annahme  eines  Vorgehens  des  Landes- 
herrn über  eine  private  klägerische  Initia- 
tive, so  ergibt  die  zweite  für  diesen  Schluss  eine  schla- 
gende Bestätigung.  Hier  handelt  es  sich  sicherlich  nicht 
um  den  Fall  der  Offizialklage,  d.  h.  um  die  Führung 
eines  Zeugenbeweises  durch  den  Richter  selbst  als  An- 
kläger 1),  sondern  um  einen  Parteibeweis  vor  Gericht. 
Eine  Ueberführung  des  unbescholtenen  Beklagten  durch 
klägerische  Zeugen  soll  ausgeschlossen  sein  vor  dem  lan- 
desherrlichen, wie  vor  jedem  andern  Gericht.  Der  Richter 
wird  hier  augenscheinlich  nur  darum  an  Stelle  des  Klägers 
crenaunt.  weil  er  eben  als  der  Vorsitzende  uud  Leiter  des 
oranzen  Verfahrens  auch  den  Beweis  formell  anordnete  und 
eventuell  den  darauf  sich   gründenden  Strafbefehl  erliess. 

Wir  haben  demnach  jedenfalls  auch  für  Art.  2  die 
Auslegung  frei:  Ein  Dienstmann  soll  vor  dem  Landesherrn, 
im   Gericht  des  Landesherrn  nicht  übersgt  werden. 

Und  dieser  Au.>legung  steht  dann  auch  der  weitere 
Inhalt  de^  Artikels  durchaus  nicht  im  Wege.  Um  die 
allcremeine  Bedeutuus:  desselben  bestimmter  heraustreten 
zu  lassen,  muss  man  ihn  in  Zusammenhalt  mit  dem  Vor- 
ausffehenden  brinoren.  Wie  Art.  1  ein  Privileg  für  die  Dienst- 
mannen  in  Bezug  auf  den  Gerichtsstand  statuirt:  So 
sol  dhain  —  dienstman^  die  ze  recht  zu  dem  lannd  ge- 
hör ent,  weder  auf  ir  leib  noch  auf  ir  er  noch  auf  ir  aigen 
ze    recht    steen  nur  in    offner  schrann    vor  dem 


1)  Gegen  die  Möglichkeit  dieser  Annahme,  welche  Löning 
Reinigungseid  S.  203  offen  lassen  will,  entscheidet  der  oben  S.  117 
Anm.  dargelegte  Zusammenhang  der  Art,  5.  7,  8. 
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Ja  und  es  herren;  so  Art.  2  iu  Bezug  auf  das  gericht- 
liche Verfahren:  Die  Verurteilung  eines  Dienstmannes 
seitens  des  Landesherru  soll  aber  nicht  erfolgen  dürfen  auf 
Grund  einer  Uebersaguug  (des  Beklagten),  sondern  entweder 
auf  Grund  des  Verfahrens  bei  handhafter  That,  oder  im  lan- 
desüblichen Kontuniazialverfahren,  hier  jedoch  mit  der  Be- 
schränkung auf  die  Verhäiigung  der  Acht,  während  „die 
leczten  urtail'-  über  Intervention  des  Landesherrn  vom 
König  selbst  im  Hofgericht  gesprochen  werden  sollten. 

Darf  nun  aber  einmal  davon  ausgegangen  werden, 
dass  unter  dem  Uebersagen  ein  Verfahren  zur  Ueberwiu- 
dung  des  Beklagten  verstanden  ist,  so  kann  weiter  kaum 
mehr  ein  Zweifel  bleiben,  dass  wir  darin  eben  denselben 
Beweis  zu  erblicken  haben,  der  im  österr.  Landrecht  auch 
sonst  technisch  mit  diesem  Ausdruck  bezeichnet  wird: 
die  Uebersiebnung  mit  Leumundszeugen  zur  Konstatirung 
der  Landschädlichkeit  wie  im  Verfahren  bei  der  Land- 
frage. So  wie  dieses  letztere  in  Art.  15  und  17  wird 
auch  hier  das  Uebersagen  als  ein  aussergewöhnliches 
summarisches  Vorgehen  charakterisirt,  indem  es  in 
Gegensatz  gestellt  wird  zu  demjenigen  „nach  Landes  Ge- 
wohnheit als  Recht  ist". 

Dazu  kommt,  dass  das  Uebersagen  auch  hier  weder 
als  gewöhnlicher  Eidesbeweis  mit  Helfern ,  noch  als 
Zeugenbeweis  ausgelegt  werden  könnte.  Ersterer  war  ja 
gerade  das  dem  ausdrücklich  zugelassenen  Verfahren  auf 
handhafter  That  eigentümliche  Beweismittel,  letzterer  da- 
gegen war  nach  Art.  5  überhaupt  jedem  unbesprochenen 
Manne  gegenüber  ausgeschlossen,  während  es  sich  hier 
doch  offenbar  um  ein  spezielles  Privileg  für  die  Dienst- 
mannen handelt. 

Fraglich  kann  aber  noch  erscheinen,  ob  in  diesem 
Privileg  auch  eine  Exemtion  der  Dienstmannen  von  der 
Verfolgung  im  Wege  der  Landfrage  enthalten  war,  oder 
ob   damit    vielleicht    nur    einer    missbräuch liehen    weiter- 
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gehenden  Anwendung  des  üebersagungsbe weises  auch  bei 
der  Rechtsverfolgung  auf  Grund  einer  gewöhnlichen  An- 
klage vor  dem  Landesherru  vorgebeugt  oder  entgegen- 
getreten werden  sollte.  Man  könnte  geneigt  sein,  die 
letztere  Annahme  vorzuziehen:  jedenfalls  ist  leicht  denk- 
bar, dass  jenes  Verfahren  dem  Landesherrn  als  ein  poli- 
tisches Kampfmittel  gegen  die  mächtigen  Adelsgeschlechter 
dienen  konnte,  vielleicht  thatsächlich  in  der  nächstvorher- 
gehenden Zeit  als  solches  Verwendung  gefunden  hatte. 
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V.  Das  Uebersiebnen  nach  Gefangennahme. 

Gegeu  den  Ausgang  des  13.  Jahrhunderts 
euthüUen  uns  die  Quellen  eine  weitere ,  unzweifelhaft 
jüngere  Phase  unseres  Leumundsprozesses  gegen  schäd- 
liche Leute.  Wir  hegegnen  da  —  wieder  zuerst  in  der 
baierischen  Landfriedensge-etzgebung ,  dann  während 
des  14.  Jahrhunderts  allenthalben  in  Süddeatschland, 
insbesondere  in  dem  Recht  der  Reichsstädte  —  überein- 
stimmenden Vorschriften  betreffend  die  Anwendung  eines 
üebersiebnungsverfahrens,  des  ,,üebersagens  mit  Sieben'', 
bei  den  ordentlichen  Gerichten,  über  gewöhn- 
liche Anklage,  aber  speziell  für  den  Fall,  dass  der 
Beklagte  gefangen  vor  Gericht  gebracht 
wurde. 

Da  nun  von  jenem  alten  Verfahren  mit  Schädlich- 
kündigung gegen  den  abwesenden  Beklagten  in  keinem 
der  jüngeren  Zeugnisse  mehr  eine  Spur  zu  entdecken  ist, 
so  muss  man  wol  schliessen ,  dass  auch  der  erwähnte 
Prozess  zum  Teil,  neben  der  Verfolgung  der  schädlichen 
Leute  im  Wege  der  „Frage",  an  die  Stelle  des  ersteren 
getreten  i>t.  Für  jene  baierischen  Landfrieden,  in  welchen, 
wie  bemerkt,  das  neue  Verfahren  zuerst  auftaucht,  ergibt 
sich  wenigstens  zweifellos,  dass  sie  das  Institut  der  Schäd- 
lichkündigung in  der  alten  Gestalt  nicht  mehr  kennen 
oder  in  Anschlag  briupren. 
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Die  betreffenden  Bestimmungen  der  älteren  Land- 
friedensgesetzgebung von  1244—1255  über  schädhche 
Leute  und  Burgen  sind  entweder  gar  nicht  oder  nur  in 
einer  den  Sinn  wesentlich  verändernden  Fassung  in  jene 
späteren  Gesetze  übergegangen. 

üeber  das  Behalten  der  schädlichen  Leute  (ältere 
Landfr.  c.   12,   14)  bestimmt  Landfr.  a.  1281: 

c.  10  [art.  11]:  IVir  setzen  für  daz^  daz  der  frid 
gechündet  ivirt,  daz  nletnan  dheinen  schedlichen  man 
behalt.  Behalt  er  in  darüber^  sivaz  er  schaden  tut  mit 
siner  gewizzen  und  zu  sinen  vesten,  den  sol  er  für  in 
gelten,  darnach  und  er  bechlagt  wirt,  in  fierzehen  tagen, 
oder  er  ist  in  der  acht.  Und  der  den  schaden  getan  hat, 
der  sol  bereden  selb  dritte,  daz  des  schaden  als  vil  sie,  oder 
der,  dem  der  schad  geschehen  ist,  der  bered  den  schaden 
selb  dritte,  und  antirurtet  mau  den  selbscholn  dar,  so  ist 
dirre  ledikch  i). 

Die  in  der  älteren  Vorschrift  charakteristischen  und 
massgebenden  Worte:  nee  homo  dampnosus  denunciabitur 
(noch  enwirt  gesaget  ze  einem  schedlichen  man)  haben  hier 
keine  Wiedergabe  gefunden.  Als  die  den  Herrn  wegen 
Nichterfüllung  der  Haftpflicht  treffende  Strafe  erscheint 
die  Acht. 

Vgl.  weiter  noch  als  unmittelbar  entsprechend  a.  1300 
c.  50  [art.  34]:  }Vir  setzen  für  daz  der  frid  gechündet 
wirt,  daz  nieman  deheinen  schedlichen  ?nan  behalte.  Be- 
halt er  in  dar  über,  so  sol  er  für  in  buzzen,  und  tut  er 
ez  mit  gewizzen  '^). 

Ausserdem  kommen  noch  in  Betracht: 

Tädigung  a.  1293  c.  13  [art.  16]:  Umb  sehe  dl  ich 
laeut  setzen  wir  also,  daz  nieman  in  dem  lant,  er  si  graf, 
frey,  dienstman,  vitztum  oder  rihter,   oder  swi  er  geheizzen, 


')  Qu.  u.  Erört.  5,  342;  Kockinger,  Denkm.  S.  74. 
?)  Qu.  u.  Erört.  G,  119;  Kockinger,  Denkm.  S.  74. 
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.si^  (leheinen  schedelichen  man  heh alten  sol  lenger, 
dann  vierzehen  tau.  ^^^  '^^^^'';  '^^^^  ^*'  ^^  lenyer  danne 
vierzehen  tag  behaltet,  nach  disem  satze,  so  sol  der  in  da 
behaltet,  dem  herren  und  dem  lande  allen  den  schaden 
abtun,  der  furhaz  von  im  geschiht ;  aber  umb  den  scha- 
den, den  er  vor  disem  satze  getan  hat,  oder  des  er  be- 
schuldiget wirt,  sol  er  in  hinfür  ouf  daz  reht  stellen  drin 
taidinch  und  sol  er  sich  davon  nemen  nach  der  herre  saetze. 
Mag  er  des  niht  tiin,  so  sol  sin  herre,  der  in  da  behaltet, 
den  schaden  für  in  bezzern,  den  er  getan  hat,  und  sol 
er  des  landes  vertriben  sin  und  suln  beide  herren  daran 
beholfen  sin,  und  swer (sich)  sin  fürbaz  underwindet,  der  sol 
den  schaden  alln  für  in  gelten,  den  er  getan  hat  oder  noch 
tüt^  und  sol  dazu  in  der  acht  sin  und  sol  ouch  in  für- 
baz entweder  herre  innemen  ^) ; 

und  Landfr.  a  1300  c.  13  [art.  12]:  K7r  setzen  auch 
daz  nieman  deheinen  schedlichen  man  behalten  sol  für 
daz  er  iem  gechündet  wirt  von  dem  vitztum  für  einen 
schedlichen  man,  dann  Xllll  tag,  ob  er  in  gehiddi- 
gen  müg,  und  doch  dem  land  an  schaden.  Taet  aber 
er  darüber  deh  ein  schaden.,  den  sol  er  für  in  dem  land 
bezzern  ^^). 

Die  beiden  letzteren  Bestimmungen  weichen  in  Folgen- 
dem von  denersteren,  insbesondere  derjenigen  von  1281  ab. 
In  diesen  bezieht  sich  die  Frist  von  14  Tagen  auf  die  Besse- 
rung des  Schadens  und  läuft  von  der  Erhebung  der  Klage 
gegen  den  Herrn  an.  Das  Verbot  des  Behaltens  aber 
gilt  offenbar  allgemein  für  Personen,  die  den  Herren 
thatsächlich  als  schädliche  Leute  bekannt  waren,  und 
zwar,  sowie  die  Haftungspflicht,  ohne  Weiteres  vom  Be- 
ginne des  Landfriedens  resp.  sofort  von  der  Aufnahme  an. 
In  1293  c.  13  und  1300  c  13  dagegen  ist  die  14tägige  Frist 


^ 
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>)  Qu.  u.  Erört.  6,  28;  Rockinger,  Denkm.  S.  64. 
*)  Qu.  u.  Erört.  6,   113;  Rockinger,  Denkm.  S.  04. 
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auf  das  Behalten  bezogen,  und  zwar  läuft  dieselbe,  wenig- 
stens nach  der  Bestimmung  vom  Jahre  1300  erst  von  dem 
Tage  an,  an  welchem  dem  Herrn  eine  amtliche  Kund- 
machaug  von  der  Landschädlichkeit  des  betreffenden  Mannes 
zugestellt  wurde.  Die  Pflicht  zur  Entlassung,  eventuell  zur 
Haftung  beginnt  aber  erst  mit  Ablauf  dieser  Frist. 

Es  wäre  wol  denkbar,  dass  diese  Modifikation  mit 
der  Einführung  der  ,, stillen  Frage"  auf  schädliche  Leute 
und  eines  dem  österreichischen  entsprechenden  Kontu- 
mazialverfahrens  im  Zusarameuhaug  stünde,  während  sich 
die  Vorschrift  des  Landfr.  a.  1281,  welche  dann  i.  J.  1300 
nur  nebenbei  noch  in  kuapper.  rein  prinzipieller  Fassung 
wiederholt  wird  (c.  50),  gerade  für  eine  Zeit  erklären 
Hesse,  in  welcher  dieses  noch  nicht,  das  alte  Schädlich- 
kündigungsverfahreu  aber  nicht  mehr  in  Uebung  war. 

Was  ferner  jenes  alte  Kapitel  „  De  raptoribus  denun- 
ciatis"  betrifft,  so  wird  man  durch  folgende  Vorschrift 
der  Landfrieden  von   1281   und   1300  daran  erinnert: 

c.  15  [art.  16]  (c.  53  art.  37):  Strelich  bezigen  man 
bezzern  tvil  und  ouf  reht  h.in  für  sten  wil,  der  sol  daz 
dem  rihtaer  verjmrgen  mit  fier  biderwer  manne  rat  von 
der  chunscheft,  dl  an  gefaer  dar  zu  raten;  di  borigschaft 
sol  man  für  gut  haben  nach  der  fier  manne  rat  ^). 

Uebrigens  kann  man  hier  über  den  Begriff"  des  „be- 
zigen man"  und  demnach  überhaupt  über  den  Sinn  der 
ganzen  Stelle  nicht  recht  ins  Klare  kommen.  Allgemein 
auf  Personen,  die  beklagt  waren,  oder  gegen  welche  eine 
Inzicht  im  technischen  Sinne  erhoben  worden  war  =^),  lässt 
sich  die  Stelle  wol  schon  deswegen  nicht  beziehen,  weil 
für  solche  doch  keineswegs  unter  allen  Umständen  die 
Pflicht  zur  Bürgenstellung  galt.  (Vgl.  auch  baier.  Landfr. 


')  Qu.  u.  Erört.  ,5,  342;  Rockinger.  Denkm.  S.  75. 
2)  Vgl.  Löning,  Reinigungseid  S.  187  ff.,  182,  197  ff.,  160  ff. 
und  oben  S.  31   Anm.  2;  dazu  Siegel,  D.  R.  G.  S.  499. 

Z  a  1 1  i  n  g  e  r  Landschädliche  Leute.  1 0 
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a.  1281  c.  5  fart.  6]  und  a.  1300  c  44  [art.  30])  Ueber- 
dies  sprechen  dagegen  und  ebenso  auch  gegen  die  Aus- 
legung: „bescholtener  Mann"  die  Worte:  Wer  —  hezzern 
wil  und  aufdaz  reht  hinfiir  sten  wil  —,  welche  überhaupt 
nur  eine  Deutung  auf  Personen  zuzulassen  scheinen,  die 
einer  bereits  feststehendeu  Leistuugspflicht  unterlagen, 
bezw.   sich  in   contumacia    befanden.    (Vgl.  unten  c.  29.) 

In  Betreff  schädlicher  Burgen  und  Häuser  endlich 
enthalten  die  jüngeren  Landfrieden  folgende  Bestim- 
mungen : 

a.  1281  c.  29  [art.  30]:  Ez  ensol  nieman  dhein  hurch 
hahen  er  hab  si  dann  an  des  l a  n d es  schade n.  (le- 
schit  dhein  schad  darauf,  so  ist  der  herre  und  diu  burch 
in  der  aeht ,   oder  er  hezzer,  ah  reht  ist  "^y 

a.  1300  c.  ()3  [art.  47]:  Ez  sol  niemen  dehein  hurch 
haben,  er  hab  dann  drizzich  jjf'unt  gelts.  Swer  der  niht 
enhat  der  vergn-izze  mit  ijüter  Jrkrgschaft,  daz  si  dem 
land  an  schaden  si. 

c.  71  [art.  55]:  Ob  in  einer  stat  oder  in  einem  marcht 
oder  in  einem  dorf  ein  hauz  oder  mere  in  die  aeht 
chümt,  daz  sol  man  brennen,  ob  man  mag,  an  der  laeut 
schaden.  Ist  des  niht,  so  sol  man  ez  abbrechen  und  sol 
ez  füren  auf  das  veld,  und  sol  ez  da  brennen  -'). 

Erinnert  insbesondere  die  erste  Stelle  an  c.  1 1  bezw. 
13  der  älteren  Landfrieden,  so  korrespondirt  die  letzte 
augenscheinlich  mit  c.  14-  bezw.  16;  nur  dass  eben  wieder 
jeweils  an  Stelle  der  Denunziation,  des  „Schedelichkun- 
deus''  die  Acht  gesetzt  erscheint. 

Die  wichtige  Bestimmung  des  Landfriedens  von  1244 
in  Betreff  der  persona  aliquando  denunciata  et  postmodum 
absoluta  hat  überhaupt  in  keinem  folgenden  Landfrieden 
mehr  Aufnahme  gefunden. 


»)  Qu.  u.  Erört.  5,  343;  Rockinger,  Denkm.  S.  77. 

2)  Qu.  u.  Erört.  G,   120.   121;   Rockinger,   Denkm.  S.  77,  78. 
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Diese  Textsestaltung  der  baier.  Landfrieden  bezw. 
die  hiedurch  bezeugte  Rechtsgestaltung  findet  nun  zum 
Teil  wol  schon  durch  die  nach  den  bisherigen  Ergebnissen 
gewiss  berechtigte  Annahme  ihre  Erklärung,  dass  zunächst 
die  nachträgliche  Reini^junj?  des  homo  denunciatus  von 
der  konkreten  Beschuldiguug  fallen  gelassen  resp.  ausge- 
schlossen wurde  ^),  wonach  dann  die  Schädlichkündigung 
sich  in  ihren  Wirkungen  eben  nicht  mehr  sehr  wesentlich 
von  der  Acht  unterschied.  Durch  das  Weitere  wird  aber 
auch  zur  vollen  Evidenz  gelangen,  dass  und  wesshalb 
jenes  Anklageverfahren  gegen  Abwesende  dann  überhaupt 
sehr  bald  seine  praktische  Bedeutung  so  gut  wie  ganz 
verlieren  musste  '^). 

Die  Gruppe  von  Zeugnissen  nun,  mit  welcher 
wir  uns  in  Folgendem  zu  beschäftigen  haben, 
ist  schon  bisher  vielseitig  beachtet  worden ;  man  hat 
länsrst  erkannt  und  konstatirt,  dass  uns  dieselben  eine 
eigentümliche  Gestaltung  des  Kriminal  Verfahrens  während 
der  späteren  Zeit  des  Mittelalters  überliefern.  Es  wird 
sich  aber  wieder  zeigen,  dass  die  seit  jeher  herrschende 
Auffassung  derselben  den  Kern  der  Sache  verkennt  und 
verfehlt. 

Wir  legen  zunächst  eine  Anzahl  von  Stellen  der 
Untersuchung  zu  Grunde,  welche  unmittelbar  und 
bestimmt  den  Sachverhalt  erkennen  lassen  und 
demnach  als  Direktive  dienen  können  für  die  Auffassung 
anderer,  welche  offenbar  von  derselben  Institution,  aber 
in  weniger  unzweideutiger  Weise  sprechen. 

Die  Reihe  eröffnet  aus  dem  baierischen  Rechts- 
gebiet K.  Rudolfs  I.  baier.  Landfriede  a.  1281:  c.  13 
[art.  14]:  Swer  einen  schedlichen  man  oder  einen 
diup    für    geriht    gevangen    bringet,     derselbe 


1)  Siehe  oben  S.  63  und  79,  80. 

2)  Vgl.  im  Uebrigen  unten  Abschnitt  VIl. 
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oder  der  rihter  sol  swern,  daz  er  ein  so  schedlich 
man  si,  daz  man  ze  reht  rher  in  rihten  sol, 
und  suhl  dann  sehs  swern ^  daz  der  ait  war  si. 
Darnach  sol  man  fragen^  wi  man  ither  in  rihten  sül  ^). 
Diese  Bestimmung  wiederholt  mit  einigem  neuen 
Detail  baier.  Landfr.  a.  1300:  c.  51  [art.  35]:  Swer 
einen  schedlichen  man  oder  einen  devp  gevangen 
für  gerihf  bringet,  der  sol  lern  die  vinger  in  den  schöpf 
legen  und  sol  swern,  daz  er  ein  derb  si  und  so  sched- 
lich, daz  man  ze  reht  hintz  iem  richten  sol,  und  süln 
sechs  swern  mit  sampf  iem,  daz  der  ait  war  si.  Darnach 
sol  man  den  schepfen  tragen  der  ürtail^). 

Damit  stimmt  wieder  fast  geuau  überein  das  Privileg 
Herzog  Heinrichs  von   Baiern  für    die  Stadt    Landshut 
a.  1316:  Gibtihr  das  Recht,  das  sg  wol gewolt  habent  zerichten 
über  einen  geglichen    seh  edel  eich    man,    und  also,  das 
der    rieht  er    oder    der    kleger    dem    schedlichen 
mane  die  vinger  in  den  schöpf  sol  legen  und  sol  sweren, 
das  der  man    land    und    läutten  so  schedlich  seg, 
das  man  durch  recht  über  in  richten  sol,  und  Süllen  sechs 
nach  im  geen,  die  swern  das  der  aid  war  seg'^). 
Endlich  Münchener  Stadtrecht  a.   1347: 
Art.  249:    Den  man  mit  siben  überzeugen  mag.   Swen 
man  überzeugen  mag  mit  siben  zeugen,    die  ez  warz  wiz- 
zent,  daz  er  schuldich  ist,  des  beredung  und  seiner  hellfer 
entschuldigung  sol  man  nicht  nemen  nach  dem  lantfridbrief ; 
auf  ainen  offenen  rauher  oder  auf   ainen    ver- 
maerten     übeltaeter    mügen     siben     man    swern, 
daz  si  wol  vernomen  haben  an  den  steten,  da  die  leut  zu 
ainander  chöment,  daz  er  dem  land  als    schedleich 
sey,    daz    man    durch    recht    dem  land  über  in  richten 

')  QueUen  und  Erört.  5,  342:  Rockinger,  Deukm.  S.  75 
')  Quellen  und  Erört.  6,    119;  Rockinger,  Denkm    S    75 
»)  Kalcher,  D.  Wittelsb.  Fürstenurk.  d.  St.-Arch.  Landshut  in 
.Verhandlungen  d.  bist.  Vereins  f.  Niederbayern«  21  (1880)    S.  6. 
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sol;  wan  sogetan  leut  werdent  offt  gelangen,  daz  man 
sie  an  der  hantgetat  nicht  begreift,  und  daz 
man  auf  sie  nicht  ze  schieben  hat^) 

Dazu  kommen  noch: 

Aus  Tirol:  ürk.  K.  Heinrichs  von  Böhmen  a.   1312: 
daz   wir   in   unser  herschaft   überal  sogetane   reht    setzen 
und  bestetigen  wellen,    swa    ain   schedleich    man  oder 
frawe  begriffen  werdent,  ist  er  ain  sogetan  man,  daz 
im  ze  gelauben  ist,    der  in   berehten  wil,    der  sol  dar  gen, 
und  sol  im  aine  zwen  vinger  in  den  schöpf  legen  und  der 
frawen  in  die  scheidel  und  sol  ainen  agt  sweren,  daz  er 
dazwars  ivizze,  daz  er  ain  schedleich  man  sei 
land   und   lauten  und  den  frawe  ein  schedleich  frawe 
sei  land  und  lauten,  so  sullent  sechse  dar  gen  und  sullent 
ire  hende  legen  auf  des  ersten  arm,  und  die  sul- 
lent   auch  piderbe    laut    sein,    und    sullent    swei'en, 
daz  der    ait  raine   sei  und    niht  mains.     Damit 
sol    man    einen   schedleich    man   und    ein  sched- 
leich frawen  über  sagen.  Diseu  reht  setzen  wir  und  be- 
steten si  Albrehten    dem    Vellenberger  und  Arnolde  seinem 
prüder,  unsern  landrihtern  als  wirs  in  andern  unsern  ge- 
rihten   gesetzet    haben,     in    oder    swer    an    ir    stat    unser 
rihter  ist  2). 

Diese  Satzung  wurde  a.  1349  vom  Markgrafen  Ludwig 
dem  Brandenburger  erneuert  in  einer  Urkunde  „so  die 
Wissen t  genannt  worden  ist"  •^). 

Ferner  aus  Salzburg:  Urkunde  K.  Karls  IV.  a.  1366 
oben  S.   123. 

Dem  schwäbischen  Rechtsgebiet  entnehmen  wir: 

Privileg  K.Friedrichs  von  Oesterr.  f.  Lindau  a.  1321 

Er  bekundet,  dass  die  von  Lindau  von  alter  ein  gewonheit 


1)  Auer,  S.  96. 

2)  Hormayr,  Beiträge  2,  399  f. 

3)  Burglechner,  Tiroler  Adler,    1.  80. 
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<in  uns  her  bracht  haben:  Sivelliche  seit  ä  dl  ich  man)i 
oder  weib  in  ir  fjerichte  kam  (gebunden  oder  ge- 
fangen, oder  von  schulden  in  ir  gerichte  geanhvurtten 
werden,  datz  denselben  mann  oder  weib  nieman  über  kom- 
men  mochte  noch  solte,  wann  mit  dem  binnffte  (! geraffte'^) 
den  sy  von  alter  gewohnheit  her  hand  behalten:  Und  mit 
Rücksicht  darauf,  datz  täglicher  geprest  und  schade  und 
kriechlichy  hievon  kämen  möchten,  erlässt  er  aus  Gnade 
folgende  Satzung:  swelche  schädliche  mann  oder  tveib 
zu  Lindowe  in  datz  gericht  käme  (nämlich  gebunden 
oder  gefangen,  wie  sich  aus  dem  Vorausgehenden  er- 
gibt) hei  dem  diu  wäre  schulde^  und  der  recht  stub 
(!  Schub)  nit  funden  werde,  denselben  menschen  sol  ein 
jeglich  jna nn  gewalt  han  ze  überkommende  mit  sechs 
ehrbarer  mannen  aide,  den  ze  geloben  sy , 
und  sol  danne  der  klag  er  den  siebenden  aide 
selbe  thun  ;  i) 

Tübinger  Stadtrecht  a.  1388:  welcher  einen 
bringt  von  den  vier  Strassen,  welcher  das  sey, 
und  stellt  ihn  auf  den  acker,  mag  der  sechs  zu  ihm 
haben,  so  dass  er  selber  der  siebente  ist,  die  ihm  helfen 
schwören  zu  den  heiligen,  dass  jener  ihm  und  dem 
lande  ein  schädlicher  mann  sey:  so  soll  man 
jenen  töden  '). 

Aus  dem  fränkischen  Rechtsgebiete  endlich  kommt 
iusbesoüdere  in  Betracht  die  eingehende  Darstellung  des 
Verfahrens  in  einer  dem  Ende  des  13  oder  Anfang  des 
14.  Jahrhunderts  (1294—1320)  angehörigen  Nürnberger 
Aufzeichnung,  aus  welcher  die  wesentlichen  Stellen  trotz 
des  bedeutenden  ümfangs  mit  Rücksicht  auf  die  beson- 
dere Wichtigkeit  dieser  Quelle  auch  als  Grundlage  für  die 
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*)  Lüiiig,  Keichsarcbiv  13,  1299. 

*)  Wächter,  Beiträge  z.  deutsch.  Gesch.  S.  264. 
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später  zu  besprechende  Entwicklung  des  Nürnberger  Hechts 
hier  Platz  finden  mögen  '5). 

Und  ist  daz  ein  schedlich  mentsche  gevangen 
wirt,  so  der  in  des  Hihters  pant  komt  vnd  vmbe  weihe 
tat  er  g euangen  wirt  ...  .  da  mac  man  in  vmbe 
ansprechen. 

Dez  ersten  so  er  in  dez  Rihters  pant  komet,  koment 
denne  c lagere,  die  suln  verpürgen  dem  Rihter  .  .  daz 
si  komen  nach  sinen  leibe  als  reht  sei,  vnde  sol  der  Bihter 
dem  clager  geben  ainen  tac  in  viercehen  tagen,  vnd  sol 
auch  der  clager  in  viercehen  tagen  voluarn.  .  .  . 

Am  bestimmten  Gerichtstag  soll  der  Kläger  einen 
Fürsprecher  nehmen,  welcher  folgendermasseu  sprechen 
soll :  her  Rihtere  —  Ir  hapt  ainen  d  i  ep  in  evrn  fanden, 
der  ist  sin  diep  vnde  dez  l  and  es  vnde  nach  dez  libe 

wil  er  chomen  —  vnd  er  bitet  daz  ir  im  in  stellet ; 

so  süln  die  (scheppfen)  ertailen  er  habe  in  wol  also 
geuordert  daz  im  in  der  Rihter  stellen  sulle  gep  unden 
vnde  g euangen,  so  sol  im  in  der  Rihter  also  stellen 
vnd  für  gerihte  bringen  —  gebunden  unde  geuangen,  vnd 
sol  aus  den  panden  niht  komen  cntz  über  in  geriht  wirt 
oder  mit  vrtaile  ledig  wirt.  Ez  schal  auch  der  Rihter 
über  kainen  menschen  rihten,  er  habe  ze  den  minsten  siben 
gesworn  Scheppfen,  die  ze  den  selben  gerihte  gesworn  sein  — 

Die  Klage  durch  den  Fürsprecher  lautet:  her  Rihter 
weit  ir  hern  Chunrades  wort  oder  wie  der  clager  haizet 
hören;  der  bittet  gerihtes  hin  ze  dem  d iebe,  der  engagen 
stet  g epunden  vnd  g evangen ,  der  ist  sein  diep 
vnde  dez  landes  vnd  ist  im  vnd  dem  lande  so 
schedelich  gewesen  mit  seiner  diephait ,  daz  ir 
b  Uli  eher    rihtet    vber   seinen   leip   denne   ir    ez 


*)  Nach  dem  vollständigen  Abdruck  bei  Knapp,  Das  alte  Nürn- 
berger Kriminalverfahren  in  »Zeitschr.  f.  d.  gas.  Strafrechtswissen- 
schaft«  12,  245  ff. 
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lat ;  yiht  er  im  dez,  duz  ist  im  liep,  law/ent  er  im  sein, 
so  ivil  er  in  sein  vherhomen  wie  mein  lierren  die  Scheppfen 
ertailent.  Ez  ist  auch  niht  not,  duz  man  den  diep  mit 
namen  nenne. 

Hierauf  soll  der  beklagte  Dieb  einen  Fürsprecher 
nehmen,  und  dieser  soll  für  ihn  law/en  oder  tjehen  der 
tvorte,  die  man  hin  zv  im  sprichet. 

Läuguet  er,  so  soll  des  Klägers  Fürspreeher  um  ein 
Urteil  bitten,  welches  folgendermassen  laute:  Mäge  her 
cvnrat  —  bringen ,  er  seihe  s i h ende  vn  u erworfener 
manne,  dev  tvort,  die  er  hin  zv  im  gesprochen  habe,  daz 
er  die  niht  gesprochen  habe  weder  durch  liebe  noch  durch 
laide  noch  durch  kainer  hande  sache  wan  durch  die  ganzen 
warhait,  er  sulle  sein  pillich  geniezzen  vnd  der  diep  en- 
gelten. 

Auf  die  weitere  Frage,  wie  er  ez  nv  bringen  solle,  soll 

das  Urteil  folgen:  der  clager  sulle  ez  bringen  mit  seinem 

aide    vnd  mit    sehs  vnuerworfen    mannen  zv  im. 

Der  Beweis   kann    nach    einer    Frist    von    14  Ta^en 

oder  sofort    erbracht  werden.     Ditz  ist  der  ait:    daz  der 

diep,  der  hie  gepunden  vnd  gevangen  stet  engegenwart,  ist 

evr  diep  vnde  dez  landes  diep    und  ev  vnd    dem 

lande  so  schedelich  ist  gewesen  mit  seiner  diep- 

hait,    daz  her    cunrat  der  Bihter,    der  engagewart  sitzet, 

billicher  über  seinen  leip  rihtet  danne  er  ez  laze;  also  bitte 

ev  got  helfen  unde  alle   heiligen,     Ez  sol  dez  clagers  für- 

spreche    dem  clager    vnd  sinen    heifern    den    ait    als  dicke 

geben,    als  er  in  wandet    dingen,    v  ntz    er   in    den    ait 

rehte  gegibt  vnd  si  auch  reht  nah  swerent. 

Darauf  sollen  über  entsprechende  Frage  des  Für- 
sprechers die  Schotten  urteilen:  Der  Kläger  habe  wol 
also  gesworn,  daz  er  sein  geniezzen  sulle  vnd  der  diep  en- 
gelten,  helfen  im  ander  gezevc  (sein  gezeuge).  So  daz  ge- 
schiht,  so  sol  er  die  sehse  dar  stellen,  die  im  dez  helfen 
sweren    vnd  sol  dez  clagers   fürsprechs  den  Rihter   haizen 
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fragen,  wer  den  gezevgen  den  ait  geben  sulle ;  so 

sol  der  gezeuge  fürspreche  —  sprechen:  habt  auf  die  vinger 
vnd  sprecht  nach  mir.  Vnd  swenne  si  auf  gehabent,  so 
sol  der  diep  vnd  sein  fürspreche  vil  eben  warten,  ob  si 
kainen  vnder  den  Sehsen  mvgen  verwerfen^  der  in  dem 
panne  oder  in  der  ehte  sei,  oder  niht  ain  ekint  sei,  (was 
sofort  zu  beweisen  war :  der  Bann  mit  des  Bischofs  oder 
Dechants  Bannbrief,  die  Acht  mit  dem  Achtbuch  oder 
mit  dem  gerichtlichen  Achtbrief,  den  kebs  sun  mit  zwain 
erberen  mannen  siner  nachgebauren ,  den  ez  wares  ge- 
wissen  sei) so   suln  si  also    sweren.-    Ditz    ist  der 

ait :  Den  ait,  den  her  cvnrat  oder  swie  der  clager  haiz  ge- 
sworn hat  vber  den  diep,  der  da  en  gagenwart  stet  ge- 
bunden vnde  geuangen,  daz  der  ist  raine  vnd  niht 
maine,  also  bitte  ev  got  helfen  und  alle  heiligen.  —  — 
Beschehe  aber,  ob  der  clager  oder  sein  helfere  die  vinger 
vor  oder  nach  dem  aide  auf  oder  nider  hielten  vngehaizen^ 
daz  sol  in  niht  scJiaden. 

Darauf  ergeht  die  Frage  für  den  Kläger:  wan  er 
dem  diebe  sinen  leip  tnit  rehte  an  gewunnen  habe,  ob  er 
oder  sein  h  elf  er  oder  alle  die  schulde  an  seinem  tode  haben, 
kain  veientschaft  von  ieman  dar  vmbe  dulden  sullen,  vn 
waz  seines  rehte n  hin  ze  dem  sei ,  dez  sol  der  Rihter  fra- 
gest die  Scheppfen  vnd  die  suhl  ertailen:  were  daz  ieman 
dem  clagere  oder  dekainem  sinem  helfer  dehain  veientschaft 
dar  vmbe  trüge  hin,  ze  dem  soll  er  haben  daz  selbe  reht 
ze  gleicher  weize  als  hin  ze  dem  diebe. 

Hierauf  die  Bitte  des  Fürspreehers:  her  Rihter  nv 
fragt,  wie  man  im  nv  rihten  sülle,  und  das  Urteil;  mit 
der  wide  ane  blvtige  hant,  (d.  h.  über  den  Dieb)  vber 
den  Raub  er  mit  dem  swerte,  vber  den  brenner  mit 
dem  fevr,  vber  den  Morder  mit  dem  Rade,  vber  den 
falscher  mit  dem  füre.  Darauf  soll  der  Fürsprecher 
den  Richter  des  Gerichtes  mahnen;  der  sol  im  denne  ze 
stender  stat  rihten  als  ertailet  ist. 
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FjZ  ist  auch  rclä,  oh  am  man  angreiifet  ainen  Sche- 
de liehen  man  vnd  in  niht  anders  yevai^n  mac  er  mvzze 
in  slahen,  —  vnd  sieht  er  in  ze  tode,  er  sol  in  ze 
(ierihte  bringen  vnd  man  sol  v her  in  rihten  ze  glei- 
cher weise  als  ob  er  lepte.  Er  sol  auch  ainen  he- 
sundern  ait  sweren,  daz  er  in  lebendic  niht  ze  Geriht  mohte 
bringen. 

Man  mac  den  clager  niht  verwerfen  denne  mit  dem 
panne  vnd  mit  der  ahte.  —  Ist  er  ain  kebs  kint  daz 
schadet  im  niht. 

Damit  korrespondirt  sodann  sichtlich  dießamber- 
gisehe  Ratssatzung  von  1314:  daz  alle,  die  nicht  stat 
recht  noch  burger  recht  haben,  die  gevangen  werdent, 
und  für  gericht  werden  bracht,  ist  es  innb  deup, 
und  mach  der,  der  den  diep  gevangen  hat,  selb  sibent 
bereden  mit  dem  eide,  daz  er  sein  diep  sei  und 
des   landes  diep,    er  geneuzzet  sein.     §   1.    Ist  es  umb 

den    raup,  und  mach  der daz  er  sein    rauber 

sei  und  des  landes  rauber,  er  geneuzt  sein.  §  2.  Is  es 
umb  brant  —  daz  er  sein  brenner  sei  und  d.i.  br. 

er  gen.  s.     §  3.    Ist  es   umb    den    valsch daz  er 

sein  falscher  sei  u.  d.  l.  f.  er  gen.  s.  §  4.  Auch  sein 
wir  des  ze  rat  worden  —,  daz  man  kein  schedlichen 
man,  der  für  geriht  wirt  braht,  vor  cheinem  geriht  ent- 
binden schol  1). 

Diesem  Material  gegenüber  lässt  sich  unmittelbar 
Folgendes  konstatiren. 

Vor  allem  ist  wol  evident,  dass  das  Rechts  verfahren, 
welches  die  einzelnen  vorangeführten  Zeugnisse  normiren, 
im  Grunde  überall  eines  und  dasselbe  war. 

Ferner:  Schon  bei  oberflächUcher  Vergleichung  der- 
selben mit  den  besprochenen  österreichischen  Bestim- 
mungen   über    das    Verfahren    bei    der    Landfrage    bleibt 
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auch  kaum  ein  Zweifel  an  der  wesentlichen  Identität  des- 
selben mit  diesem  letzteren  i).  Setzt  man  z.  B.  etwa  in 
der  zitirten  Vorschrift  des  baierischen  Landfriedens  von 
1281  an  die  Stelle  der  Beschreibung  des  Beweisverfahreus 
die  in  der  Urk.  für  Tirol  a.  1812  dafür  als  technisch 
überlieferte  Bezeichnung  „übersagen",  wonach  jene  also 
lauten  würde:  Wenn  ein  schädlicher  Mensch  ge- 
fangen vor  Gericht  gebracht  wird,  soll  man  ihn  (mit 
Sieben)  übersagen  und  darnach  fragen:  wie  man  über 
ihn  richten  soll ;  —  so  tritt  die  üebereinstimmung  insbe- 
sondere mit  der  Vorschrift  im  Landfrieden  K.  Otakars 
von  1251  ganz  frappant  heraus^). 

Was  zunächst  die  äussere  Gestaltung  dieses 
Verfahrens  und  deu  gauzen  Verlauf  des  Prozesses  be- 
trifft, so  geben  uns  die  obigen  Zeugnisse  über  alle  wesent- 
lichen Punkte,  ja  die  Nürnberger  Halsgerichtsordnung 
sogar  über  alle  Einzelheiten  bestimmten  und  sicheren 
Aufschluss : 

Auf  den  ersten  Blick  mag  man  da  nun  wol  von 
einer  gewissen  äusserlichen  Aehnlichkeit  gefesselt  werden, 
welche  zwischen  diesem  Uebersiebuungsprozess  und  jenem 
bekannten  Verfahren  hervortritt',  das  im  altdeutschen 
Rechte  bei  sogenannter  handhafter  That.  bezw.  gegenüber 
einem  Verfesteten,  Geltung  hatte.  Dort  wie  hier  bildet 
die  grundsätzliche  Voraussetzung  für  die  Prozesseinleitung, 
dass  der  Beklagte  gebunden  und  gefangen  —  lebendig 
oder    todt  •')    —    dem  Gerichte    eingeliefert   wurde.     Dem 


»)  Zöpfl,  D.  alte  Bamb.  R^cht;  Urkundenb.  S.  148. 


*)  So  stellen  denn  auch  beispielsweise  zuerst  schon  Dreyer 
und  zuletzt  noch  Knapp  (s.  unten  S.  156  Anm.  1)  das  öaterr. 
Landesrecht  in  die  Reihe  der  Zeugnisse  über  das  fragliche  Ueber- 
siebnungsverfahren. 

2)  Vgl.  auch  schon  oben  S.   123,   124. 

3)  Vgl.  Nürnb.  H.  (r.  0.  am  Schluss  (oben  S.  154)  u.  Recht«buch 
Ruprechts  von  Freising  II,  c.  13:  Und  teil  ein  man  ain  sched- 
lichnn    man    rahenn,    der  sich  nicht  wil  lassen n  rahenn  unnd 
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Läugnenden  ist  wie  dort  jede  Verteidigimg  abgeschüitteu : 
der  Kläger  führt  stets  den  Schuldbewei«  und  zwar  durch 
Uebersiebnung  (mit  sechs  Helfern,  mit  sieben  Eiden). 
Darauf  ergeht  sofort  das  Urteil  und  zwar  lautet  dieses 
immer  auf  den  Tod. 

Die  altherkömmliche  Ansicht,  welche  zur  Zeit 
auch  noch  als  die  herrschende  angesehen  werden  muss. 
geht  denn  auch  dahin,  dass  das  fragliche  Ver- 
fahren in  einem  genetischen  Zusammenhang 
stehe  mit  dem  Prozess  auf  handhafter  That, 
in  der  Weise  nämlich,  dass  mit  der  Zeit  von  den  im 
altern  Recht  geforderten  Bedingungen  des  letzteren  nur 
mehr  die  eine  festgehalten  wurde,  dass  der  Beklagte  ge- 
fangen und  gebunden  vor  Gericht  stand  i). 

In  der  That  fehlen  in  unserem  Prozess  alle  übrigen 
bekannten  Erfordernisse  des  Verfahrens  auf  handhafler 
That.  Es  erscheint  nicht  notwendig,  dass  der  Ange- 
klagte  unmittelbar  bei  VerÜbung  der  That  oder  auf  der 
Flucht  festgenommen,  nicht  notwendig,  dass  das  „Gerüfte'^ 
erhoben  worden  war,  nicht  notwendig  sogar,  dass  die 
l^estnahme  und  Einbringung  durch  die  Anklagepartei 
selbst    erfolgte,    wenn    das  auch    als  Regel    vorausgesetzt 

schlechter  in  ,ue  tod,  ,^  sol  in  totnn  für  gericht  pringnn, 
unndmager  berednn  mit  sihnn  manne.,  daserein  sched- 
l*ck  man  gewesen  ist,  so  ist  er  ledig  ]von  richter  und  von  den 
fnmtnn.  -  Sölich  recht  süUenu  alle  dg  hahenn ,  dg  schädlich 
ieutt  vahenn  von  gerichts  wegen.     Ausgabe  von  Maurer  S.  249. 

')  Vgl.  schou  Dreyer,  Nebenstunden  S.  129  ff..  Bisch  off 
De  U8U  VII  sacramentalium  in  probatione  S.  32  ff  ;  dann  Wach' 
ter,  Beiträge  y.  264  ff :  .Was  nach  diesen  Rechten  (Bamberg 
Tübingen)  blos  gegen  Fremde  galt,  galt  nach  andern  ganz  allge- 
mein, 80  dass,  wenn  ein  Angeschuldigter  gefangen  vor  Gericht 
gebracht  wurde,  der  Ankläger  mit  sechs  Eideshelfern  ihn  über- 
r«ri'rT.  ^^-  '"'^^  Hälschner,  Preussisches  Strafrecht, 
.;o"^  i;  ^^^*"^'  ^-  ^-  ^'  2'  424;  Kries,  Beweis  198  ff.,  209  ff., 
-9  ff;  Knapp,  Nürnberger  Verfahren,  a.  a.  0.  S.  215.  219. 
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wird.  Aber  vgl.  Nürub.H.O.:  Wenn  ein  schädlicher  Mensch 
gefangen  wird  und  in  des  Richters  Bann  kommt    kom.nt 
<lenne  clagere  u.  s.  w     Nicht  notwendig  war   ferner  un- 
vernachtete  Erhebung  der  Klage,  noch  irgend  welche  leib- 
liehe    Beweisung    d.    h.    Nachweisung    von    Spuren    und 
Zeichen  der  That    bei  dem  Beklagten    oder    dem  Kläger 
ebensowenig  unverzügliche  Durchführung  der  Verhandluncr 
resp.    des  Beweisverfahrens,    welches    nach  der  ausdrück! 
liehen  Bestimmung  der  Nürnb.  H.  0.  erst  nach  einer  Frist 
von   14  Tagen    stattfand,    die  wol    zur  Vorbereituno-    des 
Beweises  dienen  sollte.  Die  Beweispersonen  endlich  waren 
nicht  Schreimannen,    welche  Zeugen    der  That    oder    der 
Entdeckung    und  Ergreifung   des  Thäters  gewesen,    ja  in 
den  baierischen  Bestimmungen    wird  sogar    die  Möglich- 
keit vorgesehen,  dass  anstatt  des  Klägers  der  Richter  die 
Führung  des  Beweises  übernahm. 

Mit  jener  Erklärung  der  Sache  hat  man  nun  zweifel- 
los dem  deutschen  Rechte  jener  Zeit  eine  Ungeheuerlich- 
keit zugemutet,  wie  denn  auch  schon   Dreyeri)  das  be- 
treffende  Verfahren  als  ein  monströses  bezeichnet^)     Als 
ungeheuerlich  müsste  gewiss  ein  Rechtszustaud  erscheinen, 
wonach  jeder  persönlich  unbescholtene  Mann  denjenigen,' 
den  er  eines  Verbrechens  beschuldigte,  einfach  durch  eine 
entsprechende  eidliche  Betheuerung  vom  Leben  zum  Tode 
bringen  konnte;  ohne  jeden  objektiven  Schuldbeweis,   ja 
selbst,    ohne    dass  auch    nur  für  den    angeblichen  objek- 
tiven  Thatbestand    die    geringste  Bescheinigung  erbracht 
wurde,  -  lediglich   unter  der  Voraussetzung,  dass  es  ihm 
gelungen  war,  auf  irgend  eine  Weise  der  Person  des  Be- 
schuldigten habhaft  zu  werden,  und  dass  sechs  glaubhafte 
Leute  ihre  üeberzeugung  von  der  persönlichen  Vertrauens- 
würdigkeit des  Anklägers  beschworen. 


*)  a.  a.  0.  S.  132. 

'')  Vgl.  auch  Kries,  Beweis  S.  234.  23i 
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Und  wie  soll  man  gar  daran  glauben,  dass  das  Recht 
auch  die  Tödtung  eines  Menschen  jederzeit  gestattet  habe, 
sofern  sie  nur  nachträglich  gerechtfertigt  wurde  durch  einen 
in  obiger  Weise  beglaubigten  Eid,  dass  der  Erschlagene  — 
gleichviel  zu  welcher  Zeit  —  ein  Verbrechen  an  dem 
Kläger  begangen  und  dem  Versuch  der  Dingfestmachuug 
Widerstand  geleistet  habe  V  Wäre  es  auch  denkbar,  dass 
derartige  Grimd>ätze  da  oder  dort  als  Resultat  einer  siu- 
gulären,  abnormalen  Entwickelung  galten :  dass  sie  in 
weitem  Gebiete  durch  Jahrhunderte  bestanden  haben 
sollten,  wird  man  doch  von  vorneherein  kaum  für  mög- 
lich halten  können. 

Die  ünhaltbarkeit  dieser  ganzen  Auffas- 
sung lässt  sich  für  die  obigen  Stellen  aber  auch  ohne 
Weiteres  erweisen. 

Wir  können  derselben  zunächst  schon  entgegenhalten, 
dass  sich  aus  den  früher  besprocheneu,  zum  Theil  erheb- 
lich älteren  Zeugnissen  die  Anwendung  einer  offenbar 
gleichartigen  Ueberführung  in  einem  Verfahren  ergeben 
hat,  bei  welchem  der  Angeklagte  weder  gefangen,  noch 
überhaupt  anwesend,  ja  vielleicht  nicht  einmal  vorge- 
laden zu  sein  brauchte;  in  einem  Verfahren  weiter, 
dessen  ausserordentliche,  spezialrechtliche  Natur  im  Gegen- 
satz zum  ordentlichen  Prozess  auf  handhafter  wie  nicht 
handhafter  That  direkt  und  mit  aller  Bestimmtheit  her- 
vortrat. 

Auf  der  andern  Seite  aber  muss  wol  schon  die  That- 
sache  gegen  jene  Annahmen  Bedenken  erregen,  dass  die 
Fortentwicklung  des  Verfahrens  bei  handhafter  That  sich 
ja  nachweislich  im  Allgemeinen  in  ganz  anderer,  ja  ge- 
radezu entgegengesetzter  Richtung  vollzog,  nicht  zu  einer 
Herabsetzung,  sondern  vielmehr  zu  einer  Verstärkung  der 
materiellen  Wahrheitsgarantien  führte,  indem  man  näm- 
lich von    den  Schreimannen    unmittelbare  Wahrnehmung 
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der  That  verlangte,  dieselben  also  als  eigentliche  Zeueen 
auÖasste  ^). 

Und  ein  Blick  in  die  Quellen  zeigt  dann  sofort,  dass 
auch  in  eben  denselben  Rechtskreisen,  aus  welchen  die 
obigen  Belege  für  das  in  Rede  stehende  Verfahren  stam- 
men, in  der  fraglichen  Zeit  der  Beweis  mit  That- 
zeugen  an  die  Stelle  der  alten  Uebersiebnung 
bei  handhafter  That  getreten  war.  Es  stellt  sich 
mit  aller  Deutlichkeit  heraus,  dass  da  überall  das  Reini- 
guugsrecht  des  Beklagten  im  Wesentlichen  die  alte  Geltung 
hatte,  dass  dieses  Recht  insbesondere  auch  dem  gefan- 
genen Beklagten  nur  durch  leibliche  Beweisung  oder 
Ueberführung    mit  Zeugen  ^)    entwunden  werden    konnte. 

Ja,  in  vielen  Quellen  ist  sogar  da,  wo  sie  die  An- 
wendung des  klägerischen  Zeugenbeweises  im  Kriminal- 
verfahren normiren,  davon  geradezu  nur  in  Bezug  auf 
den  gefangenen  Beklagten  die  Rede  ^),  was  sich  eben  leicht 
aus  dem  Zusammenhang  dieses  Beweises  mit  dem  Ver- 
fahren auf  handhafter  That  erklärt. 

Zur  Bestätigung  des  Gesagten  und  zur  Veranschau- 
lichung der  bezüglichen  Grundsätze  über  den  Beweis  im 
ordentlichen  Strafprozess,  bezw.  des  Gegensatzes 
zwischen  diesem  und  dem  fraglichen  üebersiebnungsver- 
fahren,  kann  hier  der  Hinweis  auf  folgende  Bestimmungen 
des  Münchner  Stadtrechts  *)  gen ügen. 

Dasselbe  statuirt  in  Art.  247  für  den  Fall,  dass 
Jemand  anr/esprochen  wirt  umh  ain   grozz  dink,    das  auf 


')  Vgl.  insbesondere  Kries,  Beweis  S.  9.9  tt".  ;  Brunner, 
in  Holtzendorft,  Encyklopädie  d.  Rechtsw.  ,5.  Aufl.  S.  269  und  D. 
Rechtsg.  2,  399. 

2)  Siehe  L  ö  n  i  n  g ,  Reinigungseid  an  vielen  Stellen,  inßbes. 
das  S.  129  if.  gesammelte  und  erörterte  Material. 

3)  Das.  S.   161  tf.,   177  ff. 

^)  Auer  S.  96  ff'. ;  damit  zum  Teil  übereinstimmend  l  n  g  o  1  - 
Städter  Stadtrecht  a.   1312  (Qu.  u.  Krört.  6,  207). 
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dem  tod  zeucht,  daz  hey  dem  tag  geschehen  ist,  prinzipiell 
das  Recht  zur  eidlichen  Reinigung  des  Beklagten  mit  zwain 
ZUG  im,  die  daz  restigle  ich  en  gela  uhen ,  daz  er 
Unschuld  ich  sey  an  der  getaf ,  und  fährt  dann  fort: 
mag  er  sich  aber  also  nicht  bereden,  oder  mag  man  in 
überzeugen  mit  siben  mannen,  die  ez  für  war 
wizzen ,  daz  er  der  getat  schul d i c h  sey,  daz  sol 
man  vor  seiner  heredung  fuon.  Dass  derjenige,  der  ein 
schweres  Verbrechen  am  hellen  Tag  vor  mindestens  sieben 
Zeugen  beging,  regelmässig  auch  ergriffen  wurde  und  ge- 
fangen vor  Gericht  kam,  erscheint  wol  selbstverständlich. 
Geschah  die  That  bei  der  Nacht,  also  regelmässig  zeugen- 
los, so  stand  nach  Art.  24S  dem  Beklagten  die  Reinigung 
(ßeredung)  mit  drei  Helfern  ^)  oifen .  welche  schwören 
sollten:  daz  sie  an  z  freifei  vest  ikleich  gelauhen, 
daz  sein  aid  sey  rain  und  nicht  main. 

Der  unmittelbar  folgende  Artikel  249  bringt  sodann 
die  oben  zitirte  Bestimmung  über  das  Uebersiehnen, 
welche  durch  den  auf  Art.  247  zurückgreifenden  Satz 
eingeleitet  wird:  Swen  man  überzeugen  mag  mit  siben, 
zeugen,  die  ez  warz  ivissent,  daz  er  schuldich  ist,  des  be- 
redung und  seiner  helffer  entschuldigung  sol  man  nicht 
nemen  nach  dem  lantfridbrief.  Auf  offene  Räuber  und 
vermärte  Uebelthäter  aber  sollte  jenes  besondere  Ueber- 
siehnen zulässig  sein:  uan  sogetan  leut  trerdent  offt  ge- 
rangen,  daz  tnan  sie  an  der  hantgetat  nicht  begreifft,  und 
daz  man  auf  sie  nicht  ze  schieben  hat;  so  dass  sie  also, 
—  so  mag  man  wol  ergänzen  — ,  nach  den  sonst  gelten- 
den   Grundsätzen    nicht   vom   Kläger    überführt   werden 


')  Aus  den  »Genannten*  (vgl.  oben  IS.  29  :  wil  er  sich  bere- 
den, daz  sol  ef  tuon  mit  den  genanten  mit  den  naechsten  und  mit 
den  pesten  also,  daz  de^'  scher g  vor  gericht  auffste  und  mit  lauter 
stimm  nenn  XXI  an  geraerd ;  und  ei'  auz  den  XXI  drey  zuo  im 
nemen  sol  also,  daz  er  selb  vierd  gericht,  daz  er  der  getat  u  n  - 
sr  huldig  sey. 
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konnten,  sondern  immer  das  Recht  behalten  hätten,  sich 
freizuschwören.  Handhafte  That,  bezw.  Zeugen  der 
That  oder  die  Möglichkeit  leiblicher  Be Wei- 
sung werden  darnach  ausdrücklich  als  Voraussetzung 
für  das  lieber  führungsrecht  des  Klägers  hin- 
gestellt, und  von  solchem  klägerischen  Thatbeweis  das 
fragliche  Uebersiehnen  als  ein  ersichtlich  wesentlich  ver- 
schiedenes Beweisverfahren  auf  das  Bestimmteste  unter- 
schieden. 

Dem  gegenüber  dürfte  man  nach  Allem  zugestehen, 
dass  die  herkömmliche  Ansicht  über  die  Natur  und  Ent- 
stehung des  letzteren  auf  jeden  Fall  aufgegeben  werden 
rauss.  Es  ist  offenbar,  dass  der  äussere  Schein  hier  die 
Forschung  irre  geleitet  hat.  In  Wirklichkeit  erkennen 
wir  bei  genauerem  Zusehen  in  dem  fraglichen  Ver- 
fahren wieder  mit  aller  Deutlichkeit  eine  spezial- 
rechtliche  Institution  zur  Bekämpfung  des 
Gewohnheitsverbrecherturas. 

Dies  hat  bereits  Löning  durchschaut  und  ausge- 
sprochen >),  aber  seine  Auffassung  hat  bisher  nicht  durch- 
zudringen vermocht^),  wol  weil  sie  einerseits  nicht  er- 
schöpfend begründet  war,  andererseits  aber  auch  noch  in 
Betreff  der  eigentlichen  Natur  des  fraglichen  Beweises 
fehlgreift  und  so  an  sich  wenig  einleuchtend  und  wahr- 
scheinlich erschien. 

Der  prinzipielle  Gegensatz  zum  ordent- 
lichen Prozess  tritt  bei  jenem  Uebersiebnungsver- 
fahren  zunächst  unmittelbar  hervor  in  dem  Inhalt  des 
Beweisthemas,    derjenigen   klägerischen    Behauptung, 


•)  Reiniguiigseid,  S.  69  ff.  vgl.  unten. 

^)  So  hat  auch  Knapp  in  seiner  Darstellung  des  Nürnberger 
Verfahrens  (a.  a.  0.  S.  217  ft'.  anscheinend  trotz  des  Verweises  auf 
Löning  (S.  215  Anm.  43  doch  in  der  Grundautiassung  den  Stand- 
punkt des  Letzteren  nicht  festgehalten. 

Zallinger,  Landscbädliche  Leute.  11 
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durch  deren  Beweis  die  UeberführuDg  des  Beklagten  be- 
wirkt wurde. 

Der  Beweis  im  ordentlichen  Verfahren  bezog  sich 
grundsätzlich  direkt  auf  den  konkreten  Thatbestand  des  Ver- 
brechens, dessen  der  Beklagte  beschuldigt  wurde.  Man  vgl. 
z.  B.  Münchener  Stadtr.  Art.  247  (oben  S.  160):  »dass  er 
unschuldig  bezw.  schuldig  sei  der  getaV' .  Auch  in  unserem 
Uebersiebuungsprozess  bildeten  nun  wol  gewöhnlich  ein- 
zelne Uebelthaten  jeweils  den  unmittelbaren  Anlass  und 
Gegenstand  der  Gefangennahme  und  Anklage.  Vgl.  Nürnb. 
H.  0. :  umbe  weihe  tat  er  gevangen  ivirt  —  da  mac  man 
in  umbe  ansprechen.  Aber  diese  konkrete  Klagebe- 
schuldigung bildet  nach  keinem  unserer  Zeug- 
nisse den  Gegenstand  des  Beweises,  nirgends  ist 
angedeutet,  dass  die  zunächst  inkriminirte  That  in  ihren 
speziellen  Elementen  in  das  Beweisthema  autzunehmen  war. 

In  der  Mehrzahl  derselben  beschränkt  sich  das- 
selbe auf  die  allgemeine  Behauptung,  dass  der 
Angeklagte  ein  schädlicher  Mensch  sei,  Land 
und  Leuten  u.  s.  w.  schädlich  bezw.  so  schädlich,  dass 
man  mit  Recht  über  ihn  richten  solle.  (Baier.  Laudfriede 
a.  1281  und  1800,  Priv.  f.  Landshut  a.  1316,  Münchener 
Stadt-R.,  Priv.  f.  Tirol  a.  1312,  für  Salzburg  a.  1366.)  Die 
allgemeine  Bedeutung  von  Verbrecher  schlechtweg  er- 
scheint in  diesen  Stellen,  auch  abgesehen  von  den  cha- 
rakteristischen Verbindungen  land-,  stadtschädlich  u.  s.  w. 
doch  von  vorneherein  völlig  ausgeschlossen.  Es  erscheint 
wol  undenkbar,  dass  an  Stelle  der  konkreten  Klagebe- 
schuldigung die  Behauptung  zum  Beweis  gestellt  worden 
wäre,  der  Beklagte  sei  schlechthin  ein  Verbrecher.  Gerade 
an  diesen  Stellen  hat  auch  schon  Löning  die  Notwendig- 
keit der  Deutung  des  Ausdrucks  „schädliche  Leute"  als 
Gewohnheitsverbrecher  erkannt. 

Für  diese  Auffassung  lassen  sich  insbesondere  aus 
der  Nürnberger  H.  G.  0.  noch  folgende  Umstände  geltend 


f 
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machen:  einmal,  dass  dieselbe  auscheiueud  als  Regel  das 
Auftreten  einer  Mehrzahl  von  Verletzten  als  Ankläger 
bezw.  Klagebeteiligte  gegen  einen  eingebrachten  schäd- 
lichen Mann  voraussetzt,  was  diesen  deutlich  als  den 
schwer  fassbaren  Berufsverbrecher  kennzeichnet;  ferner, 
dass  als  die  Verbrechen,  welche  in  dem  Üebersiebnuugs- 
verfahren  verfolgt  werden  konnten,  wieder  lediglich  ge- 
nannt werden:  Diebstahl,  Raub,  Brand,  Mord  und  Fäl- 
schung, also  die  charakteristischen  üel)elthaten  des  Ge- 
wohuheitsverbrechertums ,  während  die  sonst  wichtijxsteu 
Kapitalsachen :  Notzucht  und  Todschlag  fehlen  ^). 

Durch  die  erwähnten  Stellen  ist  dann  aber  auch 
schon  die  Auffassung  jener  Zeugnisse  sicher  gewiesen,  in 
welchen  das  individuelle  Moment  der  Anklaere 
wenigstens  in  allgemeiner  Fomulirung  zur  Geltung 
kommt  (Tübinger  Stdt.-R.:  Der  Beklagte  sei  ihm  und  dem 
Lande  ein  schädlicher  Mann,  Nürnb.  H.  G.  0.:  sein  diep 
unde  dez  Landes  und  im  und  dem  lande  so  schedelich 
gewesen  mit  seiner  diephait,  daz  u.  s.  w. ;  entsprechend 
auch  die  bambergische  Ratssatzung  von  1814.)  Dass 
jedoch  auf  dem  hierin  liegenden  Vorwurf  einer  konkreten, 
dem  Kläger  persönlich  zugefügten  Verletzung  im  frag- 
lichen Verfahren  keineswegs  das  Hauptgewicht 
ruhte,  ergibt  sich  auch  schon  im  Hinblick  darauf,  dass 
Klage  und  üeberführung  auch  nach  solchen  Rechten  even- 
tuell unmittelbar  vom  Richter  erhoben  und  durchgeführt 
werden  konnten,  bezw.  aus  der  Fassung,  welche  Klage 
und  Beweisthema  in  solchem  Falle  erhielten. 

Vgl.  Priv.  Ludwigs  IV.  für  Nürnberg  a.  1323:  dass, 
wenn  der  schidthaiss  von  der  Stadt  über  sehe d lieh  leut 
nicht  richten  wolt  oder  möcht,  ein  städtischer  Funktionär  allen 
den  geivalt  und  alle  die  recht  haben  soll,  die  der  schult- 
haiss  hat,  über  sc  hedlich   leut  zu  richten,  und  sie  an- 


*)  Vgl.  oben  S.  106. 
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sprechen  mag  und  anklagen  von  recht;  —  wann 
er  auch  darzu  komm^  dass  er  über  einen  oder  mehr 
sehe  dl  ich  leut  richten  solt  oder  sie  ansprechen^  so  mag 
er  klagen  über  des  reichs,  des  lands  und  der  Stadt 
schedlichen  mann,  und  nicht  sonderlich  über 
seinen  schedlichen  mann,  und  soll  und  mag  mit 
der  ansprach  in  nach  recht  überwinden,  und 
auch  hinz  im  richten^). 

In  diesem  entscheidenden  Punkte  hat  somit  L  ö  n  i  n  g 
unzweifelhaft  das  Kichtige  getroffen,  wenn  er  von  dem 
fraglichen  Verfahren  sagt,  dass  dabei  „der  Kläger  das 
Recht  hat,  sog.  schädliche  Leute,  d.  h.  im  Gerüche  eines 
verbrecherischen  Lebenswandels  steheude  Personen,  welche 
er,  ohne  sie  auf  handhafter  That  begriffen  zu  haben,  ge- 
fangen vor  Gerieht  bringt,  dadurch  des  ihnen  Schuld  ge- 
gebenen Verbrechens  zu  überführen,  dass  er  beschwört, 
sie  seien  schädliche  Leute  und  hätten  mit  Recht  ihren 
Leib  verwirkt.   — ". 

Was  dann  aber  das  rechtliche  Wesen  des  Be- 
weises bezw.  deu  prozessualen  Charakter  der 
mit  dem  Kläger  schwörenden  Beweispersonen 
betrifft,  so  hat  auch  er  noch  nicht  zur  Erkenntnis  des 
wahren  Sachverhaltes  vorzudringen  vermocht. 

Im  Anschluss  an  die  herrschende  Auffassung  erblickt 
er  gleichfalls  die  Funktion  der  sechs  Mitschwörenden 
lediglich  darin,  dass  sie  als  Eideshelfer  die  Reinheit  des 
Hiiupteides  eidlich  bestätigten. 

Nun  ist  freilich  von  vorneherein  unverkennbar,  dass 
die  Heweispersoueu  nicht  als  eigentliche  That- 
zeugeu  aufgefasst  werden  können;  das  Beweisthema 
enthielt  ja,  wie  eben  dargelegt  wurde,  unmittelbar  gar 
keine  eigentliche  Thatbehauptung.  Andererseits  kann 
man  »ich  für  jene  Ansicht  auch  direkt  auf  deu   Umstand 

')  Hiitoria  dipl.  Noriinberg.  S.  254.  Vgl.  dazu  Lrk.  a.  1382 
unten  S     192. 
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berufen,  dass  in  einzelnen  Zeugnissen  die  Mitschwörenden 
ausdrücklich  als  Helfer  der  Partei  bezeichnet  werden  (Nürnb. 
H.  0.,  Tübinger  Stadtr.),  resp.  dass  ihnen  die  spezifische 
Formel  des  reinen  Hilfseides  in  den  Mund  gelegt  erscheint: 
dass  der  Eid  des  Klägers  rein  und  unmein  sei.  (Nürnb. 
H.  0.;  Tiroler  Priv.  a.   1312.) 

Dem  gegenüber  ist  nun  aber  vor  Allem  einmal  auf 
das  Lindau'sche  Privileg  v.  1321  hinzuweisen,  in  welchem 
der  Wortlaut  der  bezüglichen  Stelle  zunächst  gleichfalls 
auf  einen  Eideshelferbeweis  zu  deuten  scheint :  ze  fiber- 
kommende  mit  sechs  ehrbarer  mannen  aide,  den  ze  geloben  sy, 
während  doch  die  folgende  Bestimmung,  dass  der  Kläger 
als  Beweisführer  nicht  voraus,  sondern  erst  am  Schluss, 
nach  jenen  sechs  Personen,  den  siebenten  Eid  thun  soll, 
ganz  entschieden  dagegen  spricht. 

Die  Annahme  eines  eigentlichen  Kredulitäts- 
eides  erscheint  weiter  aber  offenbar  für  alle  jene  Be- 
stimmungen von  vorneherein  ausgeschlossen,  nach 
welchen  die  Führung  des  Beweises  entweder  durch  den 
Kläger  oder  durch  den  Richter  erfolgen  konnte.  Es  ist 
gar  nicht  daran  zu  denken,  dass  die  Glaubwürdigkeit 
der  schwörenden  Amtsperson  erst  noch  einer  Bestäti- 
gung durch  sechs  Privatpersonen  bedurft  haben  sollte. 

Auch  die  Eidesformel  weist  in  der  Mehrzahl  der 
Zeugnisse  bestimmt  auf  eine  andere  Auffassung  hin.  Wenn 
dieselbe  in  den  baierischen  Bestimmungen  regelmässig 
lautet,  dass  der  Eid  des  Anklägers  wahr  sei,  so  ist  das 
wol,  wie  schon  K  r  i  e  s  i)  bemerkt  hat,  nicht  blos  auf  die 
Vertrauenswürdigkeit  des  Schwörenden,  sondern  auch  auf 
den  Inhalt  der  Aussage  zu  beziehen,  und  ganz  deutlich 
erhellt  dies  aus  dem  Wortlaut  der  in  der  Salzburger  Ur- 
kunde a.  1366  mitgetheilten  Formel :  Ich  sag  auf  mein 
aid,   das   mir   war  gewissen  ist,   das  N.  —  lanndt 
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er.  uhm*  sie  auf  liamlliatter  That  V)egriffen  zu  haUen.  ge- 
tanu-eii  vor  tiericht  hringt,  da(hireh  des  ihiieu  Schuld  gv- 
^ebeiieii  Verbrechens  zu  überführen,  dass  er  beschwürt, 
sie    seien  schädliche    Leute    und    hätten   mit    hecht    ihren 

Leib   \a;'rwirkt.   — **. 

Was  dann  aber  das  reehtliche  Wesen  des  Be- 
^^  P I  ^  e  >  bez w,  de i \  {)  r  o  z  e  s  s  u  a  l  < '  1 1  P  li  a  r  a  Iv  t  l-  r  d  u  r 
ruit  dem  KiägtM-  sehwin-endeu  ßeweiS]M'rsnnen 
betritft,  so  luit  aueli  er  noch  nicht  zur  Erkenntnis  (hiS 
wahren   Saehverhahes   vorzudriügen    vcrinueht. 

Im  Anschhi^s  an  die  iierr>xdiende  Auffassung  crbliekt 
er  gleichfalls  die  Funktion  der  sechs  llitschwörendiui 
iediu-lich  dann,  dass  sie  cils  Eideshelfer  die  lieinheit  des 
Hauptei'les  eidlich  bestätigten. 

xsun  ist  freilich  von  vorneherein  unverkennbar,  dass 
die  Bewei^personen  n  i  c  h  t  a  1  s  e  i  g  e  n  1 1  i  c  h  *-  l  h  a  t  - 
zeuo"en  aufc^^efasst  werden  kitiinen;  das  Iknveisthema 
enthielt  ja,  wie  eben  dargelegt  wurde,  unmittelbar  gar 
keine  eigentliche  Tliatbehau|)tung.  Andererseits  kann 
man  sich  für  jene  Ansieht  auch  direkt  auf  den    l  instand 

•)  Historia  dipl.  ^^ünmorrg.  ^.  254.  Vgl.  dazu  Urk.  a.  1382 
uüten  fc^.   192. 
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br-Tufen.  dass  in  r-inzr-liien  Zourrnissen  di«-  .V, itM-Ji-wöreuden 
au>!h-iiek!irh  aP  lit/ih'rdfr  I'artei  oc/t-iehnct  werden  .  ,X  ürnb. 
11.  U..  Tübmü-er  >tadtr.  .  re-i^  «hiss  üiuen  die  spezifische 
Fornnd  des  reirnui  liiliseides  in  den  ^hind  o:eiegt  erscheint: 
dass  der  Eid  de>  Ki;i<xers  r^'in  und  u  ii  in  f  i  n  sei.  .^Xürnb. 
IL   U.;   Tiroler   l'riv.   a.    l:-312.) 

Dem  ö;ey:enüber  ist  nun  abei-  vor  Allem  einmal  auf 
das  Linslau'sche  Privih:'^-  v.  1:>:M  hinzuwei>eii.  in  welchem 
der  WiU'thiut  kwx  bezüglichen  :^telle  zunächst  irlendjfalls 
auf   emen  Eide:;heiierbeweis    zu  deuten   scheint  :    zf  iibtr- 
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währentl  slncli  iPe  fetloreiide  Bestimmung',  dass  der  Kläwr 
als  lievveisführer  nicht  voraus,  sondern  ^rst  am  Sehluss, 
nach  jeuen  sechs  Per^inueu,  den  siebenten  Ei«l  tluui  soll, 
ganz  entsi'hieden  dagegen   s| nicht. 

Die  Annahme  eines  e  i  g e  n  t  Pi  e  li  e  n  K  r  e  d  u  1  i  t  ;i  t  s  - 
eides  er-cheint  weiter  aber  oiftuibar  Pir  alle  jene  {Be- 
stimmungen von  vorneherein  a  u  s  o;  e  s  c  h  i  o  s  s  e  n  .  nach 
welchen  tlie  Pührraiu'  des  I Beweises  entweder  durch  den 
Kläger  oder  durcli  den  IPehter  «u'foljj^'en  konnte.  Es  ist 
gar  nicht  «laran  zu  denk^ui ,  da-s  die  tihiiiV»würtligkeit 
der  sehwr>rendeu  Amts})erson  erst  nocli  einer  Hestäti- 
i^uim   (Pircfi    seeh<    Privaii)erson,en    Pedurit    haben    sollte. 

Auch  dit^  Eidesformel  weist  in  der  ^lehrzalil  der 
ZeuLTinsse  be-timmt  auf  ein*'  andere  AntPissun<4  liin.  Wenn 
len    fuiiens«'heu     Be.-tnnniung*'!!    regelmässig 
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lau.tet,  da.-s  der  Eid  des  Ankläu'eä's  wahr  sei.  so  ist  das 
woP  wie  schon  Krie^'j  bemerkt  hat.  nicht  Vdos  auf  die 
Vertrauenswürdigkeil  des  Schw(n-enden,  >ondern  auch  aui' 
den  Inhalt  der  Aussay-e  zu  iteziehen,  und  oauz  deutlich 
erh<'Ht  die-  ;ius  dem  Wortlaut  der  in  der  Salzburu:er  P  r- 
kund.'  a.  E>oö  mit!j:ethedt<'n  Purmtd  :  Irh  s<t'j  utrf  nu-in 
a td ,    d üd    ht  1 1'    Li  a  r    yewissenist,    das  2s,  — -  la }i ndt 
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und  ^'  irf  sclie(1^i<-h  isf  ni'if  <hwhe  als  ver  'Ja^  nhtn  zu  Vfrlif 
tun  tili  i'Lclitvn  ^uL  Das  ist  also  geracl«^zu  die  charakte- 
risti-elip   Formel  des  eii^nitlieheii    Wisseiiseides. 

W'eiiii  es  mui  in  derselben  Urkrmde  le-is.-t,  dass  man 
das  ^e-tolilcne  Gnt  bezeugen  soll  mit  sieben  Gezeugeii, 
d^Tt'U  jt'i^'lit'luT  <lie  vorstehenden  Worte  zu  s{'!reeheii  hatte, 
so  i.-t  wol  nieht  anzunehmen,  dass  ausser  dem  Anklager 
noch  sieben  Mitschwr>rende  erforderlich  waren.  son<lern 
dass,  wie  übfrall,  jener  in  ^\vv  Siebenzahl  niitbegritfen 
war.  "narnacli  ergibt  sich  liier,  dass  der  Hau])teid 
mi '  1  d  »•  !'•  \]  1  d  d  n  r  H  1 1  i  s  | >  e  r  s  o  n  e  ii  genau  d  e  n - 
seilMMi  1  nilalt  hatten.  l>ezvv.  dass  auch  der  Anklager  im 
l)eweisvf'rt;ilireu   zugleicli   als  (jezeiige   iunktiouirte. 

Danur  ist  dann  das  d'iroler  Privileg  von  DU 2  in 
Zusanujienhalr  zu  l)ringen.  Hier  nämlich  lautet  der  Haupt- 
eiü  gleichwie  nach  der  Salzb.  Urk.  der  Eid  aller  ^ie!)en 
Sehwörf'uden  m  der  Weise  des  Zeugeneids :  'ht:  fr  das 
'liirs  -wisse.  Wenn  hier  also  auch  der  Eid  der  sechs  Mit- 
öcliwrnendeu  nach  der  Formel  als  ein  Kredulitätseid  an- 
cfesehen  werden  milsste,  so  würde  der  ganze  Beweis  sich 
doch  nieht  als  einfacher  Eidesbeweis,  sondern  als  eine 
Art  Zeugenbeweis  darstellen,  welcher  eben  vom  Ankläger 
selbst,  der  zugleicli  in  der  Eigenscliaft  als  Zeuge  auftrat, 
erl)racht   wurde. 

Vr)llio;e  Klarheit  brim^t  endlich  die  Stelle  des  ]Mün- 
ciiener  Stadtrechts.  Auch  hier  ist  der  Wortlaut  des  Eides 
der  sil'^^H  man  genau  mitgethtdlt  und  es  ergibt  sich  zu- 
orleich  mit  voller  Bestinimtheit.  dass  dieser  nach  seinem 
Inhalt  und  Charakter  sich  ebenso  W(j1  vom  Kreduli- 
t  ä  t  s  e  i  d  .  w  i  e  v  o  m  g  e  w  ()  h  n  1  i  c  h  e  n  E  i  d  d  e  r  '\\h  a  t  - 
zeu<>-en  unterschied,  lieber  diese  Eide  belehrt  uns 
ausdrücklich   ein   älterer   Stadtrechtssatz : 

E?  ist  c  ferner  h.ant  ait :  ahifr  mn  wissen^  der  ander 
von  'jfdauhpir,  der  rrst  aif  id,  ilaz  ain  man  sirerd,  daz 
tr  ytst'hrii  nder  y^diöret  hat,  und  war  es  iveis;  der  ander 
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ad  i.4,  d'i:  ahi  man  sweret,  daz  ^  r  an  zweife^  re^^fich- 
l  ic  h  r  n    qeii Hilft  h. 

l)aniit  stnnmt  denn  aucli  genau  die  Forniulirung 
einerseits  des  liilfseides  bei  der  l^ereihing.  andererseits 
dos  ordentlichen  [Jeberzeugungseides  in  Art.  247  u.  24S 
oben  S.  IT)'.»  n.  \\\\).  I)efjeo;en  lautet  der  Eid  der  Sieben 
hei  der  üeberfiilirung  ofientu'  H<äuber  und  vermärter  Uebel- 
thJiter:  daz  sie  irol  i'priiunurn  haJ>rn  an  'te/i  deten ,  da  die 
leut  zu  ainander  ehäm'ftt .  daz  er  dem  I  a  n  d  als  sched- 
l  e  i  rjf  s  e  // ,  //  // :  m  a  n  d  u  r  e  h  r  >■  - '  //  /  '/  c  m  l  a  n  d  i'i  h  y  r 
i  n   r  I.  '•/'  /'■■  )i   >o /. 

Diese  Stelle  offenbart  uns.  wie  ich  glauhe,  aber  auch 
unniitti'lbar  das  Wesen  des  fraglichen  Feberfüh- 
r  u  n  <*"sl)  e  w  e  i  se  s,  den  einlieitlichen  Grundi^edanken,  der 
uns  die  Fr.sung  für  den  scheinbaren  Widerspruch  oder 
Gegensatz  in  der  Darstellung  der  (,)uellen  au  die  Hand 
iriht.  Worum  es  sicli  bei  der  Febersiebuung  der  schäd- 
liehen  Letite  handelt,  das  war  zweifellos  überall,  wie  hier 
handgreitiich  zu  Tage  tritt,  die  Feststellung  des  Lenmunds 
des  Beklagten,  der  Thatsache.  dass  derselbe  ^  ein  ver- 
märter sehädlicher  Mann-',  dass  er  als  ein  „offener*  d.h. 
notorischer  Gewohnheitsverbrecher  bekanut  war.  Der 
t^anze  Bew^eis  war  seinem  Zweck  und  Wesen  nach  in 
erster  Linie  F  e  u  m  u  n  d  s  b  e  w^  eis.  erliracht  d  u  i'  c  h  ü  b  e  r- 
einstimmende  Z  e  u  g  n  i  s  s  e  v  o  n  sechs  bez w.  mit 
dem  Kläger  sieb  e  u  u  n  1)  e  s  c  h  o  1 1  e  n  e  n  1 1  )iderben  :  'Firol 
1312;  ehrbaren:  Lindau  lo2ü;  an  verworfenen,  nicht  in 
der  Acht  oder  im  Bann  befindlichen  und  ehelich  gebornen : 
Kürnl).  H.  U  )  Leuten  —  ohne  Ansehung  des  Standes  — : 
also  ei n  X  o  t  o  r  i  e  t  ä  t  s  b  e  w  eis.  ein  15  e  w  e  i  s  mit  ,  d  e  r 
(dem)  gewissen^,  w^elche  Bezeichnung  dafür  bezw.  für 
das  ganze  Verfahren  ja  auch  durch  die  Feberlieferung  bezüg- 
lich der  Tiroler  L'rkunde  von  FU'J  direkt  bezeugt  erscheint. 
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Bei  dieser  niul  mir  bei  dio^fr  AiififassiniL!'  werdfn  f»r- 
klärlieh  iniil  unter  einander  vt'i't'i]il>ariiuli  alb/  in  il*i]  <-in- 
zelneii  7>'!i_ui{isseji  überiieicrten  Gest  a,  1 1  ii  ugu  n  dea 
B  e  w  e  i  s  e  s  ,  s«  >wul  was  das  ä  u  s  s  e  r  1  i  r-  Im*  \'  e  r  li  a  Uni  s 
/,  w  1  S-- he  11  ih-rri  Kläger  und  den  M  itsc  h  wöre  n - 
den,  als  wa^  die  w  (' (' h  >  i' 1  n  d  f  X  n  a  !i  c  i  r  u  n  Li;  im  |)r'»- 
zessnalen  Tliarakter  d«'!-  Ift  zieren  nnd  die  F(»r- 
ni  u  1  1  r  u  ü  u'   des    Eides    hetrifit. 

In  ersterer  Hinsicbt  entsprach  es  jedenfalls  von 
llau-e  ans  din'  Natnr  der  Sache,  dass  der  lviä,u'<'r  auch 
inei  Ijeweisverfahren.  prinzipiell  die  It  die  der  Partei  fest- 
lindt.  als  der  I>  e  w  e  i  s  tii  h  r  e  r  auftrat,  dessen  tidliehe 
Leuniundsbehanptnnu'  in  f)ezu_o-  ant  den  Bekhxirten  i'hHH 
zum  Beweise  stand,  l)a  ied*.)eh  der  l'hil  (\v>  Kl;!^er>  sich 
inateriell  doch  eben  a.ucli  mit  als  ein  Eknneii!  des  Lm- 
n]nnds!)eweise>  darstellte,  lässt  es  sich  ebensowol  ver- 
stellen, das^  der  Unter>chn'd  von  Anklager  wnA  Bewei^- 
[)ers(jnen  an  manchen  Orten  mehr  znriirktrat.  der  ei'>tere 
im  lieweisverfahren  anch  wesentlich  als  h^Mimumls- 
zeuge  aufo'efasst.  lünl  soliin  finfach  vun  einer  Leber- 
nibrung  dureh  sieben  Leutr*.  sieben  Gezengen  gesprochen 
wurde. 

Was  aber  den  zweiten  l^uikt  betrillt,  su  (erscheint 
es  wieder  einerseits  g(^wiss  Itegreitiicln  da«s  mitnnter  Avv 
Kid  dt^r  Lt'umundszeugeu  direkt  in  die  Formel  des 
W  i  s  s  e  n  s  e  i  d  e  s  gek leidet  wurde,  da  ja  damit  el)en  nicht 
ein  Glaul)en  an  die  Wa.hrhai'tigk'eit  einer  I'cr-on  besehworen, 
sondern  die  Wahrheit  von  etwas  Thatsächlichem  l)e<^tätigt 
wurde,  wie  beim  eio'entliclien  Zeuo'eiieid.  Insoferne  dies 
aber  andererseits  dcjch  nndit  konkrete  d'liat.-achen  waren, 
welche  die  Schw()renden  iinmittell)ar  smnlifdi  w^ahrge- 
nomnien  hatten,  weder  bestimmte  \  erbretdienshandlungen, 
noch  auch  iediodich  Aeussernngen  Dritter  i  das  «Vernommen- 
halben"),  w^orauf  sich  die  Kenntnis  der  Zeugen  von  dem 
J\ui  des  Beklagten  stützen  konnte,   sondern  eben  der  vei-- 
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a,.aw\i';nidel.    die   Srhüdlirhkeit   de-  Bekiag- 


brecheriscln-  laUMUi-wai 
ten  im  Allgemmnen.  >o  das>  ilire  Krkliirung  im  letzten 
Grunde  doch  mehr  eim*  suV^itdxtive  U^'ltprzeuguug.  als  ein 
nnmiftelbares  Wissen  zum  Ausdruck  braehte  ^j,  so  mochte 
man  ininn-rhiu  auch,  —  inslie-onderi'  da.  wn  die  scharte 
Seheidnim-  zwi-elieii  dem  Ankliigm'  als  1  M'weisführer  und 
den  Mitschworendeii  als  Hilfspersonen  hervorgekehrt 
^viirde,  —  daViin  uvlamren.  dem  Eid  der  letzteu'en  eine 
leiliu'lieh  au  f  Wah  r  hafti^keit  des  11  a  n  p  I  e  i  d  e  s 
gerichtete  Fassnnu'  zu  u'elien.  Dazu  ti'at  iiberdies.  dass 
diese  kurze  l-'ormulirung,  wee/mif -wir  zuiriiekkommeii.  auch 
noch    andere    \  (U'teih'   bot -j. 

Und  lu'i  dieser  Aullassuug  de>-  Beweises  erw^ei^t  sich 
(Uidlieh  das  ganze  \'crfahr''n  auch  als  ein  inner- 
lich berech  t  iirtes ,  während  da^seil).^  amdi  vom  Staud- 
]miikt  L  »■' n  i  n  LT  >  an-  i{aum  minder  monströs  t-rscheineii 
miissLe,  al-  nach  der  herrschenden  Auslegung,  b  *".  u  i  ii  g 
selbst  sidiihlert  lebhaft  die  rnsicherheit.  Gefahr  und  Will- 
k?irlichkeit  jemu'  v^urnemtiichmi  Justiz:  .  lAn  —  diesen 
„schädlichen  Leuten-*  beizukommen.  dnrclil)rach  man  die 
Schranken  des  lusherigen  l'rozessrechts.  und  verlangte 
al-  Voraussetznng  (h-r  Verurteilung,  an  Stelle  eines  strikten 
lM'\veise>  des  Vmdu'ecdieiH  selbst,  blos  ilie  Koiistatirung 
des  Ver.h 
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\vx  'ler    mm'ali-idieii    reberzeugung  einer 
Anzahl    nnbesciioltiuier    Hüriier.    .ils     des    einzicren.    wenn 


»)  Vgl.  die  Bemerkung  von  Ht-r  PfiM'lton<,  (I)  Pewois- 
iiiliruüg  iiach  i\.  Ludwigs  oberbaier.  Laialr..  Z»'it>c!is.  i.  hoa'his- 
cresch.  12,  370)  zur  \'erordnu!ig  Lu^hviu^  von  Hrdiia.aemr«;  {'.  Tirel 
von  l;i49:  »Verkennen  lässt  sich  nicht,  dass  schon  nie  Fa<-UHy 
des  Landfriedens  von  ioUo  ^  öl,  nnd  des  Stadtrechts  A.  249. 
noch  mehr  aber  diese  Veror.lniUi;^-  v.  l.U;»  nicht  ^owoi  aui  B<'weis 
einer  Vipstimniten  einzelnen  'fhat  ,  al^  auf  einen  verbivchenscheii 
Charakter  nnh  Ltbensiauf  gerichtet  bind,  und  (Ut6>  A\<t  Zrugen 
vielmehr  iibcr  ihr  Glauben  wie  Eidesh*:'lfer  anssagen  ^o^e]i,  als 
•rib'T  etwas,  das  sie  gesehen  hah.jnv 

2)  Vsj-k    unten   S.    1^1    Ü. 
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juicli  uii>i(hereu  Erkenntnismittels  für  die  Schuld  jeiior 
Leute.  Hiermit  waren  nun  Bahnen  ein<4-eschhiwii.  welche 
dem  bisherigen  einheimischen  Hechtsgantr  stracks  zuwider- 
liefen :  die  Kognition  über  d\o  Klan;«'that^achfui.  über  die 
Begehung  des  Verbrechens  durch  den  Beklagten,  war  von 
dem  Gericht  in  die  Hände  der  Partei  und  ibirer  Helfer 
übergegangen.  Letztere  erbracliten  dem  «iericlit  thatsäch- 
lich  keinen  Beweis  mehr,  sonderji  sie  leirten  ihm  nach 
eigenem  freien  Eruiessen  ein  Urteil  vor,  und  zwar  ein 
Frteil  nicht  nur  über  die  l)ehaupteten  thatsächlichen  \'or- 
giinge,  sondern  über  die  Strafwürdi^rkeit  des  A ngeklaf*:ten 
selbst;  es  war  ein  Urteil,  wie  wir  heute  sa^en  würden, 
über  die  gesammte  Schuld  frage,  erbracht  von  der  An- 
klagepartei, gegen  welches  dem  Angeklagten  uacli  keiner 
Kichtuuir  hm    eine   Verteidiixuiiix  <'Hen   stand'-  M. 

Hietuit  ist  al)er  eben  verkannt,  was  die  eigentliehe 
Grundlage  der  \' e  r  u  r  t  e  i  1  u  n  g  in  diesem  Verfahren 
bildete.  I)iese3  war  als  ein  Ivichten  auf  Leumund  seiner 
Natur  nach  allerdings  ein  Richten  auf  blossen  Verdacht, 
insoferne  eben  die  \'erübung  bestimmter  \'erbrechen  sei- 
tens des  Beklagten  nicht  durch  objektive  Beweisgründe 
sicliergestellt  wurde.  Aber  der  Verdacht,  welcher  dureh 
die  Uebersiebnung  für  die  speziell  inkriminirte  That  g(^- 
schaffen  wurde,  gründete  sich  doch  keineswegs  blos  auf 
irgend  welche  unmittelbar  darauf  bezügliche,  der 
Kenntnis  und  Prüfung  des  Gerichts  entzogene  Hulizien 
und  subjektive  Gründe;  der  konkrete  Schnldverdacht  wurde 
vielmehr  offenbar  wesentlich  abgeleitet  aus  dem  Nach- 
weis der  habituellen  Sc h ä d  1 1 cli  k e  i  t  des  Bekhnneii 

Auch  diese  Behauptung  wurde  nun  allerdings  uiclit 
durch  einen  streng  objektiven  Bew^eis  festgestellt;  sie  ent- 
hielt ja  im  Grunde  el)en  nur  die  neue  Aufstellung,  dass 
der    Beklagte    schon    so    und    so  viele   \'erbrechensthaten 
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g1e!(dier  Art  begangen  ,  deren  prozessuale  Koustatirung 
aueh  nicht  erfolgt  resp.  möglich  gewesen  war ,  und  die 
betreffenden  Aussagen  stützten  sich  l)ei  den  einzelnen 
Beweispers(uuui  auch  diesViezüglicli  nicht  notwendig  auf 
unmittelbare  WahriiehmuDgen.  >oudern  aucli  auf  Hören- 
sagen und  andere  indirekte  Erkenntnisgründe.  Aber  dieser 
Beweis  war  seinem  Wesen  nach  doch  eben  Xotorietäts- 
beweis.  Die  Tliatsache  der  Schädlichkeit  wurde  damit 
ohne  Frage  durclischnittlich  ^o  gut  wie  ausser  Zwei- 
te/! gestellt.  So  leicht  und  häutig  bei  dem  Uebersiebnen 
eine  Täuschung:  iiätte  vorkommen  müssen,  wenn  die  Er- 
klärung  der  Beweispersonen  nur  auf  Indizien  des  beson- 
deren Falles  beruhte,  so  selten  konnte  wol  ein  Irrtum 
eingreil'eu  bei  der  Koustatirung  des  allgemeinen  Urteils, 
dass  der  Beklagte  zur  Klasse  der  landschädlu  lieu  Leute 
geliörte.  Es  erscheint  ebenso  unwahrscheinlich  einerseits, 
dass  Jeiuand,  der  etwa  «iueu  Andern,  naclidem  er  ihn 
mit  (Jewalt  ixetanii:eiu  rdine  (Jrund  unter  eine  solche  An- 
k!au;e  stellte,  sieben  u'laubwürdio-e.  unbescholtene  Leute 
fand,  die  unter  ihrem  fud  das  verlangte  Leumundszeugnis 
mben.  als  andererseits,  dass  Jemand  ohne  Grund  allge- 
mein   in   «leu    liuf  eines  landschädlichen   Mannes  geriet. 

Kun  kounte  freilich  trotzdem  der  Schluss  aus  der 
nnt(U'ischen  Laudschädlichkeit  des  Beklagten  auf  seine 
Schuld  an  einer  bestimmten  Uebelthat  im  einzelnen  Falle 
leicht  ein  Fehlschluss  sein.  Aber  mochte  auch  die  Ver- 
urteilung formeil  wegen  einer  bestimmten 
Uebelthat  erfVdgen .  und  die  Art  der  Todes- 
strafe darnacli  bestimmt  w^erden.  so  wue  die  Ersatz- 
ansprüche des  Klägers  sich  darauf  gründeten,  mate- 
riell —  darüber  lassen  unsere  Zeugnisse  wol  kaum  einen 
Zweifel  — .  wurile  dem  Beklagten  das  Leben  abgesprochen 
schon  u  n  in  i  1 1  e  b  a  r  wegen  seiner  Land  s  c  h  ä  d  1  i  c  h  - 
keit,  auf  Grund  der  Feststellung,  dass  er  ..Land  und 
Leuten,   der  Stadt  u.  s.  w.  so  schädlich  gewesen  (sei). 


< 


riass  man  mit  Keelit  f'.jlurcl!  liecht  uvm  l^aiKlr»-*:  MünrliP- 
ni'r  Stüiltrt'cht)  ülN:'r  ihn  nebten  soll";  („daz  ir  ^'^pK'her 
nliff^r  ijjier  seiufti  Inl,^  tlfiun  <I((z  ir  e^  laf' )  ("Niiriil*.  H. 
^T.  (J. ',  uder  wit'  es  in  spjiter  zu  bf>|)r('i  le'n^lni  ijjiit/lif'ii 
hei^st.   ..(lass  er  l)esser  todt   a  l .-    ifiMMnlig  sei''. 

Es  _i{alt  ebeu  ciiitacli,  deii  sdiridliclH'ii  Maliu.  >uwih 
Sich  ein  entsprecheridtT  Anla-s  fand.  hezw.  \\-euu  mau 
,dhn  hatte".  ..iinsidiäiHK  ir-  zu  inaeiieii.  Dies  erweist  /,.  11. 
denrlirh  eine  pr^tidvollarischt-  Xotiz  üImt  ds'ii  Strass- 
üur^t-r    l'rozess  ^ey:en   den  Kuubntter  Juiiann   vun  Aibe : 

Siil'l'iif"  i>r"rh}}o  inifp  flipni  Sfi  GnUi  rnuf,  (Dum  1H91 
>///;  ih>n^i)i>)  li)(i-rJi,ir<ii)  de  MhJ* heim  de  Rechbery  MiA'ji>frü 
ivard  Jüh.  r.  Albe  roH  (h-r  Mrtfpr  ('rtfliaupit  f  uttd  sprach 
'IjT  vor<i^^>iaH)i^  Milsfrr  nit  anders  denne:  Johanns  von 
Albe  der  ist  a  isse r  >■  /  a  • !  ^  )i  n.<l  - / p  di  lande  ein 
.<  ■'  h  edel  i<'  h  r  >■  map)  n  'j  v  u:  e  s  p  n  u  nd  da  r  u  ik  h  e  so  setze 
ich   an  dicii    n.   s.    w.  ^j. 

Was  dann  jene  weitere  Er^elieinunir  betrifft,  auf 
welche  Lötuun-  msl)esondere  hinweist,  dass  nämiich  Me 
Aussage  d^r  Zeuo'en  siedi  nicht  m  dicr  Leumunds- 
bezw.  SchädliehkeitsbehanptuniX  erscln'ipfte.  sondern  ancb 
s  c  li  ( )  ij  e  i  n  l'  r  teil  ii  1)  e  r  d  i  (^  S  t  r  a  f  w  il  r  d  i  g  k  e  i  i  des 
Angeklagten,  i  n  d  e  r  S  t  r  a  f  U'  a  «j  e  s  e  1  b  s  t.  enthielt,  so 
erweist  sich  dies*^dbe  Hei  unserei"  Autl'assuriij,-  td)entalL-  als 
ganz  erklärlicln  ja  >« »zusagen  natiimcstwciidiu*.  Die  un- 
nnttell)ar  zn  Beweis  gestellte  Behau|>tüng  des  Klägers 
bezog  sieh  el)en  nicht  anf  bestiinnite  liandlungcin  deren 
strafrechtliche  Folgen  das  (jericht  Macli  ^blssgabe  der 
geltenden  Normen  auszusprechen  in  der  Lage,  resp,  be- 
rufen gewesen  wäre.  Mit  der  allgeuuMuen  liehauptung 
der  Landnchädliciikeit  musste  aber  sclnui  b(diuf<  ihrer 
näheren  strafrechtlichen  Qualitikation  »bis  rrteil  iii)»M'  <lie 
Strafbarkeit.    bezw.    den    Grad  derselben,    von   vurnherem 


')   Hi^ch.jff,   De  uriu   Vll  .acram.  S.  38. 
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verbunden  uml  in  üa>  Drwei^thenni  avitgennnuneii  werden: 
nnd  es  ninsste  dieses  Urteil  not  wendiu'er  Weise  von  d^^n 
newei^^pcrsouen  dem  Gericlitt'  vorgelegt  wt-rdeii.  weil  rbe 
i\buiH-nte  bezw.  Tliatsachen.  uut'  welche  »ler  behauptete 
Leumund  de>  lM-klagt<ui.  das  ülientliche  Lrteil  übtu"  seine 
Landschädludikeit  und  den  bestimmten  Grad  derselben 
si(d)  ii:5"'Jii'h^t(\  eben  nur  ihnen  .  resp.  jenen  Lersonen. 
deren  Aeusserungeii  ilber  den  Leb*uiswandel  des  Beklagten 
sie  vernommen  liatten,  aber  keinesweg>  auch  dem  Ge- 
nclste  Itekiüiui  waren,  uml  diesem  im  Liuzelneu  mich 
nicht  bekannt  gemaicht  werden  koinittm.  Bei  dem  iur- 
mellen  BeweisYeriahrrn  iX<iü  ahaleutbuhen  Broze-ses  stand 
ja  aucli  überhaupt  dem  Gerichte  eine  eigentliche  Kogni- 
tion   über   dio    Klagethatsuchen    nicht    zu. 

Nicht  in  allen  Zeugnissen  freilich,  w.dche  von  einem 
Ueber>ifbnen  <le>  gefaiigenen  Beklagten  sprechen,  und 
zwar  >n,  das>  darunter  anscheineml  \^eder  die  I  eber- 
führung  aui  iiandhaft-r  d'liat.  noch  eine  Leberweisnng 
mit  Thatzemren.  sondorn  da-  rebersieivnen  schädlicher 
Leute  verstanden  ist.  kounmt  d^r  oV)eu  entwickelte  Saclivcr- 
liaii  so  durchsichtig  zum  Ausdruck  wie  in  den  bisher 
besprochenen.  Vielfach  scheint  m  der  That  die  wört- 
liche Fassuno;  unmittelbar  auf' die  Annahme  zu  weisen. 
dass  die  ganze  Beweisfüliruno,  die  Behauptung  des  An- 
kläoerr-  wie  die  Aubsagen  <ler  Zeugen,  l  e  li  i  g  i  i  c  n  aui 
bestimmte     K  laue  facta   gerichtet   waren. 

■  Zu  dieser  (jruf.p.e  hätte  man  vielleicht  an  und  für 
sich  auch  schon  jene  oben  eingereihte  Bambergische  Rats- 
satznn<';  von  i;U4  zielien  kcfnnen,  insofern  dann  eben 
au(  h  eine  ausdrückliche  Erwähnung  der  Schädlichkeit  als 
numittelbarer  Grundlage  der  Verurteilung  vermisst  wird. 
nn<l  ein  mitspreclnuider  S(di!ubS  au?  den  Zusätzen:  des 
Landes  dieb,  rauhtr  u.  s.  w.  an  und  ti'ir  sich  noch  nicht 
mit   Sicherheit    uvzogen  werden   könnte  i..     Al»er  bei    der 
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iiufFalleiicleii  Aiialo<nt'  zwisclieii  dicseiii  I>afnberirt'r  uüd 
dein  in  ik'r  Nüru^.  H,  O..  ^t\-.cl!ilj!.Tteii  \  iTi'alirf.'ii  tmiss 
»loch  wo!  (Ue  letztere  als  riiassgebeiides  Interfn't'tatuiii^- 
luittel   aügeseheii   wertleii  '). 

In  vielen  Stellen  winl  dann  juner  Eindruek  nibbe- 
sondere  auch  noch  dureii  den  Fmstand  Terstärkt,  rlass 
em  otlenhar  e  n  ts  p  r  ^u- ii  e  n  d  c  s  \' e  r  i'a  h  r  c  n  .  ah^T  mit 
drei  ^tatt  mit  sie  he  n  Hidei!.  für  dmi  Fall  angeordnet 
wird,  dass  der  Beklagte  mit  der  .,11  an  dh  äff.  ins- 
In-sondere  im  Besitz  der  gestohlenen  od.f-r  geranl)tfn  Sache, 
mit  dem  -ogenaunteu   .,Schub*^  eingelietert   war. 

Es  irilt  nun  zunächst,  anch  an  Beispielen  die-t-r 
Kategorie  von  ZtMignisson  dit-  rechtliche  Xatnr  des 
heziigliclien  Verfahren.^  zu  untersuchen,  resp.  di<'  Knnk«?r- 
danz  derselben  mit  unseren,  bisiierigen  Annahmen  und 
Ergel)iiissen  zu   erweisen. 

in>dier  gelhh't  z.  B.  rrkuiiue  ]\.  Ludwi^'^  1\',  i'ör 
Lindau  a.  B):')!:  hr  ot-williot  den  Bürirt-rn  m.  Anseduin*»* 
des  ^lisstande>  ,  (Lis>  bisher  s  ch  ed 1 1  c  h  m  ti  }ni  oder 
weih  nii  lif  i'>hi:rinouh-n  JHnclih'}^!  irerden  dimn  hnf  den 
Benujfin-hj  ti  — ;  d_uss  SU-  //alten  die  recht,  die  unser  vor- 
jakrtiöed.  kuniy  ^Übitchi  ött.zt  zu  }sunibvry  da  uaciidtni 
landf-frhd ,  dpr  r/ucj)  }h'  von  inisfr)'»  iregen  geschtrolirfH 
ist,  lijs,)  .-tii^-'s  sij  ri\u>j('t)'i  rn>ui})  r>  d  ^' r  iV /■' i  h ,  d  (  f  m 
i  h  r  y  '/  /•  i  c  h  f  y  f  f  k  h  ij  >'  ii  fr  f'  r  d  ^  n  t ,  vdvf  darvin  ytaid- 
irurfrf  trrrdpn  .  l(  m  Ii  <  <■  h  li  l  d  y  die  h  r  if  i  h  n  f  n  }?  d  (■'  ri 
wurf  udrr  litt,  ihr  nimschen  soll  ein  jry/irh  rua/'n  »fe- 
walt  hiui,  nid  riiinn  ifrh-Jirfrji  aid  :h  iihrrhomrni'))'! ,  drn 
rr  u'nyrfrrii  zu  drn  heyliyrn  uhrr  dtn  sr/ncertfi  sod,  njid 
dds  soll  fiiU/i  drr  kd'/yrr.  iJarnorh  sond  sechs  gicu(h~ 
hafft  ni  (1  n  n  ,  die  zeyeyen  vor  yrrU'fd  sriptd ,  srJiweren, 
d  a  s  5  '/  e  r  a  i  d  r  e  i  n  ■<  r  y  u  n  d  n  1 1  m  u  t  neydiy.  II  'ar 
auch,  dass  ynann   oder  iveilj^  rn  i  f  r  e  r  ]/  f  p  r  s  r  h  ufd  ,   ;/  n  d 
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})i  n  drm  waarp)!  y^rjin/}  fnr  dtr  yrrhdif  q>hi'<tfJif  irurd  \ 
iihrr  df}}}  soll  schweh/'r//  drr  ri^iy^r,  als  mryi  srliro-bfn 
stt'hiy  II  n  <i  z  w reu  v r  Ij  a  r  'm  o  ii  n  :  u  l h.  rn  :  and  daron 
soll  srin   '/rnu'f  sryn  i). 

rebereinstimtiiend  damit  lautet  ein  PriNÜeg  desselbeu 
vom  gieirlieu  Jahre  für  K«.'mpten;  II  drr  ttn^  srh-id- 
licher  Me7is>'li  fdr  u>r  (i^nrid  yranf^rortct,  '((nyrklofjf) 
vnd  die  irahrr  Schill'!  >i  i(  f  ihn  yf>^'/ioh>n,  niay 
dti'  Khi'i^  r  drn  üherkirninirti  in  i  t  :  /r  r  i  n  //  v  e  r  s  j>  r  <>  r  h  r  a 
Mn  n  n  d <t  ss    seine    Ha  n  d    d  t  ^   J )  r  /  1 1  e    i s  t ,     ni d  y^- 

hdn'irn  fjdrn  .  .  .  ,  .  >rh  ffhi-r  dir  ir  <t  h  t' r  Schuht  nicht 
ist  ,     Sod     drr    Kunnr     o'rn     Mrnsrtirn..     drji     er    1  fW    (rrncid 

(jfojd (rnrtet  hat ,  idherkuinrncu  init  s  e  c  n  <  u  n  t  v  r  s  jj  r  r>  r  //  r~ 
nen  Mannr-n,  <I  n  s  s  s^'^lnf  Hand,  dir  siehrntr  jst, 
nid  yrlfl/rfr//    hidr/f  -). 

Die  Zuriickbezitdiung  auf  das  Lindaiüsciu:'  IVivileg 
von  B)21  kann  jedcHdi  bei  diesen  Stelkm  ifinuerhin  nnch 
riMeii  gewis-en  liiudihalt  für  Uüsere  Auffassung  gewiihren. 
ISoeii  entsclue(h'uer  spricht  dann  vielhucht  der  Schein 
itc^^rn  dieseThe  in  der  naclitedixenthui  BestimmiiUiX  des 
Kärntner   LandreiAits    von    lof)^:  •* 

Waz  'firii  dirjisfherren  ist ^  dl  stok  nrd.  ynlyi'n  hrsdßrnk 
Und  hr.irtffrri  ,Nf  fln<nn*ii  (ti  trriH  '/r/'ichi,  der  dem  lande 
schedli'-h  isf,  <ia:  innarti  si  icol  crrliorrn  wnd  oucJi 
richten.  Swa  oiich  ein  nut-oy  yeschiecht  in  unser  rn  lande 
ze  Chernden  ,  ntuy  inan  den  ic  a  r  y  i-  in  a  r  h  f  e  u  ^  m  1 1 
Z'rain  ez  sein  ireih  oder  noin.  sein  ^nqrlt  hier  itn  ilem 
hals,  und  sol  man  de}nsrlhrn  drn  hals  al'.^frzzen  nut  rtner 
didhi.  II 'irrt  aher  ei)/  st  r  a  :  r  o  uh  r  r  h  r  y  r  df  f  e  n  mit 
der  h.(indhaff,  drm  non/  man  mit  zwain  a' r  n  /m(  /  s 
an  lieluAhen,  litareiffrt  man  in  atjrr  ohi  die  .h  a  tf  d  h  a  f  f 
SO  niiiez     }nan    in.    mit    s  i  b  r /j  n    uh  e  r  say  e  n  ^    und  dem- 
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dcluen  Mr(t:rouLcr  sol  iinin  den  hiils  ahölahtn.  Mun  uber- 
sfifjf  our'h  irol  einen  )nnrilfr  mit  zwahi,  und  rirld^t 
>('i<l  ii>::erf  hincz  im  /ruf  drhi  nifff^.  I }fn  i->alscher 
'/  ('  /■  )it  1 1  d  e  )■  li  a  }i  d  h  (t  fl  h  f ;/  r  i  j  f  c  n  /r  i  r  t  ^  den  ,s(A 
man  nhersa^/  f  n  }tiit  zivain,  nndi  ,sy>/  m  durnin-h 
netzen  auf  einen  r<j.<t.  Aher  eine)i  diel)  der  nicht  />e- 
<jriffen  ist  mit  der  lia  nd  h  <i  ft ,  den  sol  man  uher- 
sar/en  mit  sibenn  und  sol  in  danne  /n'nchen  an  ainen 
(jabjen  ^), 

In  dieser  Stelle  ist  mm  unter  dem  ,,iray  (jemachor 
der  Notzucht  sicherlich  ein  auf  ein  bestiuimteri  \'erbrecheu 
gerichteter  Thatzeugeubeweis  verstaudeu,  wie  er  gewöhn- 
lich bei  diesem  Verbrechen  in  den  mittelalterlichen  Quellen 
gefordert  wird.  Was  aber  das  ..Uebersagen'-  der  Strasseu- 
räuber,  Mörder,  Fälscher  und  Diebe  .,mit  Sieben--  oder 
,,mit  Zweien^-  betrift't  so  dürfte  eine  Reihe  weiterer  Yer- 
gleichuugen  ergeben,  dass  Nichts  im  Wege  steht,  dasselbe 
auch  hier  als  einen  Leumu nd s  b e we is  betreffs 
der  allgemeinen  Schädlichkeit  des  Beklaa'ten  auf- 
zufassen,  und  dass  die  Stelle  auf  keinen  Fall  mit  Erfolo- 
für  die  herrschende  Ansicht  in  Betreff  des  fraglichen  Ueber- 
siebnungsverfahrens  geltend  gemacht  werden  könnte. 

Zunächst  ist  eine  auffallend  übereinstitumende  Paral- 
lelstelle heranzuziehen,  welche  das  M  e  m  m  i  u  g  e  r  Stadt- 
recht V.  J.    139(3  darbietet: 

Art.  111.  Im.  schädlieh  Int  ze  racJien.  Es  ist  oiicli 
recht,  icer  schädlich  tut  hie  facht  oder  her  in  das 
'jcricht  antirhrt^  der  sol  oueh  den  fnrfana  vergeirissen  — 
—  und  ist  ez  umb  rouh,  war  denn  der  schuh  ze 
gagen  cor  gericht^  —  —  so  hedurff  der  klager  nit  mer 
denn  z  iv  a  ger  erb  er  m  a  nne  zu  o  i  m .  in  der  wisc  alz 
vor  ist  geschrihen,   ist  aber  der  schab    nit  ze     qanen. 


')  Kärntnerisches  Archiv    f.    vaterl.  Gesch.    und  Topographie 
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so  liinoss  der  klager  sechs    erl'^r    ni.ia    :u('  im  hubm 

—  n^nd  die  (s<'htdd igfii }  .<ni  utitn  dr/ui  i^nthiiu j)fen  ;  ist  ez 
aber  n  m  h  l>  r  a  n  d  ,  hat  drnii  der  kla*j«-'r  d..  t-  r  [,  r  d  n  d  a  i  n , 
so  hedarjj  rr  nutd'  nd  mer  denn  z  iv  a  g  f  r  erhtr  man  zu 
im,   hat   aber  er  dez    ntt ,    sn   muoss  er  auch    sechs  han 

—  u)id  den  odfr  die  sol  man  denn  rerhroinen  ;  aar  ez 
aher  umb  mort^  mag  aber  der  Mager  des  er m  arten 
h  a  u  r  s  a  in  l  o  k  gehaben  oder  s  i  n  s  g  e  iv  a  )i  d  s ,  so  be- 
darff  er  ouch  nit  mer  denn  zwayer  man  zuo  im,  hat 
er  dez  nit,  so  muoss  er  sechs  haben ^  da  mit  er  in  be- 
rech f  et  —  und  den  oder  die  sol  man  denn  rad brechen 
und  schlaijfen  ^). 

Obwol  nun  in  Betreif  dieser  üeberführuncr  mit  zwei 
oder  sieben  ehrbaren  Leuten  an  anderer  Stelle  (vgl.  unten) 
ausdrücklich  gesagt  wird,  dass  die  Helfer  im  Beweis  in 
der  Formel  des  Kredulitätseides  zu  beschwören  hatten: 
dass  der  Eid  des  Klägers  rein  und  nicht  mein  sei,  so 
lässt  sich  hier  doch  das  Eine  direkt  beweisen,  dass  die- 
selbe in  Wirklichkeit  ihrer  rechtlichen  Natur  nach  ein 
Zeugenbeweis  war,  und  weiter  mit  Sicherheit  erschliessen, 
dass  dieser  inhaltlich  die  Bedeutung  eines  Leumunds-  resp. 
Schädlichkeitsbeweises   hatte. 

Einen  beachtenswerten  Fingerzeig  nach  der  letzteren 
Kichtung  könnte  man  vielleicht  schon  in  dem  Schlosssatz 
des  obigeil   Artikels  finden: 

ist  aber  das  ainr  oder  mer  umb  ander  sach  für 
sc/i  d  d  l  i  ch  lüt  für  gericht  geantwürt  werdent^  anders 
denn  rorgeschriben  ntdt,  über  die  sol  man  denn  aber  richten 
wie  reeJd  ist  nach  der  taut^  alz  die  denn  geschaffen  ist  -). 

Der  Beklagte  wird  darnach  also  zwar  vorgebracht 
und  angesprochen  ,,um  eine  bestimmte  Sache'',  eine  ein- 
zelne That,    nach    welcher    sich    die    Art    der   Todesstrafe 


')  Freyberg,  Sammlung  hist.  Sehr.  u.  Urk.   5,   252. 
-)  Das.   5,  253. 
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hestiiiimt.  aber  zugleicli  init  der  uursdrücklicheii  Charak- 
teristik ..als  schädlicher  Mann";  mid  es  ist  hiebei  o-ewiss 
ijesunders  Daheliei>-eiid  au/AUiehmen.  dass  dieser  Ausdruck 
uieht  schlechtweg  iiu  Sinne  von  Verbrecher  verstanden  ist. 

tienaueren  Eiubliek  in  das  Wesen  der  Sache  g'e- 
Wcähren  uns  aber  eben  jene  näiieren  Vorschriften,  auf 
welche  in  obiger  Stelle  wiederholt  verwiesen  wird.  Sie 
iinden  sich  in  Art.  11,  weicher  entsprechende  Bestininiungen 
über  das  in  Bezug  auf  die  schädlichen  Leute  so  oft  in  erste 
Linie   orestellte    Verbrechen:    umb  diuhdal,  trifft: 

IfV//-  (laz  iehxin  hie  (jtcangen  oder  u^serhalh  dat  her 
in  (la<:  yericJtf  yeantnurt  ward  von  dinpstal  ivegen  — ^  luid 
ist  denn  der  schab  dd^  verstolen  (juot  ze  gayen,  mag 
denn  der  klaget  war  machen  mit  zn:ain-  erbern 
mannen,  das  stn  hand  diu  drift  sie^  da.:  ihm  der  oder 
die  da  vor  gericht  gebunden  und  gevangen  stand,  daz 
selb  sin  guot  diupplich  verstolen  habent  — ^  so  sol  man  den 
oder  die  vertailen,  ob  ez  man  sint,  henken,  sint  ez  aber 
froivan  — ^  die  sol  man  lebendig  begraben;  und  sint  die 
geziug  nicht  anders  gebunden  ze  swerent,  denn 
daz  dez  klagers  agd  rain  sie  und  nit  niain,  in 
der  mau  SS,  alz  si  denn  sagent,  ob  sich  die 
richter  erkennent ,  daz  die  ziugen  genuog  dar- 
umb  geseit  haben;  ivan  ain  klag  er,  der  von 
ainer  gemainer  stat  klager  ist,  wol  dingen  und 
ivisen  mag  an  wen  er  wil,  der  vor  gericht  da  ist,  und 
uff  welich  alzo  gedingt  irirt,  die  süllen  denn  sagen, 
waz  in  von  den,  die  vor  gericht  g efa  ngen  stund, 
kund  u)id  wissent  sie,  oder  was  sg  von  den  da 
ze  maul  oder  vo  r  g  ehört  h  a  ben ;  ob  ioch  uslut 
oder  ainlitzig  burger  klager  sggent,  —  (und)  jemant  hie 
berechten  wend,  die  süllen  ziug  selber  darstellen,  der  sg 
notdürftigen  sggoi. 

I \ ^en n    aber     der    s c h üb     und,    diubstal     nit    ze 
q  a  q  e  n     ist ,    so    m  hoss    (/er    klager    s  e  c  h  s    erbe  r    m  a  n 
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zun  i ))}  ii,ihr,i.  dir  im  dr:  inlfcnt,  in  d c  f  tnons^  alz 
r  <,  r  (j  >'  sc  h  r  i  h  <:  n   s  i  d  f  ^), 

Wir  erfahren  hier  also,  dass  dem  formellen  Be- 
weisverfahren, welches  in  den  Formen  des  Eidesbe- 
w  e  i  s  e  s  sich  vollzog  ,  ein  f  tj  r  m  1  o  s  e  s  V  e  r  h  ö  r  der 
,, Helfer' •  durch  das  Gericht  vorausging,  worin  dieselben 
auszusagen  hatten,  ,,was  ihnen  von  dem  Beklagten  kund 
und  zu  wissen  war--,  eventuell  auch  nur  vom  Hörensagen, 
und  zwar  ,,da  ze  maul  oder  vor**.  Damit  enthüllt  sich  d  r 
Beweis  materiell  als  ein   Beweis  durch  Wissende. 

Auf  die  Vermutung  aber,  dass  dieses  Wissen  der  Be- 
weispersonen, bezw.  die  Aussage  und  das  Verhör  der- 
selben sich  nicht  speziell  auf  die  inkriminirte  That  be- 
zogen, weist  schon  in  obiger  Stelle  einerseits  jenes  Wört- 
chen „oder  vor-',  andererseits  der  Umstand,  dass  es  als 
ein  V'orrecht  des  Oflizialklägers  hingestellt  wird,  jeden  der 
anwesenden  Gerichtsgenossen  zum  Zeugnis  aufzurufen,  — 
während  der  Privatkläuer  seine  Zeuoren  von  vorneherein 
stellen  musste  — ,  was  die  Voraussetzung  fordert,  dass  es 
sich  regelmässig  um  die  Bezeugung  von  Etwas  handelte, 
was  durchschnittlich  den  Gerichtsleuten  bekannt  war. 
Zugleich  spricht  auch  schon  die  Erwähnung  des  Offizial- 
klägers  an  sich  für  die  Annahme,  dass  der  Artikel  sich 
insbesondere  auf  die  Strafverfolgung  gegen  notorische  land- 
schädliche Leute  bezieht  -). 

Ganz  unzweideutig  belehrt  uns  dann  ein  Privileg  K. 
Ludwigs  IV.  für  die  Stadt  Biber  ach  a.  1331,  welches 
offenbar  wesentlich  dasselbe  Verfahren  im  Auge  hat  und 
vielfach  wörtlich  an  obige  Bestimmung  anklingt,  über  den 
Inhalt  der  formlosen  Deposition  der  Zeugen: 
sivrkher  bitrger  klag  tif  einen  schädlichen  mann 
inne    ( !  iwej    der    statt,    land  oder    lüten,  und  die 


1)  Das.  S.  '251. 

')  Vgl.  unten  »^.    19;^ 
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l-hiq  züchef  'in  einen  sinen  m  i  t  -  hur  (f  e  r  ,  dass  der- 
f^elhe^  daran  e^  r/(  :o(/en  /rnrde,  ime  siner  lda<j  helfen  soll 
mit  dem  e/fde,  (/der  sich  ml'  de}n  eijde  etdschlahen,  dass 
rr  n  l  e h  t  q ■  //  ort  h  >i  h  e  f  h  r  ir  a  r  .  ode r  i  m  e  n  It  ze 
wissen  >■  /  ,  ilfiss  er  ein  sc  h  </  d  1 1  e  h  man  si,  dem 
lande  oder  drr  .<  l  a  1 1  ,  und  sn-pnne  der  lda;/er  als 
manh/e}i  qfdahen  mochl,  (ds  den  statt  recht  ist,  den  die 
klaq  k  n  n  t  n  n  d  <j  e  ,v  i  s  s  e  n  l  s  t .  o  d  c  r  (j  e  h  b  r  t  h  et  h  e  n  d 
für  dl  n-arhelf ,  d((ss  d/'r,  nf  den  man  clatjt  hat^  dem 
l  a  n  d  f  n  n  d  der  st  aft  e  l  n.  s  e  h  ä  dl  Ic  h  m  a  n  yeivesen 
i4,  so  soll  man  den  kl  eye  r  rieht  e}i  f/cr/en  dem  f/evam/en^ 
als  der  statt  recht  ist  ^). 

Hier  wird  es  wol  völlig  klar:  einzig  und  allein  um 
die  Abf^abe  eines  Leumundszeugnisses,  um  die  Be- 
stätigung  der  Landschädlichkeit,  resp.  des  entsprechenden 
Rufes  des  Beklagten  handelte  es  sich  materiell  bei  der 
Aussage  der  Helfer  des  Klägers. 

Und  wie  diese  Behauptung  der  Landschädlichkeit  den 
massgebenden  Inhalt  der  „Klage^',  der  klägerisehen  Be- 
hauptung, so  bildete  eben  jenes  entsprechende  schon  im 
Vorverhör  abgelegte  Zeugnis  die  materiell  eigentlich  ent- 
scheidende Grundlage  der  Verurteilung.  Dies 
kommt  zum  schärfsten  Ausdruck,  wenn  es  in  demselben 
Artikel  II  des  Memminger  Stadtrechts  weiter  heisst: 

iiml  leelher  schädlich  man  den  kiager  oder  den 
qe:li(qen  der  a  q  d  über  heben  udl ,  dez  sol  auch  ge- 
nuoq  sin,  lind  sol  auch  da   )nit  iiher  seit  sin-). 

Die  Durchführung  des  formellen  Eidesverfahrens 
konnte  also  nach  bereits  vorliegendem  Leumundszeugnis 
so<»-ar  vöUio-  entfallen,  vom  Beklagten  dem  Kläger  erlassen 
werden.  So  sehr  lag  der  Schwerpunkt  des  Beweises  in 
der    materiellen    Aussacre,    durch  welche    die  Zeugen    die 


»)  Liinig,  Deutsches  'Reicbsarchiv   13,    184. 
2)  u.  a.  0.  S.  252. 
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Wahrheit  di-r  klägerisehen  Beschuldigung  in  Betretf  des 
Lebenswandels  und  Leumunds  des  l)eklagten  bestätigten. 
Damit  war  der  Beklagte  faktisch  schon  ,, übersagt'-.  Das 
eiü\'utliehe  Uebersiebueu.  das  Uebersa^^en  mit  den  siebt/ii 
Eiden,  worin  die  Zeugen,  formell  als  Eideshelfer  auf- 
tretend, die  Keinheit  des  Haupteides  dt-r  Partei  bestTitigten, 
erschien,  wenn  es  vou  der  materiellen  Beweisaufnahme 
o^etreunt.  ihr  erst  nacbzufoli.?en  hatte,  als  ein  (geradezu 
überflüssiger  Akt. 

Fraget  man  nun.  was  zu  einer  solchen  Trennuu«^  von 
materiellem  und  formellem  Beweisverfahreu  und  der  gegen- 
sätzliebeu  Ausgestaltung  desselnen.  d.  h.  insbesondere  dazu 
führte,  bei  dem  letzteren  den  Leumundszeugen  die 
Bolle  von  Eideshelfern  zuzuweisen,  so  ist  der 
(Irund  dafür  unschwer  und  deutlich  zu  erkennen.  Es 
handelte  sich  dabei  um  eine  Erleichterung  des  Beweises. 
Darauf  weisen  schon  die  Worte  jenes  Art.  j?  des  Mem- 
niinorer  Stadtrechts :  ..Die  Zeuii'en  sollten  nicht  anders 
o-eb linden  sein  zu  schwören,  denn  dass  des  Kläcrers 
Eid  rein  sei  und  nicht  mein*'.  Die  Schwierigkeiten  aber, 
welchen  damit  beo^eo^net  werden  sollte,  laj^en  el)en  in  den 
unerhörten  Anforderungen,  welche  nach  dem  Recht  jener 
Zeit  in  formalistischer  Hinsicht  für  die  Ableistung  eines 
gerichtlichen  Eides  galten,  und  die  Erleichterung  bestand 
darin,  dass  nicht  in  extenso  die  Erklärung,  welche  den 
Inhalt  des  Leumundszeugnisses  bildete,  als  Eidesthema 
beschworen  zu  werden  brauchte,  dieses  vielmehr  auf  die 
kurze  Kredulitätsformel  reduzirt  wurde. 

Dafür  erbringt  einen  direkten  Bew^eis  <lie  wiederholt 
zitirte  Urkunde  K.  Karls  IV.  für  Salzburg,  welche  nach 
Darstellung  des  bisher  in  Gewohnheit  stehenden  Verfah- 
rens bezw.  unmittelbar  nach  Mitteilung  des  üblichen 
W^issenseides  der  Leumundszeugen  fortfährt: 

und  wo  die  (jeschuldhje  die  vonjenanten  wart  <j  a  n  t  :- 
lelch    und  rechtlich    nach   einander    nicht   spi'e- 
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c li  e  n  ;  i^o  ivunlen  s//  v  o  n  d  er  ze  u  r/  n  u s  ^■  e  v  t  r  tr  u  r  fj  e n^ 
und  /rax.  tdf/llch  und  zu  niiinifff^n  zrUrn  r/r:cin/  ni  dpu 
pqf'nante}i  suchen  die  rnr'je}iunfen  frort  (iihitzlivh  u}id  rrrhf- 
licli  von  frort  :ti  trort,  nh  da  corbtyriffeu  ist,  nicht  spre- 
chen fiffd  sich  daran  rp/sanmen,  da  ,firt  ir  -ruf/nusse  ver- 
norfj'pu  tffid  d  i  i'  ii  II  n.  d  s  c  h  f  d  1  i  <•  h  p  l  e  u  i  d  f  /i  I  a  if  ff  'J  p 
y  e  m  a  i  fi  k  1 1  p  h  Ipdiy  trprd.tn  iiiff  nu<hifif  ffir/  >l>'nh 
ffffpf'Sfraft  })rtpd>^if  :  d/im)}  fn'tt  trol h  diirhfftji  nnfri  mit 
)'f.d/fr}/)  qewissefi  nnd  von  volkemhait  Laiserleicher  marhfe 
sd:ui  icir  für  ' ////  /•"'/'■  — ,  das  chain  ffezenq  'ni  gc- 
rirhfpjf  dps  Er:hi<f'ln/ff  itffd  dem  Ntjjl  zu  Salizhurij,  wo 
die  (jericht  gelegen  sein,  soth  ivort^  als  da  vorgeschrihen  stet, 
ii'hf  i/r/)ri((/rhen  (h'rfj'pn,  WO  si  nher  dieh  und  gueter,  die 
gestulleii  sein,  gezeugnussi  tuen  saiAcn,  und.  wo  zwen  oder 
drei  uifrrrl^nrf^'^i  leut  einen  dieh  im^l  gestollev  'fupf  hezeti- 
ijf'fi  iii  i i  'I p s IV oren  aide n  u  n  n  s  h  r]i  i  ,}i  iv orten  , 
die  gtzeug/iuss  sul  gantz  i'olle  macht  hat^ui  ^n^d  so;  ukiu 
na<'Ji  d  p  r  s  J  p p  h  f  p  n  zeuq  >'  v  s  s  recJUen,  ah  kaiserliche 
prpjit  haissen  ^). 

l'el>ri<4en-  iM.jt  j«'*]*-!*  Eidesbeweis,  aucli  Im-j  imch  so 
kurzti'  F]i«lesto,ri]i(;*l ,  Suliwiri-ig'keiten -j,  und  üü  tTücliieii 
es  unter  alh-ii  f 'ui>tän(h*i!  aU  ein  Yorte-i!,  wenn  ein 
solcher  *''aiiz  entfallen  kniiiite.  ^  <ni  diesem  (jesi(]its|Mj!ikt 
ans  L^t  dif  Bestinuniing  dco  Meniunuger  StudtreeliLs  \v\.  II 
ai!t/ufa>seii.  dass  mit  Znstimmnng  des  l>ekk.i^-ten  ancli  der 
t'nriiilos   erbrachte  Leummidsbeweib   ..geniien—   >tn!i   solle. 

Eben  derselbe  Artikel  des  Memmiuger  Stadtreelits 
zeitTt  dann  insbesondere  aneli  nnmittelbar.  dass  die  reciit- 
l  i  c  h  e  N  a  t  u  r  d  e  s  \>  e  w  e  i  s  e  s  1)  e  i  v  or  1  i  e*  g  e  n  d  e  r- 
Randhaft    l)ezw.    soe-enanntem   Sdiu])    uder  Stoss,   d,   i. 


•)  \'-yi.  schon  l)rcyer,  a.  a.  U.  ;5.  1:32  iL  und  Iv  r  i  e  s ,  Be- 
weis 6,  2:>f). 

^)  Vijl.  Nünib.  if.  0.  oben  S.  152,  l.'>.^  uii.l  Ktiapp.  a.a.O. 
S.   221 
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der  Ueberiiihruug  mit  zwei  Gezeugeii  prinzipiell  ganz 
dieselbe  war  wie  die  des  Uebersielniens,  wie  das  ja  auch 
in  den  vorher  zitirten  Stellen  im  Pliublick  auf  die  voll- 
ständige Parallelisirnng  der  l)eiden  Beweisarten  v<.ii  vorn- 
berein   als   sell)stver>tandlieb   erseheimni    nuisste. 

Ganz  direkt  i:,t  du\>  übrigens  z.  H.  aueb  ausgesproeheii 
im  Privileg  K.  Karl^  IV.  v.  J.  \:\:)A  tur  die  Stadt  ba- 
v'ensburg:  Er  begnadet  sie  mit  allen  iieebteii.  wt-lehe 
die  Pünr^'r  v<ni  Fl  in  v-mii  "Reicbe  bal>en.  >)f  irer  st<if  </"- 
rechte  zu  richten  über  schedeliche  lute  nwA  bestmimt 
in.->beöuiidure : 

ist  daz  ymand  für  daz  egn  irer  stat  gerichte  e>j>f^n 
diep  oder  rouber  brenget,  mit  der  habe,  di  der  gestolen 
hait  oder  gerauhet^  so  sol  und  mag  der  cleger  heha^f^n  nf 
den  heiligen,  daz  er  sein  diep  oder  muhf^r  sei  oder  daz  er 
ein  schedelich  man  sei  sein  und  dez  Landes,  und  darparh 
ander  zwene  manne  sullen  ouch  schweren  zo  den  h- in  gen, 
daz  dez  dag  er  s  egl   regne  sei  tina   /nchl  ijni'>-gnp. 

Were  aber  daz  der  den  diep  ndpr  rofihpr  vor  genchfp 
brcnqet  one  die  deube  oder  /  - //  ro'fh,  s,.>  suJ  and. 
ntaq  dtr  piagpr  siveren  zu  den  heiligen,  daz  er  sein  ronher 
ndpr  diep  spi  odpr  daz  er  egn  sclieddichvr  mann  stc,  sttn 
lUfd  dez  landes,  und  darnarh  sechsse  ffiaft.  dt'-  <i}iph  :u 
den  hvdigen  schiveren  sullen,  daz  des  clegers  eyd  regne 
sei  nnd  nf'-ht   meyn  —  ^). 

Allerdings  wird  in  einzelnen  Zeugnissen  dem  KHiger 
lud  vorlnnnlenem  Scliub  i-nir  vtwa-  ;ib  weich  ende  He- 
w  e  1  s  1)  e  b  a  u  ji  t  nn  g  m  den  Mund  gelegt,  namlich  die 
E(.>rmel  drr  A  n  ef an  g^k  1  a  ge :  ..dass  das  vorhandene 
<iut  Sein  1-kgen  war.  eh«'  es  ihm  vom  Eeklagttm  gestohlen 
oder  cferaubt  \\  urde",  eine  Formel  ;il-o.  m  welcher  die 
konkrete  Diebstahlsbeschuldigunu-  nur  au  zweiter  >telle 
eiugefiiu:t,    für   die  Std!ädliclikeit>lHdiauj.tung   aber  gar  kein 


^)  Lünig,   Deutsches   Reicli-ao 
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liaum  war.  So  /..  Ü.  in  dciii  baizburgisciicu  i'iiviieg 
von    VMjC) : 

/run     Ifi    '/'T    sfi/'f     ://     S'r //:/.. ///*'/    >lrii  niilnnf    )sf,     ir<>    ma)l 

aintii  dttb  des  <jiifz,  das  rr  y( stalle/'  i"i>\  -i'i  'i'j^  ge- 
RfnfJp}}  qvf  q  p  ff  p.  n  wv  r  ^  i  n  >v  dcw  ffmclit  tot.  itnt  drein 
qezpiiqpn    .^'o/,    das    d.mH    ihr    ffezeuif     von    trort    zu    trort 

,<l>/-rcli' /t     )ililr:   '     /{/>■'<)    das    i/h'    Ihii,,     -in     \.    iinj     dr}}i    >i,l;J{en 

Imf,  drf  'In  '/r'hnn.drji  undi  geva)i'j*  li  löij  int  tu  aiyms  kao 
ii;f  'iPHPsen,  ee  }nir  sie  X.,  der  da  (](dnn}d.-r>  und  qp,- 
rnnqpn  Mut.  ver-^tullen  h  /  f.  des  bit  ich  mir  got  ze  helff'en 
und  all  iitiUgen  ujuI  du-  iicnmix  nf  niii  inir  aujhehent 
iind  dps  yprhfpu^  helfent;  und  wan  dJp  zeugmisse  gescheiten 
ist,  a/sn  nins  d^r  richtp/'  '////'  >^//'  ii>^'^  (inen  andern  an 
setti  staf  setzen  und  von  dem  dich  Idaqen  uyid  mit  zwain 
zeuqen   ^rar  diw/iph,  d,is  die  seih  iiaö  <iuö  des  iinOö  gvivdlt 

lu'sfdfiqf  f    spi  M. 

NichtsdestoweiiiuTr  tritt  u'<'rii(li'  aiu-ii  i'ti  dieser  Art 
dtT  ahsoiiit«'!]  UL'bt'ri'üiirMiio-  (U'>  iiiit  den  geatuiiieiiLü  udcr 
geraubten  SiLi-bpii  vorut'brarlitt'ii  Inddagteii  dnrfdi  droi 
Eide  besonders  scdiarf  und  dcutlirb  d.r  ausserordentliche 
Cbarakter  solchen  Veriahrens  bt'rau>.  In-zw,  dt-r  rMgcü- 
s  a  t  z  z  u  m  o  r  d  e  n  1 1  i  c  li  e  n  V  e  r  f  a  h  reu  b>  r  i  *1  o  !•  .\  n  e  - 
fan  US  k  1  aiXi-  in  s.iner  durcdi  die  nrtlirh  sind  /eitlicb 
nächstliegenden   Quellen   überlieferten   Gestalt. 

Auch  hier  linden  wir  allerdings  ziinärhst  dt-n  Un-ier- 
eid  <le-  Klägers,  welcher  aber  wesentlich  nur  lien  ol)jck- 
tiven  Tliatbe.>tand  lesp.  das  Eigentum  des  Klägers  an 
dein  corpus  delicti  erweist,  die  Ueberwitjdung  und  Sacli- 
taUigkeit  des  Beklagten  jedoch  nur  dann  zur  Folge  bat, 
wenn  dieser  zu  keinerlei  wirksamer  Verteidigung  im 
Stande   ist.      Die    rechtliche    Bedeutung    dieses   Eides  wird 

be    Be>! inunung 


schon  augenfällig  gekennzeichnet  durcli 


^)   Vgl.    Priv,     K,    }iiuire«lits     a..    I4nl    i. 
Reicbsn  rch  i  v    14.   i!  < » l  j . 
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der  Kiäo;Hr  selbst  drei  Eide  naclieinaude!-  M/nwörei 
Dieser  eidliclicü  ntlnmptnuir  de-  Klägers  n-ru-viiülH-r  -t»'ht 
d..nn  aber  prin/spiell  *ieni  Ibklairten  die  \'erteidigün2' 
in  Heire!]'  ibiS  SUijJckli\cn  'I  batb.'>r.Hides  i.ilen  .  -e;  es 
tlnrcb  .len  Nnchwoi'^  oriiriuären  Ih'Wei'bes,  sei  e>--  bureh 
den  Schub  ani  einen  \«'rn!an!!.  mbehi  er  die  Saebe  aii 
iciueii  uewäbrrui  -<din!..  an  dnlt«-  Ihunl  /:og -_:  und  -um 
damit  sratiz  ausser  den  ►^treii  stellti'^). 

Dieses  letztere  Hecht  des  Schubes  war  ilirn   albidings 
nier    f'niMiinden,    z.    ib   schon     nach  älter*  ni     oaierisidifU 


Laanli 


{'iHdensrecliK   dann  entzogen,    wenn   er  seh 


( )  n    t  1  j  i  n  1 .  i  i 


n 


wegen  liaubes  veiurteiU    wai\    in    welchom    i'alb:   «t    also 

nnlMulinoi  selbst  hatten  musste ;  doch  bH.d.  dm-   ancb  dann 

die    X'eriuidigung   dur^di   ilen    Ueinij;aii,;>eid   gestattet. 

Bnier.Landfr.  a  IJidc.  60 

[art.  49]. 

(De  seh  a h  raup.) Item  seh  ah- 
raup  (et  strazraup)  millum 


•I I 


a.   12or>   c.   72  fart.   odj. 
(iJe  riiinna.)      Srinihr'/N]> 
und   strazraup    siden    '•f,pin 
scliup  iiuhtit  ^  wan  swen  nntii 
^jtorem  haheat;   sed  apud  I  damit    rhuh.    iihpv   den   sol 
quem  comprehendaf  in\  iudex  \   man   rihten.   uh  er  e  '  //'  he- 

spp' "■!!>',(  man  ist  n^iresen, 
odtr  er  ^ol  sich  selb 
d  r  'i  f  ^  ^      iH  I  ^    d  p  /.'     '/  '■'  //  '/  yi  - 

den  bereden  ^). 


CL/cu  liluiu  pructdat  (c/  j_*ri(P^ 
fuprif  iriffiwis^  vel  tercius 
seY). 


exmiiqiibit 


1)  Vgl.  z.  i3.  Müucliener  btadtrecht ,  Art.  75,  Aaer  8.  31) 
=  Frei  singe  r    Stadtrecht    (Freyberg,    Snmmhing    5,     inl*j  ,    liaici. 

!, an,] rocht  Art.  37  fFrovliern-  4,  407). 

^    Vgl.   13  ra  a  n  .■  r  .    Ic    W.   «..   2,    4n9  ff. 

•^)  Vgl.  Schwabenspiegel  Lauir.  (cd.  I.assberg)  c.  :>!7;  4azii 
Angsburger  Stadir.  Art.  34  §  3  .Meyer,  ic  >tadtbuch  vtai  Auga- 
burg  S.  !t7  ;  n,n-r.  l.aaulr.  a.  1 :2 11  ^  :.7  A-55  c.  48),  1  :i>  i  ''  1:2 
(Qu.  u.  Erört.  5,  86,  148,  343;    Rockinger,    Deiikm.    art.    in'  u.  ;)l 

S.  46.) 

4)  Qu.  u.  Eröri.  5,  >c;  Cial  i:>l  .  Piockinger,  Deiikm.  S.  52; 
vgl.  Zöpli,  Aitherthümer  d.  d.  Reichs  und  Rechts  2,  337. 


\  i 


'It^r  l>fklnn"to  in  FnliX*'  <^es  Leinnnnd-zeiignisses  prinzipK-ii 
•nnl  iiiil'r.|inu;r  \(ni  icilcr  Verteidiufun'»-  aiisijfeschlosrfeii. 
nass   hier  ^^o<i•a^  cnu:   <i;ciiüL;t/iv  Zuhl   vuii  Lciauundszeuiieü 


geiiiiu-t!'.     wii'd    u 


rlor  Frwngnng    begreiflich.    *hi-<    rh 


IS 


Voifindeü    <!•  r    flnilii;!  ti     lun    dem   Ijeklaorten   t  l)en   S( 

eine    l'ra^innrioii     ii;r    dcu    iv<»jikri-ten    Scliuldvcrilarhl 


•  in] 


i  H 


gi'üiidute. 


Kacli  .h*>-rii  Au^fühnnigen  dürfte  r.ini  wr^]  die  gmiül- 
sätzliehe  Z'i!ä--in:k»'i[  *irr  (.Ih'ii  «largelegte-ii  1  nua-pretation 
für  al '•  i^-iie  l]t':5tiiiiiiiUiigeD,  wonach  die  üeberfühiamg 
eino^  l'M'klaLi'fori  mit  sipV.Pn  rpsp,  droi  Failrn  nnter  Aus- 
schluss jegialaT  \'<  i-rei<liginig  des  Ik'lvhmtrn  gestattet 
\\-  i  r d  —  i  u  s  o  f  e  n  i  d  a  b  i'  i  ^\  ._•  d  v  r  .a  a  d  e  u  F  a  1 1  d  t- 1' 
fi  ;i  li  «1  li  a  I  t  *' ?i  '1  hat,  noc]i  an  e  i  ii  o  n  oi  Uf  ii  tl  i  rli  p  n 
Z»' im- (•  II  b,- Wf' i -^  zii  ilrük-ii  ist,  was  sich  freilich  oft 
n;<dir  u'icbt  nut  Sichprhpit  entscheiden  bi>^t  \.  -  -  als  er- 
wiesen gelten  können,  und  /war  aiieb  lur  solch.'  iH'-niii- 
miiTigPii  ,  dert-n  Wortlam  kpinm.  'br*'ktpn  A  nliait-jMnikt 
'•iatiir  enthält,  ja  sogar  an  -icii  eine  andere  Deutunu-  zu 
tordf-rn    -elifint. 

I>abta  bl!e])p  imnifi-ldn  ancli  noeh  die  Mögla'ldM-it  an- 
zuerkennen, «biss  \ana>!nzfir  an  Orttni.  wn  ^a^va  ibi-^  !rau"- 
liehe  Vertabr«'?!.  nielir  faiiftaiiiicb  !)od»ai^r;iudit>"  ,  >oiiderii 
Jii.r  !iaeb<4'eabnit  war,  ntal  »b-r  Fid  *b'r  Lenmnndszeugen 
sclinn  von  flansp  au>  wi  <ba-  l'onn  des  HiÜ^fanes  ge- 
schworen waird»'.  >n  da>-  da>  \b'}-taiir»'n  ;Iu  — trlieb  sb-ni- 
jenigeii  auf  bandhatter  ^'bal  besonders  äkininai  -ab,  nii 
kaufe  (ba-  Zeit  dtT  eigentlab^'  Ornndged.ink*'  '\v>  r!>tert'n 
aus  bein  Hewusstsein  si<-b  verbjr.  F'eban  da.nn  ara-b  bi*- 
Aa>druuke:     ..scbildiielier   Mann",    ..dem   Lande   -eiutdiieb"*, 


«)  Vg].  z.  iJ.  i'ettauer  Stadtrecht  c.  162,  163,  (Sitzber.  der 
Wiener  Akad.  93  (1886)  43);  dazu  Steiermark,  Lanrlrocht  Art  118, 
(Ausg.  V.   Bisfhoft'  8,    12H). 


—      tS7 


,,iileili  und   de^   Laude^    iheb*'    U.  S.   \^ 
Sinii^'.  sondern  nl?  fnrmellnifte  Bezeieborung 


ich,  i    naair 


in   i.lttai 


'  1 1 


\  »a'hi't'c  litT 


rba'rbtbin   ojensannifai    Wirbtai.    k'-inite 


(uba'   b'ifl!    11    -    w 

wol    schliesslich    tbis  Uebersiebiaa.    thatsächii 


/a    Pint-m 


♦fewohhla  in 


■n  Fidesoewei-  ant  ficlleru  werden,  der  nirrKt 
auf  das  bestiinmb'  Vcrlav.baai  bezoo-pn  wnrrle.  wehdn'^ 
den    Anlass    des     Verfahrens     bildete.      F  •<  b     ^^nrbe    * me 

sulciie  FüLwiekelung  ininier  üur  als  eine  sinLCuknv.   abnor- 


;?■<•'    I 


die 


male,    als    piin'  Fntartung  angesehen  we>*b n   1 

reo-elmässiu'f  r'-atbildung  unseres  Lenniun'F\.'riab:.ai>  x^al- 
ZOO"  sich    naibweislich   m    ganz  anderer   Uicbiung^). 

Der  Zweck  dieser  üntersuchungeii  erlordert  e.-  na.n 
weiter  abrr  nirbi  la^i  wendig,  auf  alb-  einzplnt'ii  Stellen, 
die  als  Belege  für  unser  Verfall rtai  laadi  t-twa,  lu  F'-trariit 
kommpu  könnten,  hier  im  Finzeluen  uueb  genauer  ein- 
zut>'ehen.  i  >as  »-r-elipint  wo1  ^^clion  dnrch  das  Vor-teb*aibe 
als  erwiesen,  dass  diese-  \  tai^direii  'A'-ui'^-t^-n--  in  >\vi- 
deuUebiand  im  id.  Jaiirbunderl  zieniiieb  allgmiein  ver- 
breitet war  -). 


1)  Siehe  Abschnitt  VI.  Ein  Zeugnis  für  jene  Entwicklung 
könnte  man  vielleicht  in  einer  Würzburger  Gerichtsordnung  \\u> 
üLiii  i  j.  Jahrh.  erblicken,  abgedruckt  im  Archiv  f.  Unterfranken  .. 
Aschattenburg  25,  238  ff. 

^')  Aus  dem  norddeutschen  (sächsischen  Rechtsgebiete  liefern 
die  Goslar  er  Statuten  einen  vereinzelten  Beleg  für  ein,  wie  ich 
glauben  möchte,  gleichartiges  Verfahren.  Im  Anschluss  an  die 
Vorscbriff.  dass  jeder  Bürger  gegenüber  allen  Strafklagcis  prin- 
zipiell das  Kecht  der  eidlichen  Reinigung  haben  solle,  ausgL- 
nommen  den  Fall  der  handhaften  That,  wird  hier  Folgendes  be- 
stimmt: 

We  enne  misdedighen  man  utwinnen  wel,  de  scal  ine  ghe- 
hunden  mit  ghescreye  vor  gherichte  hringhen  unde  ine  iimme  de  acidt 
heklagheu  u-^le  hidden  der  sattinghe.  i^  uine  he  ghesat  is,  so  swere 
de  sakwolde  uppen  hilleghen  tippe  des  heklagheden  in<!  nnes 
hövede,  imde  spreke  dat  de  man  osten  westen  suden  unde 
norden  des  hoghen  v eme  vor scult  hehhe ,  also  uls,  he 
to  rechte  sin  lif  vor  war  cht  hebbe;   dar   na   sicerva  ses 


—     188     - 

JJie  s  t  r  a  i  r  e  L  ii  L  ^  t4  u  Ä  t  ii  i  c  1 1 1  1  i  r  1 1,  < •  f  m ■  1 1  e  1 1  t  ini  u- 
fltT  bp  -  ]M-n  (•  li  f'ii  e  n  Sa  fz  Uli  u,*e  II  iiihI  1*  r  i  v  i  1  imj  u' ii 
^"'fiilit  mni  a'iirr  nirlir  ausselilie>sii(i!  in  der  Zülassiiiif»- 
des  Uebersiebueus,  l»f/\v.  der  (h'diiuijg  de.-  Leiiuiuudä- 
Iteweisv.'rl'alireiis  gegen  o-eiaiio'eiir  schädliche  Leute,  son- 
dern tdn  li  aiadi  darin,  das.s  >!»'  die  r*  r  i  n  z  i  |)  i  e  j  1  e  Er- 
lauLüi^  t'ntlialtefi  oder  Lpzeugeii.  di.is-  -rtlehe  l,,«>ntr  be- 
iinis  LiuleitiUig  jejjus  Verlaiireiis  jederzeit  o  li  n  e  w  »m- 
fcrc   !-'M- li  t]i  cb '-^    Voraussetzung,    sowie  man    ilirt-r 


man,  dre  vore  unde  d  r  e  na,  de  v  iiUenkomen  sin  an 
ireme  rechte,  dat  de  ed  reyne  si  unde  unmenedidt,  dat  in  god 
aho  helpe  unde  de  Jiilleyhen ;  dar  na  vraghe  men  wudane  wis  mcn 
orer  ene  richten  scole:  so  vinde  men  na  den  scüldeti,  älse  he  heklaghet 
is.  (Göschen,  D.  Goslarer  Stat.  S.  36;  vgl.  S.  510.) 

Für  die  Auslegung  dieser  Stelle  d.  h.  insbesondere  für  die  Auf- 
fassung des  Ausdrucks  » misdedigher  man^  (nach  Göschen  gleich- 
bedeutend mit  »Rechtloser«;  vgl.  das.  S.  348)  im  Sinne  des  land- 
schädlichen Mannes  der  süddeutschen  Zeugnisse  fallen  insbeson- 
dere auch  folgende  Bestimmungen  dieser  Statuten,  wie  mir  scheint, 
entscheidend  ins  Gewicht: 

I •' n  'i'f  .<cal  men  henghen,  ihn-  de  düve  rif  schiUinghe  wert  is. 
Is  dar  arer  min,  so  ghei/t  it  to  hut  unde  to  hare,  it  ne  si  dat  he 
anröchtich  si  oder  dat  // ^'  'fhen  <t  h  s  i /.■  hebhe,  dat  rn>>de- 
'liijJ'-  !ii<l>'  pleghet  tu  /lebbcnt,  öo  8cal  nitii  inc  ittnylieiL 
(Göselieii  S.  38.)      Und: 

Wpyf  en  büdelsnidere  oeyreptn  mit  minnerer  dat  denne 
vif  sc/tillitiyhe  uert,  de  enes  dumen  oder  der  oren  nicht  ne  hevet  oder 
dor  dp  frnr  qhrhranf  is  od-r  si.dxnp  fekene,  de  misdadighe 
i  ä  d  e  p  I  e  y  h  <  /  f  a  h  '  ob  ende,  an  sich  J>eret,  oder  dal  man  van  ime 
bi  warheyt  iviste,  dat  he  nii  s '1  p  d  i  cJt  ivere  oder  hedde  yhe- 
wesen,  dene  scaJ  nipn  hen'/hrn,     «lösclieii  S.  oT.i 

Also:  ainAi  .1er  kl.-iie-  Diebstahl  soll  mit  'ler  Strafe  des 
gyosat'ii.  dftuijaigen,  bestratt  werden,  weuü  <U'r  Thäter  rückfällig, 
resp.  eni  Gewohnheitsdieb  a^t.  Gewohnheits-,  Berufsverbrecher 
sind  hier  i'tirabar  zu  erkeaaen  ia  «Itai  )nl<di:diyen  lüden,  als  deren 
Vertreter  sehr  bezeiehaen«]  di--  Pieatelschneider  o-uiaiant  weiaen, 
aiid  Wflfhe  die  Ztdebea  ^crioa  erlittenia-  Bestrafung,  Brandauirkua^- 
u.  8.  \v.  nn  sieh  zu  tr;iL';ea  jtfiegteu,  oder  welche  als  solehe  nllue- 
meia    bek;nnit    wurfae      iVV!.   G  ö  s  c  li  ü  a   S.   dna.) 


iuiiiliaii     werdcTi     bonutc.     f  e  s  t  tr  e  n  o  m  m  e  u     u  ii  d     v  .  *  r 
G-erirhl   geidUirt    \v<M'dr[i    d  u  i' id  r  n  i-). 

Ibnnit  war  ein  .dtherkönnüi  edna-  <»rand-<ttz  des  deut- 
behtai  IdM-ble»  zuiii  öchut/  d«a  pfr»üiiludaai  Fr»alj(at  des 
Einz^dn^ai.  iHdiuf^  lbd<"iniidnng  einer  li-fWi-M-n  Kiass*'  von 
Veriireehrrn    in    wtatfan    Umfang   ausser    Ixr.it't   gesetzt, 

iJie  Gefanu'eiiLianüie  eiiie.-  Menseheu,  uiu  iiin  v(»r 
Gericfu  zu  strdlen,  war  stets  uiel  allgciueiu  gemattet,  ja 
irelad'Ui  <»'awe<e!!.  waam  <xe2feu  den-fdaui  bereit>  »uii  ''Ut- 
sfuaMdieades  KoüLunia/iahirteii,  Aaelit!ing  ^-der  Seiaidlieii- 
kirinnuauig.  ergangen  war.  Zui"  f'rstinabt>''a.!  l'jiüieilung 
eines  Verfahrens  aber  hatte  dtun  \  erb-tztiui  dn-ses  Kecdit 
von  Hause  au>  nur  zugestaiidien  im  Fall;  diiT  liandhafteu 
Idiat-  Seitdem  ilaun  im  \dndaiif  des  Id.  und  14.  Jabr- 
hundau'ts  der  l>eweis  solcher  dbat  durehsebnitilieli  aus 
einem  Kidesl)»'wcas  in  tunen  d  batzeugenbeweis  verwandelt 
wurden  war,  wurde  woi  vieltaeh  immer  dann.  --  aber 
aucJi  nur  dann  — ,  wenn  m'n  Yerbreelnui  edkeiil)ar  ne- 
ganuen  worden,  bezw.  vin  -idcher  ib^weis  dur(di  d  hat- 
zeuu'eii  trefülna  \\»a-den  konnte,  aneli  neseli  da/  na<diträg- 
ladie  GefaULTrunaliinf'    d*.--    enikomnuauui  d  liaters   gesl;sttet. 


r%,d 


0  Vgl.  Kries,  Beweis  2;->n  ffk  2''4  Za  den  nbirr.n  belegen 
vgl.  beispielsweise  auch : 

Fränkisch  -  baierisches    Landfriedensbündnis    a.    1340 
wer  einen   schedliche n    man,    wo  man  den  weis,  a  > (>•  < l 
utt'ir'f!,  der  ist    dar  umb  nimant  nihtz  schuldig  noch  gebunden.  \Kln. 
a.   laurt.   6,  367); 

und  Brandbrief  der  baierischen  Herzoge  a.  1  '.71  <.  4: 
Aud^  mainen  und  wellen  tvir,  wer  thien  seit  e '1  i  i  i-h  t  ,i  m  a  >i 
anchiiiiii>'  uti-i  ZK  '  ',i''hnazz  bri7ir/t,  er  sei  m  ■•  r  t  i>  r  e  n  n  e  r  , 
str  a  s  r  a  !(  ber  o  d  e  f  de  üb,  und  kuz  der  oder  tUcüLtütu  j_ieti  d.  p  »t 
sched liehen  m  n  }i  nndent  seines  m'fs-^  daz  sol  denselben  beLih<n, 
di  in  zp  raocJim'zz  f'ri/njm^  (,dpr  hrapJ't  dahen'.  uiid  sulJen  in  danti 
ttnt<<'in-ftpn  in  <laz  gericid.  d^Kri,,  si  in  yevuii'h'n  habint,  und  f^-fl- aucfi 
dr/-  richter  hipi^z  in  d<nin  richtten,  dem  er  ypan*>C"}-t  >rirt.  u/irr?-- 
zoi/''-nh'''/i   :tn  getwrl  (dki<-    "»19;. 


—      WH)     — 

Die  Kiai^t^  ^^t^t^i  «'iHfii  ;j:<'fViiigeiieii  l>ckla--h"!i  nmsste 
^iaiiu  stets  üSittT  Aiifrisi''!  uiiu  eines  Tli atzen u'nii.H' weises 
t'iiiuUL'U  Wurden^),  ^uiiüit'iir  über  seilen  wir  die  iiiuu'- 
fe-tmachriiin'  r-ines  MeiisrlH'ii  aiir-h  unter  der  TH'flinoriijjo' 
freigegeben,  dass  vor  Gerjclii  dir  rMdiaüptuiiu'  d«-!-  L.iiiil- 
scliäiliichkeit  ^«^Tu't'ii  lim  frliuhfii  uUil  n<-r  L'iit.-^preclirndi' 
iJewuis   a]iti'td)i)ti'ii    wurde. 

Aurli  dt*r  liichtt'i'  war  ni  'Ütt'n-!-  Zeit  keiuesweirs  im 
ÄllgcnieiiifLi  l)ftugt  gewesen,  seinerseits  die  Gefanut  n-- 
ualuiK'  eines  alAvc-eudeu  A  !i_!;t'kicigten  udcr  IJtsLiiüidigLcii, 
sowtdt  er  riwa  dazu  in  dl«'  l.a^jfe  kam.  ohne  AVeifores  v.u 
vera!iia»t.'ii.  1'.-  niusöte  das  1 -ad iiiisi'sverlaiirfn  seinen  <  laaiu' 
iiubfii.    weil  Ik'^    daiiii    i'Vtuitiicii    iiiif    d^T  ArrlitiniLT   >rldoss. 

In  gt'\vi>>en  Gmi/i'!!  frlaiii^rrn  dann  die  liadiUT 
allt_'rdinj'-.s  mit  der  Zfit,  minit/iitlicli  seit  dem  i:'..  Jain-- 
hiiüdert,  j.ijp  nerechtigimg.  Eine  solche  Ik'stmiiimng  t'iit- 
hält   /.  ii.   eben   a,ueh    ^eh*m    der    hait'r.  haiidir     v.  12<SI: 

c.  o  [art.  ()]:  U  /r  setzen^  awu  fin  rikter  ein,  n  itnni 
ihfrs  ::-)hrf^  iht:  / ///  tin  fif'n  leijt  inhf  </fi,  ihr  rin  qesezzen 
f"'(/i  t'-'j  da.z  tr  den  iceder  ctöttn  6ul  nuclt  öiu  yni  tttiuvti 
sol^  norfi  hnr^fPH  ron  im  npmc}}  snJ  i  rr  srJ  im  wiH)  f'rr 
gebieten.  hSpricIiet  er  m  aber  ni^.  intih  i  in  ilucii^  <laz  im 
ii/i  <l^-i(  leip  f/et,  so  sol  er  m  rrMra  auf  reJit^  und  sol  im 
ilücii  Huies  (jates  niiitsnilit  '/cm^H  — ''^). 

Die  y  e  r  f  o  1  g  ü  n  g  ii  ii  d  E  i  ii  k>  r  i  w  g  u  n  g  d  e  r  lau  d,- 
s  c  iL  a  d  [  1  e  h  e  n  Leute  abu;  wurde  seit  derselben  Zeit 
immer  hiiuiiger  d  e  n  Gericht--  und  l'e*  l  iz  e  i  n  i-g  a  n  e  u 
Tiicht  blo^  er]aul)t,  sondeiui  selileclithin  zur  Piliciit 
gemaeilt;  sie  wurde  gm-adt;zu  al,>  (dtentliche  An^elegen- 
Jieit  und  Aulgabi-  erkdärt.  insbebundere  die  i^andtriedens- 
satznngen   enthalten   gewcdiulich   entspreeheivh'   Vors.dirif- 


^)  Vgl.  LüTiiiiu-,  Hciiiiü-ungseid,  hisbes.  S.   163  ff.,    177  t!'. 
2)  Chi.  ,1    Krr.rt.  5,  ;3in    Kockinger.  I^-aikn;.  <.  73.  Vgl.  Oesterr. 
Laudr.  Art.    13. 


-I 
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^riuer    des    ein- 
ehun 


WU-Mi.'l' 


ten.  w'fdche  dann  allerdings  nur  ir.r  ciie  1 
/elii'ui  Laudlriedeüs  Geltung  liatteu,  \'u. 
i)aier.    Landir,    a.    i  i*"^ !  ; 

c.  4  iuri  r> ] :  II  w  öetzen  uiicn^  öwu  de  nidiier  seh  vil- 
li ch  l'i'  II  t  bcyreifen  >ri  ' r  leriht,  daz  si  dt  resten  da 
der  Herren  schaden,    '//    der  gut  si  sitzent  ^). 

Der  Besinll  <iei-  -i-hädiaeiiui  Leu[i.  m  dieser  >telle^) 
bez\v.  der  Sprachgebiraeaui  de.-?  ganzen  Ges(  tz-'S  in  1  »et reff 
dies^'s  Au>druckes  wird  nicht  \An>  dureh  die  oljcn  kse- 
sprochene  V(U*.-tdirit't  ül:)'-r  da^  l  ebersit-dnen  der  sehad- 
lichcii  Leute,  feULidern  i\ii  uewie  >tellen  uueh  mit  eriU'hter 
Siciurheit  ans  e.  jn  Tart  1  V<  folien  S.  Idr^ei  <dh-ubar, 
welehe-  dieselben  sprechend  ai>  Leute  erwei>t.  die  nieht 
SOWul  wi.'gen  eine.-  ijw-tinunlen  >e!iaden-,  den  >ie  gethaii 
iia'neii.  Verfolgt  rf^sp.  verboten  .-md.  -umleru  würgen  habi- 
tueller Schildlichkeit.  d.  In  geutdinlieitsmässig  i'nrtgesetzter 
Schadensstiftnngen,      Vgl.   terner   z.   iL: 

Urk.  Herz.  Stephaii>  d.  Ai;it,  vun  Haiern  a.  13(>1  : 
das  wir  —  —  udrr<u!t  liiünir/i  srui  'iiwrli.  geniatne 
sehn  ,n  iiK'i  n'ni  dnui  inid  /aiifen.  daz  ei)i  i/^/durh  lOL'if'r 
riciiivr^  er  Stg  tu  üttitu  out/'  in  ävm  iund,  nacU  6vUtd- 
leichen  ^ a  d  f  en ^  ez  s >■  i  )i  d  / e  // .  /^  .",  r  d  r  /■  ,  j)  r  e  n  n  p r, 
.<  t  /  i  ssrauber  oder  ivi  di  ijnianf  m'i'-htoi  scui  ,  wol 
ytttjjtn  lind  stellen  mügen  und  aurh  .^Hihn  aus  inntni  <j{- 
rirjif  1)1  da::  ander,  als  iretff  un^^cr  hind  nn'l  htr^rhatt 
ist^  also  swas  er  Imh  bei  dem  s<'h>  dd  n'hrn  mann  fity/rijjt  t , 
da:  idi.<(dl,  h,tl>  in  dem  selben  ij»  i'i<'hf,  dar  inna-  'r  hc- 
chunlrn  n-irf^  hvUihcu  sul.  iieiii  liuUiter  liieljei  ZU  hellen, 
soll  Jedermann  serjdlitditet  ,  die  .-chadiieheii  Leute  zu 
unterrritiitzeii.  Jedem  verboten  sein.     Das  Alles  soll  gelten 


1)   (ja.    u.    Fu'ürl.   ü,   o4'i  ;   iiuckingcr,   iieiikm.   b.   76. 

')  hMtaiiiiicii  versteht  Z«"«pfl,  Altherthiiiner  2,  30S  «laninter 
allgeuiein  »Verbrecher,  die  uicht  mit  eigenen  Uäteru  aiibii-sig 
sini]*.  i'ai  ^iecjensatz  zu  den  gesespctif^n  l.enten,  vuii  welrlj.Mi  die 
tolgende   bestnnninüLi    redet. 


biz  aiij  öiui(/  Miciivlö-  tinf,  ilrr  schiVöl  cliAiiiit  luhi  ihirHac/i 
daz  inirfisf  (/antz   /'(()•  ^) ; 

sowie  Privileg-  desselben  iilr  die  Stadt  Laiiusliut 
a.  i:j64:  eniuichtigt  die  Bürgerschaft,  dass  sie  con  Subtu- 
t^)t,  die  HU  schierst  chonieiit^  «lartidch  z^-a//  qff)):pir  jar 
und  nach  (h-fi  ziva'ni  laren  hi:  (ui  luiser  irlderrulfen.  djiz 
si  iHit  unöetnn  statrichter  daseihf//  nach  e  l  n  <  m  iieylei- 
cJien  srjiedlcichen  manK^  iver  du'  ivfu\  in  allew  ge- 
rirht  in  unsemi  land.   irol  (jreiijfen.  müyen  und  sullen'A; 

oder  Privileg  König  Wenzels  v.  J.  1:]82  f.  Nürnberg: 
—  das^  sie  ihre  söldner  und  dioier  ^  inj,  )ul  rauher 
oder  schädliche  leuthe,  die  dem  land  und  dem 
reiche  s  c  h  ä  dlich  tr  ären^  ankam  men  würden^  dass  sie 
solche  rauher  und  scjiädl  iche  leuthe  mögen  an- 
(jreiffen  und  vahen  und  in  die  statt  Xiirmherg  fuhren  und 
mit  ihn  gehahrn  und  ihun  als  recht  isty  und  sollen  damit 
gein  niemand  gefrevelt  hahen,  in  kain  weise'^). 

Unverkennbar  handelt  es  sich  hier  durchwegs  be- 
grifflich nicht  um  die  gewöhnliche  Nacheile  auf  Ge- 
rüfte  bei  eigentlich  handhafter  oder  sonst  offenbarer  That, 
sondern  um  eine  allgemeine,  und  eventuell  initiativische 
Verfolgung  von  Personen,  die  als  landschädliche  Leute 
angezeigt  oder  durch  äussere  Lebensverhältnisse  als  solche 
kenntlich  waren. 

Mit  dieser  Offizialverfolgung  der  schädlichen  Leute 
steht  dann  eben  in  naturgemässem  Zusammenhang  die 
Entwicklung  und  Ausdehnung  des  gerichtlichen  Offizial- 
verfahrens  gegen  solche  gefangene  Personen,  wie  sie  auch 
schon  mehrfach   durch  die  oben  erörterten   Urkunden  be- 


0  Verhandlungen  d.  bist.  Ver.  f.  Niederbayern  21,  b'.'i. 

^)  Das.  Ö.  72.  Vgl.  auch  z.  I>.  die  Verordnung  d.  baier.  Horz. 
Stephan  und  ^^einer  Söhne  a.  13()9  (^u.  u.  Erört.  6,  498  und  das 
Bündnis  derselben  mit  Herzog  Albrecht  a.  1369  c.  b*  und  7.  (Das. 
S.   507.^ 

^    llistoria   Norinibergensis  Diplomatica  S.  457. 
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zeugt  erscheint.  War  die  Einlieferung  eines  landschäd- 
lichen ^lanues  nicht  durch  beschädigte  Privatpersonen, 
sondern  durch  die  l*olizeiorgane  auf  (jrund  amtlieher 
Fahndun <>'  erfultxt,  so  erü'ab  sieh  von  selbst  die  Notwendif^- 
keit,  dass  der  Kiehter  selbst  ^ )  oder  sonst  ein  besonders 
hiezu  bestellter  gerichtlicher  Funktionär -)  als  öffentlicher 
Ankläu'er  und  Peweisführer  auftrat. 


*)  Vgl.  oben  S.  148,  sowie  insbes.  auch  Other  Stadtrecht 
Art.  232  :  Ey)i  r  /  c  li  t  p  r  schal  r  <>  n  >•  e y  n  e  x  a  mj)  i  s  v:  e  <j  e  ii 
klagen  rmmh  eynoi  elendn  man,  <(h-  rmmhs  cyncn  rediten  prüder, 
dem  (jerichfc ;  rund  auch  r  z  u  alle  n  scJiedlichcnn  leiif  e  Uy  c  z  u 
yanbertif  c  z  ii  dyhen^  c:n  fel:<  ehern,  dye  der  gemein 
sehe  dlich  seyn.  —  (Michnay  und  Lichner,  Ofner  Stadtrecht  von 
1254-1421  S.   131). 

'-')  Vgl.  z.  B.  Stadtrecht  von  Memniingen:  »ein  klnger  von 
gemeiner  stat  (oben  S.  178^;  siehe  auch  oben  S.  163  und  dazu 
K  n  a  p  p  a.  a.  0.  S.  238  tf. 


Z  a  1  1  i  n  ff  0  r  ,   Lanilscliädlii-Iu'  Lont 
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VI.  Das  Verfahren  mit  Folterung  und  das  Richten 

nach  Leumundsbrief. 

Das  besprochene  üebersiebnuugsverfahren  gegen  laud- 
scbädliche  Leute  hat  sich  in  gewissen  Grenzen  wol  bis 
ins  16.  Jahrhundert  hinein  erhalten  i). 

Doch  zeigt  sich  schon  früh  und  immer  allgemeiner 
die  Tendenz  nach  einer  Erleichterung  der  Strafverfolgung 
o-et>'en  landschädliche  Leute.  Denn  das  Uebersiebnen  bot 
nicht  blos  in  formeller  Hinsicht  Schwierigkeiten,  auch 
die  Vorbereitung  mochte  dem  Ankläger  vielfach  nicht 
leicht  werden  und  oft  genug  mochte  es  überhaupt  un- 
mncrlich  sein,  sieben  Personen  zu  finden,  welche  zur  Lei- 
stuug  des  geforderten  Eides  geeignet  und  gewillt  waren. 
Es  darf  nämlich  wol  auch  nicht  übersehen  werden,  dass 
derjenige,  der  als  Leumundszeuge  zur  Justifikation  eines 
Raubritters  oder  sonstigen  schädlichen  Mannes  mitgewirkt 
hatte,  in  der  Regel  kaum  ganz  unbesorgt  wegen  der 
Rache  der  Verwandten  oder  Genossen  desselben  sein 
durfte. 

So  entwickelten  sich  daneben  schon  im  14.  Jahrh. 
zwei  neue  Formen  des  Rechtsverfahrens  gegen 
gefangene  laudschädliche  Leute,  von  denen  die 
eine     überhaupt    einen     Ersatz    des     Richtens    auf 


')  Vgl.  unten  S.  200  tf. 
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Schädlichkeits-  d.  h.  Leumundsbeweis  bildete, 
und  von  Hause  aus  allgemeine  Anwendbarkeit  besass, 
nicht  blos  gegenüber  Gewohnheitsverbrechern ,  sondern 
gegen  Beklagte  jeder  Art,  wie  sie  denn  auch  thatsächlich 
mit  der  Zeit  zum  ordentlichen  Kriminalprozegs  geworden 
ist;  —  während  die  andere  wesentlich  als  eine  Fort- 
bildung des  Uebersiebnungsverfahrens  er- 
scheint, in  welcher  der  spezialrechtliche  Charakter  und 
eigentümliche  Grundgedanke  desselben  festgehalten  war 
und  fortlebte,  bis  auch  sie  im  16.  Jahrhundert  in  der 
Zeit  der  grossen  gesetzgeberischen  Reform  des  deutschen 
Strafrechts  als  überflüssig  abstarb. 

Die  Entwickelung  Jiach  der  einen  wie  nach  der 
andern  Richtung  nun  knüpfte  sich  wesentlich  an  das  Auf- 
kommen eines  vorläufigen  inquisitorischen  Ver- 
fahrens gegen  die  in  Haft  gebrachten  Inkulpaten.  Die 
Ausbildung  eines  solchen  lässt  sich  während  des  14.  Jahr- 
hunderts vornehmlich  in  den  Städten  beobachten  und 
hängt  da  wol  bis  zu  einem  gewissen  Grade  insbesondere 
zusammen  mit  der  Ausbildung  der  gerichtlichen  Polizei 
und  des  Offizialverfalirens  gegen  von  dieser  eingebrachte 
Verbrecher.  Von  der  städtischen  Verwaltungs-  resp. 
Polizeibehörde,  dem  Rate,  durchgeführt,  trug  jenes  zu- 
nächst den  Charakter  eines  aussergerichtlichen  Verfabrens, 
in  welches  aber  doch  mehr  und  mehr  das  eigentliche 
Schwergewicht,  die  sachliche  Entscheidung  verlegt  wurde  ^). 

Fassen  wir  zunächst  den  Verlauf  der  zuerst  ange- 
deuteten Gestaltung  der  Dinge  ins  Auge. 

Der  Notorietätsbeweis  durch  Leumundszeugen  konnte 
als  spezielles  Kampfmittel  gegen  landschädliche  Leute  in 
zweite  Linie  treten  neben  einer  neuen  Waffe,    welche  in 


•)  Vgl.  Löning,  Zeitschr.  f.  d.  ges.  Strafrechtswissenschaft 
5,  215  ft".;  Rosen  thal,  Beiträge  z.  deutschen  Stadtrechtsgesch. 
S.   257,   295  ;  Knapp,   a.   a.  0.  S.  48G  tt" ,  523  rt". 
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der  Vornntersuchung  zur  Anwendung  kam,  der  Tortur; 
deren  Gebrauch  in  Deutschland  bekanntlich  bis  in  die 
Anfänge  des   14.  Jahrhunderts  zurückreicht. 

Als  das  wirksamste  Mittel  zur  Erlangung  eines  Ge- 
ständnisses ist  dieses  fremdrechtliche  Institut  mit  der 
Zeit  schlechthin  die  Grundlage  geworden,  auf  welcher 
das  deutsche  Kriminalverfahren  bezw.  das  Beweisrecht  in 
demselben  aufgebaut  war.  Diese  Erscheinung  erklärt  sich 
leicht  aus  der  Thatsache,  dass  eine  Verurteilung  in  Kri- 
minalsachen von  Hause  aus  in  der  Regel,  —  da  der  Fall 
der  eigentlich  handhaften  That,  bezw.  die  Möglichkeit 
leiblicher  Beweisung,  oder  die  Ueberweisung  durch  That- 
zeugen ,  im  Ganzen  stets  nur  ausnahmsweise  gegeben 
waren  — ,  nur  auf  Geständnis  erfolgen  konnte,  das  Be- 
dürfnis, ein  solches  zu  erlangen,  aber  in  demselben  Grade 
stieo-,  in  welchem  das  Vertrauen  auf  den  Eeinigungseid 
sank  und  die  Tendenz,  denselben  überhaupt  auszuschliesseu, 

durchdrang. 

Und  seitdem  dann  auch  das  alte  spezifische  Ver- 
fahren auf  handhafter  That  in  Abgang  gekommen,  unter- 
warf man  eben  schliesslich  jeden  Beklagten,  dem  die  an- 
geschuldigte That  nicht  durch  unmittelbare  Augenzeugen 
nachgewiesen  werden  konnte,  wenn  ein  entsprechender 
Verdacht  gegen  ihn  begründet  erschien,  der  peinlichen 
Frage;  sowol  wenn  er  auf  „wahrer'',  „frischer"  oder 
„offenbarer''  That  d.  h.  wol  insbesondere  mit  „der  Hand- 
haft" betreten  worden  i).  als  wenn  nur  irgendwelche  ge- 
wichtige Indizien  bezw.  auch  ein  konkreter  Leumund 
gegen  ihn  vorlagen. 

Es  erscheint  aber  wol  naturgemäss,  dass  es  sich  von 
an    als    besonders    nahelieorend  —  be- 


Anfang 


')  Siehe  die  Urkunden  unten  8.  199  ti.  und  S.  203,  auch 
Tiroler  Maleüzordnung  Ausg.  v.  Weiske  in  Abhandlungen  aus  d. 
Gebiete  d.  deutschen  Rechts  S.  189);  yg\.  Br  u  n  n  o  nm  ei  ster , 
Die  Quellen  der  Bambergensis  IS.  80  ft". 
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gründet  und  bequem  —  erweisen  musste,  jenes  Mittel 
namentlich  gegen  solche  Personen  in  Anwendung  zu 
bringen,  welche  als  landschädliche  Leute  einge- 
liefert im  Gefängnisse  lagen^  und  zwar  insbesondere 
dann,  wenn  das  Verfahren  nicht  von  einem  Privatkläger 
veranlasst,  sondern  von  Amtswegen  einzuleiten  war  i). 

Vermochte  man  von  solchen  Leuten  im  Wege  der 
Folterung  ein  Geständnis  irgend  welcher  konkreter  Fakta 
zu  erlangen,  so  konnte  auf  Grund  desselben  einfach  die 
Anklage  im  ordentlichen  Rechtsverfahren  gegen  sie  er- 
hoben und  durchgeführt  werden.  Freilich,  wenn  der  An- 
geklagte hier  dann  nicht  bei  seinem  Geständnis  beharrte, 
so  blieb  trotzdem  wieder  nichts  übrig,  als  die  Sache  vom 
ordentlichen  auf  den  ausserordentlichen  Rechtsweg  zurück- 
zubringen, und  eventuell,  —  sofern  dies  möglich  war  — , 
die  Ueberführung  durch  Uebersiebnung  zu  bewirken. 

Aber  schon  in  der  zweiten  Hälfte  des  14.  Jahrh. 
beginnen  die  Zeugnisse,  wonach  da  und  dort  festgesetzt 
wurde,  dass  das  im  Vorverfahren  abgelegte  Ge- 
ständnis in  jedem  Falle  als  Grundlage  der 
Verurteilung  gelten  sollte^). 

In  diesem  Sinne  ist  sicherlich  schon  das  bekannte 
Privileg  Karls  IV.  für  die  Stadt  Winds  heim  a.  1365 
auszulegen,  welches  derselben  Folgendes  gestattet: 

(vo  oder  in  irelcher  herren  gebiete  sie  ire  diehe, 
r a  u her  oder  uheltdtige  l u  f  e  vinden^  oder  ankomeii 
mögen,  dass  sie  die  angreiffer  uffhald^ti^  rahen  und  mit 
Jiegmfüren    mögefi,    und   aueh  zu    in  riltten,    altz  sie  ver- 


1)  Vgl.  Knapp,  a.  a.  0.  fcj.  487,  489  und  Urk.  a.  1371  bei 
iStromer,  «aeschichte  und  Gerechtsame  d.  Reichsschultheicjisenamtes 
zu  Nürnberg  S.  4,3  Note  f.:  Wcnin  schädliche  leut  in  ir  ge- 
fengclinuss  kommen,  wann  dann  der  nierer  teil  des  rhat^  erkennt  sie 
zii  martern,  soll  dasselbe  geschehen  u.  8.  w.  Vgl.  auch  Brunnen- 
meister, Quellen  der  Bambergensis  8.  29. 

^)  Vgl.  Löning,  a.  a.  U. 
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dient  hant,  und  (rass  sie  sulc/ier  hötzer  lüde  in  Ire 
hdff'fe  bringen,  die  da  cor  ziceiie)i  ires  rat  es  der 
untat  und  hotzheit  heke n n en,  d a ss  sie  z u  d e n - 
seihen  denn  richten  mögen,  und  ir  nicht  uher- 
siben  dürfen,  altz  vor  geH'onlich  da  geicetzen  ist  ^). 

Hiemit  ist  keineswegs  gesagt,  dass,  was  man  bisher 
herauszulesen  pflegte  '^),  in  Wiudsheim  bis  dahin  das  ge- 
richtliche   Geständnis    des  Angeklagten    zur   Verurteilung 
nicht  ^enüort  hatte.     Hier  handelt  es  sich  augenscheinlich 
um    das  Geständnis,    welches    der    Inkulpat    in    der  Haft 
vor  der  Eatskommission  abgelegt,   also  nicht  vor  Gericht, 
sondern  im  polizeilichen   Vorverfahren  ;    und  es  erscheint 
durchaus  selbstverständlich,    dass  von  Hause    aus  darauf- 
hin unmittelbar  noch  keine  Verurteilung  möglich,  sondern, 
wenn  dasselbe  im  akkusatorischen  Verfahren  nicht  wieder- 
holt wurde,  noch,  ebenso  wie  wenn  die  Tortur  überhaupt 
keinen  Erfolg  gehabt  hatte,  eine  Uebersiebnung  notwendig 
war.     Dieselbe  hatte  freilich   in  solchem  Falle    nur  mehr 
die    Bedeutung    einer    Formalität,    und    wenn    auch    ihre 
Durchführung     gegenüber    derartigen     Beklagten     durch- 
schnittlich auf  geringere  Schwierigkeiten    stossen  mochte, 
musste  sie  sich  doch  im  Ganzen  als    eine  sachlich    über- 
flüssige Erschwerung  der  Rechtspflege  erweisen,  deren  Be- 
seitigung   erwünscht  war  ^).     Denn    man    mag  immerhin 
annehmen ,    dass    die    landschädlichen    Leute ,    denen    die 
Folter  ein  Geständnis  erpresst  hatte,  es  doch  nachträglich 
häufio-  g-enuec  auch  noch  auf  das  Uebersiebnen  ankommen 
Hessen,  in  der  Hoffnung,  dass  ihnen  irgend  ein  Umstand 
noch  Rettung  bringen  könnte. 

Bei  solcher  subsidiärer  Anwendung  des  Uebersiebuens 
lag    dann    allerdings    die  Entwickelung    nicht    fern,    dass 


*)  Lünig,  Reichsarchiv   14,  671. 

2)  Vgl.  Dreyer,  Nebenstundeu  S.  132,  Wächter,  Beiträge 
S.  271;  Kries,  Beweis  S.   155  ff.,    157. 

s)  Vgl.  auch  oben  S.  181,  182,  insb.  Stadtr.  v.  Memmingen  Art.  IL 
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der  Schwur  der  betreifenden  Personen  lediglich  den  Cha- 
rakter eines  auf  die  konkreten  Anklage fakta  bezogenen 
Glaubenseides  annahm  und  sohin  zu  einer  Form  der  nach- 
träglichen Ueberführung  wurde,  welche  schlechthin  jedem 
Beklagten  gegenüber  praktikabel  war,  der  in  der  Vor- 
untersuchung ein  Thatbekenntnis  abgelegt  hatte,  dann 
aber  nicht  dabei  bleiben  wollte.  Dies  konnte  insbeson- 
dere da  am  leichtesten  geschehen,  wo  etwa  schon  vorher 
das  Bewusstsein  von  der  eigentlichen  Natur  des  üeber- 
siebnungsbeweises  sich    zu  verdunkeln  begonnen  hatte  ^). 

Von  eben  diesen  Gesichtspunkten  aus  sind  zweifellos 
auch  alle  jüngeren  Privilegien  aufzufassen,  welche  die 
Festsetzung  enthalten,  dass  wenn  seitens  gefangener 
schädlicher  Leute  ein  Bekenntnis  vorliege ,  das  bisher 
auch  in  diesem  Falle  erforderliche  Uebersiebnen  solle  ent- 
fallen dürfen.     So  z.  B. : 

die  Privilegien  K.  Wenzels  und  K.  Ruprechts  für 
Dinkelsbühel  a.  1398:  daz  si  alle  schedliche  lüte, 
in  welchem  lande  die  sint,  uff  dem  lande  da  nit  gesworne 
halss-gerichte  sind^  irol  faJien  und  in  irre  stad  Dinckels- 
2)ohel  foreUj  und  auch  die^  welche  des  zig  es  selber 
bekennen ,  ane  urtail  nach  erkanntnisse  des 
merern  teil  es  des  rats  zu  Dinckelspohel  straf- 
fen oder  über  sie  richten  und  urtaile  n ,  also  sie 
dann  uff  ir  eyde  sprechend^  daz  der  oder  die  umb  soliche 
misset  ad  billiche  leiden  solle?! ;  welcher  aber  des  zig  es 
selber  nicht  beke  n net ,  den  oder  dieselbe  m ag  d e  r 
an  dag  er  salb  siebende  nnver  sprachen  er  tüte 
m it  dem  rechte  w ol  über w i n den ,  ez  ivere  da nn , 
daz  die  g etat  also  frische  und  üffenbar,  oder  kunt- 
lich  und  gegenwürthlg  were,  so  mag  der  dag  er  die 
uberwindunge  du)i  salb  dritte  unversprocJiener  lüte'^). 


1)  Vgl.  oben  S.  186,   187. 

2)  Lüuig,  Reichsarchiv  13,  464  und  465. 
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Urk.  «1.  15iseliofs  Jolianii  v*)ii  Würzburg  n.  il  Al.irk- 
graifii  Friedrich  v.  BrcUidenburg  für  Kitz  in  gen  a.  I4oO : 
Wr'}} n  ri)}  .s'  r  h  f'fl  I  j  c  h  m  <i  11.  n  <l  c  f  fr<(  II  h hiffiro  in  qe- 
f'/H'/niss  koiunt  uiiii  ^ite  missetkat  vor  einem  vofj^  ?//'</ 
zwein  f/  i'  s '-  />  irorenen  bek  >'  h  n  >t .  solche  d  a  r  f  j 
niitii  nicht  l> es c h  r 1 11  >■  }i,  sojnlrr//  <hr  zoduätieL  soll  die 
di'>rtrr  d>ir:u  fordern  'dsvo)t  adrr  hrrLommen  hf  und  mn'j 
Niini  uh'r  sie  rirjihii  >il>  )'<'chf  i,<f.  ll'rdih  nhi  r  m  ehe- 
(jcschrielftner  rnasse/i  d  i  c  ni  i  s  s  e t  h  at  n  t  c  h  tut  k  v  n  n  e  n  ^ 
die  jnaij  mm/  h  p  s  t  e  h  f  n  und  :^/  dpui  ah^r  rirhfpn  rds 
rechf  Ist  1  i. 

Urk.  K,  Friedricli  11 1.  für  Keiiiricfi  von  liecliberg 
und  Dit'polt  vnij  Stein*  >ia<s  sie  in  aiii:!:eg'd)eiieij  flals- 
<'-erichteii  richten  iiintreü  uacli  <les  K«nchft  lAj'chr,  '^inf^e 
uhe r sii'i c n  im  d  heiveis e n  der  s i ti r  n  personen^ 
so  I>/>hpro  gtirdtirhd  i/ordr}/  fnifh  yr.skdc  euitr  nden  ver= 
i/arif/luii '/-"). 

Ferner  insbesonder*'   Privil<'g   K.   Max   I.    für   F>l^e]!^^ 
Lorenz    von    Würzbiirg    a.    löud^):    Auf  \'ur5teiiuiiLr    des 


äj  I)i>cliofi\  a.  a.  0.  S.  33,  nach  Wehner.  Pract.  Observ. 
Sei.  (siebe  bei  Schneidt.  Thesaurus  jm.  Fruiicrü.  !.485tt'.)  welcher 
fiir  da-  J'esiebneii*  huT  und  aiHb-rwärt^  UiC  Bedeutung:  foltern, 
[.eiuluh    frasren,    aniiiMiiiit,     Vgl,    auch    Löning,    Reiniuungseid 

S.  73  Annierkuiiir.  Di*;'  i  isxulässiirKeit  dieser  ÖHutiiüg  ergibt  sich 
nach  den  Ausfüliruuijreu  und  den  librigen  ZeuguisÄeii  im  Text  wol 
von  selb.-t. 

-)  K!iip^<:luMt.  De  'Tdiue  equestri   Di.  3.  i:?.  57. 

■',  KiitiKil+en  in  1  rk.  dieses  L*^tzt>;reii  SchneidD  Thes.  jur. 
Fran<:''ui.  D  4:D  Note*.  Vgl.  luicli  ijie  l'^^uileitung  «ler-'-ibi-n  :  dass 
er  da^^seibe  vom  Kaiser  erbeten  halje  m  Aiilu-tracht  der  beschwer- 
licht'ii.  ni!.-.4)ränchlicheu  eM-Wiiluiiif'it  j,.>-o  higher  i>>  Utiserm  Fürsten- 
ff'Hiti  ,  ut'  >'n<''rf')i  Cextli  (j>  ri>'ht>n  ^  uwl  Ilalss  Gerichte f  ,  1  er 
scha  d  />  a  r  >■  ,1  Person  J>'iU:Pn,  die  je  zu  Zriten  vom  Leben  zum 
Tod  m  i  '  [.' '  '  >>  '  '  '■  h  •  r  li  <  e  // 1  fe  r  t  ig  u  n  7  ahgethan  worden  sind, 
also  dass  je  zu  Z^nfex  zu  Ähf  e  r  t  i  y  u  >>.  y  der  seihen  Persone 
sieben  andt  re  Personen   haben  zugegen  seyn  und  über 


X 


ü 


S 


Letzteren:    wiewohl    in  seinem   Stifff  an    nllfn    mid    ird^n 
seinen  Htodf.  und   Centh  Gerichten,    ^'f^' r  do>   /:D/'  n,nrd- 

ad^  '-In  <f^dr,iuch  and  Ucwoh/dicit  sei/c,  sn  rai^r  <>der 
mehr  Ihrdhufere  in  denselben  Gerichten  ri)dr,n,}nn^>r  nml 
ihre  Missetii'd  uiid,  l'^rinindhuvi  <.^  f  [*'  fU>  ar,  a  tn- li  o  a  r  >' r 
Sie  in  Uefänyiius  bekonid  sen>i.  >^>  müssen  dnch 
si^'hin  Person]  en  qcsf^ilt  werden,  d"n  <>  d  p  r  die- 
selben !'  l-eU  h  >'i  f  >'  r  niif  i  Ji  r  r  u  f^ '/•''''  -  •'  I' '''■  p  i - 
sen  und  :  II  heschwören ;  nun  wären  dn reihen  sirhen 
Pp-rpnn  nirht  zu  aUtn  Zeiten  zu  trlanycii,  und  tuodi  dir 
etliche  leichtfertig  und  mehrentheils  der  V^rhondlung  un- 
wissend, desJialben  aus  denselben  t'r<n,d'H  uk-i  M<''nqrh) 
solche  Lbvlthdlrr  iind,.  Ijischadiytr  mU  dtu  lüj-idtn  maje- 
sirufff  l>h'd)en^ 

und  eni<|>rechend  der  iHttc:  solchen  Gelr-furli  mid 
Gewuhnhud  ab^uthun,  uod  ohyenuldirn  <dlen  nnd  jeden 
seinen  Gerichten  zuzugeben,  nurli  zu  ordupu  luid  :u  <if:rn^ 
dass  sie  in  solchen  Fällen  auf  eines  i>din  i  Lrithnfprs 
■offenbare  llandluwi.  Selbst  -  Kr  i:  n  n  n  f  niss  oder 
Bewei sinig ,  die  zum  Ih-'Ufrn  nnuysaui  u<ire, 
nujdi  eines  jeden  VerwürckuHi  oder  V*-rin!f}dh(nq  rirlifpn 
mbclden,  u  n  u  n q  esehe n  ,  o  '}■■  I  ie  sie I'  e  //  l^e r s 0  /-'  -  >f 
71  h c h  t  z  ug  (  q  '  //  w  n  r  c  n  uiui,  (Ctc  ita'inaliis  ucsriicnen, 
iJire  Egd  r  <,i  Ib  rächt  ^'u , 

schafft  er  den  .-rwabnieü  nebrauch  .,der  <ieben  Per- 
-iMivw   haibtur-     uD    und    vrriualnet  :    dass   die   bwrie'riiehen 

iiuditer  soh'hr  Jlpsiebev  nn  a  niidf  lUrlo-  zulassrfi,  q>- 
statten,    üben    oder   gebrrviclien^    sondere    uuf    mnes   jeden 

L'keitk'drrs  l'pru:urckung  ^  so  die  offenh'ir  uder 
dnrrh  i  Inu  stlust  bekennt,  oder  aber  durcU  dv/i 
beschäd  i  <tf  e n  Thel^.  :u  R<<'hf  qenu  q  sei  m  J>P/rpi. 
sen  wird^  wie  sich  nacli    Unsern  und  d»^s  Ilenn/e/i  id^'-üs 


dieselbe   Person   müssen   schworen,  dass  d(  en    f\d>g>  r  eieJ-r-^ 
malen  grossen  m%d  unzwei ff  entlichen  xmrechtlichen  Kosten  bracht  Jen. 


il 


(l 


lieciitt/'    urlmlirf,    in-tln-ilr})    ,n}>!   r'ifhfrn     <nJJf'}t    lui'I   nio'/r,/ : 

!><  l,-.n  Ht  H  lif^sen  ,  die  aus  Marttr  yvsciithon,    nie- 
mawl  gcfiihiiu'hen   iihrrr'Uet  werden  solle; 

Dann  zwei  Privilcu-ien  desselben  a.  loKi;  tür  (T!ri>r<»})]i 
von  Buhu;h  m  Bur<i-fin  ;  lieht  das  l)is]Hr  übliche  C  e  b  er- 
ziel, iien  gebmgeuer  bebelthätpr  auf  imd  ennaehtitrt  ihn 
und  seui*'  Erben,  dass  si«'  «bireh  ihre  Amtleute  die  ;d,rl- 
fhnfujPii.  rprfiiion<lrfr,>  h^uf»',  ir,>  sie  sie  h.frr{,n  irnrdeii^ 
n}da<^rei(  .  fahen  uml  —  ihrer  niissliiuid! iiiKf  nar/f  mit 
p^UNh'dipr  mrirfpr  frptqrpi  n  n  ,i  nuj  tmes  jeden 
/i.-v  .^i  Hf  H  is^      u  >ni     ut  j  r  nhn  rr      ha  n  d  I  >unf     rirhfpn 

^^''"h  ''  '-'■'^'^  ^""'^^en  suUen,  inuyvn,  tvte  nchUr  i.nid  urfhr^h^ 
sprcpttf  r   di!.<   *  rkp}i}}P}}  i)  • 

und  hur  die  Markgrafschaft   Rur<>'au   eutspreeli*'nd.n 

Inhalts:  du.ss  au^s  ,dtnn  h^  rhunu^N ,  y^uconhcil  und  ycbrauch 
der  Miirti,jrafsch>ift  I>,  die  id>plthiiti>ip  jiprsonor  so  man 
dnsplh:^f  rh'hfni  lassen,  n^hrrifPn  uhers>}>  n  p h  )nusspH. 
das  iriihr  dir  yp,npine  (fesphrihene  rpphf ,   darauss   rd  abeb 

Inj* sti-ajt  bleibt  auch   underp  u/iordnuujen  enfsfphpn 

nach  qpynpinp)!  pfp^phrilpupu  rechten  au  ff  off^-f/har  n>ai~ 
!n''l'n:ir,i   mu  n  d   n^d    eines   jeden   bpkantn  uss  — 

zu    In/ n/h  In    und_     :u    Vodfi'ihrrn  -). 

Vgh  endlich,  auch  tioch  i:.  C,  liaiuberg.  Art.  :!l:\: 
Item  du_s  i^Psibrn  der  ubeltetter  iuni  „,n:d^p  ),/l<<- 
l^rajed  ainhi  idic  in'dfnuui  unsrr  halssjcncht,  so  kaiserlichen 
reciiten  und  di^er  rnspr  ordnuug  n-idrnrprtir^  sein  tvöllen 
irir  ]:)rnd>f   'Uilj'ffpJiabpn    utid  uhu'than   huh'  n    ~^. 

Die  auf  eben  diese  Zeugnisse  gestützte  lu-rrsciiende 
Ansicht,  dass  Jiach  weitverbr*Mteter  dontschcr  bi^cjit-- 
gewohnheit  gegen  Ausgang  des  j\litt(da]t*'r>  fuerkwürdigrr 
Weise  das  unumwunden   vor  Gerieht  abgelegte  Geständnis 


*)  Mif^ptbeilt  bei  Wäcbter.    l>.hträge  S.   275, 
2)  Datt,  b>'  pace  imp.   i,  7  imiu.  so. 
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des  Drhlauflt'ii  :-r]dt'idithi]i  iLTnorirt  wnrd«-.  d>'ii  l^nvci^  des 
l\hiiicr-  niclit  ersetzte  noch  frUnclitcrt"  .  darf  sonach 
iiinucrhiii  Hl  d<'!i  fh-rt'H;h  d»']-  Missverständiiisse  verwiesen 
w('rd(*n. 

Das  ei<'-eiitlirhc  LCt-richtliche  Geständnis  liatte  wo! 
jederzeit  und  ;iusnal]nislos  die  \'erurteiiu!iir  zur  uiiniittel- 
baren  holu'c.  In  allen  jenen  Zengnissen  ist  jedorli  nn- 
zWfifMlhait.  wie  es  ja  in  einzehieu  ausdri'cklich  gesagt 
wird,  nur  an  ein  hn?:>tä!id.ni>  g«'daeht.  welelies  mit  der 
P  c  i  71 1  i  c  b  e  n  Fr  a  g  e  im  i  n  q  u  i  s  1 1  o  r  i  s  c  li  e  n  \  o  r  v  e  r- 
i'a,  h]-er!  erlauii"!  wai'.  iii  welchem  fd)e!i  eine  \'erurtedung 
lierkfurnnlicher    Weise    iioeh    nicht   erfolgen    konnte. 

Ihiss  aber  die  unmiittdictr  lit*rvorgehnben«-  Hehn-m. 
die  B  e  s  e  i  t  i g  u  n  ü  des  l  e  I >  e  r  <  i  e  !>  n  e  n  s.  <i(di  aui  das 
miclil'  dii'ende  <  >  r  d  v  w  t  i  ich  e.  a,  k  k  u  s  a  t  o  r  i  s  c  h  e  K  e  c  li  t  s- 
veri'aliren  and  zwar  speziell  aCif  den  Fall  l)ez(!g.  wenn 
de'r  Ihdvlaude  liier  jenes  Oest-indnis  niclit  erneuern  wollte. 
zeiu:t  be<o!]ders  deutlich  eine  Gerichtsordnung  des  Bischofs 
hurenz  von  Whn-zbiirg  M,  weleln*  dn/ser  auf  tirnnd  des 
zitirteii  kais^rliclnni  Frivilegs  v<.m  löfci  ..nach  abthuung 
der  >ibu«'r-"  )  darüber  eruess.  ..wie  i.i  |!ei!ilichcii  sachen 
gehaji^hdr   w'^rden   solle'^ : 

W'diin  l'/nfnhro  i>-tuuitat^  der  an  tv  a  h  r  e  r  fhal  b  »^ - 
'friffen  vnd  dorn  ml  :u.  p'dnlhdier  str^ijf  :>i  rprhiijjf 
a}i'/ffiumi}tr}t   irurdrn^    solche    thatt    in     rnd    ^(Hsser- 


M  Mit'-'-etheiil  h<-i  hsH-kmircr.  r.^ter  i'rankisrh-wirt/euruas-jiie 
Zentbücher,  in  Sitzber.  d.  .Müielaaier  Akail.  d.  Wiss.,  piillo^.-phi!oL 
nnrl  hhf .  Ob   2  fl872),   186. 

-)  Vgl.  den  Schlusssatz  der  Veroi-fluviiiL!' :  V>e(  •hrptif  hnd'^ee 
die  misshandlung  vnd  vbelthatten  ire  '€/■'/" nfp  •-'tra/ft'  'ci-h'rpn  zu 
exempel  vti'^  s-'J/eup  desto  leichter  dpI  f"/->i>-rli'-prr  ir>a,ta>'n  md  -le- 
haben  mögen.  si'II-  -  n  /*  p  i  n  1  i  c  li  »'  //  /*  ♦'  r  u  t  f  >  p  t  i ;/  u  p  g  t  p  an  i'e  n 
zenihen  vnd  haU-zg^-ripfthn  des  stijjh  fiilrp  <pni>ffup[ffigep  rhvi'iger 
vncost  vermitteil  vnd  ii/>grsclinitt>'n,  rn^i  d-pruff  '/ a  s  :  bi  -■  ^  h  ip  t  p- 
lieh  l' e  s  i  h  )i  c  I! .  so  hiszher'  rpd'<)pnviidi  g'Aih'j  ai>  'iid  v)p:>'elftig  S'in^ 
und  hinfuhr  nit  puJip  geopaupht  fc/den. 


i. 


//  'i  1 1>  d '_  /•  m  a  r  t  i  l  r  cur  <h  nt  r/dUer  vnd  zivaien  schöpff'r)) 
btkhennet,  soJJe  dJr^plhJ^/  bekiitndims  ordenlich  vnd  vleisd(/ 

'lil'  ^^'^^yi'^»'n,  ctid  iff  ,/r,,  dertvegen  a  n  ij  c  setzten 
rech  t  ,<t  <i ge  gejeii  min  iiniitere  vff'  solche  beschehene  he- 
kh^ndfiiis  —  r})r(nrfP::!Phrn  oh  r  r  derselbe  }t  int  ge- 
steh  H  sonde r    I //  /  y  n en    ivolt e  -     m if  peinlichem  vr- 

tinii/  vnd  -huifjr  nach  geöfall  einer  iedcn  f/iuUa  oder  wr- 
ii ii'i'l,'iot'i   i'rf'f  iili fi-ii   ircrden  ; 

tlt's<^k'irbeu  -oll.  weiiii  iemandi  in J  an  wahrer 
'>"<^  f>':/riffen,  sonder  von  wegen  dar  tur- 
st  vli  n  d 0 n  g  l  a  u  h  ir  i  r  d  /  7  p  n  a  n  f  c  a  i q  y  ;?  q p  n  r  'n  d  j  n - 
dicien  zu  verJinjJr  n ,i.u'>iniinne)i  worden..  hikI  nuri>  ßeis- 
siger  f  rlhnndiqtnto  der  warheit  der  gff'un/rr/  dir  t/l'/elegfen 
inat  i  iL  i  n  d  u  u  0  0  ein  a  l  b  d>'  r  in  n  r  it  v  r  vor  dem  r/rhfrr 
und  zwaien  schnpffm  frpj  hekkendt ,  —  ohgemelter 
Massen  mit  peinlicher  r  echtfertig  ung  vrthail 
vnd  str-!jj   tfiiii    j)}ir  'jikandidi  irerden. 

J*.'ir!flir  f'heii  das  iiinnisitorisclic  YrTfrili rei  1  mli  T*)rfnr 

*Lni    Charakter   (lf>   eigeiitliclieii    Prozesses   erlangte,   desto- 

nirlir   rausste   Jüan   sicli  veranlasst    fiudeii.   Avin   liicr  ab-''ij- 

o 

IcgLun   JJekfiiiitiiis   aueti    dit-  nedeutuiiH;   und    dj«^   "Rpchts- 


i\ 


'irl^ml^■tM]  r  i  n  t- ^  gt- r  1  c  li  t  I  1  c  Ihmi  zu  sichern.  Man 
raao;  wo!  wn^lcr  aiineinütni,  «la--  das  zuinudi-t  und  m-- 
krMjndrre  in  Bezuu;  auf  suieiic  l\uv..iieii.  ^vrlcl.,.  al>  !an*U 
scliädiien!'  Leute  ins  ^  M"'fäi]Li:ni>  L{»diru(lit  •w^rdeii  waftan 
4atun-r  wurde,  iiüt  d»T  Zeit  aber  ^laun  aüginüeiDe  Aner- 
kennung  eidaaigte. 

Formell  ist  jener  ^elintt  nun  aber  in  vt-'rseluedcin'r, 
dirt'Ktrr   oilf-r   mdii^t/kttu*   Weise,   Yollzosrtui    wor^kui 

Nach  einzelueii  stadtisclien  Privilegnui  wird  der 
liat  ernn'iehtigt,  auf  Grund  des  in  der  rntersneliuiiLr 
erlangten  iH^ktuintnisses  uhru'  \\'eitere>,  ohne  ^rerieiii» 
i  i  e  h  *'  Klau'  *'  u  n  d  g*- 1*  i  r  h  1 1  i  e  h  v  s  ['  r  t  ^  i  1  .  also  »-ii^fUit- 
iich  oha.ie  i'ruzess,  selbst  die  Strah'  zu  NeiiiaJsgen  und  zu 
vollziehen. 


■4 
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^  gl.  i'nvileg  K.  Wenzels  lur  l-^-^iiugen  a,.  |;e>l: 
äf /'/■  Jiahen  rn  fni'd>  umh  daz^  d,t:  bos.  /////'  iipfiiiurlf 
<i'id  qrsfr'tjjt  'i.rdrii.  sniich  genadc  <ptini.  >i-ii  sie  /o//^  fbr- 
baz  vorletv  )h'  jti  e  schedl  i '  b  r  lah:^  das  fnrstt'n 
und  herren^  lande)'  ^m  d  infpn  qpmphiin-b  ids- 
senlich  wer,  ergrelff'en.  n>id  in  ire  gefaiqLmiss^  },rinqr,,p 
dass  sie  die  noch  sollicher  gescJdnid,  die  sie  getan  /iahend^ 
u  n  b  e  L  i  ag  tt,  tu  i  r  e  ii  r  tten ,  noc  h  d  e  m  m  pv  p  ii  f  li  <  /  / 
ir  erkentnusse  wol  verurteile n  sfrnjj)'),.  luid  bi>er 
sie  n-iil'^it  nihqpii  ,  >dss  sie  sich  ujj  ir  rqdr  trbtuitpnt 
das  sie  verschuldt  haben,  ungeverlich.  I  bid  •lir.QP  qmadp}) 
sollen  iveren  hiss  nff^  unser  widerniij'>  ,1  h, 

und   n]u-ii    >,  loi)   di(^    hrivih'^ien    lur   Di  n  iv  el  s  b  dh  1 


a. 


.   iuU8:    „ane    urlatl 


yy 


prkn/rntnlsö 


iöc     u.    ffirpf  pii     fr  da    d. 
rrifs'^  2^.       Eheiisn     ist      vieih'udit      aueh      das     PrjV!h,,'2:     für 

>.     if*  •*  '     zu     \'tU'>t'"h»U!, 


Kitzingen  a.   1436  oben 


Sjt'wöiinlieh    aise!'    hu.'lt   man    an    dvr  AhhalLun 


Li'    lies 


akknsatnrisrlnu!  Pecut^taire-  in  jpdeni  I-"alic  test.   gestattete 
aber   hier   evruiturii     «h  n     J-hr  <  a  t  z    des    ge  r  u;  11  1 1  1  c  h  e  n 


G  e  s  tdi  Ti  u  n  i  s  s  e  s   1)  e  z  w. 


0  <  ■  r 


V  r] 


*  e  r  s  1  e  n  n  u  n 


0  u  r  e  h 


die   Bezeugung     der    a  u  0  s  e  rg  e  r  1  e  h  t  1  i  e  ti  e  n     ..I'r- 


1)  Datt,  De  pace  imp  puM.  5^  «  Nr.  93.  In  demselben  >i]uie 
ist  also  jedenfalls  auch  zu  verstehen  Privil.  K  Wenzels  für  Ess- 
lingen a.  1398:  thut  derselben  die  Gnade,  dass  sie  alle  soliche 
lute  die  in  bösen  le winden  oder  in  argwont  sind,  //  /e 
in  für  schedlich  lüte  dargeben  iverden^  es  sy  fra-'^m  ^>Jrp  monn. 
wol  haii}un,  fahen  und  r  eck  tvert  igen  rnüyeut,  als  sie  duprui  <Iaz 
nottürftig  sey,  und  nach  irem  rerjahen,  und  nach  sollicher  schulde 
und  Sache  als  sie  an  den  erfinden^  so  sulleut  ui"/  mfiqpvt  sif  dir  m 
irrrn  /-'jjf,  mit  dem  mehrern  theil  ir  erbcoiiiuisse,  ap  Jd,r  u,id  an 
Üben  Straffen  und  bessern,  als  sie  den  ie  uff  ir  ayde  dunckht  und 
duncken  tvirdet,  dass  sulich  verschuldet  haben,  onc  geverde.  (Das. 
S.  9,  Lünig,  Reichsarchiv  13,  503.) 

2)  Vgl.  auch  Lorsch,  Onr  Tngelheimer  Oberhof,  Urteil  a.  U47 
Nr.  205.   ^    256. 


.) 


I  )i ) 


iTK'lit"*   st'iteiis   Y'UtY  Aintspersuueij,   iii   iltTeii   <  u;i/eii\\art 
dieÄt'ibe   iibo'eleu't   n'üriien    war. 

AI?«  ein  Beleg"  fiir  diese  Eiitwü'kf'luno'.  welclier  das 
betretfeiide  \'eri'cilireii  zugleich  lebendig  vt'raiLseliaulicht, 
diene  insbesütiilere  viiw  /.  \v  e  i  t  e  N  ii  r  u  b  e  r  <>• «'  r  Hals- 
gt' ri  e  h  tsord  11  n  ij  g  nus  dein  Ende  des  15.  Jaiirh,  •) 
ü\n^Y  dtni  aceusiitoriscluni  reehtsiörmliehen  Prozess  „so 
inan  aUti'  atitn  ^'  c h  e  d  1 1  c  it  t  n  n  jh  h  n  icfjjiu'jtn  u'dl^ 
?fj)fj  (h'fi   vom   h'hp)in   :'uw   foflr   mit   r''chf  prhvjr))    hÜJ/' 

Der  genetische  Zusammenhang  dieser  Ordnung  mit  der 
üben  S.  l~){  W.  zitirten  ans  der  Wende  des  i:l  und  14.  d<d!r- 
li'uiderts.  welelie  natli  unseren  Ausfüiirungen  die  iNonni- 
rung  des  rebersiebnungsverfalirens  gegen  hind^ehädlit  lie 
Leute  enthält,  tritt  bei  einer  \'ergleichüng  unverkennbar 
luu'vor.  Die  rfdiereinstiinuiuim-  in  dm  uieisten  Detail?  ist 
augeutliliig  - 1.  Auch  hier  ist  vnrausgrx'tzt.  da>s  der  Be- 
khi'j:tt'  iui  Ucbingnis  liegt,  resp.  gt'huigen  und  u'fieindeu 
Vor  Ut'rielit  stellt,  und  das  Beispiel  des  Diei^e^-  gewaJilt. 
wiilirend    sicdi     aus    den     Bestiiuuiunu'Hn     ii'ner    das    l'rtei! 


seuie   Anwendulm'   aucli   u'eu'eni'd'er   Käubei 


n    n 


i;    une 


Möl 


•(lern 


ergil)t -"^y  Die  Fornieln  der  Klagerliebung  durcii  diui 
Fiirs|)ferlier  (\i'>  Ki.'ig'ers  lauten  n<adi  zum  T(ul  wörtiieh 
übertunstiinna'iid    mit    dr-r   aitfreii    (h-dnuiior: 

lir/'r  <hr  Uicläer^  —  //'  hal'f  ruif^n  scheu  l  tc  h  f  n 
n>  (i  if  'f/t  '(>  ■<  li*'iilhf''H  !>'<">  DU  selten  h'>'//c/is  jAml  if)i  eären 
punden,  H'fh  des  I' -jl'  nti<i  leben  er  l^ninen  tvW  :  uinl 
weiter:  i^der  Ankläger;  siel  hia  und  pit  ycj'icidö  zu  dem 
diep^  d'  r  do  ,i,uip}iiriirfhi  stet  (fepund^'V'  und  qpfujnHiri)  fpn 
jii'd'fff   rnrf.\   und  >pi'ir{.f ^  rf  srij    n>  iJ    Seiner    diehereu 


^)  Abgedmck^   oucli  einer  Handschrift  voa  1485  bei  K  !i;i|i|t 
a.  a.  0.  S.  536  ft'.  ;  älteste  Handschrift  a.   1478  vc^l.  das.  S.  524. 

2)  Vgl.  aucii   Knapp,  a.  a.  0.  S.  ::J7,   :/lA. 
3j  a.  a.  0.  S.  54 u. 


-t 


2n7 


so     sc  h  e  dt  i  r  I,  >■  tt     gefvesth^     '/a^     i  r    rdl    piUivhcf     ncld 
aütr  sein  Ut/p  und  l>  htnni   dun   das   ir  dds  lath.  -\ 

luden  hiera.uf  folgenden  Worten  des  Ii  e  w  ei  :^  a  iH-r- 
luetens  tritt  nun  aber  suicu't  der  |irinzi])ielle  Unterschied 
zw  isehen  beulen  (h'duungen  heraus:  rtrifdir  er  drr  dif^hrreu 
das  wer  i/rn  //r//.  //-o//  >}-  nhrr  ip,!  djr  IiH4'/'-N,  .<>>  indd.  «^r 
'^'i  -If  'i*n  i>nnq<H  ni  i  t  zwat^-  n  *i  >  s  cli  n:  <j  r  r  n  s  ch  '>  n  f  r  n 
am  runj  u/.s  recht  /.</,  <he  mit  sam/ft  dem  ru'htfr, 
der  itnn  dtm  pan  hat  »fr-hnhf-  -u  derselben  zeitf  rmt  d'}n 
heylhp  n  idimtsidrn  I,'eiche,  h  e  n  i  m  i  n  d  y  r  <i  f  ff  ,i  r  i-  )i  u  ss 

gewestnn  üint,    vur  dta   er  der  d  leh  e  r  »■  tj   h  f' I;  a  ii  f 
h  rj  h    pff\ 

Der  Kläger  erba,'tet  sudi  also  nicht  seinerseits  zum 
\\  alirheitsbewtus  für  seine  Beseliuldigung.  resp.  zum  h)e- 
wei^  d(U'  Landschädliehkeit  des  Bekhigteii  durch  Leu- 
nuiudsz^'ugen.  sondern  zum  hjewi-is  des  seitens  des  Aim'*'- 
khtgteu  bereits  abgelegten  tjeÄtiindiii>>es,  und  zwar,  wi«^ 
sieh  aus  dem  Weiteren  ergiV»t.  knjikr*'ter  Thatliekeniit- 
uisse.  ¥.<  i>{  (lUT  ganz  evident:  die  Klage  gründet  und 
1)ezieht  sich  auf  konkrotr  Fakta.  und  die  W-rurteining  >oll 
erfolgen    auf  <  o'stäjiduis   (hu'selben. 

Nun  knnnl*'  man  vadleudit  versucht  <»un.  von  diesem 
F'unkte  aus  ducii  nucii  die  Kuditigkeit  unserer  Ih^utung 
der  iiltej-eii  Balsirericht^ordnuiiu'  anzuzweilelu,  d.  h.  un- 
sei'er  Annalime.  da.-.-  de  ^eibp  ein  ausserordentliches  \'er- 
faliren  «lar-tellte.  und  nieht  vieiniehr  dvM  ordentlieinui 
Prozess.  weicdier  gegen  jeden  peinlieh  Beklagten  in  An 
Wendung  knnn  -(avu^  «dam  aueh  da^  hwv  iiormirte  Ver- 
tahieii   an   und    iür   sieh   unbedingt    der   liechtsveriulgunLr 


0  Ukt  ergibt  sich  eine  bemerkenswerte  Abweiiuiaiar  \,jii 
Utiii  Wnithnn  der  älteren  Ordnung :  sein  diep  u/ni<  dcc  hmdrs  u,,d 
ist  im   und  äiiH   iande  so  sched.  gew    mit  <(iner  di"ph'dt. 

2)  a.  a.  0.  S.  538    vgl.  oben  fc.    IjL 
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gegen  itMlfii  \  t;-rl>rt:M;]ifr  «ht-ticii  h^ninu\  nwd  u\  dt-v  be- 
tr^fit'iideii    Zeit    wul   aiicli   schnii    re*i;ei!!i;ts-->ig'  diüiito  ^j. 

Al»er  e>  liisst  sieh  mit  nestiniiiitlh/it  erweisen,  das^ 
•  ItT  Hegritl'  der  SehäJlichkeii  auch  hier  tliatsaehlicli  iiocli 
lij  jeueiii  eiigereii.  tcchiiisi-heu  Suiii  vcrstaiideii  i>t,  d.  h. 
dass  als  I)»'k]ai»-ter  liieht  ir^t-i!«]  eine  Person  ,  die  ein 
Kriniihal^erhrt'ciieu  brj^angeü  .  sondern  {»riiizifneil  «nn 
Viewobnlieitsverbrecher  vorausgesetzt  wird.  Dies  ergibt 
sich  lüinntteibar  aus  d**r  Thatsach*-.  dass  lundi  dem  \\  ort- 
Unit  der  HaLsgeriehtsordiiuug  das  Bekenntnis  d^-s  Hc- 
khiirten  grundsätzlich  nicht  blcs  eine  einzelne,  sondern 
stets  eine  lieihe  gleichartiger  Misset  baten  iuni'asste,  l,)ezw. 
umfas:^en   musste. 

D,i>  Zeugnis  der  SclirdTeii  ,  welcbe  )nit>anu)l  •hm 
richte/-  Lli  ijni  liu:  der  yefenckmiss  gewesen^  lautet  näm- 
licli  dahin:  '//7>'  er  des  iin/l  rJp.^  Mcks,  der  er  eins  oder 
zniiJi    K' HJien    soll,    mitsain  [j^    n  na  der    dieherey    he- 

ktilt    h'lli'^. 

Und  dies  bed»/ntt:t  noch  eine  ib'r;ibsetzüng  der  in 
dem  älteren  liatsbesehln>>  v.  d.  14t)2  aii:^ge^proc]n"n.en  An- 
iorderung:  >■•  ^unfiir  sehe  dl  ich  lewten  laye  zum  rechten 
gesetzt  tt' er  den,  sollen  aUvvycn  vier  der  t  r  e  I  je  i  ivhsten 
stuck,  ob  einer  soviel  i)i  seiner  sage  hat,  aussreichen 
!( fi  d  . !  (  e  a  n d  e r  n  ni  t  1 1  s >-  h  ^  'I  ,«? s e n  •'^). 

Es  wird  also  prinzipiell  ein  Bekenntnis  verlangt. 
wie  es  iiiateriell  doch  der  iHdianptinig  der  Landschädlich- 
k^'it   ent>]iricht.   d.   h.   w»jlches   den    AnLr*d< labten   als   zuge- 


1)  So  iM-kacatlicli    zu  Xünd.-r-'    in    dem  Prozess   gegen  den 
Ratsheri-ii   Mu!'"!   a,.    Iie:);    \o-i,   Ih- u  n  n  enme  iste  r,    P    <Miellen 

I  üambergensis  S.  QQ.  Für  Bamberg  vgl.  die  Formeln  des  Ver- 
fahrens vor  dem  Zentgericht  bei  Zöpfl,  D.  alte  Bamberger  Recht, 
Urkundenbuch  S.  129  ff.;  dazu  Löning,  liLniigungseid  S.  164 
Anm.    l4o. 

2)  a.  a.  0.  S.  541. 

3)  Knapp,  a.  a.  0.  S.  527;  vgl.  auch  S.  488. 
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1    **     *  ^  1 

hnrifT  YM  iU'Y  iH'^oiidei-^  br'käiiipft,-]!  1 1 f-wt hl nliCitsverbrecher- 
schatt   *  TW  eist  'c 

Wnrde  iinn  anf  dem  ordentli-da.]!  Heidit^aix  vom 
l'ckhio:trn  (bis  vr.rhcr  nn  «  MaKiio-ms  abgelegte  Geständ- 
'*^-  \r^^\v;i\\i>S  ^-rueuert,  sm  ertfhgte  daranilnn.  nn- 
tnitteibar  diu  \rnjrt.alung,  Wh^iiij  w  al)er  dn^  \\  i^^ler- 
hnhnig  vr-r  w.=  i  Lferte,  „der  <uirh,.,  ,dif  .jrdaldr,,  und 
yne  ^nr/en  steef' ,  so  musste  miü  <]vr  Klagn-  den  an^e- 
butenen  Beweis  desselben  fuhren.  D^r  Beklagte  wurde 
dann  anstatt  durch  die  sieben  Kide,  durch  .hi^  Zeugni:. 
der  Srhnden  Jibersagt«,  „besagt"^),  worauf  snlort'die 
l-'rage  i\v>  biditer:.  <^^gi^^y,-  -^vi-  man  üb.-r  den  ^chddlichen 
Mann    richten    solle". 

(ileirhzeitig  mit  der  oorlnldt-rteu  Eütwiekhimi  v(dlzog 
sich  dann  abrr  noch  eim'  rmbildung  des  alten  I'eber>ieb- 
nuiig>\aaiahr('n>,  dh^  Ausbildung  einer  n  eneu.  letzten  id  r- 
staliung  desauf  den  k  e  u  m  u  n  d  du- w  e  is  irv^rnn- 
d.'ten  Vr  rfadi  rr  n  s  geg.Mi  die  s  e  h  ii  d  1  i  c  li  e  n  Leute 
l'un  >ulcheÄ  muciite  ancii  nel)tui  dtu'  AnwtuidunLT  tler 
Tortur,  namentlich  anlange  man  Mch  derselben  etwa  doch 
nnr  zaghaft  und  inassvoll  zu  hfdieiuui  {dh-irte.  iiumerhiii 
vieliaeh  uocii  al>  Ua*  eiiituciuu-e  und  zwerkduuilichere. 
3litr.-l  und  nlMU'die^  in  jenen  Fälhun  wo  die  er^tere  nicht 
den  g.'WÜu>chten  krhdg  gehabt  hatte,  ja  auch  noch  ge- 
radezu  als    unentlMdirlich   iT-clnuiuun 

Alb  <la>  l'U'grbni>  dieser  Kntvsucklung  erscheint  eben 
jener  Prozess,  (hm  nnm  l.i^hvr  in>bes.m/hi-..  tecdmisch  als 
das  Juchten  auf  L<-unrind-  bH/tdrlmct.  und  als  tlen- 
jeüigeii  hingestellt  hat,  w.h.cher  den  Uebergang  vcun  ije- 
weissYstem  d.-r>  Mitteiaiter^  zum  Heweis>yst(un  de^  üh  Jahr- 
Ininderts  und   drr  s])äteren  Zeit   vermittelte 'u. 


0  Vgl.  auch  insbesondere  noch  unten  S.  2.5. 
2)  Vgl.  Knapp,  a.  a.  0.  S.  523. 
^)  Vgl.  insbesondere  Wächter,  ijeitrügc  fe. 
iu   iL  G.  2,  425.     Knapp,  a.  a.  0.  S    227  ff". 
Z  a  1 1  i  n  g  e  r  ,  Landschädliche  Leute. 


üGn.   W  a  1 1  er, 


14 
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Die  lieilie  der  Zeugnisse  iäber  das  AnfkoTiniieii  dles^'s 
Vertahrt^iJs  er(iit'uet  das  Pi'ivileg  K.  Ludwigs  iV.  a.  1320 
t'tlr   N  ü'r  u  b  er  g  : 

(1(12  si  einen  jegelichen  s  c  li  v  d  e  I  i  c  h  c  n  ni  a  n  ,  drr  m  ir 
unde  IN  'le^  qerdh(:  (/erdticJinis^f  zu  Surfnlx^ni  huinrf .  mit 
h  0  K  p  m  le  u  in  ff  n  <1  p  fi  h  e  r  k  u  ni  e  it  ikoii^'K  ,  Uftden  den  Itij) 
abe  gewinnen  mugen  also  hescheide)diche}i,  da:  »he  g  f' - 
sirorit<)i  von  d  p  r  sfat  ilunkpf  u  f  ir  pit,  <ht  :  d  p  r 
!  p  n  m  H  ff  f.  also  s  (v  e  r  p-  uf  in  gungpit  sij  daz  man 
hid/rhrr  rieh;  ui)pr  sinen  Hj)^  dtoine  iputrf  e:  hcp,  /Ja:  pr 
da    inih    iJpn  Hp   verlorn  habe  V). 

Dazu  koniiiU'iJ  dann  entsprechende  kaiserliche  Frivi- 
letJ-ien  .  soo-.  „  L  ^  u  ni  u  u  d  » 1)  r  i  e  fe  *  -,)  für  die  Städte 
Ravensburg  a.  IHU»;').  Lindau  a.  Mnoii,  Biberaeh 
a.  1401  •'  ,  Nördlingen  a.  1401  '■).  Kempten  a.  14o8^), 
Kautbeuern  a.  1418^),  alle  wesentbcli  nach  dem 
odeiclieu    Formular : 


•  I  !    1 


'^,  Knapp  a.   a.  0.   S.   230;    Türif.   diplom.   Norimbero-,    S,  251. 

Das  Privileg-  fülyr  dann  foi't  ;  Wir  hahpn  in  auch  sunihrliciu n  <(ie 
(/Hd'ip  (jetiiii  H.//<Jf'  '/ac  r*-tJ'  ychfn  ron  unterm  IruHrclicIiPH  ijnruI'Jp 
J«c  '/.'V  I  <,r  'jeH'nitpi)  uHsrr  hur</er  de^  r<ii,e<  umh'  die  si-In'fjilien  zu 
yiirff'li('/-<j  rnll,>,i  </i  ira^'  lidi'cn,  einen  iegelirh>  n  irpeti  inir;p-r  <><lrr  s/n 
kinf  ■>de,-  sinen  fmnt  oder  sinm  l-nftl),  du::  si  ervarn  ii  n  d  r  e )/ - 
d  1 1  i  '■  h  e  n  i  n  n  >  n  w  e  r  d  >  n  t  ,  'l  a  c  r  r  >'  n  <j  a  r  u  n  >/  e  r  a  t  e  n  .s*  / 
da::  S'  dr:  d  u  n /,■  e  f  ,  daz  rr  >■  o  n  s  i  n  e  }■  u  n  g  e  r  a  t  f  n  l>  >'  i  t 
besser  tnf  si  dun  l  e 'n  e  n  d  i  1: ,  du:  si  dm^  d>T  in  d,T  stuf  unde 
in  ihm  <p  ritin  zu  Sur^nhrrg  gesezzen  iöf,  n<>l  urteilen  }ti>>gen  in  nin,  n 
turn  z'i  l'iizzen^  dar  nach  diso  er  rerworth  liut.  Oder  rn  einen  saeh 
t>f":e>'  undr  in  drfu  n-izzr>-  >u  tode  ertrenl-en  (oder  eiven  nxdt'vn 
f"Plt  >tnz>dt</en,   'i<irnaei>    sif    :>'   rafh    werden). 

2)  Siehe   uuteu  S.   222. 

3    Liiiiii!-.    PieichBarrliiv    14,  211». 

■*    \)-d<.  io.  13')»;. 

5)  Das.   i;>,    P^:e 

^)  Da,^.   14.   II. 

'     Lijnii;',    *  orp.    lur.    tcnii,    1.     llTi. 
^)   Lüiiig,   iieich-ca-ciiiv    \-\,    125«j. 


-da^s  sie  alle  und  jeglicdje  seliadlieiie  Leute 
als:  M  o  r  d  h  r  e  !i  !i «/ r  ,  Häubfr.  Diehu,  (><ler  wie  sie 
genannt  sind,  die  ötfejitiieh  udei'  heiuilieh  sciuidliehe 
Leute  sind  ,  die  dein  mebreren  l\-il  <l(^s  liates  der 
Stadt    n  a  e  h     L  e  u  iii  u  n  d  '     d  ü  n  k  e  t,     und   auf  ihren    Lid 


e  r  Iv  e  u  n  e  n 


und     s  |t  r  e  c 


,1  . 


\k-\i,      Uass      sie     iJirer 


il] 


S  t  a,  d  t  ei  d  e  r  Lau  d  e  n  u  u  d  L  e  u  t  e  u  '•''')  s  e  li  ä  d  lieh  e 
L  e  u  t  ♦-  >  i  n  d  ( u  n  d  n  u  t  z  e  r  u  n  d  1~»  e  s  s  e  r  t  < )  d  t  denn 
lebendig'),  uni  ihre  Missethat  ricbteu  ^ollen  und 
uii)gen  ■')  uach  Urteil  und  Aussjuiich  <les  inehrer(Ui  d'eils 
des    Eats   der   Stadt.- • 

Aelnilieli  dauu  aiudi  jiocb  das  l'rivik^g  K.  Max  L  für 
Ren  1 1 1  u  gen   ;t.    14U5  : 

dass  sie  tum  Jtinfurri  adr  loid  jf.^lndi  m  o  r  d  j,  r  e  n  tt  e  }\ 
^'aif''er,  diph  i>ilpr  luolpr,  dir  hnndinh  oder  off^nlnürr 
schedlirli  li  N  d  II /,  >■! !  1,  r  t  iq  I  >  ti  f  h  snin  und  sie  all 
oder  dpi'  nirlirff  tin-i!  aus  ihtien  triii  Insrldossenpr  tJiiir  in 
sitzende/i    raihn.    >ti(jj'    ihr    e////,     narh    des  hadigp}!    rr(nji,^ 

rpr/it^  !  ,(  ,(d  f   il  n  d  I  r  n  f  h  ,  n  f  t<  r  .-  <■  li  r  d  I  l  p  jt  n  r  k  f  I)  fi  r  ti, 

in  (hu  fi)dt^  der  ihn  umL  öuIpIi  du'  nusspfltat  zu  ipijden 
gnidihrpf .  vprurfheihn  und  also  ri'dtftt  mni  ludfpn  hx^spti 
solh'v    lind  nut'fpn^). 

Das  betreuende  Vertalireii  wird  sodann  au.-driieklieli 
als  eiu  r.  r  s  a  t  /  i  n  r  d{  a  >  I  e  b»  «•  r  >  i  e  1)  n  e-  w  d  e  r  >  e  h  ä  d- 
lieben  Leute  bezeieinu  t.  und  /.war  als  eine  F(U-in  der 
Strafverfolgung,  welche  diesem  gegeuüber  eine  ¥.  r  1  e  i  c  ii- 
t  e  r  u  n  iX  bedeuti^te. 


1)  nach   'j-'h-dr^i,   Knufbeuerii;   rerh  unidet'   Jeuic,  ^^"öi-dlitiüfii. 

2)  Kt'iupteii.    Kaiil'lM'!iei-ji_ 

^)   ihrer  stadt,  landen   und   irntut.   Lindau.   Nördliiiü'en. 

^)  Kvin\Anii  .  KauldMnierii.  \'ol.  -.Ijen  >.  2ln  Aniii,  }  und 
unten   S.   'i\:\.   220.    2o]. 

^  <<dfm  Und  fh-i'gen  n>id,  iy  in's^efJn/t  <(dlir/n  dP>dr  nnJef/en  und 
sie  f"dtfnp   l\ein|)t»'ii     Kaut'VitMierii. 

'1  Liiüi^-.  Heie]j>arr[i]v  14.  'Ml;  \ui.  anrh  l*riv.  K.  Sii:'!-- 
liiuiiil-    luv   Hntiitail.arg  a.    !422   i^-lüs.    i  4.   ;>4  h. 
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So  in  ilf^n  AvesPiiilii-h  iibereinstimiiiPinleii  !*i'ivilptx!r»!! 
K.  >\i^i>\nnnd>  tilr  die  Städte  Le  u  t  k  i  r  c  li  iniil  Weissen- 
burg  a.  1451:  <LüuLkircLj  tliut  ilüieii  üüL  iiucküclit 
«laranf.  <Jass  wir  gemercM  }(nrl  angesehfu  Jiahp}],  dass  mit 
den  d // ben (!)  ey de n  (durch  der  sieben  ey de  willen ; 
Weisseiiburo;),  (/r  iixin  d<niu  m  ( fliehen  unsern  und  des 
reichs  ^h'ffrn  y  h  >■  r  ^  c  li  ä  J.  / ;  c  h  u  u  d  a  0  c  (  t  li  ä  t  ly 
leuth  z"  thiio  i>ßeyt,  die  gericJif  offf  dick  verhindert,  und 
solch  schäd^/rh  hufh  lur/rsfrx/i'f-  und  'j^ fristet  werden,  da- 
rum  tJciSö   man   an   solrlien   iy'lrn    ifisilimUii  yehrechen   Init, 

//,/,/  das   :?/   rnrl-nwwr}}    -    (\\p  Oiiade:  dass  sie  und  ihre 

t,<flih<>nn}r  n  innfiiliro  in  künjj't'tyrn  Zeiten  alle  und  jegliche 
übelt  it '( t  ly  e  leath  a^s:  m  or  d  i,  r  enne  r  .  fei  seh  er, 
m  0  r  d  p  r  ,  r  a  ?/  h  r  r ,  d  i  r  h  ,  und  andere  s  c h  d  d  1 1  c k  e 
leuth,  wo  sich  der  rath  zu  Leif^L-lrrli  ndry  <hr  mehrer 
theil  t'if  n-  '^'/;  ehre  UinJ  freue  erkennen  und 
sprechen,  dass  sie  ihrer  sladi,  landen  und 
leuthtn  h .  '  inhlich  oder  offenbahr  schädlich 
leuth  sein,  und  auch  andere  riiis.fJiätige  leuth,  nmb  ihre 
ini.ssei/nd  sirajjeJi   and   buböen    muyca  —  i). 

(Weissenl)iiru'^  —  ^nvh  sohdi  dir  nu'^setJiat  innJ  im- 
/.///'  ,nn-h  hifindr)/  (Uid  m/rh  des  rciths  ZI'  il 'eisscnburg 
ütitr  dir  '/' c  hiihrrrn  theils  erkennen  und  aussprechen 
wnJd  sh'ffff'm   und  büssen  rnngri)   — ■-): 

inid  iii>ijt'S(»!itl«'r('  in  'Icni  PrivileLf  T\.  ^iü'isiMniids  für 
die  ^ir:i'«-ii  V(«ii  W  ii  r  t  ♦' lu  b  •■  i'g  a.  l-b>l;  <^'</^tat:tet  uiht 
lJe.>(;li  werde  derseibuii  ,  dass  oft  s  c  h  a  d  1 1  c  n  c  h  0  e  l  - 
/  I,  ,  f  1  f/  r  und  r  r  rJ  n  n  nidete  leute  in  ihren  landen 
gefangen  werden  und  d'irh  die  richter  >n  etlichen  ihrer 
studio  diese  uiciit  vtru/iheilc/i  a:'jlU:iL,  man  L/'i/iye  denn 
die  schuld  a  n  f  >  / /  mit  siebe n  v  n  r n r  s- p  r o c h e n e n 
mannen^    tvodurch  solch >     "djelthätige    leute  of'    verhalten 


1)  Lünig,  Reichsarchiv  13,   1289. 

2)  Lünig,  Reichsarchiv    11     »  i't 


and  die  yrrirhte  verzoqrn  werden  — ;  n-nnn  i^rlniajirlie, 
id)elf  h -"i  f  h  n  iin'i  'd),h  berih'l'fi'ffp  leuf'  in  dirrn  <*rnUen 
iDi'i  hdi.irn  y> fangen  werden. .  i.md  die  des  mehrtrn 
t it e i 1 6  d e s  r aths  solcher  ihrer  sf/nd ,  >/-o  fe}fe  ge- 
fangen liegen,  nach  leuniund  d^^nr^n  nnd  n  n  f' 
'  h  r  nn  eid ,  ehre  n  n  1  g e w isse n  erkennen  n  n  >i 
sprechen,  dass  ne  seh  '(  dl  tc  n  c  leute  seycn  und 
besser  todt  wären  dann  1  pI,  r  n  d ,  da^s  sie  dnnn 
über  dieselben  nach  erkenntniss  und  urtheil  des  nirlweren 
theils  des  r<ifhs  mn  ihrp  schuld  ni"i  }nis<>th'(f  >r<nn  i'irhfen 
Una  sie  tödten  lassen  sullen  und  nr-aen  tHt.rii  d'/''-nt  he- 
dünken  ^). 

Dariiaci!  *  rsclieiiit  e>  wnl  zweitt-llos.  das^  ]^^att  der 
vdjigcii  rriviiegiüii  auidi  in  \lii\vn>\nirix.  Lindau.  Ibberac]). 
Kmiptoii  da>  fi'aii-licbt"  \'t'r!abrrn  an  Sicdt'  de-  durch  dh« 
iihrrvii  Frivilfguai  von  l;-;:j]  !)uzw.  lb;>l  und  lb:.4 -^^  ein- 
gei'rdirtuii    üebersiebnuns  trat. 

(jtdaai  wir  nun  wictler  daran,  di«'  hebanptetn  reclit- 
liche  Natur  und  l"»edeutung  de>><dben  iiäh^r  zu 
erweisen. 

Fast  alle  die  zahir-uidaai  und  unter  sadi  vorsehip- 
d^aieji  Ansichten,  wadeht-  dcirubtu*.  resju  ulajr  du'  Aus- 
legung di^^t-r  Zeugtiisse  in  d.u-  Jateratui-  -tat  Eiebbeuu! 
ausgespru(dnu]  wurden  '  .  bewegen  sieb  im  \\d*-entbcbrn 
anf  d.»'{!is,-dbrn  !><Hlen.  in<Kun  sie  nrunheb,  wieder  von  der 
irrtlinda-ben  \  <uaiiissetzüi!u;  aiisa'ebtui,  dass  es  sieb  bit-bu-i 
um  eme  Gebtaltung  des  >  .rdentüeben  Strafverlalirens  bandk', 
oder  dorb  priiizipiel!  nur  um  ein  \d-rbdirtMi  /ur  id-t- 
stelhiiig  einer  kemknden  Sebuid  des  Angfdxbtgien.  ^btn 
erblickte  dariü    eiü    liicbteii   am'  Leumund    bczwu    aut  In- 


•2    uii'i 


I  o. 


1)  Nach  Wächter,  iJeiträge  S 

2)  Vgb  oben  S.  183.  149.   171 
s)  Vgl.  darüber  Wächter,    beitrage  S,  269    uiel  Kiia]  ]>, 

a.  a.  0.  y.  231. 
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ilizit'ü,  ndtT  a.iil'  aubjekiivr'  i"el)erzeuguag  dcä  ijenciil.-D 
nach  frt'icr  l>evvt'i>aufnulimü  und  Iknveiswürdiii'uii«''  n.  >.  w.. 
aber  alieb  nur  in  Bezucir  auf  bestiranite  Klat^eiakta.  Der 
Begriff  der  schiidlicheu,  übelthätigeu,  verleumdeteu  Leute 
wurde  eben  wieder  nicht  richtig  erfasst  oder  nicht  kon- 
sequent festgehalten.  In  Wirklichkeit  haben  wir  es  da- 
gegen von  Hause  aus  jedenfalls  auch  hier  zu  tliun  mit 
einem  Richten  auf  den  a  1 1  g  e  m  e  inen  L  e  u  m  u  n  d 
des  Beklagten  als  g e  w o  h n h e i t s m ä s s i g e r  Land- 
friedensbrecher 1). 

Den  ausserordentlichen,  spezialrechtlichen 
Charakter  der  im  Wege  dieses  Verfahrens  geübten 
Stratjustiz  gegen  schädliche  Leute  erweist  schon  die  That- 
sache,  dass  die  entsprechende  Gerichtsbarkeit  resp.  Ge- 
richtsgewalt und  ihre  P]rteilung  bestimmt  von  der  hohen 
Strafgerichtsbarkeit  als  solcher,  bezw.  dem  Blutbann  und 
der  Verleihung  desselben,  unterschieden  und  getrennt 
wurde. 

Für  Xürnberg  z.  B.  enthielt  schon  das  oben  S.  165 
zitirte  Privileg  K.  Ludwigs  a.  132:>  die  Verleihung  des 
G  erich  tsb  cUi  nes     über    schädliche     Leute:     (Kt 


'!  Dieser  Auil;iS8iiüg  üäliert  ^icii  um  luuiätcii  Krics.  Ih^vcih 
S.  24  1  :  .ihre  id»r  Ubngkcitj  Befugnis  erbtreckt  sich  niclil  nur  dar- 
aui,  (IIP  ^ctiuMtVuüe  hinsichtlich  eines  einzelnen  Verbrechens  nach 
freiem  KnueB^en  zu  oiitFcheideii ;  <OTiderü  ihr  \'('r<likf  knni»  -ich 
ganz  iin  Ail^eiiit'iiieii  4aiaut'  hezit-hen  .  üb  es  zweckmässiger  sei, 
ein^  i'tTsnii  leVif'ii  Zu  !asft';n  «ub-r  <üf  Todesstrafe  über  sie  zu  ver- 
blni^MMi.  \V  eiche  Macljtvuilkötnmeniieit  übel  beleumundeten  Per- 
son.-n  :j>-i:>'i:i'\\n-^Y .  iieü-ii  vi.'il«'icht  "  i  ii  e  ganze  Reihe 
V  ...  i.  \  (-  r  b  r  r  *■  ii  t-  u  z  u  iu  \'  v  r  w  u  r  f  ;i' (mü  a  c  h  t  wurde,  ohne 
dass  ii  i  n  - 1  c  ii  t  1  1  c  ii  c  1  n  e  >  e  1  n  z  1  g  e  n  a  u  <■  h  n  u  r  >t  heb]  i  c  h 
gr  a  VI  r  f  ini  t'  AI  m  ummi  i  t-  beigebracht  Wf-rd-'u  k.'nnten: 
Wie  leicht  mochtH  dt-r  Hath  La  n  <(  >  r  r  ^m  r  ii  t- r  n  .  Zigeunern 
und  ähnJicheiii  Gesindel  ^en-eauber  zu  dtji  Meinung  ge- 
langen .  PS  sei  zweckmässig  und  entspräche  dem  allgemeinen 
^Nutzen,  die.-5t'  Lpute  aulzii hangen,  oder  ihneü  eiie.'  Leibesstrafe 
aufzuerlegen  iind  >iP  des  Landes  zu  verweiseu'. 


<s 


l'etrtdlt'üdp  -tddiixdir  Ibaiiutr  -uii  da^  iiecilL  iialjeü,  über 
scliHdiieli*'  Leute  zu  neliten  und  sie  anzusproclien.  /ri/n 
>rii'    ihn    ih'/i     hiuiii    'iii:H     i'rri irju-ii    Imhi'ti     ii^'i    ■'h-il     qrji-nlt 

llthPH.  Den  Blut  bann  aber  erhielt  die  Stadt  erst  im 
Jahre    14r>'d  '). 

Kempten  erliielt  die  Gerichtsgewalt  über  schädliche 
Leute  bekanntlich  14 OS  von  K.  Ruprecht  -;,  dagegen  erst 
i.  J.    1488  von  K.   Friedrich  : 

die  hocken  and  niedern  (/ericJd  hei/  ihnen,  mit  samht 
stock  und  fjalgen ,  auch  den  pan  u  h  e r  das  l>lnet 
zu  richten,  demgemäss  sie  alle  und  jegliche  frevel,  u  )i- 
z  u  c  h  t ,  h  a  i  m  h  s  uec  h  ung ,  todtschl  a  g,  fr  i  d  h  r  u  c  h  , 
fliessend  uninde)i  und  f ür fang  beruh rcndt  —  straf- 
fen   mid  büsse)i  sollen   und  mugen  ■'>). 

Man  sehe  weiter  auch  Privileor  K.  Albrechts  IL  für 
Memmingen  a.  1438:  Im  Hinblick  darauf,  <lass  sg  nach 
ihrer  erkanntnuss  über  schädlich  u  bell  hd  t  i  ge  lüte 
richten  mögen,  und  auch  den  bann  über  das 
li/ut  zu  richten  beif  ihn  in  Irer  statt  fdsshrru  (phaJit 
haben,  l)egnadet  er  sie:  dass  sw  furhass  rnJ/r  zu  ewigen 
zelten  idn^r  alle  und  fr^diche  hbrlfhiittfic  aml  schädliche 
lute.  die  SU  IN  irr  ucf-ur/J/fn/s  lu-rrbtoi,  naeh  erkannfiiuss 
dess  fUrhrrfu  theils  mit  d'-n  aiden  ires  i-aücs  rc-htm,  und 
ein    jig'ichen    nach    sgnen    verschulden    an    h-il>   nnd  lih<  n 

SLIiljj<'ii     SUaen      lUi'l      •nnqfH,     n.ild     ilUrf/     -iuss     hlHllU'     ein     ICff- 

licher  bi' rgermeister  zu  Memmnch',! ,  dr-,-  irfzt  ist,  odrc  itm- 
furo  sein  würde,  de)i  bann,  über  d.i^  hhit  m  richten  in 
iCvr  äiaitj  titicni  jeglichen  aui/nuit/i  an  unser  ötai  gewalt 
soll  haben  zu  rprJeih'Vi  *). 


'f   ni>t    Xorimb.  dipl.  S.  670;  vgl.  Knapp,    a.a.O.  8.  253. 

2)   \gi,   -ben  S.   -na 

^)  Lünig,  Reicht  iiLü.x    L».   1  a^'» 

■*)  Lünig,  Reichsarchiv  13,  Lliö.  Man  vgL  auch  z,.  ß.  '  rk. 
iv.  Albrechts  L  für  Graf  ülr.  v.  Helfenstein  a.  1305:  verleiht  ibia 
»den  "Rann  über  da?  Blnf  und  schädliche  Leute  zn  rirlitpn^,   u]ai 


:i^ 
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n.T  Hpo^ensatz  zwisi-lien  «liosoin  Leumundsverfali  reu 
und  dt'ii)  urileiitiiriu'ii  Kriiiiiiialpruzr^s  tritt  dcinu  aber 
auch  in  }>fzug  uuf  den  l  ii  h  a  1 1  d.  e  r  K  1  ;i  ir  e  n  ri  d  des 
1]  e  w  e  1  .■>  t*  s  scharf  genug  lierv*  *r. 

Für  das    erstere  ergibt  sieh    derselbe   wol  sehen   im- 
nuttelbar  aus  dem  luhalt  des   lv()rres})Oudireiiden  Erkeutit- 
liisses,    welches  nach   den   obigen   Privilegien  gleichniässig 
dahin   lautet:   dass   der  Angeklagte   ,  der   Stadt.   Land   und 
Leuten    schädlich,     und    l)esser    todt    denn  lehenditJ--    sei 
Lediglich    auf    die    Feststellung    dieses    allgemeinen   Leu- 
mundes   bezw.    des    verbrecherischen    Lebenswandels     des 
Beklagten  lauft  hier  das  ganze  Verfahren  hinaus  i),  nicht 
auf  ein  Verdikt    über  die  Schuld    desselben  an  einer  be- 
stimmten That,    wie  das    im    ordentlichen  Rechtsgang  in 
Strafsachen  der  Fall  war-^),  insbesondere  insoferne  das  Ur- 
teil auf  Beweis  gegen  den  läugnenden  Beklagten  ergino-. 
Als    ein    geeignetes    Zeugnis    über    das    gewöhnliche 
Strafverfahren  (ohne  Tortur)  mit    Ueberführung    des 
Beklagten  durch  Th  atz  engen,  welches  bei  gewissen 
auffallenden  äusserlichen  Analogien  doch  jenen  Gegensatz 
besonders    deutlich    vor  Augen    stellt,    mag  folgende  Ur- 
kunde,   enthaltend    die    Bestätigung    gewisser     die  Straf- 
rechtspflege betreffender  Satzungen    der  Stadt  Hao"enau 
durch  K.  Ludwig  IV.  aus  dem  Jahre  1347,  —  ein  auch 
an   sich  besonders  interessantes,  und,   soviel  ich  sehe,  bis- 
her nicht  beachtetes  Stück  --  hier  Platz  finden: 

Wa  f  i  n  ij  etat  cj  e  .s  e  h  i  h  t  In  der  stut  othr  Ui  (]rm 
huule^  ilaron  man  Uuf  rf^reii  mag  oder  f^tirhct,  s(dl  der 
Kläger  binnen  gewisser  IVirst  Anklage  erheben.  Der 
Sciiultheiss  von  H.  soll  diesfalls   n^^men  ziven  scheffen,   und. 


rrknndH  K.  T?upr<^;ht<  für  11.  v.  Tengen :  dass  er  den  A'ögten  zu 
K  au  seiner  St. in  den  Üaüu  iilier  schädUche  \  K-nia  und  Jas 
r>]iif  VM  ri;li+ea  verleihen  möge*.     (Datt,  De  pace  imp.  S.  8.) 

»)  VgL  auch  Kru  s,   oben  S.  214  Anm.   1. 

2)  Vgl.  oben  S.   Ih:. 
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soll  der  cleyer  swern  i)^  daz  i  m  der  iif  den  e  r  ctay  t  i  d  e  n 
schade  n  h  n  h  fjpf  a  n  .  ir>>d sol  sin  gezluge  H'-inen  (nennen '^) 
und  sol    siverny    daz    er  ivizze  oder  wene,    daz  si 

ez    wizzent    ni/'I    ihtz    er    geziuge  leitte  art    urr^rar, 

Bert  ii  li  r  t  ni  II  fi  a  h  r  r  <  I  a  C  r  n  l  ,<  /•  //  p  q  r  -  7  //  q  e  q  et  p  i  f  f  r  t 
werden  f  ,  und  ....  der  rut  oder  <hr  n>i]ir,-r  ff^'d  undrr 
in  erkenn  p  )ii  .  daz  die  geziuge  .  d  i  <'  geh /ff  et 
s/nd,  fal^cli  ^ind^  so  sol  der  cleger  nml  die  falsch  tu 
geziuge  liden,  da:  der  Uden  .^olfe  odpr  gellten  hef,  ron  dpni 
er  clagte,  und  sutlpnt  den,  uf  den  er  clagte,  voii  schaden 
ziehen  und  unctaghaft  niache)i.  —  —  Wer  och,  daz  der 
falsch  cleger  gen-altig  /rere^  innl  der  unscJinldig,  nf  den  er 
klagt,  unmäJdig  und  niderfrechtig  irere^  n-enn  dan}i  .  .  . 
der  meist  er  und  .  .  .  der  rat  oder  der  mercr  teil  ander  in 
die  n:arheit  h  ev  inde nt ^  so  sullent  si  gehunden  sin  hi 
dem  egde  ze  richten  von  dem  gewaltigen  falschen  cleger  — 
und    sol    der    unschuldig    siner    unscJtulde  geniezzen. 

Geschehe  och  hernah  ein  h  e  i  m  l  i  ch  to  d  s  lag^  h  r  a  n  d  e, 
s  t  r  a  z  r  oub  ^  notzog  e  o  de  r  w  u  n  d  e  .  da  man  niht  ge- 
ziuge hau  mohte,  so  sol  .  .  .  der  rat  t)i  dem  egde  darnah 
vorsehen^  und  ncr  ez  indem  rat  ervert^  der  sol  ez  rügen 
hi  sinem  egde^  so  er  die  n-arheit  bpvindet^  und  sol  dem 
cleger  und  den  friunden  ir  clegde  umh  die  getat  also 
lange  behalten  sin  unz  ez    gerichtet  wirt.   — 

\\  a  och  einer  erslagen  oder  unoid  n:irt,  da  sollen 
alle  Teilnehmer  büssen  wie  die  Handthäter.  Cnd  sol  .  .  . 
der  rat  oder  dpr  inerer  teil  ander  in  inn  b  du-  qetaf  und 
ander ^  die  an  diesem  britf  geschriben  stand,  crL-pnnpn 
bi  ilem  ^gde,  ir  e  r  an  der  gpfat  s '' li  n  t  d  i  q  ndrr 
unsi'huJdig  si^  /^■///  qnt> /'  /,-nntsr/,(iff  an  a/le  (Jever(b-). 

Die   Gestaltung  des  ordentlichen  \'erfahreu»  bei  nian- 


»)  Die  Klagerht.biuig  erfolgte  also  vur  üt-ncht  (Sciiuitiieiss 
imi  ^Schöffen),  dagegen  das  Beweisverfahreii,  wie  sich  aus  dem 
Folgenden  ergibt,  vor  der  städtischen  Behörde,  dem  Rat. 

2)  Böhmer-Ficker,  Acta  Imp.  S.  557  Nr.  831. 
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1 1  f '  n  i  < 


h'Ui  Klagebeweis,  also  arit'l>l(tsseii  (^ku)ikreteii)  Seh  u  1  d- 
vcrilacht.  erweisen  sodann  andererseits  die  bekannten 
ßestmununj^en  des  Baniberger  Stadtreclits  §^  71 — 73 
nnd  ISii,  wonach  dem  An^ekhiu'ten  in  s(dehem  Falle,  so- 
fern  er  Bürge)-  war,  ganz  entsprechend  dem  altherkr.mni- 
lichen  Prinzip  des  dentschen  Rechts  die  eidliche  Reini- 
gung zustand,  der  Fremde  eventuell  der  Tortur  unter- 
worfen werden,  eine  Verurteilung  al)er  grundsätzlich  nur 
auf  Geständnis  erfolgen  konnte  ^). 

Liegt  nach  dem  Gesagten  der  äusserliche  Zusammen- 
hang und  die  engste  Verwandtschaft  nach  Zweck  und 
Wesen  zwischen  unserem  Leumunds-  und  dem 
besprochenen  Uebersiebnungsver fahren  gegen 
schädliche  Leute  schon  offen  zu  Tage,  so  handelt  es  sich 
noch  darum ,  die  innere  Entwickelung  klar  zu  stellen, 
welche  zur  Entstehung  des  ersteren  aus  den  Grundlagen 
des  letzteren  geführt  hat. 

Diese  bestand  offenbar  in  einer  Umbildung  der 
Form  des  Beweis  Verfahrens.  Die  Führung  des  Be- 
weises erfolgte  von  Hause  aus  im  akkusatorischen,  rechts- 
förmlichen Verfahren  durch  die  Anklagepartei  mit  Zeugen, 
welche  prinzipiell  als  Helfer  derselben  auftraten  und  ihre 
Aussagen  in  der  Form  des  Eidesbeweises  ablegten.  Der 
Beweis  hatte  sich  zu  vollziehen  nach  gesetzlichen  Vor- 
schriften in  bestimmten  Formen,  deren  Erfüllung  oder 
Nichterfüllung  ohne  Weiteres  über  Gelingen  oder  Miss- 
lingen  entschied. 


')  Vgl.  F)  r  II  n  li  0  n  m  eist  e  r  ,   Die  Quelldi   .It-r  Bambergensis 


S. 


if. 


ö  11  i  n  y  ,    RniMiguiicri^eid 


!»;3    Anm.    142.     Nebenbei 


Dinir  bemerkt  werden,  dass  das  in  Rede  stehende  Verfiibreii  iku!; 
L'-uniU!Mhbriet'  m  iJanib^'i-i^  nicht  in  G*'l)rauc}i  gekommen  zu 
sein  ?<  hHinl"  ;  e>  HU^t  >icü  wnniii-steii:-  keine  fcjpur  dnvon  cnt- 
d-H-kt'R  ;   dn-  nuiiiberirensi<   ha,ttt;   nur  das  i,Besiebnen-  abzu&ehaften, 


vgl.     uüfü 


.   Jnj      Wir    stiMii    jenes  Verfahren    eben  überall    nur 
eingeführt  dur«  ii  k  ii-erliche  i'rivilegien,  welche  speziell  den  Reichs- 

ptädl-*'M   erteilt   wnrd'/n. 


fr 


i 
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A  iisat/.' 


ZU     ('Hier 


Uingt^uiltuiiij;     Züigti'     uns 


liiiü 


l>»'n'it>  tlnn  u'stidtiiiig  des  Ueber>itd)iiung<V"rtahrens  uach 
df'iii  Meüuiiinger  Stadtrecht  und  deui  rrivilegium  für 
Bibcrach  vom  Jahre  1B31,  vgl.  oben  S.  llH  ff.  Dem  reclits- 
{Tu-iii liehen  Zeugen-  liezw.  Eidesverfahren  ging  hiernach 
ein  Verh(ir  der  vom  Ankläo-er  als  Leumundszeugen  auf- 
iXerufenen  oder  beiccebrachten  Personen  durch  das  Gericht 
voraus,  welches  schon  das  materiell  entscheidende  Stadium 
des  Beweisverfahrens  bildete,  so  dass  eventuell  daraufhin 
die  förmliche  Uehersiebnung  sogar  entfallen  konnte. 

Auf  der  andern  Seite  zeigt  uns  obige  Urkunde  vom 
Jahre  1347  ül)er  das  Strafverfahren  in  Hagenau,  dass 
hier  auch  der  gew()hnliche  Thatzeugenbeweis  im  ordent- 
lichen Prozess  damals  bereits  inquisitorisch  in  einem 
Zwischenverfahren  aufgenommen  wurde.  Das  ergibt  sich 
nämlich  meines  Erachtens  aus  der  besonderen  Berücksich- 
tigung und  Behandlung  des  Falles,  dass  man  ^befinden" 
und  der  Rat  mit  Stimmenmehrheit  „erkennen"  sollte,  es 
seien  vom  Kläger  falsche  Zeugen  geführt  worden  i). 

Diesen  Haltpunkten  und  der  ganzen  Richtung,  welche 
nachweislich  die  Entwicklung  des  Strafprozesses  in  Deutsch- 
land seit  dem  14-.  Jahrhundert  einschlug,  entspricht  un- 
zweifelhaft die  Annahme,  dass  die  wesentliche  Modifikation, 
durch  welche  das  üebersiebuungsverfahren  sich  in  das 
jüngere  Leumunds vertahren  verwandelte,  zunächst  eben 
darin  bestand,  dass  an  Stelle  des  einseitigen 
rechts  f  ö  r  m  1 1  c  h  e  n  <i  in  i  n  C|  u  i  s  i  t  o  r  i  s  c  li  e  r  f  o  r  m  - 
1  o  s  e  r  S  (•  h  ä  d  1 1  c  h  k  e  1 1  >  l)  e  weis  t  r  a  t .  i ii dem  die  Leu- 
itiundszeugen  nn  Vorverfahren  vom  Rat  vernommen  wurden, 
und  das  Ergebnis  «durch  amtlichen  Spruch  festgestellt 
ward.  \\  urde  damit  der  liaf  zu  eini'iti  Lb'Wt'isriehter- 
kMlI.'fTinm.  wf'lrlip-  ]irinzipitdi  iia.cli  fi'pit-r  iK-^veiswiirdigunq" 
;tiit'    «u'uihi    ilrr    -iil)jektiven   Ueberzeuguiig  erkaiiiite,     s*.) 


0  Vgl.  oben  S.  21 


9'*n 


iiiuciiLu  cö  l)al'i  dalnn  knfimit'n,  dass  fli^"'  u:a!iz*-  Aul  naiiinn 
des  1^'weises  mehr  und  tuelir  lu  da^  trt'io  l'>iiiesseu  des- 
selben gelegt  wurde,  so  das-  er  sieh  nudit  anT  das  Ver- 
hör der  vüiii  Ankläger  namhaft  gemaehten  heiuniinds- 
zeugen  besehränkte.  sondern  selbstäudi^r  zur  Ikschatiun"- 
der  ikweisniittel  für  den  Leumund  resj).  die  Lundsehäd- 
liehkeit  des   Beklagten  tliätiec  wurde  '). 

Direkte  urkundliche  Belege  tiir  diese  anzunehmende  Ent- 
wickeliing  vermag  ich  alleriHngs  nicht  zu  erbringen.  I\d)er 
das  Vorgehen  zur  Feststellung  des  Leumunds  und  derTode.^- 
würdigkeit  des  Beklagten  liegt  nur  ein  Zeugnis  aus  dem 
Nürnberger  Becht  des  14.  Jahrh.  vor,  welches  ein  etwas 
anders  gestaltetes,  vielleicht  fortgeschrittenes  Verfahren  zeigt: 

M'er  e6  das  ein  ment^ch  r/ercUK/en  ivürde^  nmh  soJchcii 
le'uniit^  der  ihme  an  seinen  leih  giyig,  so  soll  der  ricider 
lind  die  schöpfen  und  der  ratJi  vo)i  derselben  sack  wegen 
zu  einander  gelten  an  den  ratJi.  und  soll  der  richter^  der 
den  panii  hat,  fragen  geden  mann  h  es  ander  auff 
seinen  a  id^  w  a  s  i  h  yne  ge  w  i  s  s  en  se  g  u  m  h  den  l  e  i- 
muf ,  und  honten  sie  sich  dess  nit  verainen^  das  ihnen  umh 
den  leimut  cd  so  gewissen  were,  so  möchten  sie  sich 
dar  nmh  acht  tag  wol  erfaren,  oder  unz  auff 
den  negsten  rath^  und  lean  der  leimut  also  erfaren 
u-irdf,  sähest  man  mag^  so  soll  der  richter  ah  er  fragen, 
g  e  d  e  n  m  a  n  n  i  n  offene  m  r  a  t  h  ,  w  i  e  e  s  i  h  m  e  g  e  - 
ivissen  sei  umh  dm  leimut,  und  /rann  man  den  lei- 
}nut  ,ds<>  verhört^  so  soll  der  richter,  der  den  pann  hat, 
fragvn^  o  h  r  r  hesser  t  <)<lt  o  d  e  r  l  p  he  n  d  i  q :  theilen  sie, 
das  rr  hf'sser  fodt  spg  dann  lebendig^  mitt  der  )}iehrern 
meng    raths  und    schi'qjffen,    so    soll  man     Um  für    tjeri^hf 


Innren.^    und    lihvr   den    verpurgcn    mid   ihn  ansprechen,    nmh 
sein  missefhiif .   in   n-pirhein   leimut  rr   ist  -j. 

1)  Vgl  Knapp,   a    n    0    S.  232. 

^)  Stromer,  Gesch.  des  Keichsschultheissenamtes  zn  Nürnberg 
S.  43  »aus  einem  Nürnbergischen  Gesetzbuche  d.    14.  Jahrb.* 
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Paniardi   hr=;tätigt    ^ich    die   Vorrni^-etznnii'.    dass   der 


r. 


('iim!nid-h*,'Wt'i 


it . 


das 


eiitspreclit'Uiie     luitserkeiüitiiis 
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\  «»rvcrtahreii     zu     Staude      kaiii.       Der     1> 


ewt'is 


eriulgt  jf'docli  formeii  dureh  den  Spt-ncli  der  l\at>mit- 
glieder.  iv»dche  sell)st  als  heinuunil,>zeugen  fungireii.  ihr 
eigenes  Wissen  von  dem  Bui  oder  Lebenswandel  de:^ 
Beklagten  aussprechen:  allerdings  eventuell  erst  auf  Grun<l 
von  Erkundigungen,  welche  aber,  wie  es  scheint,  von  den 
Einzelnen  privatim  zu  ihrer  persr)nlichen  Information 
vorzunehmen  waren.  Die  eigentlich  materielle  Beweisauf- 
nahme erscheint  in  solchem  Falle  also  überhaupt  aus 
dem  amtlichen  Verfahren  hinaus,  in  die  Sphäre  der  Brivat- 
thätigkeit  der  Einzelnen  verlegt. 

Die  letzten  Worte  der  angeführten  Stelle  dürfen  aber 
nun  nicht  etwa  zum  Schluss  verleiten,  dass  es  sich  bei 
dem  ganzen  Beweis  doch  nur  um  einen  speziellen  Leumund 
handelte,  um  die  fama  publica  betreffs  Verübung  einer  be- 
stimmten Missethat  durch  den  Beklagten.  Dieselben  sind 
vielmehr  otienbar  zu  verstehen  im  Hinblick  auf  den  Um- 
stand, dass  die  Todesstrafe  eine  verschiedene  war,  ie  nach- 
dem  der  Beklagte,  insbesondere  etwa  nach  Massgabe  der 
That.  welche  unmittelbar  seine  V'erfblgunf]^  veranlasst  hatte, 
im  Allgemeinen  als  Dieb,  oder  Käuber,  oder  Mörder  von 
Beruf  antreklao't  war  ^). 

Dem  Verhör  resp.  Zeugnis  des  Rates  über  den  Leu- 
mund des  Likulpaten  folgte  dann  noch  erst  getrennt  das 
Erkenntnis   ül>er  die  Todes  Würdigkeit  -)  dessellien. 

Dieses  Alles  bildete  dann  aber  wieder  erst  die  Voraus- 
setzung iür  die  Einleitung  eines  akkusatorischen  Schluss- 
verfahrens auf  dem  eiLrentlichen  lieehtstao-.  dessen  Gestaltnuy; 
uns  gluieliialls  *üircdi  emo  N  Vi  r  n  h  e  r  gt  r  U  r  d  n  u  n  g  vcr- 
anscliauheht   wird,     wt/kdie    iin   Anhajur    /m   der  oben   bf- 


1)  Vgl.  oben  S.  153,  206  und  unten  S.  225. 

2)  Vgh  unten  S.  227  tt*. 
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s|)roclieiU"n  Kalsgericliisordniing  vdih  Kiu]i'  des  !.">.  Jahr- 
hunderts,  al<  Seiteiistüek  zu  dein  in  dieser  iiorniirtt'n 
liichteii  schädlicher  Leute  auf  mit  der  Fdter  erhm^Me> 
<ie3tanduib,  zur  Darstellaug  bringt:  /nc  fthm  an  ff  r  c  r - 
'i  ^' i'i  m  u  ii  t  '/wol  humunt.  siehe  weiter  unten)  f  r  f  ijh  ei  t  - 
lit'if'jp  i'ibrr  einf'H   rerbivmuihUen  menschen a  riclitcfi  soH^). 

Damit  ist  vor  Allem  auch  das  Nebeneinanderijesteheii 
beider  Verfahreusarten  noch  zu  Ende  des  15.  Jahrh.  für 
Nürnberg  direkt  erwiesen  -). 

Nach  der  letzteren  Ordnung  erfolgt  nun  zunächst 
die  gerichtliche  Klageerhebuug  (Ansprache)  mit  folgenden 
Worten  des  klägerischen  Fürsprechers :  Herr  der  rlchter^ 
Ir  halt  ein  s  chedli  ch  en  v  erle  il  m  u  nten  7n  a  n  ine 
des  heiligen  Römischen  ReicJts  und  yn  euren  panden^  nach 
des  lei/b  und  lehoi  er  kmnen  ivill  als  recht  ist  etc.  ut  in 
forma,  d.  h.  in  der  vorstehenden  Ordnung,  wonach  sich 
nunmehr  die  Klagverbürguug  anschliesst,  sowie  die  An- 
beraumung eines  Rechtstages  nach  vierzehntägiger  Frist. 

Auf  diesem  nun,  tren  der  verleilmunt  man  den  an 
das  f/ericht  kumen  ist,  stellt  der  Kläger  vorerst  durch 
seinen  Fürsprecher  das  Begehren:  etlich  prieff  zu  ver- 
hören und  zu  verlesen  lassen^  worauf  die  Schöffen  erteilen: 
man  höre  sie  pillich  und  (jeschehe  denn  darnach  ivas  recht 
ist  etc.  —  Item  als  denn  sol  der  leiimunt  brieff  und 
die  gemein  bestetigung  eines  kagsers  oder  kilnigs,  der  zu 
zegten  ist^  durch  einen  redlichen  schregber  —  öffennUch  im 
gewicht  verlessenn  werden. 

Darauf  ergeht  über  Frage,  ob  der  anclager  wol  pracht 
hab,   das  schöpf emi  mid  rate  oder  der  merer  tegl  unter  gn 


>)  Bei  Knapp,  a.  a.  0.  S.  544. 

2)  Die  Bemerkung  Knapps,  a.  a.  0.  S.  231,  dass  das  Richten 
auf  Leumund  (LeumundsbrieL  in  Nürnberg  selbstverständlich  nur 
für  kurze  Zeit,  d.  h.  bis  zur  Einführung  der  Tortur  in  Betracht 
kommen  konnte,  erscheint  im  HinbHck  auf  dieses  Zeugnis  nicht 
wol  hegreiflich. 


-  * 


( 
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Q eiv <<  1  f  i(  i> '''   /// '/  ^' //  /  //  ■•(  ^'•' '  ^' .  dds  >!>'  'i  '> '"  y  f"'  ( Il  f"  )i   ('  '■  /'  - 

le  II  m  K  n  f  '   ((    ///(///.    der    )fH  sr/l  ifh^-))f    srh  irc/'ritl  Iciiinil/ii    tst, 

rh-iifen   lui'i    'Im    rnni    leben  ZU    dem   ii>'ir    rrfrgJen   möge)}. 
ein   diesen   erbrachten   Nachweis  konstatirendes    Lrteil. 

Nun  erfolgt  die  neuerludie  reclitsförmliche  Anspraclie: 
der  anvla'fcr  pif  qeri'fits  :u  dein  r  >'  rl  e  l'nnu  ni  en  nntn, 
der  d a  gege n  n  tc  u rt  i g  stet  g ep  u n  d e )i  u n d  g e fa n g e n , 
un  spricht,  r:r  seg  sein  und  des  lan)idts  rerleir- 
ni  unter  man,  im,  dem  lanndt  und  der  stuf  mit 
sei)U'm  leümut  so  seh  ed lieh  gewesen,  das  ir  gm 
fill  pillicher  rieht  über  lei)t  legb  und  iÜ)er  sein  leben,  denn 
das  ir  das  lasst.  J^^rjehe  er  im  des  lewmunts,  das  wer 
tpn  lieb;  irolt  er  gm  des  laugen,  so  wolle  er  das  zu  im 
bringen  m  1 1  z  w  a  g  en  g  esc  h  w  o  r  e  n  s  c  h  öp  f  e  n  am 
ring,  als  recht  ist,  dabeg  und  mit  gewesen  sein,  das 
der  merer  tagll  schöpfen  und  rats  auff  ir  agde  erkennt 
habe n,  d a s  d ise r  r e r l e ü  m  u n t  m  a  n  p e s ser  tode 
denn  lebenntig  seg  etc.,  worauf  der  Beklagte  durch 
seinen  Fürsprecher  zu  antworten  hat:  und:  er  bekeMue 
denn  oder  lawgen,  so  get  es  denn  nach  dem  gemeinen 
form  hgnn  auss. 

Item  auch  ist  zu  mercken,  das  man  über  einenn  v er- 
le um  unten  man  mit  dem  seh  wert  ricJd  zu  dem  tode. 

Die  äussere  Gestaltung  des  Verfahrens  auf  dem 
Kechtstag  blieb  also  beim  Richten  ,nach  Leumuudsbrief" 
im  Wesentlichen  ganz  dieselbe  wie  ^  nach  dem  gemeinen 
Form".  Die  Verurteilung  erfolgt  auf  Geständnis  oder 
auf  Beweis  durch  den  Kläger  mit  zwei  Schöffen  betreffend 
das  Ergebnis  des  aussergerichtlichen  A  or-  resp.  Zwischen - 
Verfahrens,  durch  welches  bereits  die  Kichtigkeit  der  klä- 
gerischen Behauptung  amtlich  festgestellt  war. 

Der  wesentliche  Unterschied  bestaud  aber  eben  darin, 
dass  die  Klagcbehauptung  hier  nicht  wie  beim  Verfahren 
mit  Folterung  und  auf  Geständnis  eine  konkrete  Schuld 
des  Beklagten,  d.  h.  die  Verübung  bestimmter  Missethaten, 
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sondern  nur  im  Allgemeinen  die  Land-  und  Stadtsehäd- 
liclikeit,  den  verbrecherichen  Lebenswandel,  bezw.  den 
entsprechenden  Leumund  betraf,  und  demgemäss  der 
klägerische  Beweis  auf  dem  Rechtstag  statt  durch  amt- 
liche Bezeugung  des  früheren  Bekenntnisses,  durch  die  Be- 
zeugung des  im  Vorverfahren  erzielten  S c h ä d- 
1  i chk ei tsbe weises,  bezw.  des  den  Leumund  des  Be- 
klagten konstatirenden  Spruchs  der  Mitglieder  des  Kolle- 
giums erfolgte,  in  dessen  Händen  die  Durchführung  de« 
Zwischenverfahrens  lag.  und  welche  nach  dem  Gesagten 
zugleich  als  Beweispersonen  und  als  Richter  fnnktionirten. 

Dieses  Richten  nach  Leumundsbrief  trat  nun  aber  in 
Nürnberg  wol  schon  zu  Beginn  des  16.  Jahrhunderts 
ganz  liinter  dem  Richten  nach  dem  gemeinen  Form  zu- 
rück. Eine  Ordnung  des  Verfahrens  vom  Jahre  1526^): 
Su  ein  rrhar  rath  zu  Normberg  vor  liatt  einen  ifhelthiitter 
auf  anr äffen  der  beschedigten  oder  rann  nniptm^egenn  für 
sich  selbst  mitt  peinlicltem  gericht  zu  rec/ifferfigen,  gibt 
offenbar  das  damals  allein  übliche  Verfahren  gegen  schäd- 
licht^  Leute  wieder. 

Der  Rechtstag  wird  hier  angeordnet,  sobald  der  ge- 
fa ngcn  ul/elfliütfer  im  gefdngkit uss  s  o  v  i  l  b  e  k  h  e  yi  n  d  t^ 
das  ein  erbar  rath  sich  aus  hillichait  entschleusset  ihne 
II mb  sein   rerhandlung  mit  der  peen  dess    todts  zustraffen. 

Vorher,  vor  der  ,.  öffentlichen  Rechtferti'runor'*,  hat 
der  Rath  sich  durch  einen  rechtlich  entschiedt  mit  ver- 
seid, ossner  rathsthiir  zu  entschliessen,  welcher  gestalt  und 
mit  ums  straff  des  todts  derselb  äbelthätter  solle  gencht- 
fdrtiget  werden,  worauf  sofort  ein  schriftliches  Todesurteil 
zu  verfassen  ist:  Nachdon  ein  erhar  rath  diesen  gegen- 
/rrrtigen  N.  von  ampts  wegen  auss  redlichen  Ursachen  zu 
gefiingknuss  annehmen  lassen  haben,  unnd  sich  auf  genüg- 
same notturfftige  erfahrung^  auch  seiner  selbst  hekantniiss, 


'j  Abgedruckt    Lei  Knapp,    a.  a.  0.   !>.  547  ii'. 
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SO  er  vor  des  kegligen  reichs  panrichter  unnd  zwxien  ge- 
schwornen  schöpfen  frey  ungebu}nien  gethan  Itatt.  lauter 
erf)idety  zu  dem  das  es  auch  sonsten  offenbar 
und  ruchbar  ist^  das  er  des  he  gl  igen  reichs 
Strassen  durch  seine  ge  w alt th  alten  rnercklich 
beschedigt  unnd  wider  gemainen  des  reichs 
l a n d tfried e n  g e h a n delt  hat:  folgt  Erkenntnis  der 
betreffenden  Todesstrafe. 

Das  Gericht  hatte  also  im  Vorverfahren  stets  auch 
den  allgemeinen  Leumund  des  Beklagten  zu  erforschen 
und  als  Grundlage  der  Verurteilung  neben  dem  Geständnis 
zu  konstatiren.  So  erscheint  hier  der  Grundgedanke  des 
Leumundsverfahrens  in  gewisser  Weise  noch  in  das  Ver- 
fahren mit  Folter  und  auf  Geständnis  hereingezogen  und 
damit  verquickt. 

Obige  Stelle  bildet  dann  zugleich  auch  einen  neuer- 
lichen schlagenden  Beleg  für  unsere  Annahme,  dass  nach 
allen  diesen  Nürnberojer  Halsgerichtsordnunoren  als  Be- 
klagter  stets  oder  doch  in  erster  Linie  ein  ..landschäd- 
liclier''  Mann,  und  zwar  von  der  gewaltthätigeu  Sorte, 
vorausgesetzt  resp.  zu  denken  ist.  Dies  bestätigt  dann 
auch  noch  unmittelbar  die  folgende  Bestimmung  derselben 
Ordnung : 

Unnd  ist  nitt  nott  allemal  d i e  ubelthatt  g a r  o d e r 
z  u m  t  h  a  i l  i n  d e  r  u  r  t h  e i l  z u m  elden ,  son nder  ein 
rath  mag  nach  ihrer  und  der  Sachen  gelegenheitt  setzen^ 
d a s  d e r  a r  m  m  ö r d e r eg ^  diehere g  u  n  d  a  n d e r 
mehr  ubelthatt  etc.^  oder  in  gemain,  das  er  all  erleg 
uhelt hatten  ausswegsung  seiner  urgic/d  bekhantli  hah  ^). 

Das  Verfahren  auf  dem  Rechtstag  selbst  bietet  für 
uns  kein  weiteres  Literesse.  Die  Verurteilung  erfolgt  auf 
Wiederholung  des  Geständnisses  oder  Beweis  der  zu  ver- 
lesenden „ürgicht'^ 


1)  a.   a.   0.  S.   549. 
Z  a  1 1  i  n  g  e  r ,  Laudschiidliche  Leute. 
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Der  üebergaug  der  Führung  des  Leumimdsbeweises 
von  der  Auklagepartei  auf  den  Rat  gestattete  nun  und 
verursachte  an  vielen  Orten  auch  thatsächlich  eine  er- 
weiterte Anwendung  des  gerichtlichen  TjCu- 
m  und  s  Verfahrens  crea-en  die  landschädlichen 
Leute. 

Dasselbe  war  in  den  älteren  Gestaltungen  immer 
ausschliesslich  nur  als  WaÖe  g-eeren  das  Gewohnheitsver- 
brechertum  schwerster  Sorte  brauchbar  gewesen.  Anklage 
und  Beweis  musste  dabei  stets  auf  qualifizirte  Landschäd- 
lichkeit  gerichtet  sein,  d.  h.  auf  die  gewohuheitsmässige 
Verübung  so  schwerer  bezw.  so  gehäufte  Verübuug  schwerer 
Verbrechen  seitens  des  Beklagten,  dass  die  Verhängung 
der  Todesstrafe  begründet  erschien;  ,,auf  solchen  Leumund, 
der  ihm  an  den  Leib  ging''  i).  Das  Richten  auf  Leu- 
mund war  immer  ein  Richten  mit  dem  Tode  gewesen. 

Eine  solche  Beschränkun^jj  erö;ab  sich  fast  natur- 
gemäss,  solange  eben  das  in  dem  Leumundszeugnis  lie- 
gende Urteil-)  dem  Gericht  seitens  der  Purtei  und  ihrer 
Helfer  als  ein  fertiges  vorgelegt  wurde.  Da  konnte  es 
nicht  wol  diesen  überlassen  sein,  genauer  verschiedene 
Grade  der  Schädlichkeit  auseinanderzuhalten  und  dieselben 
durch  Abstufungen  der  Strafwürdigkeit  zu  konstatiren. 
d.  h.  diese  im  einzelnen  Fall  selbständig  verschieden  zu 
bemessen.  Es  musste  sein  Bewenden  dabei  haben,  dass 
die  Leumundszeugen  einen  bestimmten  höchsten  Grad  der 
Landschädlichkeit    konstatirten,    bezw.    die    Frajre    beant- 


^)  Vgl.  oben  S.  220.  Irrig  erläutert  Knapp,  a.  a.  0.  8.  233  diese 
Worte  dahin:  »d.  h.  es  muss  ein  Ungericht  in  Frage  stehen,  also 
nicht  Schädlichkeit  d.  h.  Genieinfährlichkeit  allein  berechtifjt  zu 
solchem  Vorgehen*.  Allerdings  berechtigt  die  Schädlichkeit  als 
solche  dazu,  aber  nicht  jeder  Grad  derselben,  sondern  nur  der  Ruf 
todes würdigen  Lebenswandels. 

2)  Vgl.  oben  S.   172. 
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worteten,  ob  der  Lebenswandel,  in  dessen  Ruf  der  Be- 
klagte stand,  schlechthin  todes  würdig  sei  oder  nicht. 

Anders  aber,  wenn  nunmehr  das  Gericht  als  solches 
resp.  die  einzelnen  Gerichtspersonen  selbst .  in  freier 
Weise  eine  Untersuchung  oder  Erkundigungen  über  den 
Leumund  oder  Lebenswandel  des  Beklagten  vornahmen, 
und  das  Ergebnis  in  amtlicher  Beratung  feststellten.  Da 
lag  es  umgekehrt  nahe  genug,  dass  man  denselben  auch  für 
die  Bemessung  der  Strafbarkeit  der  schädlichen  Thätigkeit 
einen  freieren  Spielraum  gewährte  und,  nach  Massgabe 
der  üeberzeugung  des  Gerichts,  in  solchen  Fälleu,  wo  sie 
nicht  gerade  todeswürdig  erschien,  auch  die  Verhäugung 
anderer,  angemessener  Strafen  zuliess.  Dabei  mochte 
dann  immerhin  wieder  insbesondere  auf  die  Missethat, 
w^elche  etwa  die  unmittelbare  Verfolgung  und  Einlieferung 
des  Beklagten  veranlasst  hatte,  entscheidendes  Gewicht 
gelegt  werden.  Zugleich  aber  ergab  sich  damit  die  Mög- 
lichkeit, im  Wege  dieses  Verfahrens  überhaupt  gegen 
einen  viel  weiteren  Kreis  von  Personen  vorzugehen,  im 
Allgemeinen  gegen  jeden  Angeklagten,  gegen  den  ein 
solcher  Leumund  festgestellt  werden  konnte,  welcher  als 
hinreichender  Ersatz  eines  Geständnisses  oder  direkten 
Beweises  angesehen  wurde. 

Diese  Entwickelung  war  nun  zwar  keine  allgemeine, 
—  in  Nürnberg  z.  B.  wurde,  wie  die  ganze  Reihe  der 
obigen  Zeugnisse  ergibt,  stets  die  alte  Beschränkung  fest- 
gehalten — ;  aber  sie  ist  doch  mehrfach  in  den  betreffen- 
den Leumundsbriefen  bezeugt. 

So  z.  B.  besagt  das  Privileg  für  Kauf  heuern 
a.  1418  oben  S.  210:  dass  der  Rat  über  todeswürdig 
erkannte  schädliche  Leute  die  Strafe  des  Todes  verhängen 
möge,  den  sie  hilUchen  umh  ir  missetat  leyden  sullen, 
0  d  e  r  0  b  s  y  solc  h  en  to  d  n  i  t  v  er  schult  heften  ^ 
dass  sy  dann  über  solche  m  i ssetetig e  und  sehe d - 
liehe  tüte  und  personen^  nach  ihren  erkennen  und  dünck- 
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hen,  (171  ihrem  leyh  sunst  7nügen  straffen ,  mit 
augefi  auszustechen  oder  oren  abzus c h n e (jden , 
0 d e r  m  i t  a  n d e r  n  s t r a  ffe n y  da r n ach  u n d  s ij 
d  a  nn  v  er  schult  hetten  ^  dass  sy  aber  uff  ir  ai/de 
darüber  sprechen,  dass  sy  hillich  umb  ir  missetat  also  ge- 
strafft sollen  iverden  ^). 

Ebenso  in  dem  Privileg  für  Leutkirch  a.  1431 
oben  S.  211  —  straffen  und  bussen  mögen  mit  dem  todt 
an  dem  leih  oder  an  den  gliedern  als  sich  denn  der  selb 
rath  zu   L.  —  zu  jedem  mahl  —  erkennen  —  ^) ; 

Und  für  Weissen  bürg  a.  1431  oben  S.  212: 
str.  u.  h.  mögen  ihr  jeglichoi  einen  solche  todte  oder 
sonst  am  leihe,  oder  an  gliedern,  oder  in  ander  wege 
straffe  und  busse  uffzusetzen  und  anzulegen,  und  auch 
jegliche  missethat  und  untade  zu  straffen  und  zu  bussen, 
als  sich  —  derselbe  rat  he  —  erkennend,  dass  zu  solchem 
gehöre,  und  ein  jeder  verschuldet  habe  —  •^). 

Was  die  Dauer  der  Anwendung  dieses  Ver- 
fahrens auf  Leumundsbrief,  der  jüngsten  Form 
eines  spezial rechtlichen  Prozesses  gegen  landschädliche 
Leute  betrifft,  so  sind  keine  Anzeichen  dafür  vorhanden, 
dass  dieselbe  irgendwo  in  Deutschland  längere  Zeit  über 
die  durchgreifende,  reichsgesetzliche  Regelung  der  Straf- 
rechtspflege durch  die  Karolina  hinausreichte. 

Iq  dieser  Gesetzgebung,  welche  die  Tortur  als  allge- 
meine Grundlage  des  Beweis  Verfahrens  im  Strafprozess 
anerkannte,  und  ihre  Hauptarbeit  in  der  Regelung  des 
Gebrauchs  derselben  geleistet  hat,  ist  die  b  e  w  e  i  s  r  e  c  h  t- 
liche  Bedeutung  des  generellen  Leumunds  des 
Beklagten,  des  Rufes  oder  Verdachts  gewohnheits-  oder 
berufsmässiger  Verbrechensübung,  zwar  auch  berücksich- 


i)  Lünig,  Reichsarchiv  13,  1256. 
2)  Lünig,  Reichsarchiv  13,  1280. 
'')  Lünig,  Reichsarchiv   14,  019. 


i 


—     229     — 

tiget,  aber  dieses  Moment  doch  nur  in  nebensächlicher 
Stelluntr  dem  weiten  und  wolcfefüjrten  Bau  des  Indizien- 
rechts  eingefügt.  Es  gehört  im  Allgemeinen  zu  den  In- 
dizien, welche  nur  in  Kumulation  die  Anwendung  der 
Folter  rechtfertigen  sollten. 

Art.  25  (vgl.  Bamb.  Art.  32):  Erstlich  ob  der  ver- 
dacht eyn  solche  v  e  r  w  egene  oder  leicht  f  er  t  ige 
j)  e  r  s  0  n ,  von  b  ö  sem  leu  m  u  t  u  n  d  ger  il  cht  sei , 
dass  man  sich  der  missethat  zu  jr  v  er  selten  ynöge, 
oder  oh  die  seihig  person  dergleichen  missethat  vormals 
geübt,  understanden  habe,  oder  beziegen  worden  sei.  Doch 
soll  solcher  büser  leumat  nit  von  feinden  oder  leichtver- 
tigen  leuten,  sonder  von  unpartheilichen  redlichen  leuten 
kominen. 

Dagegen  genügt  der  —  wie  es  bei  den  Haupttypen 
der  Gewohnheitsverbrecher  legelmässig  zutraf  —  durch 
äussere  Umstände  in  der  Lebensweise  unter- 
stützte Verdacht  der  Landschädlichkeit  für  sich  allein  zur 
peinlichen  Frage: 

Art.  39  (vgl.  Bamb.  Art.  47):  Item  so  reysig  oder 
fussk  neckt  gewordich  hei  den  wirten  ligen ,  und  zern, 
und  nit  solche  redliche  dienst,  liandtierung  oder  gidt  die  sie 
haben,  anzeygen  können,  davon  sie  solch  zerung  zimlich 
thun  mögen,  die  seindt  a r g k w onig  u n n d  v e r dechtl i c h 
zu  vil  bösen  sachen,  und  allermey st  zu  rau- 
berey^  als  sonderlich  aus  unserm  und  des  reicJis  gemeynen 
landtfrieden  zumercken,  darinnen  gesatzt  ist,  dass  man 
solche  buben  nit  leiden^  sondern  annemen,  hertiglich  fragen 
u)ul  umh  ire misshandel  mit  ernst  straffen  soll^),  dessgleichen 
soll  eyn  jede  oherkeyt  auff  die  ver  d  echt  igen  betler 
unnd  landferer  auch  fleissig  auffsehens  haben-). 


ij  Vgl.  unten  S.  2G1. 

-)  Für  Italien    aber  wird    noch  (hirch    ein  Zeugnis    aus  dem 
Ende  des  lü.  Jahrhunderts  die  fortdauernde  V^erwendung  des  all- 
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Zum  Schlüsse  mag  hier  noch  hingewiesen  werden 
auf  eine  Anzahl  von  Privilegien  für  deutsche  Keichsstädte 
aus  dem  Ende  des  14.  und  dem  15.  Jahrhundert,  gleich- 
falls das  Richten  schädlicher  Leute  betreffend,  in  welchen 


gemeinen  Leumundsbeweises,  auch  unter  der  Herrschaft  der  Tortur, 
als  spezifisches  Kampfmittel  gegen  die  schädlichen  Leute  in  selb- 
ständiger Bedeutung  und  mit  besonders  scharfen  Wirkungen  er- 
wiesen. Es  findet  sich  in  Verordnungen  des  kaiserlichen  Gouver- 
neurs und  Generalkapitäns  für  Mailand  aus  den  Jahren  1583  und 
1584.  In  der  ersteren  erlässt  derselbe  zunächst,  pienamentc  infor- 
mato  äella  intoUerabüe  miseria,  in  che  e  viruta  e  vice  questa  citta  di 
Milajio  per  cagione  dei  b  r  a  vi  e  v ag ab o n d i  (die  typischen  Haupt- 
klassen der  schädlichen  Leute  1)  ein  Landesverbot  gegen  die- 
selben, indem  er  zugleich  erklärt :  tutti  coloro  essere  conipre!>i  in 
quexto  hando  e  doversi  ritenere  hravi  e  v a  <j aho  ndi,  ....  i  quaU, 
essendo  forestieri  o  del  paese,  n  o  n  ha  n  no  esercizio  alcuno  , 
od  a  V  endol  0 ,  n  on  lo  fanno,  ...  .  ma,  senzd  salario,  o  pur  con 
esso,  s'appoggiano  a  qualche  caraliere  o  gentiluomo,  ofßciale  o  mer- 
cante  ....  per  farli  sqmlle  c  farore,  o  veramente,  come  si  pud  pre- 
sumere,  per  tender  insidie  ad  altri. 

Der  Erlass  des  folgenden  Jahres  aber  bringt  sodann  folgende 
Bestimmung,  welche  das  Wesen  des  Leumundsverfahrens  gegen 
die  schädlichen  Leute  unmittelbarer,  klarer  und  ausführlicher  als 
irgend  eines  der  deutschen  Zeugnisse  zum  Ausdrucke  bringt:  Che 
quaUivoglia  persona,  cos)  di  questa  CittUy  come  forestiera,  che  per 
du  e  te s t i rn o  nj  const  e  r  ä  e s -i er  teniito' e  co  mm  u n e m  e n t e 
riputato  per  hraro,  et  aver  tal  notne,  an  cor  che  non 
st  rerifichi  aver  fatto  delitt o  alcuno  ....  per  questa 
sola  riputazione  di  bravo,  senza  altri  indizj,  possa  dai  detti 
giudici  e  da  ognuno  di  loro  esser  posto  alla  corda  et  al  tormento, 
per  processo  informativo  .  .  .  .  ed  ancor che  non  confessi  de- 
litt o  alcuno,  iuttana  sia  mandato  alla  galea,  per  detto  triemiio, 
per  l  a  sola  opi  nione  e  no  me  di  b  r  av  o  ,  come  di  sopra. 
(Auszugsweise  mitgeteilt  von  M  a  n  z  o  u  i  in  » Promessi  sposi  %  Cap.  I.) 
Bei  Pertile,  8toria  del  Diritto  Ital.  Vf.  findet  sich  Nichts  über 
die  Geltung  und  Verbreitung  des  bezüglichen  Verfahrens  in  Italien. 
S.  639,  wo  er  die  Verwendung  des  Leumundsbeweises  im  Straf- 
prozess  berührt,  verweist  er  (Anm.  85)  ausser  auf  die  deutschen 
Zeugnisse  (Tirol  a.  1349,  Nürnberg  u.  s.  w.)  nur  auf  Friederichs  IL 
Constit.  Sicil.  I.  50  (Huillard  Breholles  IV  1,   192). 
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aber  das  Hauptgewicht  nur  auf  die  Ermächtigung  der 
städtischen  Behörden  zur  Gefangenuahme  und  selbstän- 
digen Aburteilung  derselben  gelegt  erscheint,  ohne  dass 
die  Form  und  das  Wesen  des  zu  handhabenden,  recht- 
lichen Verfahrens  ausdrücklich  berührt  oder  angedeutet 
wird,  so  dass  es  sich  bei  den  einzelnen  Zeugnissen  wenig- 
stens nicht  sicher  entscheiden  lässt,  ob  sie  das  Eichten 
auf  Geständnis  nach  Folterung  oder  auf  Leumundsbeweis 
im  Auge  haben. 

Vgl.  z.  B.  Privileg  K.  Wenzels  a.  1398  und  K. 
Ruprechts  a.  1401  für  Weyl,  die  Begnadung  ent- 
haltend :  was  sie  r erle'unbte  ii n d  ü helthatig e  le ut lie 
in  ihre  statt  und  gebiete  betreten  und  ankommen  und  der 
mehrer  theil  ihres  raths  erkennte^  dass  die  den  todt 
V  er  schuldet  Jiätte  n  u  n  d  w  eger  w  er  e  todte  da  n  n 
lebendig,  dass  sie  die  wohl  abthun  sollen  und  mögen 
von  aller  maniglichen  ungehindert  i). 

Vgl.  auch  Privileg  derselben  aus  denselben  Jahren 
für  Bopfingen  ^),  ferner  Privileg  K.  Sigismunds  a.  14oo 
für  Schwäbisch  Gmünd:  dass  er  der  Stadt  solche 
Freiheit  und  Recht  gegeben,  als  dann  die  von  Ulm  und 
andere  unser  und  des  reichs  statt  in  Schwaben  haben, 
und  tliut  ihnen  die  Gnade  ,  dass  sie  fürohin  über  all 
und  jeglicJie  schädliche  leuthe,  es  segen  mar  der, 
mordtb renne r ,  falscher ,  räuber,  dieb,  oder  wie 
die  genanth,  haissen  oder  geschaffen  segnd,  die  lande 
oder  leuthen  heimblich  oder  öffentlich  scJtäd- 
liche  leuthe  segnd  oder  haissen^  richten,  und  der 
jeglichem  solch  straffe  und  buess,  als  sich  denne  zue  solcher 
missethat  gebührt,  und  als  sie  nach  befunden  und  uff  ihre 
agde  und  ehre  gemeinlich  oder  mit  dent  mehren  thail  des 
raths  zue  (iemünde  erkennent  und  uffsezent,  dass  der  jeg- 


•)  Lünig,  Reichsarchiv   14,  591.  593. 
2)  Ebendas.  13,  209.  21]. 


—     232     — 

licher  verschuldet  habe,  es  sey  an  leib^  an  leben ^  an  gel- 
deren^  wie  sich  denne  solchs  so  nach  ihrer  erkannthnus 
haischet  ^). 

Vgl.  auch  K.  Sigismund  für  Schwäisch-Hall 
a.  1429,  für  Schweinfurt  a.  1431,  für  ßuchhoru 
a.  1437,  endlich  auch  K.  Wenzel  für  üeberlingen 
a.  1384^). 


1)  Ebendas.   13,  822. 

2)  Ebendas.  13,  903.   14,  4J3.   13,  312.   14,  541, 
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VII.  Die  spätere  Anwendung  des  Schädlichkeits- 
beweises gegen  abwesende  Beklagte  bei  den  ordent- 
lichen und  den  Landfriedens-Gerichten. 

Die  in  den  beiden  letzten  Abschnitten  erörterten 
Zeugnisse  über  das  Verfahren  gegen  landschädliche  Leute 
gehen,  wie  wir  sahen,  durchwegs  von  der  Voraussetzung 
aus,  dass  der  Beklagte  gefangen  vor  Gericht  stand. 

Abgesehen  davon  nun,  dass  eben  die  Gestattung  der 
Gefangennahme  an  sich  eine  wichtige  Neuerung  bildete, 
welche  besonders  hervorgehoben  werden  sollte,  mochte 
da,  wo  das  Sicherheitswesen  einigermassen  entwickelt  war, 
wie  insbesondere  in  den  Städten,  jener  Fall  bei  der  Straf- 
verfolgung gegen  die  schädlichen  Leute  auch  durchaus 
die  Kegel  bilden.  Zur  Einleitung  eines  Prozesses  gegen 
den  Einzelnen  mochte  man  hier  gewöhnlich  erst  dann 
schreiten,  wenn  auch  genügende  Sicherheit  für  den  Erfolg 
bestand,  wenn  der  Missethäter  eben  bereits  in  der  Macht 
des  Gerichtes  war. 

Trat  nun  andererseits  insbesondere  in  den  grösseren 
Territorien  dazu  die  periodische  Generalverfolgung  der 
landschädlichen  Leute  im  Wege  besonderer  heimlicher 
Veranstaltungen,  wie  der  stillen  Frage ,  des  Geräunes, 
wobei  die  Exekution  der  in  contumaciam  gesprochenen 
Urteile  mit  Hilfe  eines  allgemeinen  Aufgebots  durchge- 
führt   wurde,    so    erscheint    es  von    vorneherein    ziemlich 
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naturgemäss,  dass  daneben  die  Rechtsverfolg iing 
gegen  nicht  gefangene  Personen,  d.  h.  abwe- 
sende Beklagte,  durch  ein  gleichartiges  Ver- 
fahren mit  Schädlichkeitsbeweis  auf  Privat- 
anklage bei  den  ordentlichen  Gerichten,  eine 
erhebliche  praktische  Bedeutung  nicht  mehr  behalten  ^), 
resp.  nie  mehr  erlangen  konnte,  da  ja  liiebei  eben  keine 
entsprecheode  Sicherheit  für  die  Durchführung  der  Kon- 
tumazialürteile geboten  war. 

Direkte  Belege  dafür  lassen  sich  seither  nirgends 
entdecken.  Prinzipiell  mochte  aber  immerhin  die  An- 
wendung des  Schädlichkeitsbeweises,  jenes  ,,Uebersagen'' 
des  Beklagten  mit  Leumundszeugen,  auch  im  Anklage- 
verfahren gegen  Abwesende  nicht  ausgeschlossen  sein. 

In  dieser  Richtung  verdienen  vor  allem  schon  Beach- 
tung die  oben  S.  128  vgl.  131.  132  angeführten  Bestim- 
mungen der  Reichslandfrieden  K.  Rudolfs  zu  Würzburg  a.  1 287 
und  K.  Albrechts  zu  Nürnberg  a.  1298,  welche  die  als  land- 
schädlich übersagten  Personen,  gleichwie  die  Geächteten 
und  Gebannten,  als  verbotene  Leute  erklären,  d.  h.  das 
Behausen  und  Behalten  derselben  verbieten.  Diese  Be- 
stimmungen entsprechen  allerdings  fast  genau  den  Vor- 
schriften in  den  §§57  und  62  des  Entwurfs  des  österr. 
Landrechts,  von  welchen  wol  anzunehmen  ist^  dass  sie 
speziell  das  Uebersagen  bei  der  Landfrage  im  Auge  haben. 
Da  aber  jene  Gesetze  prinzipiell  für  das  ganze  Reich  er- 
lassen wurden,  während  dieses  Institut  doch  nur  in  einem 
verhältnismässig  beschränkten  Gebiete  nachweisbar  er- 
scheint, so  liegt  es  immerhin  nahe,  den  Schluss  zu  ziehen, 
dass  sonst  wol  auch  im  Wege  des  gewöhnlichen  Anklage- 
prozesses das  Uebersagen  eines  abwesenden  Beklagten  als 
schädlicher  Mann  und  eine  entsprechende  Verurteilung 
erfolgen  konnte. 


»)  Vgl.  oben  S.   147. 
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Für  diese  Annahme  fallen  weiter,  wie  mir  scheint, 
auch  eine  Anzahl  baierischer  Urkunden  aus  dem  14.  und 
15.  Jahrhundert  ins  Gewicht,  in  welchen  der  Aussteller 
jeweils  zur  Bestärkung  eines  Versprechens  erklärt,  dass 
er  im  Falle  des  Wort-  resp.  Treu-  oder  Eidbruches  ein 
„übersagter  Mann^'  sein  und  heissen  wolle. 

In  einer  derselben  aus  dem  Jahre  1362  handelt  es 
sich  um  einen  Hofverkauf.  Die  Veräusserer ,  Christian 
der  Schel  und  seine  Frau,  erklären  ihren  Verzicht  auf  alle 
weiteren  Ansprüche  an  den  betreffenden  Gütern;  Ob  wir 
(las  indert  äherfilren,  des  got  nicht  geb^  das  tver  mit  rechten 
oder  an  recht  oder  nne  das  geschech,  des  wir  uberiveist 
wurden  mit  der  warheit,  so  sullen  wir  mit  sihen 
über  seit  sein,  als  des  lantz  recht  ist,  und  sullen 
auch  weder  fregung  noch  gelaitz  noch  herren  pet  nindert 
nicht  geniessen^  weder  inner  lantz  noch  daraus^  weder  in 
steten  noch  merkchten  noch  auf  vesten  i). 

Sonst  sind  es  durchwegs  Urkunden  höriger  Unter- 
thanen  zumeist  geistlicher  Stifter,  welche  versucht  hatten, 
sich  ihrer  Herrschaft  durch  Auswanderung,  insbesondere 
in  eine  Stadt,  zu  entziehen,  und  zurückgebracht  mit  Treu- 
gebung  an  Eidesstatt  -)  oder  Eidschwur  gelobten,  in  Zu- 
kunft der  Herrschaft  „tinentfahren  und  unentflohen  zu 
sein  mit  leih  und  gut'',  gewöhnlich  unter  prinzipaler  Fest- 
setzung einer  Konventionalstrafe.  Die  weiteren  Folgen, 
welche  ein  Bruch  dieses  Gelöbnisses  nach  sich  ziehen 
sollte,  werden  folgendermassen  angegeben^): 


1)  Mon.  Boica  3,   212. 

2)  Vgl.  Siegel,  Der  Handschlag  und  Eid  (Sitz.-Ber.  der 
Wiener  Akad.  d.  Wissensch.  phil.  bist.  Cl.  CXXX)  Separatabdr.  S.  61. 

^)  Diese  Urkunden  führen  die  Bezeichnungen:  »Addictio  in 
miniöterium*',  »Capitulatio  servilis*,  »Pactum  cum  mancipio«  oder 
jUrfeda'^,  letzteres,  wenn  sie  zugleich  das  Versprechen  umtassten, 
wegen  erlittener  Bestrafung  sich  jeder  Feindseligkeit  zu  ent- 
halten. 


1) 
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ürk.  a.  1356  Hans  des  Metzers  f.  d.  Kloster  Pol- 
lingen :  dwo  ich  hm  chum  oder  var,  in  swelhes  lant  oder 
in  swelchiu  stat,  in  maercht  oder  in  dorffern ,  oder  h  Inder 
sicelchiu  her r schaff  ich  eher  oder  var^  do  pin  ich  ein 
ubersaiter  man ^  m  ainai/ der  und  ei n  t r i w - 
p  rechher^  und  in  derselben  masse  U7id  weise  mag  mich 
mein  vorr/enanten  herschaft  wol  wider  vodern  und  nemen  ^). 

Urk.  a.  1367  Perchtolds  des  Ollingers  zu  Bayrmae- 
nichingen  für  Herrn  W.  v.  Sevelt:  swo  ich  denne  immer 
hin  chum^  in  s welches  lant^  in  s welches  gericld,  an  stvel- 
chiu  stcit^  do  pin  ich  der,  der  sein  triwe  g ep r ohhen 
hat  an  seiner  rechten  herscheft,  und  pin  darzu  magn- 
agde  w o r d e n  ,  und  pin  ein  uhersaite r  m a  n j  und 
swer  mich  darüber  mit  wissen  wissentlich  hauset ^  hofet 
oder  hagmet^  der  tut  wider  den  landesherrn ,  tcider  den 
lantfrid  und  wider  elliu  ge rieht,  und  tuet  besunderlich  der 
herschefft  von  Sevelt  gewalt  und  unrecht  an  ir  aigen  laeuten 
and  gut ;  und  swo  oder  in  swelcher  stat  oder  in  sicelchem 
gericht  innerhalb  des  landes  oder  ausserhalb  des  landes  mein 
herre,  herr  JVilhalm  von  Sevelt  oder  sein  erben  mein  leih 
und  mein  gut,  ligentz  oder  varentz  swie  daz  genant  ist,  an- 
choment ,  do  mugend  und  sullen  si  sich  sein  underziehen 
und  underwinden  an  rechte  imd  sich  der  vorgescJiriben 
zechen  pfunde  pfenning  richten  und  tveren  von  aller  unser 
Ji(ä) ;  und  an  dem  leib  umb  den  wanch  und  umb  diu  un- 
triwe  miigen  si  mich  wol  straffen  und  pessern  nach  iren 
gnaden  sivie  si  wellent,  und  swer  in  des  geholffen  ist,  der 
tut  daran  nicht  wider  den  lantfrid  7ioch  wider  chain  herr- 
schaft  noch  wider  chain  gericht  ^). 

ürk.  eines  Eigenhörigen  des  Kl.  Rot  namens  Haertl 
a.  1384:  und  war  —  treulos  und  erlös  wid  ain 
gbersagter  matin^). 

\  Mon.  Boica  10,   121. 

2)  Das.   10,  138. 

3)  Das.  2,  42. 
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Urk.  a.  1405  Cunrads  des  Witzfleck  von  Freyn- 
stat  für  das  Kl.  Fürstenfeld:  so  sol  ich  ain  ubersaiter 
man  haissen  und  auc h  s e i n  in  aller  ivelt,  und  wo 
ich  begriffen  wurd,  da  sol  ich  nicht  gemessen  dha inerleg 
fregung,  freghait  noch  fregbrief  noch  chaines  gelaits,  noch 
dhainer  furdrung  und  hilf  wie  die  genant  siyid  ^). 

ürk.  a,  1410  des  Chuntz  Raydel  gesessen  zu  Sey- 
botsdorf  für  das  Kl.  Fürstenfeld :  für  das  ich  (einer  eid- 
brüchigen Handlung)  überweist  w  u  r  d  e  m  i  t  z  w  a  i  n 
erbern  u n v e r sp rochen  mannen,  so  bin  ich  ze  stund 
darnach  an  aller  stat  a  in  rechtloser,  mainag  de  r  u  n  d 
üb  e  r  sagt  er  man,  darwider  sol  mich  kainerlag  her- 
schafft, fregiDig ,  gelait  weder  hrief  noch  geschrift  icht 
schirmen  noch  fregen  in  dhain  weis  -). 

Vor  Allem  ist  nun  zweifellos,  dass  dieses  „Uebersagt- 
sein",  resp.  ,,Ü  eher  sagen''  nicht  mit  von  der  Pfor- 
te n  ^)  auf  eine  gewöhnliche  üeberführung  mit 
Zeugen,  auf  einen  Thatzeugenbeweis  gedeutet  werden 
darf  In  den  Urkunden  von  1362  und  1410  wird  das 
Üeberwiesensein  (durch  Zeugen)  und  das  üebersagtseiu, 
mit  seinen  Folgen,  ausdrücklich  auseinandergehalten.  Falls 
die  Betreffenden  einer  eideswidrigen  Handlung  durch  zwei 
Thatzeugeu  überführt  würden,  sollten  sie  ohne  Weiteres 
in  den  Zustand  verfallen  sein,  indem  sich  ein  „mit 
Sieb  e  n  übersagter  Mann"  befindet  ^). 


1)  Das.  9,   238. 

2)  Das.  9,  253. 

^)  Die  Beweisführung  nach  K.  Ludwigs  oberbaier.  Landr.  von 
1346  in  .Zeitschr.  f.  R.  G.^   12,  350*  Anm.  20. 

•*)  V^gl.  auch  die  gleichartigen  Urk.  a.  1388  Heinrichs  des 
Neuniaier  gesessen  mit  hans  zu  Hohenscheftlarn  und  seiner  Frau 
für  Kl.  Scheftlarn  :  und  dez  wir  üb  er  w  e  i  s  et  /cur  den  mit 
a  i  n  en  oder  mit  z  w  a  i  n  er  h  e  (r)  n  g  elaubha  fft  ig  e  n  m  an- 
nen,  die  daz  sagten  hey  irer  heschaiden  und  ungesK-oren,  der  ist 
dan  furhdz  trewlos  und  erlös  ivorden   und  darzu  unser  obge- 
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Dieser  wird  aber  als  ein  Zustand  der  Recht- 
und  Ehrlosigkeit,  bezw.  Friedlosigkeit,  wenig- 
stens gegenüber  dem  Verletzten,  geschildert:  Der  Schul- 
dige soll  diesem  mit  Leib  und  Gut  verfallen,  sofort  und 
überall  dem  eigenmächtigen  Zugrift  desselben  ( \,<n/  rirhier 
(iiul  an  Schergen" ,  „nn  rechf'\)  preisgegeben,  ja  sogar  über- 
haupt Jedermann  verl)oten  sein  ^)  (Vgl.  Urk.  a.    lob 7). 

Andererseits  aber  kann  das  Uebersagen  doch  auch 
keinesfalls  etwa  im  Sinne  von  ..Versagen''  als 
gfwühiiliche  Aeciituiig  oder  Verfestuug  ausgelegt 
Werden ;    diCb   erscheint  schlechthin  ausgeschlossen,    wenn 


'(uifex   hersi-h'ijf't   mit  leib   uml  mit  gut   terfallin  an   alle  gcnad.   (Mon, 
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a.    1400  Hans"  des  iVeim  tiir  Kl.  Kttal:   -  de:  mun  khs  mit 

z  ir  (I  y  c  i'i  e  r  li  f  )'  g  I'  H  maniien  u  h  r /•  u:  f  if  s  e  h  mitg.  .<(}  sein  >eir 
dem  gnf:inur\s  rerrallen     mit    leib   >iud  mit    gnut.    und   ymigent  sich 

)/tif  dem  l'iief  unsers  leibz  und  unse/'s  guof::  irol  a nJerziecheti  in 
sfetfin,  in  muergten.  auf  wazzer,  auf  lanf,  in  frrgung,  au-zer  lantz 
und   ind>r  bnitz.     (Das.   7.   272); 

a.   1417  des  Andrä  Holtzapfel  zu  Feldern  luv  Kl.  Oberaltaich  : 

—  das  irir  mit  :  >r  a  i  ,t  p  g  d  e /■  m  a  nn  e  n  und  mit  redlicner 
leüi'i'eit  überweist  würden,  so  sol  und  )nag  nuin  nach  unserm 
leib  u'ol  greiffen  und  mit  uns  tu)t  und  faren  (ds  u>isers  nbgenauten 
iierrn  gnad  und  seiner  amhtlut  wüle  stet,  und  soilen  nirt^'-end.s  keinen 
1-rieden  geniessen.      (Das    12,    220); 

a.    1444  de>   Peter   l't'ettrer  von   Uberamnieigau   für   Kl.   Etfal  ; 

—  und  daz  siilirfis  Ji  i  n  t  z  m  i  r  g  e  b  r  a  c  li  t  u-  i  r  d  mit  z  n-  a  i  e  n 
e  r  b  e  r  n  g  '-  /  a  u.  /,-  *■  c  h  a  f  f  t  ig  e  n  m  a  e  n  n  e  r  n  ,  so  soll  und  mag  man 
hint:  mir  richten  als  hintz  ainen.  m  a  i  n  </  g  d  i g  e  n  numn,  und  sol 
dem  gericJit  ze  Etal  ainen.  Mtztumb  Handel  ze  Fen  verfidlen  segn  — 
und  darivider  sol  mich  nicht  schirme)/  noch  helfen  weder  fregung, 
lierrenbrief,  herrenpot  noch  hauerpotj  nocli  nicht  in  stetten,  in  margten, 
auf  schlossern   noch   auf  dem  land.     (Das-  7,   283). 

'j  Vgl.  zu  den  Stellen  der  vorigen  Anm  noch  die  Urkunden 
a.  13f;5  (Mon.  Boica  8,  553),  a.  1384  (das.  2.  41),  a.  1380'  (das. 
2.  44),  a.  1409  (das.  8,  564)  und  a.  1410  (das.  0,  011).  lieber  die 
btrattolgen  des  Treu-  und  Eidbruches  vgl.  auch  Siegel,  a.  a.  0. 
S.  80  ti. 
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in  der  Urkunde  a.  1362  der  Aussteller  erklärt,  dass  er 
im  Falle  der  üeberführung  mit  Zeugen  in  den  Zustand 
verfallen  sein  wolle,  wie  Jemand,  der  ,,mit  Sieben  über- 
sagt" ist.  Darnach  ergibt  sich  schon  unmittelbar,  dass 
das  Uebersagen  nicht  auf  eine  gerichtliche  Erkläruug, 
sondern  auf  die  Au.<sage  von  Beweispersonen  zu  be- 
ziehen ist  ^). 

Weiter  aber  ist  wieder  fraglos,  dass  das  ..Uebersagen 
mit  Sieben-  auch  nicht  etwa  als  eine  eigentümliche  uud 
charakteri:^tische  Vorautesetzung  oder  Grundlage  der  Aech- 
tuug  aufgefasst  werden  kann ;  vielmehr  bleibt  w^ol  kaum 
ein  Zweifel,  dass  dieses  Uebersagen  mit  sieben  Eiden  auf 
dis  Uebersiebniing  schädlicher  Leute  zu  deuten,  dass  es 
der  Zustand  des  auf  Leumundsbeweis  in  contumaciam 
verurteilten  scliädlichen  Mannes  ist,  welcher  hier  als  Folire 
des  Wortbruchs  übernommen  wird  -). 

Diese  Autfassung  wird  nicht  blo.^  unterstützt  durch 
die  regel massige  besondere  Hervorkehrung  des  ehrlosen 
Charakters  der  betreffenden  Haudlungsweise,  sondern  ins- 
besondere auch  noch  durch  eine  entsprechende  Urkunde 
a.  135()  Heinrichs  des  Salier  von  Weihersdurf  und  .seiner 
Frau  für  Kloster  Weltenburg:  }Ver  aber^  das  wir  das 
uberfiirn  mit  dliaitterlai  saclt  und  von  luiser  alxjenanten 
lierscliaft  hcschiddifjt  wilrden,  des  n-ir  zn  recht  nit  kuincu 
wollten,  so  sn/len  g-ir  hinfum  rertan  leirt  haissen 
und  sulleti  auch  hei  steifen^  bei  Testen  oder  hei  märckten 
und  hei  dJaiituin  hiderman  kain  recht  noch  fudcrung  von 
in  nicht  mehr  haben.  '■^). 

,, Vertan  Leute'  heisst  al)er  wörtlich  so  viel  als  ver- 
brecherische, böse  Leute  i),    und  wird  in  den  Augsburger 


»)  Vgl.  oben  S.   118. 

'^)  Vgl.  oben  S.  126  ti.  insbes.  Priv.  11.  Albr.  von  Oesterr.  für 
Wien  a.   1290  S.  127. 

3)  Mon.  Boica   13,  402. 

4)  Vgl.  Lexer,  Mittelhoehd.   Wörterb.  3,  279. 
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Listen  der  schädlichen  Leute  wiederholt  geradezu  als  Be- 
zeichnung dieser  Letzteri^n  gei)raucht.      Vgl.  z.   B.; 

//.  r.    IL.  u.  s.  ivijj  C'.,  dit-jj  und  diepi/t  und  vertans 

,/.  r.  E.  und  J.  ir  man,  er  ein  ruffian  aud  svV  ein 
diejt'n   und  r  e  r  t  a  n  s  v  o  1  k  ^j. 

Xun  gehören  diese  Zeugnisse  freilich  aucli  eineui 
Gehiete  an^  für  welches  die  Verfolgung  der  schädlichen 
Leute  im  Wege  des  Kügeverfahrens  —  durch  die  stille 
Frage  —  bezeugt  ist;  aber  es  erscheint  sehr  zweite  1- 
halt,  ob  dieselbe  in  der  zweiten  Hälfte  des  14.  Jahrh. 
in  Baiern  überhaupt  noch  gebräuchlich  war,  oder  zum 
blindesten  als  sehr  unwahrscheinlich,  dass  dabei  noch  ein 
Ku'mliches  L^ebersagen  des  Beschuldigten  durch  sieben 
Leumundszeugen  stattfand  -).  Insofern  dies  nun  aber 
nicht  mehr  der  Fall  gewesen  sein  sollte,  würden  die 
obio-en  Urkunden  wol  als  ein  Beweis  gelten  müssen,  dass 
damals  in  Baiern  das  üebersiebuen  abwesender  schäd- 
licher Leute  im  Wege  eines  gewöhnlichen  Anklagever- 
fiihrens  üblich  war 

Mit  noch  grösserer  Sicherheit  lässt  sich  dann  aber 
in  Süddeutschland  die  Anwendung  eines  Leumunds- 
verfahrens  gegen  schädliche  Leute  auf  ge- 
wöhnliche Privatanklage  und  in  contumaciam 
bei  den  Landfriedensgerichten  erweisen,  d.  h.  auf 
den  Gerichtstagen,  welche  die  in  den  zahlreichen  Land- 
friedensbündnissen und  -Satzungen  des  14.  und  15.  Jahr- 
hunderts zur  Handhabung  der  Landfriedensjurisdiktion 
eincresetzten  Geschwornenkommissionen  abhielten  •^). 


^)  Bnff,  a.  a.  0.  S.  224. 

2)  Vgl.  unten  S.  260.  ßaier.  Landfr.  a.  1.352  Art.   1. 

2)  DieselV)en  bestanden  regelmässig  aus  einer  Anzahl  durch 
die  Landfriedensparteien  bestellter  Mitglieder,  Beisitzer,  und  einem 
Obmann  oder  Hauptmann,  welchen  gewöhnlich  der  König  er- 
nannte, sofern  eben  die  Errichtung  dieser  Landfrieden  zumeist  von 
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Die  bezüglichen  rkstimmungen  kehren  insbesondere 
in  den  i  r  ä  n  k  i  s  c  h  -  b  a  i  e  r  i  s  c  li  e  n  L  a  n  d  fr  i  e  d  e  n  ^  u  r  - 
künden  seit  der  zweiten  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts 
gleichmässig  wieder.  Wir  nehmen  zur  (irundlagc  der 
Untersuchung  die  ausgebildete  und  durch  längere  Zeit 
festgehaltene  Formulirung  in  dem  Egerer  Landfrieden 
K.    A\^enzels   a.    loSl>: 

Art.  2'2.  —  und  wer  auch  einen,  k  n  nf  J  i vh  i-  n  r  f  r - 
hnnjifcn  seh  edlichen  untn^  da  6  vor  drm  lani- 
/  r  /  d  k  ij  ntl  i  c  h  g c  rn  a  '' //  r  f  /r  e  re ^  wo  man  den  irels^ 
ufheldet  oder  anijreifet,  der  ist  d<>rund>  ineht  .^chubluf  noeli 
gebunden,  irer  sich  aht^r  ^usf  vor  drm  Janffrid  reraiä- 
ivurien  tolt  oder  irolt^  <ii  m  öoI  der  lanffrid  (jeledtc  <I'1k  n 
dar  U/td  danne  an  geverdr^). 


ihm  ausging.  A'gl.  insbesondere  1-^.  Fiscliev,  Die  Landfriedens- 
verfassung unter  Karl  IV.  S.  17  W.  Eiuschliigigea  enthalten  auch 
die  Abhandlungen  von  AVy necken.  Die  Laiidirieden  in  Deutsch- 
land von  Rudolf  von  Habsburg  bis  Heinrich  VII.  und  Schwalm, 
Die  Landfrieden  in  Deutschland  unter  i^udwig  dem  Baiern.  Vo-1 
auch  Schröder,  D.  R.  G.  2.  Aufl.  S.  540. 

1)  Deutsche  Reichstagsakten  2,  10'2.  163.  Vgl.  zur  Textge- 
schichte :  Eine  entsprechende  Bestimmung  erscheint  zuerst  in 
dem  baierisch-fränkischen  Landfrieden  a.  1340  (Qu.  und  Erört.  (j, 
367).  sowie  dem  schwäbischen  Landfrieden  a.  1340  (Forsch,  z.  d. 
Gesell  .2,  185):  U}id  tvcr  einen  schedlich  e  n  man,  wo  man  den 
weh,  aufheldet  —  gebunden.  Uebereinstimmend  fränkisch-baierischer 
Landfriede  a.  1353  (Schöppach,  Henneb.  Urkundenbuch  2,  111)  und 
frilnkisch-baier.  Landfr.  a.  1368  c.  18  (Fischer,  Landfriedensver- 
fassung unter  Karl  IV.  b.  113),  sowie  schwäb,  Landfriede  a.  1359 
(Glafey,  Coli.  Anecdot.  8.  468  mit  dem  Zusatz  :  ez  war  denn,  daz 
sie  in  stetten  oder  in  mar<iten,  die  gehanne,  gericlit  und  stock  und 
galgen  ketten,  denselben  herren  oder  iren  anqitleuten  sol  man  daz 
vormals    rer künden   rier  tag. 

Im  fränk. -baier.  Landfrieden  a.  1371   (Fischer,  a.  a.  0.  S.  121) 
lautet  die  Stelle  (c.   1 6) :    Und  wer  einen    v  e  r  l  e  u  m  oten    sah  ed- 
lichen   man,    iva  man  den  waize,    uffheltet  —  gebunden.     Ebenso 
fränk. -baier.  Landfr.  a.   1378  c.  30  (ßeichstagsakten   1,  221). 
i^  u  11  i  u  g  0  r  ,  Landscbadliclie  Leute.  16 
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x4rt.  29.  Es  sol  auch  keiner  verlemjjter  kiint- 
l icher  schedlicher  man^  das  vor  dem  lantfrid 
k initl i c h  e n  // e m a c h  e t  w ere,  yiyndert  weder  fride  nocJf 
ijeleitte  Jiaben.  und  wo  man  den  nymet  und  ufheldet,  do- 
ran  sol  man  wider  nijemancz  tan  noch  getan  haben.  n7id 
irer  in  ouch  haivset  oder  hofet  (cissentlichen  oder  im  ver- 
liehen hinhulfe,  der  sol  in  denselben  rechten  sein,  man 
sol  ouch  einen  verlemptem  kuntlichen  schedlichen 
m  a  n  in  allen  fje richten  vesten  und  steten  wol  verbieten 
und  ufhalden  uff'  recht^  und  von  dem  oder  den  sol  man 
rechtes  unverczogenliclien  helfen  ''). 


Etwas  abweichend  Landfriede  Karls  IV.  für  Franken  a.  1349 
(Mon.  Boica  41,  413): 

Wer  auch,  das  iemant  dehein  schedlichen  man  oder  des 
lantfrides  rehint  an  griffe  oder  auf  hilde  an  deheiner  stad,  der  ist 
dorvtnh  /nrmio't  nicht  schuldig^  wanne  sie  an  deheiner  stad  schidlen 
haben  fride  noch  geleit.  Vnd  kome  iemant,  der  gerichtes  zu  in  be- 
f/ert,  dt-m  schol  man  in  dem  selben  gericht  ge/ichfes  gestaten.  Ver- 
zuge }nan  im  aber  da  gerichtes,  oder  wolt  man  im  niehf  richten,  so 
schol  man  in  furen  in  das  nehste  halz  gerichte,  r}id  ie  von  einie  ge- 
richtf'  zu  dem  ander  als  lange  uncz  das  gericht  ivurd  an  gererde. 

Die  Fassung  im  Text  des  Egerer  Landfriedens  ist  sodann  im 
Wesentlichen  glei'  hlautend  auch  übergegangen  in  den  Heidelberger 
Landfrieden  a.  1404  c.  2Gb  und  c.  (Reichstagsakten  5,  615)  und  in 
König  Sigismunds  Nürnberger  Landfr.  f.  Franken  a.  1414  c.  26 
(das.  7,  208). 

>)  Vgl.  auch  schon  Landfriede  K.  Karls  IV.  für  Franken 
a.   1319  (Mon.  Boica  41,  413): 

Es  schol  auch  niemant  dehein  schedlichen  man  heimen 
hnsen,  scharen  odrr  schirmen  an  alles  gererde. 

Auch  schol  dehein  sehe  dl  ich  man,  der  ron  disem  lant- 
frid V  e  rk  ü  >i  d  e  t  ist  oder  o  ff  e  )ile  iche  n  d  es  rerl  h  m  u  n  t 
ist,  (in  deheiner  stad  frid  noch  geleit  hab  an  gererde.  Vnd  sn-er  ge- 
richtz  hin  zu  in  mutet ^  den  schol  man  ron  in  richten  rnrerzogenlich, 
rnd  im  rurderlichen  dor  zu  geholfen  sein.  Vnd  swer  da  a-ider  tut, 
der  tut  a-ider  den  lantfrid,  rnd  schol  is  bezzern  noch  der  negnder 
oder  ir  der  merer  teil  urteil. 

Genau  entsprechend  dem  Egerer  Landfr.  zuerst  in  dem  fränk.- 
baier.  Landfr.  a.  1353  (Schüppach,  Henneb.  U.  B.  2,  112,:   Ez  sol 
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Zunächst  erscheint  nun  eine  Bemerkung  zur  w  ö  r  t- 
lichen  Interpretation  dieser  Stelle  erforderlich,  und 
zwar  in  Betreff  des  Zusatzes:  ^^das  vor  dem  lantfrid  kunt- 
lich  gonachet  were.'' 

Man  könnte  vielleicht  auf  den  ersten  Blick  verführt 
sein,  denselben  als  eine  zeitlich  begrenzende  Bestimmung 
aufzufassen ;  aber  ,,vor  dem  lantfrid"  heisst  hier  zweifel- 
los nicht :  vor  Errichtung  des  Landfriedensbündnisses  resp. 
-gesetzes ,     sondern :    vor    dem    Landfriedensgericht.      Das 


auch  kein  schedlicher  man  —  —  i}i  demselben  rehten  sein.  Und 
man  mag  einen  schedl  i  ch  e  n  man  in  allen  gerillten  —  —  rechtes 
helfen  unrerzo;/enlirh.  Und  ebenso  a.  1368  c.  29  (Fischer,  a.  a.  O. 
S.    114); 

dann  fränk. -baier.  Landfr.  a.  1371  c.  27  (Fischer,  a.  a.  0, 
S.  122) :  Ez  sol  auch  kein  r  e  rle  u  m  cte  r  schedlich  e  r  m  a  n  — 
—  in  demselben  rechten  sein.  Man  mag  auch  einen  rerleumten 
schedlichen  man  —  —  unrerzogenlicJ/en  helfen.  Ebenso  Land- 
friede in  Franken  und  Baiern  a.  l'.'uS  c.  38  (Reichstagsakten  1,  221). 

Etwas  abweichend  Bothenburger  Landfr.  a.   1377  : 

Art.  8.  Es  sol  auch  in  allen  iinsern  und  der  ohgcnantcn  farsten 
(/raren  herren  oder  der  slette  landen  gebieten  merkten  steten  testen 
und  slossen  kain  sc  h  e  dl  icJi  e  r  v  e  rlc  wmi  nt  e  r  man  kainvn  frid 
n(jch  gelait  haben,  und  wer  si  angriffet  und  recht  mit  in  tun  ivil,  dem 
sol  man  unrerzogenlich  und  sleivninclichen  rechts  helfen,  und  sol  auch 
ein  ieglicher,  der  also  mit  schedlichen  recht  tut.  daran  unrerdacht 
sin  und  heliben. 

Art.  9.  Wir  sollen  ouch  und  die  obgenante))  fursten  graren  herren 
und  stetf  und  alle  unser  ampllüt  und  undertan  alle  schedlich 
tut,  die  sich  in  unsern  stetoi  slosseti  landen  oder  gebieten  enihcdten, 
ico  wir  das  erfarn,  uf  den  aid  lassen  angriffen  rertriben  und  recht 
mit  in  lassen  tun  als  sich  das  denn  aischet  on  gererde,  und  wer  ainen 
scJi  edlicli  Ol  man  uissencUchen  huset  hofet  gererlich  ezzt  oder 
trenkt  oder  in  gererlichcn  hinhilf  et,  ua  das  k  untli  c  Jt  e  n  f  u  r  b  r  a  c  // 1 
u'irt,  zu  dein  S(jI  man  solich  recht  liaben  als  zu  dem  schedlichen 
mann  on  gererde.     (Reichstagsakten   1,   198). 

Gleichlautend  wie  Eger  dann  wieder  Heidelberger  Landfr. 
a.  1404  c.  33  (das.  5,  617),  und  Nürnberger  Landfr.  K.  Sigismunds 
a.   1414  c.  33  (das.  7,  208). 
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ergibt  sich  unmittelbar  schon  aus  den  Schlussworten  des 
Art.  22.     Ausserdem  sind  zu  vergleichen: 

Art.  7  :  Glich  sollen  die,  die  über  den  lantfrid  und 
huntnusse  (jeseczet  sein,  alle  male  zusammenkamen  an  dem 
■nehsten  suntag  noch  yeder  goldvasten  in  der  vorgeschri- 
henen  vier  steten  eigner,  und  d e n  I a n t fr i d  d o  h esic z e n, 
und  alle  klage  und  was  landen  und  luten  anligend  ist  da 
verhören  und  usrichten  getreivlichen  uff'  ire  egde  an  geverde; 

Art.  8:  -  —  dorionb  der  lantfrid  billich  rich- 
ten  sol. 

Und  was  den  Ausdruck  „kund  lieh  machen''  betrifft, 
so  ergfibt  sich  darnach  wol  schon  von  selbst,  dass  der- 
selbe  hier  nicht  im  Sinne  von  „kundmachen",  „verkün- 
digen'' zu  verstehen  sein  kann,  sondern  die  Bedeutung 
„durch  Kundschaft,  Zeugnis  erweisen"  hat.  Vgl.  über- 
dies z.  H.  auch  Eothenburger  Landfr.  a.  1377  c.  9  oben 
S.  243  Anm. :  ira  das  kunt  liehen  für  bracht  ivirt ; 
und  Landfr.  a.  Ehein  a.  1382  c.  19  unten  S.  250  Anm.: 
—  wer  dann  soliche  missetad  nit  kiintlich  nach  offenbar, 
also  daz  man  suliche  missetad  nit  redelich  und  kuntlich 
off  gn  bringeyi  möchte. 

Zur  vollen  sachlichen  Würdigung  jener  Be- 
stimmungen bedarf  es  dann  zunächst  noch  einer  ver- 
gleichenden Heranziehung  einiger  vorausgehender  Land- 
friedensartikel : 

Art.  2:  —  ob  wir  oder  dJiein  fiirste  graf  Jierre  oder  stat, 
oder  die,  die  in  diesen  lantfrid  und  biintniisse  gehören, 
von  gonand  beschediget  wurden  tvider  die  artikel  die  in 
diesem  lantfrid  begriffen  sind,  das  sol  man  an  den  ober- 
man  brengen.  der  sol  denn  andere  seine  gesellen,  die  über 
den  lantfrid  und  bunfnusse  geseczet  sein,  besenden  in 
vgerczehen  tagen  oder  ee  zu  einander  zu  körnen,  in  der 
vger  stete  einer  gen  Wirczburg  Newnstat,  Bamberg  oder 
Niiremberg ,  ob  in  deuchtet  uff  den  egde  das  sein  notdurftig 
seg,  und  ires  sich  denn  die  oder  der  merer  teyle  under  in 
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e  r  k  e  n  n  e  n  uff  ir  egde,  d  a  s  d  e  m  d  ie  täte  n-  i  d  e  r 
rechte  gescheen  ist,  so  sollen  sie  denn  die  nettsten 
herren  stete  amptlute  und  richter  manen  an  geverde  wider 
dieselben  zu  helfen  noch  irem  erkenntnusse  uff  iren  egde. 
und  sie  sollen  in  da)in  dorzu  beholfen  sein  uff  doi  egde 
getrewlichen.  als  lang  uncz  im  der  schade  usgerich- 
fet  wirdet  an  geverde  noch  erkenntnusse  der  die  über 
den  lantfrid  geseczet  sein. 

Art.  20.  Were  oiirJi,  das  gemand,  die  in  diesem  lant- 
frid und  buntnusse  sein  oder  nocli  doregn  komen,  besche- 
diget wurden  wider  rechte  als  der  lantfrid  stet,  von  wem 
das  geschec^  und  n-enn  die,  die  über  den  lantfrid  gesaczet 
sein,  das  Jierren  und  steten  und  andern,  die  in  diesem 
landfrid  und  buntnusse  sein,  kunt  machen  und  verbot- 
schaften  mit  iren  brifen  oder  mit  in  selber,  und  wenn  sie 
des  also  gegnnert  werden,  zu  /vem  denn  derselben  dheiner, 
der  den  schaden  getan  hat,  komet,  der  sol  uf  den  egde 
gebunden  sein  denselben  zu  Jialden  und  ufczuhaben  mit 
ganczem  ernste  getrewUch  an  alles  gererde,  und  sol  doran 
dhein  geleifte  fürt  ragen  i). 

Art.  21.  Wer  ouch  uns  und  den,  die  in  disem  lant- 
fride  sind  oder  noch  dorein  kumen,  dheinen  schaden  tut 
mit  morde  rawbe  brande  dgpstal  vahen  od(  r  unrecht  wider- 
sagen oder  mit  andern  sacJien  als  vor  geschriben  stet,  wer 
die  oder  der  dJieinen  hawset  Jiofet  esset  trenket  oder  hegmet 
mit  wissen,  derselbe  sol  in  denselben  schulden  sein  als  der 
selbschuldig. 


1)  Das  amtliche  »Kundmachen  und  Verbotschaften*  durch 
die  Landfriedensbehörde  erweist  sich  bei  einem  Vergleich  mit  den 
entsprechenden  Bestimmungen  der  verwandten  älteren  Landfrieden 
als  eine  Neuerung  anseheinend  erst  dieses  Landfriedens  von  Eger. 
Noch  in  demjenigen  zu  Nürnberg  a.  1378  findet  sich  die  alther- 
kömmliche Fassung:  Alt,  27:  U>/'  ancJi,  daz  iemant  —  —  von  tvem 
(laz  gcschcch,  <J  p  r  sol  daz  —  kxnt  machen  und  verbotscheften  mit 
seinen  hricfen  oder  mit  im  seiher.   —   (Keichbtagsakten   1,  •220). 


Wie  die  beiden  fraglichen  Bestimmungen  (Art.  22 
und  29),  so  statuirt  auch  Art.  20  das  Recht  und  die 
Pflicht  aller  Landfriedensgenossen  zur  Festnahme  von 
Landfriedensbrechern  und  Art.  21  enthält  wie  Art.  29 
ein  Verbot  der  Begünstigung  solcher.  Dabei  handelt  es  sich 
aber  zweifellos    nicht    einfach  um    reine  Wiederholungen. 

Was  nun  das  letztere  Verbot  des  „  Hausens  und 
Hofens"  betriftt,  so  liegt  ofl:enbar  der  Unterschied  zwi- 
schen den  Art.  21  nnd  29  vor,  dass  der  erstere  allge- 
mein die  wissentliche  Unterstützung  von  Leuten  bedroht, 
welche  einen  Landfriedensbruch  begangen,  also  auch  vor 
einer  gerichtlichen  Verfolgung  oder  Verurteilung,  insbe- 
sondere in  unmittelbarem  Zusammenhang  mit  der  Tbat, 
während  der  letztere  sich  speziell  auf  gewisse  Personen 
bezieht,  aeoen  welche  bereits  ein  Rechtsverfahren  statt- 
o-efunden    (d<(s  vor  dem  lanffrld  l'untlich   f/emachet  icn^c). 

Daofeücen  kann  die  Differenz  zwibchen  Art.  20  einer- 
seits  und  den  Art.  22  und  29  andererseits  nicht  in  dieser 
Richtuiio-  o;esucht  werden.  Hier  wie  dort  handelt  es  sieh 
um  bereits  überwiesene,  und  in  contumaciam  verurteilte 
Personen.  Aber  die  beiden  letzteren  Artikel  haben  er- 
sichtlich ein  ganz  anderes  Rechtsverfahren  als 
Grundlage  der  Verurteilung  und  ihrer  der  Fried- 
losigkeit  entsprechenden  Wirkungen,  also  der  Erlaubnis 
bezw.  Verpflichtung  zum  Aufhalten  und  Festnehmen  u.  s.  w. 
im  Autje  als  Art.  20.  Nun  macht  wieder  ein  Vergleich 
zwischen  diesem  Artikel  und  Art.  2  jedenfalls  ganz  deut- 
lich, dass  jener  das  gewöhnliche  Verfahren  auf  Anklage, 
wecren  eines  Landfriedensbruehs,  d.  h.  eines  nach  Land- 
friedensrecht  zu  verfolgenden  Verbrechens  normirt. 

Es  mag  gestattet  sein,  die  hiefür  geltenden  Grund- 
sätze, den  Gang  dieses  ordentlichen,  landfriedeus- 
rech fliehen  Strafprozesses  mit  Benützung  einiger 
einschlätriofer  Bestim muntren  verwandter  Landfrieden  kurz 
zu  skizziren: 
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Die  Klage  ij  war  seitens  des  Verletzten  in  der  Regel 
einzubrintren  bei  dem  Vorsitzenden  der  Landfriedens- 
behörde,  resp.  des  Landfriedensgerichts  ''^). 

*)  In  erster  Linie  sollte  übrigens,  wenn  eine  Verletzung  ver- 
übt worden,  eine  allgemeine  Verfolgung  a  u  f  fr  i  s  c  h  e  r  T  h  a  t 
stattfinden.  Dies,  resp.  die  Verpflichtung  aller  Landfriedensgenossen 
zu  solcher  Nacheile,  ist  sonst  in  den  Landfriedensurkunden 
fast  ausnahmslos  und  in  durchaus  übereinstimmender  Weise  aus- 
gesprochen, und  nur,  wenn  nach  den  Umständen  diese  Verfolgung 
unterblieb  oder  erfolglos  blieb,  kam  es  zu  einem  eigentlichen  Klage- 
verfahren.    Vgl.  die  folgende  Anmerkung. 

2)  Mitunter  vor  dem  Herrn  des  Beklagten  oder  dem  Rat 
der  Stadt,  welcher  derselbe  angehörte.  So  z.  B.  in  der  sogenannten 
Heidelberger  Stallung  a.  1384,  dem  Landfriedensvertrag  zwischen 
der  Lürstenpartei  einerseits  und  den  rheinischen  und  schwäbischen 
Städten  andererseits  : 


Art.  2.  Wer'  es  abfr  sacli,  da^ 
aolich  gescJiiJit  und  atv/riff'  also 
gestellt  und  (jesdiaffcn  ireren,  daz 
si  .ZK  frischer  yetat  niJit  crohmi 
noch  ussget  ragen  niohten  noch 
solle))  trerdcH,  so  sullen  der  oder 
die,  den  sldicher  schad  triderfareit 
nnd  gescheiten  ist,  die  such  brin- 
gen mit  klag  an  den  oder  die 
fursten  ode)-  her/-en,  der  diener 
oder  biirgcr  er  ist  oder  dem  er 
ze  versprechen  stet,  oder  ob  es 
ainen  fursten  oder  herren  selber 
angieng,  bekennet  sich  dcnnc  ain 
fürst  uff  sin  furstlicli  truwe  und 
cre,  ain  grauf  oder  ain  a/ide)' 
lierre  uff  sinen  aide,  dax  im  oder 
den  sinen  als  da  vor  geschriben 
stet  an  den  veirgenanten  r/er 
stucken,  ir  ainem  oder  mer,  un- 
recht beschehen  si,  m  sullen  und 
mugen  dieselben  fursten  und  her- 
ren u.  s.w.  (Keichstagsakt.  1,  440). 
Vgl.  Mergentheimer  Landfriede  für  Franken  a.  1403  Art.  1. 
2.  3.  ebend.  5,  (598.  o'd'S)  603.  ♦iOL     Auch  Landfriedensbündnis  der 


Art.  2.  Were  abir  sacke,  daz 
solche  geschieht  und  angriffe  also 
gestalt  weri'u,  daz  sie  zu  frischer 
getnd  nit  erfolget  noch  uzgetraigen 
sollen  noch  mochten  aerden,  so 
sollen  der  odir  die,  den  solcher 
schade  uiderfarn  und  yescheen 
ist,  die  Sache  brengen  mit  klage 
an  den  odir  die  rete  der  stete 
odir  stad,  da  er  hunger  odir  diener 
ist  odir  zu  den  er  sicJi  verbanden 
hat ,  ez  sij  furste  grare  herre 
ritfer  odir  knecht.  und  bekennet 
sich  dann  der  odir  dieselben  )-ete 
off  ir  eide.  daz  dem  odir  <len 
an  den  rorgenanfen  rier  stucken, 
ir  einem  odir  mee,  unrecht  g>- 
scheen  sij,  so  sollen  und  mögen 
dieselben  stete  u.  s.   w. 
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Nach  Feststellung  der  Kompetenz  des  Landfriedens- 
gerichtes  erfolgte  die  schriftliche  Ladung  des  Beklagten  i)- 

Bischöfe  von  Bamberg  und  Würzburg  und  des  Burggrafen  von 
Nürnberg  a.   1378 : 

Vnd  iver  ez,  da::  die,  die  den  raup  vnd  zu  Griff  f/etan  hefen, 
l/emant  haivset  oder  enthielt,  oder  in  rät  oder  färderung  tet  wizzent- 
lich  mit  ezzen  oder  trincken  oder  mit  dehein  andern  Sachen,  die  ne- 
uerlich sein,  dar  zu  sidlen  Wir  oder  vnserr  vorgenanten  haubtleut 
von  vnsern  iregen,  volgen  vnd  zihen.  —  —  vnd  tver,  daz  dehein 
vnserr  Lantherren  dinstman,  man,  purgman,  diner  oder  Untertanen^ 
der  rnder  vns  oder  in  vnsern  landen  gesezzen  oder  gehauset  wer,  er 
selber,  sein  freunde,  diner  oder  gesinde,  von  vnsern  oder  in  ir  selbs 
schlozz,  oder  die  sie  verphent  heten,  oder  ivider  dar  zu  kernen,  raup 
oder  vnrechten  zu  Griff  vff  und  in  den  vorgenanten  vnsern  Strassen 
vnd  landen  furhozzer  teten,  vnd  die  rau-ber  vnd  angreiffer  niht  kunt- 
llch,  nocJi  u-izzentlich  u-eren,  der  herre  vff  dez  Strassen  vnd  in  dez 
land  der  raup  oder  angriff  geschehen  wer,  solt  den  selbeii  herren, 
dinstman,  man,  purgman,  diner,  undertanen  darumb  vnuerzogentlich 
beschuldigen  vnd  ze  red  seczen,  rnd  der  sol  sicJi  vnd  die  seinen,  die 
beschuldigt  irerden,  verantuurten  vnd  zu  den  hegligen  sweren,  ob  er 
anders  daz  getun  tar,  daz  er  oder  der  beschuldigt  wurd  zu  der  zeit, 
als  der  raup  oder  zu  Griff  geschehen  ist,  ander su-a  vnd  niht  bei  dem 
raub  oder  an  Griff  gewesen  sei;  Wer  aber,  daz  die  seinen  einer  oder 
mer  fluchtig  wi(rden  vnd  ir  recht  da  für  niht  tun  wollen,  daz  sol  dem 
vorgenanten  herren ,  dinstman  u.  s.  uj.  der  darumb  geseczt  u-urt, 
keinen  schaden  bringen,  doch  sol  er  sich  selber  verantwurten,  als  vor 
begriffen  ist.  Vnd  also  sol  der  beschuldigt  gerechtuertigt  V7td  vnbe- 
.-^cliuldig  irerden  vor  dem  herren,  vnder  dem  der  beschuldigt  gesezzen 
ist,  oder  vor  dez  selben  herren  haubtmann,  vnd  schol  geschehen  in 
den  nehsten  vii'zehen  tagen  dar  nacJi,  als  in  daz  verkmidet  ward; 
vnd  entscJiuldigt  er  sich  aber  niht  in  der  selben  zeit,  so  sollen  vnd 
(volten  wir  vnd  vnserr  vorgenante  haubtleut  dar  zu  tmi  in  den  neh- 
sten vierzehen  tagen  darnach,  cds  vor  vnd  hernach  geschriben  stet- 
(Monumenta  Zollerana  4,  429). 

Ausnahmsweise  sollten  auch  Klagen  wegen  Landfriedensbruch 
vor  den  ordentlichen  Gerichten  erhoben  werden ;  so  nach  dem 
herzogl.  Landfr.  für  Baiern  a.   1352,  vgl.  Fischer  a.  a.  0.  S.  39. 

*)  Eger,  Art.  8 :  Ouch  sol  der  gcsworne  Schreiber  noch  yeman- 
des  von  seinen  wegen  nyemand  kein  furgebot  geben,  es  haben  dann 
ror  die  nenne  oder  der  merer  teyle  under  gn  erkant  uff  die  eyde^ 
das  es  timb  solche  suchen  sey  dorumb  der  lantfrid  billich  richten  sol- 


c 


—     241)     — 

Dieser  hatte  Anspruch  auf  freies  Geleite  (vgl.  Art.  22 
Schluss)  und  vor  Gericht  prinzipiell  das  Recht  zur  Ver- 
teidigung durch  den  Reinigungseid,  welche  aber  durch 
kläfferischen  Thatbeweis  auscreschlossen  werden  konnte. 
Erschien  er  nicht,  so  konnte  der  Kläger  die  Verletzung 
ausser  durch  Kundschaft  auch  durch  seinen  Eid  beweisen. 
Uebrigens  war  in  Bezug  auf  das  Beweisverfahren  und 
sein  Ergebnis  dem  Laudfriedensgericht  offenbar  eine  ge- 
wisse Freiheit  der  Leitung  und  Würdigung  eingeräumt  i). 


1)  Siehe  K.  Karls  IV.  Entwurf  z.  Landfr.  K.  Wenzels  für 
Franken  und  Baieni  a.   1377: 

Art.  6.  Wäere  auch,  das  keinem  u  n  v e r  sp  r  ochen  oder  un- 
verlew mimten  manne  umb  rawpt  mort  praid  vidien  und  un- 
recht widersagen  zitgesprochen  würde  und  dorumb  beschuldigt,  den 
sollen  wir  unser  si^in  oder  hawptman  dorhmb  zu  rede  seczen,  und 
der  mag  dafür  sin  recht  tun  in  vierzehen  tagen  nachdem  als 
im  das  verkündet  wirt  von  uns  unscrm  sün  oder  hoptman,  oder  vor 
sinem  herren  in  des  lande  er  gesessen  ist,  ob  er  wil,  das  er  des 
unschuldig  si.  und  das  recht  sol  man  dorumb  von  im  nenien  und 
in  denn  des  rerwisen.  (Reichstagsakten  1,   197.) 

Vgl.  fränkisches  Landfriedensbündnis  a.  1378: 
Wer  auch,  daz  yemant  beschuldigt  wurd  vnd  berat  (!  umbe  rat) 
oder  furderung,  die  er  zu  rawberey  oder  zu  vngerehtem  an  Griff 
solt  getan  haben,  der  sol  sich  mit  zureien  bi  der  mannen  zu  im 
dez  entschuldigen  zu  den  hegligen,  mbht  er  aber  dy  zu:ene 
niht  gehaben,  so  solt  er  sich  doch  mit  seinem  rechten  mtschul- 
digen ;  gescheite  dez  niht,  so  solten  wir  auch  ivider  den  oder  die  be- 
holfen  sein  gleicherweise  als  wider  die  rawber  vnd  angreiffer.  (Monu- 
menta Zollerana  4,  429.) 

Ferner  K.  Karls  IV.  Landfr.  für  Schwaben  a.  1373: 
Art.  13.  Wer  auch,  daz  ieman,  wer  der  wer,  der  obgenanten  vier 
stukken,  umb  die  der  lantfrid  gemacht  ist,  der  ir  iegliches  beschul- 
diget, beredet  und  bezigen.  wurden  und  dar  umb  beclagt  oder  furbraht, 
der  sich  soliches  beredents,  beschuldigens  und  zihendes  maint  unschuldig 
ze  sin,  der  sol  und  mag  ir  ieglicher,  welher  wil,  daz  an  den  haupt- 
man  und  an  die  ahte  bringen,  und  die  sullen  sich  bekennen  und  er- 
fa  r  n  nach  dag  u  n  d  k  u  ntsch  aft  und  nach  gelegenheit^  wie 
ain  man  oder  wer  der  sy  und  wie  er  herkamen  sy,  der  da  beschul- 
diget ist;  und  wes  sich  danne  der  haupfman  und  die  ahte  uff  ir  aide 
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Der  überwiesene  abwesende  Beklagte  wurde  „verLiud- 
friedet",    d.  h.    es  erging    ein  Kontumazialurteil,    welches 


erkennefit,  wie  der  dafilrgerihten  und  uns-c huldig  wer- 
den sulle,  daz  sol  furgank  han.  (Fischer,  a.  a.  0.  S.  130). 

Für  den  prinzipiellen  Vorzug  des  Klagebeweises  im  land- 
friedensgerichtlichen Verfahren  mag  insbesondere  auf  folgende  Be- 
stimmung eines  rheinischen  Landfr.  K.  Wenzels  a.  1382  hinge- 
wiesen werden : 

Art.  19.  Und  oh  in  terminien  zijt  und  zilen  diser  einunye  raup 
hrant  mort  oder  unrecht  angriffe  gescheen  und  darumh  gman><  bc- 
.•ichuldiget  oder  herecht  wurde,  der  sin  an  schult  dafür  hude: 
wer  dann  soliche  misselad  nit  kuntlich  nach  offenbar,  aho 
daz  man  sulche  missetad  nit  redelich  und  k  u  ntlich  o  ff  ij  n  b  r  i  ng  c  n 
mochte,  so  soll  der  cleger  desghenes,  der  also  beschuldiget  ist,  u  nsch  ult 
nemen  für  drien  uss  des  fursten  graten  herren  oder  stette  rat  bij 
dem  der  beschuldigete  neh^t  gesessen  ist  oder  des  diener  er  ist  oder 
dem  er  zu  rerentwurten  stet,  also  daz  dieselben  dri  oder  daz  inerei- 
feil  von  ijn  off  ir  eide  erkennent,  trie  er  der  suchen  u  n  s  c  hui  d  ig 
werden  solle,  an  alle  geverde.  und  so  er  also  nach  solichem  er- 
kentnisse  unschuldig  worden  ist,  so  sal  er  der  Sachen  enthrosten  und 
ledig  sin.  dede  er  aber  des  nit,  so  sal  man  von  gm  richten  als  von 
cime  rauhere  als  für  geschrihen  stet.     (Reichstagsakten  1,  342\ 

Interessant  erscheint  in  dieser  Richtung  auch  folgende  Stelle 
in  dem  merkwürdigen  Schreiben  der  Stadt  Ulm  an  Speyer  a.  1386 
(Reichstagsakt.  1,  531)  in  Betretf  des  sogenannten  ,Faim«,  eines  an- 
geblichen heimlichen  Landfriedensbündnisses  zwischen  den  Fürsten 
und  Herren  mit  gegen  die  Städte  gerichteter  Spitze.  (Es  handelt 
sich  dabei  um  eine  Vermischung  des  westfälischen  Landfriedens 
K.  Karls  IV.  a.  1371  einerseits,  und  der  Vemgerichte  andererseits, 
über  welche  damals  noch  in  Süddeutschland  verworrene  Vorstel- 
lungen herrschten ;  vgl.  das.  S.  520) : 

Art.  5.  Item  es  ist  ouch  kurzlich  bescheen,  daz  ein  uffner 
reubir  einen  erbirn  man  lud  uf  den  faim,  den  er  vor  beroubt  hett. 
unde  derselbe  erbir  man,  den  er  geladen  hett,  der  mocht  sich  nif 
rirantworten,  er  muste  vor  den  faim  virsiveren.  unde  do  er  nü  den 
faim  gesu'orn  hett,  do  sprach  disser,  der  in  beroubt  hett :  er  solde  in 
sichirn  of  ein  früntlich  recht,  do  entwirt  disse)- :  er  wolle  sm  nit 
iJtitn  ;  wo  er  im  muht  u-erden,  er  wolle  in  virderben  mit  dem  geriechfe, 
wan  er  in  beroubt  hette.  also  sprach  disser:  er  irere  des  roubs  un- 
><chuldeg.     unde    siviir   davor,     unde  do  er  gestvur^    do  müste  in 
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den    Landfriedensgenossen    kuudgemacht    wurde.     (Eger. 
Art.  20.)  1) 


der  erhir  man  sichern ,  unde  doch  w issi n  tl  ich  u:as ,  das  er 
in  unde  manechen  bidderbin  man  vor  beraubt  hett. 
unde  suld  daz  also  für  sich  geen,  so  würde  ein  iglich 
rouber  oder  hose  wicht  wol  sichir. 

Vgl.  weiter  K.  Karls  IV.  Landfr.  zu  Rothenburg  für  Franken 

und  Baiern  a.  1358 : 

Art.  11.  Wann  auch  der  chlager  seinen  seh  ad  en  beweiset 
m  i  t  k  u  n  dschaft  u  n  r  e  r  sp  roch  euer  w  i  d  e  r  w  e  r  lut ,  als  den 
haubtman  und  den  sechs  oder  den  merern  tail  under  in  tunken  wirdet, 
und  als  si  bei  irem  aide,  den  si  dar  umb  getan  haben,  sprechen 
irerden,  daz  ez  wol  bezeuget  sei,  so  sol  und  mag  d  e  r  selb 
chlager  do  f  u  r  n  i c h  t  s  w e r  e n  ;  und  sol  im  alle  die  egenanten  hilf 
rolgen  gen  seinem  widersachen  in  aller  der  maz,  als  da  vor  gegrifen 
ist.    (Fischer,  a.  a.  0.  S.   108). 

Auch  baier.  Landfr.  a.   1352  c.  6: 

Wir  setzen  auch,  ob  ein  in  vnsern  steten  fridpräc/i  wiird,  vnd 
des  er  mit  dem  aeit  der  stat  vher  wunnden  wurd,  der  sol 
an  dhainer  stat  ngndert  frid  haben,  vnd  sol  man  hintz  seinen  leib  vnd 
seinen  gut  richten,  als  rrag  und  rrtail  sagt.  Wirt  aber  ainer  frid- 
prach  auf  dem  land  ausser  halb  der  stet,  der  sol  auch  an  dhainer 
stat  frid  haben,  vnd  ob  er  sein  v  her  wunnden  wiird  mit  den 
lewten,  den  tze  gelauben  ist,  so  sol  man  aucli  hintz  in  richten 
(ds  vor  geschrihen  stat.     (Qu.  u.  Frört.  6,  423). 

')  Der  Ausdruck  ,,  vcrlandfrieden«  findet  sich  im  Landfrieden 
K.  Sigisrnunds  zu  Nürnberg  a.  1414:  und  oh  das  were,  das  gemond 
verlantfridt  uurde,  unter  welchen  herren  der  oder  die  gesessen 
ireren,  wil  oder  mag  derselb  herre,  unter  dem  derselb  oder  dieselben 
verlantfridt  gesessen  oder  sein  diener  seind,  selber  dartzu  tun  und 
dieselbe)!  dartzu  halten,  das  sie  dem  lantfride  und  den  clagern,  von 
dem  sie  v  e  rla  ntf  ridet  worden  sein,  ein  genüge  tini  nach  erkent- 
misse  des  haubtmans  und  der,  die  mit  ihm  iiher  den  lantfriden  gesetzt 
sein,  das  mag  derselb  herre  )rol  tun;  doch  das  daz  geschehe  in  einem 
monet  nach  dem  und  derselb  herre  unter  dem  dieselben  rerlant- 
f ridet  gesessen  seind,  von  dem  haubtman  und  den,  die  mit  im  über 
den  lantfride  gesetzt  seind,  erinnert  und  ermant  würde,  were  aber 
das  derselbe  herre  in  derselben  zeit  als  hievor  geschrihen  stet  des  nicht 
entet  und  dem  lantfrid  und  auch  den  clagern  niht  geholffen  und  ein 
genüge   schicket  und  getan  het,   so  sol  und   mag  der   lantfrid  darzu 
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Diese  waren  daun  verpflichtet,  dem  Kläger  die  er- 
forderliche Hilfe  zur  Durchführung  desselben  zu  leisten, 
und  zwar  in  erster  Linie  zur  Befriedigung  der  ihm  zu- 
erkannten Ersatzansprüche  für  den  erlittenen  Schaden. 
Zu  diesem  Behufe  kam  es  regelmässig  sofort  i)  zu  einem 
Aufgebot  der  gemeinsamen  Streitkräfte  und  zu  einem 
„Gesesse",  d.  h.  zur  Belagerung  einer  Burg.  Erschien 
aber  die  Einbringung  des  Vermögensschadens  von  vorn- 
herein aussichtslos,  so  dass  es  sich  nur  um  die  persön- 
liche Bestrafung  des  Landfriede usbrechers  handeln  konnte, 
so  unterblieb  wol  eine  organisirte  Hilfeleistung  zur  Exe- 
kution des  Kontumazialurteils.  Dieses  hatte  dann  im 
Wesentlichen  onr  die  Bedeutuncr  und  Wirkuuf^  eiuer 
Friedloslegung  -). 


tun  U)id  heholff'en  sfln  die  f<ache  zu  strafen,  als  hieror  und  heniacJi 
geschriben  stet.  (Reiehstagsakteu  7,  208).  (Die  Stelle  ist  eingeschoben 
in  Art.   14  des  Heidelberger  Landfr.  a.   1404;  das.  5,  613  ; 

und  auch  in  K.  Wenzels  Landfr.  zu  Frankfurt  a.  1398  Art  12  : 
thut  den  Ständen  des  Reichs  die  Gnade,  daz  ir  i(/licher  in  sinem 
hinde,  als  offte  sich  das  eischen  wirdet,  einen  hiederman  zu  einem 
riechter  in  unserm  namen  und  von  unsern  und  des  richs  weyin 
kiesen  und  seczen  sol  und  ma<i,  der  einem  vjlichen  cJe<ier  iwib  alle 
egenanten  sachen  und  zuspruche  des  7'ecJtten  tinrerzogeidichen  heholff'en 
sin  sol,  der  Meger  wer  dann  in  des  richs  achte  oder  verlant- 
fridt,  die  sollen  dieser  gnaden  nicht  gehrucfien  als  lange  sie  in  der 
achte   und  r  e  r  lan  t  fr  i  d  t  sin.    fEbend.   3,   26). 

*j  Nach  dem  Landfr.  a.  1414  Art.  14  (siehe  vor.  Anm.)  wurde, 
insofern  es  sich  um  abhängige  Leute  handelte,  zunächst  noch  die 
Intervention  des  Herrn  angerufen  resp.  zugelassen. 

2)  Vgl.  K.  Karls  IV.  Landfr.  in  Schwaben  a.    1373: 

Art.  11.  Wer  aucJi,  daz  ieman,  der  in  dem  lantfrid  wer  oder  nocJi 
dar  in  käme,  oder  sust  ieman  and«'rs,  wer  der  wer,  geschediget  wurde 
'riderrelits  mit  röb,  mit  brand,  mit  mort  oder  mit  unreJtt  widersagen 
in  den  Irraisen  des  lantfrides  von  den  luten,  die  nacJi  dez  hauptmans 
erkantnuss  solich  lut  wem,  daz  die  chlaf/er,  die  den  schaden  ge- 
litten Jietten,  und  auch  der  lantfrid  in  iren  guten  und  an  iren 
haben  solirhes  scitadfns  und  der  sache  niht  erholen 
noch  widerkomen    möhten,  so  sol  der  hauptmari  den  oder  die 
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Wie  schon  bemerkt,  sind  wir  nun  von  vorneherein 
auf  die  Annahme  hingewiesen,  dass  in  den  Art.  22  und  29 
des  Egerer  Landfriedens  auf  ein  von  diesem  normalen 
irgendwie  abweichendes,  auf  ein  ausserordentliches 
Verfahren  vor  dem  Landfriedensgericht  Bezug 
genommen  ist.  Und  es  fehlt  weiter  nicht  an  deutlichen 
Fingerzeigen,  nach  welchen  wir  diese  Abweichung  eben 
darin  zu  suchen  haben  und  erkennen  dürfen,  dass  die 
Kundlichmachung,  d.  h.  der  Beweis,  nicht  wie  im 
Verfahren  nach  Art.  2  und  20  einen  konkreten  Laud- 
fiiedensbruch,  eine  bestimmte  Verletzung,  welche  der  Kläger 
erlitten,  zum  unmittelbaren  Gegenstande  hatte,  sondern 
die  Thatsache,  resp.  Behauptung:  dass  der  Beklagte 
ein  „verleumdeter,  schädlicher  Mann"  sei. 

Dies  erscheint  vor  Allem  schon  als  Ergebnis  der  rein 
grammatikalischen  Interpretation  der  beiden 
Stellen.  Dasselbe  tritt  noch  schärfer  und  unzweideutiger 
heraus  in  der  Fassung  der  dem  Art.  29  entsprechenden 
und  sonst  wörtlich  gleichen  Bestimmung  des  Heidelberger 
Landfr.  K  Ruprechts  a.  1404  (Art.  33):  E^  sol  auch 
kein  verlumpt  er,  kutitlicher  schedeJicher  mann^  der  vor  dem 
lantfrid  fiUntUclien  ffemachet  ivere  u.  s.  w.  Das  kann  doch 
wol  nur  lieissen:  der  vor  dem  Landfriedensgericht  als 
solcher,  als  ein  verl.  schädl.  Mann  kuudlich  gemacht, 
erwiesen  wurde,  d.  h.  eben  als  ein  ]\Iann,  weicher  allge- 
mein im  Rufe  einer  schädlichen  Lebensweise  stand,  als 
gewohnheitsmässiger  Landfriedensbrecher    berüchtigt  war. 


selben  bcschediger  mit  sinen  oder  mit  dez  lantfrides  offenen  hriefen  den 
herrcn  und  den  stetten  dez  lantfrides  verkünden  und  verbieten;  und 
sullen  (( ucli  dan  n  d  i  e  s  e  1  h  c  n  s  dt  edlicJi  lut  e  by  deheincn  der 
obgenanten  herren  noch  stetten  deheinerlei  frid  noch  geleit  noch  schirme 
fiirbaz  han;  sunder  zu  weihen  sie  koment,  die  den  lantfrid  gesworn 
hetten  oder  noch  sireren  ivurden,  herren  oder  stett,  die  sullen  sie  an- 
griffen und  anvallen  gelicher  wise,  alz  ob  in  selber  der  schade  nm  in 
ividerfarn   urr   ungeverlichen.    (Fischer,  a.   a.   0.  S.  129). 
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Dazu  tritt  sodann  einerseits  die  Analogie  des  Wort- 
lauts in  den  oben  besprochenen  Bestimmungen  der  Landfr. 
K.  Rudolfs  T.  a.  1287  und  K.  Albrechts  a.  1298,  betreffend 
„die  Leute,  die  übersagt  sind,  die  schädlich  sind  dem  Lande''  ^); 
andererseits  die  Analogie  gewisser  Artikel  des  Landfriedeus- 
entwurfes  K.  Karls  IV.  für  den  Rothenburger  Landfrieden 
K.  Wenzels  a.  1377,  welche  den  Fall  behandeln,  dass  eine 
Klage  wegen  Landfriedensbruchs  nicht  gegen  eine  Person, 
sondern  gegen  eine  Burg  erhoben  wurde,  als  den  ge- 
richts-  oder  gemeinbekannten  Sitz  der  Thäter. 

Art.  1 1.  TT 'äre  a uch  das^  das  zu  deh  a  i n e r  veste  n 
0  d  e  r  sl  oss  ie  m  ant  schade  geschehe  oder  iriderfüre 
mit  rawp  mort  pranf  rahen  uh recht  ividersagen,  da  sollen 
frir  die  ohgenanten  unser  fürsten  graten  herren  und  stete 
ziitnn  und  die  brechen,  ob  sie  d^r  ist  die  den  schaden  ge- 
tan haben  oder  zu  den  es  geschehen  ist  die  in  disem  fride 
nit  begriffen  sint. 

Art.  12.  ir^y  aber,  das  die  obgoianfen  ersten  oder  sloss 
u)iser  oder  dehains  der  cjbgenanten  fursten  graven  herren 
und  stete  diener  wer,  die  sol  man  dem^  des  sie  gewesen 
ii<t,  u  n  z  e  r  b  r  ocJi  e  n  n-  ide  r  g  eb  e  )i  und  antivurten  ;  doch 
sol  er  s o l  i c h  e n  schade n  ,  als  redlichen  und  w liglichen 
ist^  gelten  und  bezalen,  der  da  ruf  geschehen  ist,  oder 
d ie  cl a g er  imcl agha ft  m ache n  nach  rate  unser 
unser s  suns  oder  hößtmans  un  geverde. 

Art.  13.  ITa  oüch  in  unsern  oder  der  obgenanten 
fursten  herren  landen  oder  gebieten  w  i  s  s  e  ncliche  n  unser 
der  vorgenanten  fursten  graven  herren  oder  stette  diener 
rawphuser  sin,  davon  land  und  lute  bescJte- 
dig et  w e r d e n ,  die  sullen  w  i r  mit  u n s e r  m a  c h t 
p  rechen  iin  d  z  er  s  tören  v  n  g  e  v  e  r  d  e  -). 


')  Vgl.  oben  S.   128. 

')  Keicbstagsakten   1,   108. 
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Auch  hier  kehrt,  wie  ich  meine,  der  oben  angenom- 
mene Gegensatz  von  ordentlichem  und  ausserordentlichem 
landfriedensrechtlichem  Verfahren  wieder. 

Die  Art.  11  und  12  betreffen  die  Exekution  gegen 
Burgen  wegen  einzelner,  bestimmter,  davon  ausgegangener 
Schadensstiftungen ,  selbstverständlich  auf  Klage  (vgl. 
Art.  12:  oder  die  clager  tinclaghaft  machen)  und  nach 
landfriedensgerichtlichem  Erkenntnis. 

Der  Fall  aber,  den  Art.  13  im  Auge  hat,  muss  wol 
als  ein  anderer  angesehen  werden.  Unverkennbar  handelt 
es  sich  hier  wieder  um  die  Exekution  gegen  Burgen, 
welche  als  notorische  („wissentlich''  !) i)  Ausgangspunkte 
fortwährender  Friedensstörung,  als  „verleumdete  schädliche 
Häuser"  angeklagt  und  kundlich  gemacht  waren. 

Endlich  w^ird  unsere  Auffassung  auch  noch  durch- 
schlagend unterstützt  durch  die  Bestimmungen  der  Land- 
frieden bezüglich  der  herrenlosen  reisigen  Knechte, 
wonach  diese  gleichfalls  schon  auf  Grund  der  Thatsache 
ihrer  herrenlosen  Stellaug,  welche  eben  im  Allgemeinen 
an  sich  als  ein  indirekter  Bew^eis  schädlicher  Lebensweise 
betrachtet  werden  konnte,  wie  Verurteilte  als  verbotene 
und  friedlose  Leute  behandelt  werden  sollten. 

Siebe  die  Stellen  oben  S.  9  und  10.  Ausserdem 
aber  ganz  besonders:  Mergentheimer  Landfriedenseiniguug 

a.   1403: 

Art.  10.  Auch  wdicli  knecht  ein  eigen  pfert  oder  mer 
hat,  der  sol  ein  erbern  gesessen  herren  Jtaben,  der  in  zum 
rechten  versprech  und  sein  mechtig  sei.  welicJter  aber  kein 
lierren  hat,  der  in  zum  rechten  versprech,  derselb  und 
auch  alle  andere  v  e  r  l  ü  m  ent  u  n  d  s  c  h  ä  d  l  i  c  Ji  l  ü  t  e 
sollen  in  des  richs  echt  sein,  und  wo  man  die  an- 
kumpt  oder  begrifft,  die  sol  man  ufhalten  und  zu  den 
richten,  als  zu    echter  n    u  n  d    z  u    r  o  u  b  e  r  n  von  recht. 


')  Vgl.  oben  tS.  204  Urk.  n.   1391 
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wer  auch  dieselben  huset  hofet  esset  oder  t renkt  oder  in 
sust  deheinerlei  hilf  oder  furderung  tut,  es  sei  heimlich 
oder  offenlich,  zu  dem  oder  zu  denselben  sol  man  dann 
auch  richten  als  zu  in,  und  sol  auch  derselben  keiner  frid 
noch  geleit  haben  in  keiner  stät  ^); 

und  den  entsprechenden  Artikel  in  dem  darauf  be- 
ruhenden Landfr.  K.  Kuprechts  aus  demselben  Jahre : 

Art.  10.  Audi  sal  furbass  keiner^  der  nit  zu  den 
Wappen  geboren  ist  und  sich  ritens  begeet^  kein  eigen  reisig 
pferde  han^  es  were  dann  das  er  eins  herren  oder  sfette 
diener  were  die  gm  kost  und  fider  geben,  und  dieselben 
alle  sollent  auch  in  unser  und  des  heiligen  richs  achte 
sin,  und  sollent  ngrgod  keine  geleide  han.  und  wa  maun 
sie  ankumpt^  so  sal  mann  sie  off'halten  und  einem  haupt- 
mann  antwurten;  der  sal  dann  auch  zu  gn  richten  als 
zu  echteren  und  zu  übel  t  et  igen  luten  con  recld. 
und  wer  auch  dieselben  huset  oder  hoft  esset  oder  drenckd 
oder  i)i  sunst  dheinerleg  hilfj'e  oder  furderuiig  düt^  es  sij 
heimliclioi  oder  öffentlich,  zu  den  sal  mann  auch  r leiden 
als  zu  gUj  und  sal  auch  derselben  keiner  weder  fride  noch 
geleide  haben   an  dJf einer  stat  -). 

Vgl.  auch  Landfr.  K.  Sigismunds  zu  Nürnberg  a.  1431 
Art.  o  und  Frankfurter  Reformation  a.    1442  Art.  9  O- 

Die  hier  vorliegende,  ausdrückliche  Gleichstellung 
jeuer  Personen,  deren  äussere  Lebensumstände  unmittelbar 
den  sichern  Schluss  auf  eine  verbrecherische  Lebensweise 
gestatteten,  mit  den  „andern  verleumundeten  und  schäd-- 
liehen "  d.  h  wol  als  schädlich  verleumundeten  (bezw.  den 
übelthätigen)  Leuten  ist  gewiss  im  höchsten  Grade  charak- 
teristisch.    Dass    die    angegebenen  Rechtsfolgen    bei   den 


^j  Reichstagsakteii  5,  GOO. 
'')  Ebend.  5,   606*. 

^j  Neue    und    vollst.    Sammlung    der    Reichsabschiede  S.   145 
und    1 72. 


^^ 
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Letzteren  irgend  eine  Kundlichmachung  des  Leumunds 
und  ein  gerichtliches  Erkenntnis  zur  Voraussetzung  haben 
mussten,  liegt  wol  in  der  Natur  der  Sache  und  ergibt 
sich  auch  aus  der  letzteren  Stelle,  wo  die  übelthätigen 
Leute  ihrerseits  mit  den  Aechtern  zusammengestellt  er- 
scheinen 1). 

So  dürfen  wir  wol  in  dem  landfriedensrechtlichen 
Verfahren  gegen  „kundliche ,  verleumundete,  schädliche 
Leute"  bezw.  in  dieser  „Kundlichmachung"  ein  wesens- 
gleiches Seitenstück  des  bei  den  ordentlichen 
Gerichten  üblichen  Üebersiebnens  der  land- 
schädlichen Leute  erblicken. 

Frao-lich  aber  kann  dabei  in  Betreff  des  Ersteren 
insbesondere  noch  ein  Doppeltes  bleiben. 

Einmal  ob  auch  hier  anzunehmen  ist,  dass  bei  der 
Klagerhebung  als  unmittelbarer  Anlass  regelmässig  ein- 
zelne bestimmte  Landfriedensbrüche  namhaft  gemacht 
und  dem  Beklagten  zur  Last  gelegt  wurden,  so  dass  die 
Behauptung  der  notorischen  Landschädlichkeit  desselben 
ihrem  Wesen  nach  eigentlich  bloss  als  Beweisbehaup- 
tuner  erschien,  oder  ob  diese  auch  die  unmittelbare 
und  einzige  Anklage  beschuldigung  sein  konnte. 


*)  Dieselbe  Voraussetzung  ist  wol  auch  anzunehmen  im  Land- 
frieden K.  Wenzels  a.  1397: 

Art.  5.  [fem  iras  man  auch  r erleumunter  oder  sched- 
licher  leute  uff  so!  ich  en  slossen  (welche  vom  Landfriedensaufgebot 
belagert  und  genommen  worden  waren)  oder  sxst  rinden  oder  be- 
griffen wirdet,  die  sol  unser  hauptman  von  st  ad  an  hahen  las- 
sen; und  sol  oiich  dieselben  schedli  ch  en  leute  keinerlei  frid 
noch  yeleitte,  das  vor  gegeben  teere  oder  gegeben  wurde,  dafür  helfen 
noch  furtragen  in  dhein  weijs.  (Reichstagsakten  2,  484). 

Vgl.  auch  K.  Ruprechts  Landfr.  für  Franken  und  die  Wetterau 

a.   1403: 

Art.  40.  —  was  auch  schedli  che  r  lüte  dariif  (auf  gewon- 
nenen Schlössern)  fwnden  weren ,  über  die  sal  man  zu  stunt 
richten,  als  dieser  lantfrid  usswiset.     (Ebend.  5,  618). 

Zailinger,  Landscliädliche  Leute.  1« 
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Für  die  erstere  Annahme  liesse  sich  einmal  geltend 
machen  der  Schlusssatz  in  Eger  Art.  22:  wer  sich  aber 
sHst  vor  (Irm  lantfrid  vemntwurten  solt  oiler  woU,  dem 
so!  (h'r  lantfri'l  f/eleifte  qelmi  dar  und  danne  an  geverde, 
der  den  Rückschluss  zu  gestatten  scheint,  dass  auch  gegen 
den  kundlich  gemachten,  verleumdeten,  schädlichen  Mann 
grundsätzlich  eine  Anklage  wegen  bestimmter  Landfriedens- 
verletzungen vorlag,  welche  nicht  schon  direkt  bewiesen 
waren,  wegen  deren  also  an  und  für  sich  eben  noch  eine 
Verantwortung  hätte  stattfinden  können.  Diese  sollte 
jedoch  prinzipiell  ausgeschlossen,  der  unmittelbare  That- 
beweis  als  ersetzt  gelten  durch  den  Leumundsbeweis. 

Dazu  kommt  die  allgemeine  Erwägung,  dass  es  sich 
bei  der  L.ndfriedensrechtlichen  Rechtsverfolgung  ^  wie 
durchwegs  ersichtlich ,  doch  immer  wesentlich  um  die 
Geltendmachung    von    Schadenersatzansprüchen    handelte. 

Endlich  könnte  man  sogar  als  einen  direkten  Beleg 
für  unsere  Ansicht  noch  folgende  Bestimmung  eines  ober- 
rheinischen Landfr.  a.  1378  geltend  machen,  sofern  die- 
selbe, wie  ich  meine,  auf  das  fragliche  ausserordentliche 
Leumundsverfahren  gegen  schädliche  Leute  bezogen  wer- 
den darf: 

Art.  17.  hl  iceliches  tedes  (jehiete  oder  gerihte  och 
unnan  kerne  ^  der  ein  sehe  d  elic  li  ü  h  elf  et  ig  nia  n  n  were, 
und  den  andern  zu-ein  teiln  oder  ir  eime  einoi  scJiaden 
hetfe  f/efan  in  den  ziten  des  friden.  und  dazselhe  teil  oder 
der  rat  desselben  tedes  uf  iren  elt  erka)dent^  daz  er  ein 
seh  edel  ich  man  u:ere  und  sh  wider  reht  geschediget 
hefte.'  do  sol  daz  ted^  dahin  er  kummen  ist^  in  angriffen 
und  in  hüssen  und  hessern  nach  dem  rechten  zu  ge- 
licher  wise  also  obe  donseihen  tede  dazselhe  unrecht  ge- 
schehen u:ere  ^). 


1)  Reiehstcigsakten  1,  209. 
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Eine  weitere  Frage  ist  dann  die  nach  der  for- 
mellen Gestaltung  der  in  Rede  stehenden  „Kund- 
lichmachung'^  vor  dem  Landfriedensgericht. 

Klar  ist    nach  der  Natur    der  Sache    wie  nach    dem 
Wortlaut  der  fraglichen  Zeugnisse,  dass  es  sich  dabei  um 
einen    Notorietätsbeweis ,     also    prinzipiell   jedenfalls    um 
einen    Beweis     durch    Zeugnis     handelte.      Dass    derselbe 
aber    völlig    in    den  Formen    des    sonst    üblichen  Ueber- 
sagungs-  d.  h.  üebersielmimgsverfahrens    zu  führen  war, 
erscheint  von  vorneherein    nicht  wahrscheinlich;    einfach 
schon  aus  dem  Grunde,  weil  anzunehmen  ist,  dass  andern- 
falls wol  sicherlich  auch  die  entsprecheüden  allgemein  be- 
kannten und  gebräuchlichen  technischen  Ausdrücke  m  den 
bezüglichen  Bestimmungen  einmal  verwendet  worden  wären. 
Es    erscheint   vielmehr    die  Vermutung    naheliegend, 
dass  auch  bei  diesem  Verfahren  dem  Ermessen  des  Land- 
friedensgerichts   bezw.    der    Beweisführung    des    Klägers, 
eine  grössere  Freiheit  zugestanden  war  i),  und  dass  even- 
tuell luch  schon  geringere  Garantien  für  die  prozessuale 
Kundlichmachung  einer  diesbezüglichen  Anklage  oder  An- 
zeige als  ausreichend  anerkannt  wurden. 

In  dieser  Beziehung  ist  vielleicht  auch  zu  erinnern, 
an  die  Nachricht  über  das  österreichische  „Geräun'^  des 
14.  and  15.  Jahrhunderts,  in  der  Cont.  Claustroneob. 
a.  1390  'Ol  welche  die  Auslegung  wenigstens  zu  gestatten 
scheint,  dass  hiebei  die  Leumundskonstatirung  nicht  je- 
weils durch  eine  Mehrzahl  von  Zeugen  erfolgte,  sondern 
dass  schon  die  beschworene  Anzeige  einzelner,  allerdings 
ausgewählter  Vertrauensmänner  allein  und  unmittelbar  die 
Grundlage  der  Verurteilung  bezw.  Exekution  bildete. 

Ausserdem  mag  dann  insbesondere  auf  folgende  Be- 
stimmungen des  baier.  Landfriedens  a.  1352  hingewiesen 
werden : 


1)  Vgl.  oben  S.  249.         '^)  Siehe  oben  S.  88. 
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1.  Bey  dem  ersten  wellen  wit\  das  all  vnser  ampU 
lewt,  wie  die  genannt  sint^  vnd  auch  all  lewt  gemaincJdeich 
ze  nidern  Beyern  alle  seh  edle  ich  lewt^  ez  sy  rauher, 
pren  ner  ^  mo r d r a r  o d er  dewh  we nnen  ( !  wol :  be- 
Dennen)  vnd  färp ringen  s allen,  als  verr  sew  ir 
trew  weisshet ^  vnd  schullen  in  vnser  amhtlewt  vnser 
lant  verhewtoi,  vnd  si  dar  aus  entslagen  also,  das  si 
an  dhainer  stat  in  alten  noch  in  tiewn  freyung,  noch  hey 
anders  iemant  iberal  in  vnserm  lande  ze  nydern  Beyern 
dhainen  frid  noch  sicherheyt  haben,  noch  dhainer  hawsser 
bey  iemant  gemessen.  Wer  aber  das  yemant  i)t  vnserm 
lande  von  vns  oder  vnser n  ambtlewten  beschuldigt  würdet, 
das  er  seh  edl  eich  lewt,  ainen  oder  mer.  bey  im  ent- 
hielt; mag  sich  der  selb  dritt  erber  v)iuersprocher  mamien 
des  entreden,  des  schal  er  gemessen.  Mächt  er  des  nicht 
getu)i,  so  sol  er  in  allen  doi  schulden  sein-,  da  der  seh  ed- 
le ich  man  in)i  ist, 

2.  Geschäch  auch,  daz  ainer,  dem  daz  lant  verboten 
war,  bfnj  ainem,  swer  der  ivär,  verboten  ward,  der  selb  sol 
den,  der  bey  im  verpoten  wirt,  ze  gericht  antwürten.  Tat 
er  des  nicht,  so  sol  er  ivider  geben  vnd  gelten,  was  der 
selb  genomen  und  getan  hat,  vnd  sol  dar  zu  in  alle  die 
schuld  geuallen  sein,  dar  inn  der  ist,  den  man  von  in 
geuodert  het  ^). 

Im  Laufe  der  Zeit  mochte  dann  auch  die  hier  hervor- 
tretende Entwicklung  dahin  gegangen  sein,  dass  man  Per- 
sonen, die  als  schädliche  Leute  bloss  angezeigt,  resp.  auf 
Grund  einer  blossen  Anzeige  verboten  waren, 
wenn  man  ihrer  habhaft  wurde,  erst  noch  peinlich  be- 
fragte, und  dann  auf  Grund  eines  Bekenntnisses  verurteilte. 


*)  Qu.  und  Erört.  6,  507.  Unklar  bleibt  das  Verhältnis  dieser 
Vorschrift  zur  alten  »stillen  Frage*,  vgl.  oben  S.  90.  Vielleicht 
hat  man  es  auch  hier  nur  mit  einer  Fortbildung  dieses  Instituts 
zu  thun. 


^\ 
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Für  die  hrerenlosen,  reisigen  Knechte,  also  die  ge- 
nerell verbotenen  schädlichen  Leute,  ist  dies  in  der  spä- 
teren Landfriedensgesetzgebung  direkt  bezeugt.  Vgl.  den 
ewigen  Landfr.  a.  1495 : 

Art.  7  :  Und  als  vil  reisig  und  fussknecht  seind,  der 
eins  teils  ganz  kein  herrschaft  haben,  auch  etlich  dinsts 
verpflicht,  darin  si  sich  wesentlich  doch  nicht  halten,  oder 
die  herrschaft^  darauf  si  sich  versprechen,  ir  zu  recht  und 
billichheit  nit  2)flichtig  sind  oder  mechtig,  sunder  in  landen 
inn  vorteil  und  reiterei  nachreiten:  ordnen  setzen  U)ul 
wollen  ivir,  daz  hinfür  sollig  reisig  und  fussknecht  in  dem 
JieiUgen  reich  nit  sollen  gedult  oder  auf  enthalten^ 
sunder  wo  ma)i  di  betreten  mag,  so  sollen  si  angenomen, 
hertiklich  gefragt  und  umb  ir  misshandlung  mit  ernst 
gestraft  und  auf  das  wenigst  ir  hab  und  gut  angenommen 
gebeutet  und  si  mit  eiden  und  bürgschaftoi  nach  notturft 
verpuiulen  iverden  ^). 


1)  Neue  Sammlung  der  Reichsabschiede  2,  5.  So  auch  schon 
Landfr.  zu  Frankfurt  a.  1486  Art.  6  (das.  1,  277);  dagegen  noch 
Landfriede  zu  Augsburg  a.  1474  Art.  9  blo.ss :  —  sunder  allent- 
halben wo  man  sie  betreten,  angenomen  und  als  uberfarer  des  friden 
gestrafft  iverden   (das.   1,  263). 
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Verla<j?  der  Waffuer'schen  rniversitäts-Buchhandlunii; 

in  Innsbruck. 


Beriehtiginiiicn: 

kSeite   27  Aiini.  Z.   2  lies  domini,  cuius  est  etc.   «tatt  dominus. 
»      55  Anm.  2  letzte  Zeile  lies  M.  G.  LL.   2,  455  statt  2,   255. 


N  II  c  li  t  rag: 

Zu  breite  104,  zweiter  Absatz.  Als  Zeugnis  für  den  thatsäeh- 
lichen  Bestand  des  Instituts  der  » Frage  ^  oder  ^  Landfrage  <  in 
Uesterreich  kommt  insbesondere  auch  ^eifried  Helbling  II,  27  tf. 
140.  111,  1  (Ausg.  von  Seemüller  S.  6'7  tl'.  71.  115)  in  Betracht; 
über  die  rechtliche  Gestaltung  des  Verfahrens  lässt  sich  daraus 
jedoch  irgend  etwas  Sicheres  nicht  wol  entnehmen. 


Miiiistoriales  und  Militos. 

Ilntersuclmiigen  über  die  ritterliclieii  Unfreien 

zunäelist  in  baierisclien  Reclitsciuellen  des 

XII.  und  XJll.  Jahrhunderts. 

Von  Dr.  Otto  von  Zallinger. 

1878.   IV  u.  103  S.  8^.    M.  2.80 

Die  Schöffenbarfreien  des  Sachsenspiegels 

Untersuchungen  zur  Geschichte 
der  Standes -Verhältnisse  in  Deutschland. 

Von  Dr.  Otto  von  Zallinger. 

1887.     XII  11.  304  S.  80.     M.  G.40 


Untersuchungen 
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Erbeiifolge  der  ostgermanisclieii  Reclite. 

Von  Julius  Ficker. 

I.  Band  und  II.  Band  1.  Hälfte. 
1891  11.  1893.    XXX  u.  540  u.  400  S.  gr.  8^.   M.  27.70 

Der  Gerichtsstand  des  Clerus 

im  fränkischen  Reich. 
Von  Dr.  Anton  Nissl. 

-    .'.  .■■-        188(5.    XV   u.  247  S.  8'\    M.  4.80  I 
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Launegild  und  Wadia. 

Eine  Studie  aus  dem  loiiuoliardischeii  Keehte 

von  Dr.  Anton  Val  de  Lievre. 
1877.     XIII  u.  294  S.  s^^    M.  6.— 
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rbierstrafeii  und  Thierprozesse. 

Von  Karl  von  Amira. 
1891.     57  S.  gr.  8^     M.   l.— 


Die  Muerliche  Wirthschaftsverfassung 

des  Yintscligaues 

yorneliiulieh  in  der  zweiten  Hälfte  des  Mittelalters 

von  Armin  Tille. 

1895.   VIT  u.  280  S.  ft^    M.  4.80 


Entstehung 
des  deutschen  ImmoMliar-Eigenthiiiiis 
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